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Beginn der Sitzung: 09.02 Uhr

V o r s i t z : Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag, Zweiter Präsident Ferlitsch, Dritter Präsident Lobnig

A n w e s e n d : 35 Abgeordnete

E n t s c h u l d i g t :   Willegger

M i t g l i e d e r   d e s   B u n d e s r a t e s :  Ing. Kampl, Mitterer, Molzbichler

A m   R e g i e r u n g s t i s c h : Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz, Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy, Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut, Landesrat Dörfler, Landesrat Ing. Rohr, Landesrat Mag. Dr. Martinz;

Landesamtsdirektor-Stv. Dr. Platzer

Schriftführer: Direktor Mag. Weiß
Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Werte Regierungsmitglieder! Ich eröffne die 19. Sitzung des Kärntner Landtages und begrüße Sie alle recht herzlich! Ich begrüße auch Vertreter der Regierung! Ich sehe im Hause Herrn Landesrat Dörfler, Frau Landesrätin Dr. Schaunig sowie Herrn Dr. Martinz. Ich begrüße die Bundesräte! Ich begrüße die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Amtes der Kärntner Landesregierung! Ich begrüße die versammelten Zuhörerinnen und Zuhörer!

Ich darf mitteilen, dass sich für die heutige Sitzung entschuldigt haben: Der Herr Landeshauptmann Dr. Haider ist auf einem Auslandstermin. Herr Landtagsabgeordneter Günter Willegger und Herr Landesamtsdirektor Dr. Reinhard Sladko haben sich ebenfalls entschuldigt.

Der Landtag ist beschlussfähig. Ich möchte, einer Tradition folgend, auch unsere Geburts​tagskinder kurz erwähnen. Vor wenigen Tagen hat Frau Abgeordnete Wilma Warmuth ihren Geburtstag gehabt. Ich gratuliere ihr recht herzlich und wünsche ihr Gesundheit und weiterhin viel Elan bei der Arbeit! (Beifall im Hause) Gerade gestern, glaube ich, hat Herr Abgeordneter Rudolf Schober seinen Geburtstag gehabt. Wo ist das Geburtstagskind?! – (Abg. Schober erhebt sich dankend. – Beifall im Hause.) Heute hat unser Landtagsabgeordneter Bürgermeister von Velden, Ferdinand Vouk, Geburtstag. Ich darf ihm dazu herzlich gratulieren! (Beifall im Hause)

Wir kommen nun, am Beginn der Sitzung, zur Fragestunde. 

Fragestunde

Ich rufe die 1. Anfrage auf:


1.
Ldtgs.Zl. 125/M/29:

Anfrage der Abgeordneten Warmuth an Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Ich bitte, die Frage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren Abgeordneten! Hohe Beamtenschaft! Liebe Zuhörer auf der Tribüne! Eingangs bedanke ich mich sehr herzlich für Ihre Geburtstagsgratulation und für den Applaus!

Meine Anfrage an Frau Landesrätin Schaunig lautet: Wie hoch belaufen sich die Gesamtkosten für die von Ihnen in Auftrag gegebene Gender-Mainstreaming-Studie?

Warmuth

Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Geschätzte Frau Abgeordnete! Hoher Landtag! Sehr geehrte Damen und Herren! Die Gesamtkosten für die Studie belaufen sich auf 45.500 Euro. Diese Studie wurde von 17 Frauen und Männern aus dem Bereich der Wissenschaft erstellt und erhält Leitlinien für die Gleichstellungspolitik im Land Kärnten. Was mich sehr freut: Wir haben am Dienstag in der Kärntner Landesregierung den Wirtschaftsbericht des IHS von Herrn Prof. Bodenhöffer präsentiert bekommt. Dieser Wirtschaftsbericht bezieht sich ausdrücklich auch auf die Gender-Mainstrea​ming-Studie und die darin vorgegebenen Leitlinien im Bereich der Frauenpolitik. Ein sehr schönes Lob, das ich allerdings an die Verfasserinnen und Verfasser, an die Wissenschafterinnen und Wissenschafter, die diese Studie erstellt haben, weitergeben möchte. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Frau Abgeordnete Mag Cernic, ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Sehr geehrte Frau Landesrätin! Welche konkreten Maßnahmen haben Sie auf Grund dieser Studie aus Ihrem Bereich schon setzen können?

Mag. Cernic

Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Die Studie ist das erste Mal eine sehr umfassende Bestandsaufnahme der unterschiedlichen Lebenssituationen von Männern und Frauen in Kärnten. Die Bereiche, die darin erfasst wurden, sind sehr breit. Das geht vom Bereich der Bildung, der Kinderbetreuung, der Einstiegsmöglichkeiten in den Beruf über alle Lebensbereiche der Frauen. Ich habe die Studie auch den Referenten in der Landesregierung zur Kenntnis gebracht und hoffe, dass sie entsprechende Initiativen in ihren Referatsbereichen setzen werden!

In meinem Referatsbereich hat die Studie ergeben, dass für Frauen insbesondere die Situation als pflegende Anhörende sehr belastend ist und hier weitere Unterstützungsmaßnahmen über die bereits vorhandenen hinaus erforderlich sind. So haben wir Initiativen gesetzt, um den Bereich der Unterstützung durch Seminar- und Kursangebote, wie „Pflege für zu Hause“ von Profis entsprechend auszubauen und in Kärnten flächendeckend zu etablieren. Wir haben einen einstimmigen Regierungsbeschluss inzwischen gefasst, dass wir die Sozial- und Gesundheitssprengel personell aufstocken wollen, weil es genau die Schnittstelle vom intramuralen zum extramuralen Bereich ist, wo für viele pflegende Angehörige oft eine Lücke entsteht und Pflegedienstleistungen nicht in entsprechender Geschwindigkeit für sie angeboten werden.

Wir sind gerade dabei, ein Modell auszuarbeiten, um pflegende Angehörige auch sozialversicherungsrechtlich entsprechend zu unterstützen, weil leider nur sehr wenige – und es sind vor allem Frauen – die Möglichkeit einer begünstigten freiwilligen Weiterversicherung im Rahmen der Pensionsversicherung in Anspruch nehmen.

Letztendlich haben wir eine Möglichkeit der Kurzzeitbetreuung geschaffen, bei der das Land Kärnten für den Bereich der Kurzzeitpflege bis zu einem Monat die Kosten in den Pflegeheimen übernimmt, um pflegenden Angehörigen auch die Möglichkeit einer Stärkung für sich selbst zu gewähren. Auch dieses Modell möchten wir noch weiter ausbauen, im Bereich der familiären Betreuungen.

Für junge Frauen und Mädchen haben wir Programme erstellt, auch auf Grundlage dieser Studie, um ihnen die Möglichkeit der Berufswahl zu verbreitern. Ich möchte nur beispielhaft zwei Projekte erwähnen. Das ist zum einen das „Projekt Mut“, das wir gemeinsam mit dem Mädchenzentrum machen, das jungen Frauen die Möglichkeit geben soll, ein bisschen in technische Berufe hinein zu schnuppern und sich nicht nur im traditionellen Berufswahlbereich für Frauen sich zu bewegen.

Der zweite Bereich ist der jährliche „Frauenförderpreis“, die „Lillith“ genannt, wo wir ebenfalls Projekte von jungen Mädchen fördern, die sich ganz intensiv mit ihrer Zukunft, mit ihrem Berufsleben und ihren Zukunftschancen beschäftigen.

In Summe ist das also ein Bericht, der die Basis für gute frauenpolitische Arbeit in Kärnten liefert. Ich bin sehr stolz auf diesen Bericht! Ich hoffe, dass die anderen Referenten – gleich wie ich das in meinem Referatsbereich mache – die entsprechenden Initiativen auf Grundlage dieses Berichtes setzen werden! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann hat die Anfragestellerin noch eine Fragemöglichkeit, wenn gewünscht? – Ich bitte sie, zu sprechen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Geschätzte Frau Landesrätin, ich frage Sie: Inwieweit werden Sie auf Grund der Studienergebnisse auch dafür sorgen, dass es für Frauen zu einer besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie kommt bzw. mehr Initiativen für eine frauen- und familienfreundliche Arbeitswelt?

Warmuth

Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Frau Abgeordnete! Ich glaube, einen Teil Ihrer Anfrage habe ich schon in der Anfragebeantwortung von Frau Mag. Cernic erledigt. Den Bereich der Vereinbarkeit von Familie und Beruf – und das wissen Sie am allerbesten, weil wir ja viele frauenpolitische Veranstaltungen auch gemeinsam frequentiert haben – ist mir ein ganz besonderes Anliegen. Das ist auch ein Schwerpunkt dieser Studie.

Im Rahmen der Studie wurde nämlich festgestellt, dass der Bereich der Kinderbetreuung in Kärnten sowohl quantitativ als auch qualitativ noch Ausbaupotenzial hat. Wir haben ganz tolle Kinderbetreuungsangebote, hoch engagierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in diesem Bereich – aber die Versorgung, insbesondere im zeitlichen Rahmen ist nicht ausreichend. Wir haben sehr viele Fälle, wo es nur eine Halbtagsbetreuung gibt. Man braucht nicht viel Fantasie, dass eine Frau, die im Mölltal zu Hause ist und vielleicht nach Spittal zur Arbeit fährt, mit einer Halbtagsbetreuung für ihre Kinder leider nicht ausreichend versorgt ist.

Insbesondere der Bereich der Unter-Vier-Jährigen weist nach wie vor Versorgungslücken auf, ebenfalls der Bereich der Zehn-bis-Vierzehnjährigen, also der Bereich des Pflichtschulalters. Allerdings – und darüber, muss ich zugeben, bin ich auch etwas traurig – bin ich nicht die zuständige Referentin für diesen Bereich. Die Anregungen wurden von mir schon mehrmals an den zuständigen Referenten weiter geleitet; auch der Inhalt der Studie im Bereich der Kinderbetreuung. So hoffe ich, dass Ihr Fraktionskollege, Herr Landesrat Gerhard Dörfler, Ihren Anregungen und Ihren Wünschen im Bereich der Kinderbetreuung auch entsprechend Folge leisten wird! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Soll er für den SPÖ-Vorsitz auch kandidieren?! – Heiterkeit in der F-Fraktion.)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit, meine Damen und Herren, ist die 1. Anfrage erledigt. – Wir kommen zur 2. Anfrage:


2.
Ldtgs.Zl. 126/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Mag. Ragger an Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrte Frau Landesrätin! Wie hoch waren die Kosten für externe Berater bei Projekten Ihres Zuständigkeitsbereiches in der Kärntner Landesregierung im letzten Jahr?

Mag. Ragger

Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Herr Abgeordneter! Herr Präsident! Hoher Landtag! Die Kosten für externe Beratungsleistungen, die wir zugekauft haben, beliefen sich für den Bereich der Pflegeheime auf 32.700 Euro. Das war eine Studie über die Kosten der Pflegeheime in Kärnten, in Vorbereitung der Heimverordnung, sowie der Prüfung der Kostensätze, die wir für die Pflegeleistungen alle Monate erbringen.

Der zweite Bereich war der Bereich der sozialen Dienste, wo wir gemeinsam mit dem zuständigen Referenten für den EDV-Bereich, Herrn Dr. Haider, eine Datenerfassung für den Bereich der Hauskrankenpflege erstellt haben. Kosten: 12.495 Euro an externen Beratungsleistungen.

Ein weiterer Bereich war eine Studie über die Umsatzsteuerpflicht von Zuschüssen an soziale Vereine, weil ich gerne längere Absicherungen für die Vereine machen möchte, aber nicht Gefahr laufen möchte, dass die Vereine letztendlich 20 % ihrer Förderungen an den Finanzminister abliefern müssen. Die Kosten dieser Studie, die eine rechtliche Grundlage für derartige Vereinbarungen geliefert hat, waren 12.000 Euro.

Letztendlich der „Bedarfs- und Entwicklungsplan für die Jugendwohlfahrt und die Behindertenhilfe“: 47.700 Euro an externen Beratungsleistungen. Die Leistungen, die wir nicht quantifizieren können, sind der großartige Einsatz von Expertinnen und Experten aus Kärnten, die in der Steuerungsgruppe und in den Arbeitsgruppen uns jetzt schon ein Jahr lang unentgeltlich zur Verfügung stehen und ihr Know-how und ihr Fachwissen in diesen Bereich einbringen.

Es gibt einen Rechnungshofbericht zu den externen Kosten im Bereich der Landesregierung. Gewissenhaft, wie Sie sind, Herr Abgeordneter, werden Sie sich sicherlich auch die Kosten der anderen Referenten angesehen haben und festgestellt haben, dass das Sozialreferat ein Bereich ist, wo wir doch – Gott sei Dank! – sehr viele haben, die unentgeltlich mitarbeiten und wir nur in einigen Bereichen, wo wir das eben nicht verlangen können, auf externe Beratungsleistungen zurückgreifen müssen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Seitens der ÖVP? – Auch nicht. Dann hat der Anfragesteller noch eine Zusatzfrage, wenn gewünscht? – Er verzichtet.

Damit ist die Anfrage 2 erledigt. – Bevor ich zur Anfrage 3 komme, begrüße ich auch Herrn Zweiten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy im Hohen Hause!


3.
Ldtgs.Zl. 127/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Schwager an Landesrätin Mag. Dr. Martinz

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Werter Herr Präsident! Werte Zuhörer auf der Tribüne! Werte Abgeordnete des Kärntner Landtages! Die FPÖ-Fraktion hat im Kärntner Landtag am 16. Dezember 2004 einen Antrag eingebracht, nach dem der EU-Verfassungsvertrag einer Volksabstimmung in Österreich zugeführt werden soll. Am 11. 5. hat das Parlament, mit nur einer Gegenstimme der freiheitlichen Abgeordneten Barbara Rosenkranz, einstimmig beschlossen, diesen EU-Verfassungsvertrag zu ratifizieren.

Unser Antrag ist dem Ausschuss für Recht und Verfassung zugegangen und dieser Ausschuss hat 9 Mal – nein, eins, zwei, drei, vier, fünf, sechs Mal - beraten. Die letzte Beratung war am 20.9.2005; Unterbrechung der Beratungen bis auf weiteres.

Und jetzt die Anfrage an Sie, werter Herr Landesrat Dr. Martinz! Wird die Kärntner Landesregierung bei der Bundesregierung für eine Volksabstimmung in Österreich zum EU-Verfas​sungsvertrag eintreten?

Schwager

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Geschätzte Abge​ordnete! Liebe Zuhörer! Ich darf dazu folgendes vermerken: Die Frage, nach einer Volksabstimmung betreffend die EU-Verfassung stellt sich für mich derzeit im Mo​ment nicht, weil sich ganz einfach die Ereignisse in dieser Frage weiter entwickelt haben, um nicht zu sagen, überschlagen haben.

Einerseits wurde eine entsprechende Resolution, die scheinbar von euch gekommen ist, von den Regierungsmitgliedern der BZÖ in der 25. Regierungssitzung am 23. Mai, vom Kollegium der Kärntner Landesregierung, nicht beschlossen. Es ist also nicht beschlossen worden, ist somit nicht in der Form an die Bundesregierung weiter geleitet worden. Außerdem wurde die EU-Verfassung vom Nationlrat bereits im Mai heurigen Jahres beschlossen. Eine Volksbefragung ist in Österreich daher nicht mehr vorgesehen. Diese Frage hat sich für Österreich bis jetzt einmal erübrigt. Auf​grund der beiden negativen Referenden, wir haben das ja noch in Erinnerung in Hol​land und in Frankreich, liegt insgesamt das Projekt „Verfassung“ derzeit auf Eis. Die Europäische Region hat sich eine einjährige Nachdenkpause selbst verordnet.

Es wird vermutlich auch zu den Aufgaben unserer Präsidentschaft, des österreichi​schen Präsident nächstes halbes Jahr gehören, den Verfassungsprozess eventuell, wie auch immer, wieder in Schwung zu bringen, um das jetzt neu durchzudenken. Das ist Gegenstand der Agenda auch für das nächste halbe Jahr, auf der EU-Agenda der Präsidentschaft. Es stellt sich für mich heute die Frage nach einer Volks​abstimmung im Moment nicht, und wenn überhaupt, denke ich, ist man doch zu einen sehr breiten Konsens gekommen. Wenn eine Volksabstimmung, dann europa​weit. Aber vorher, nehme ich einmal an, muss einfach dieses Verfassungswerk wieder neu behandelt und neu durchdiskutiert werden.

Ich möchte aber was diese Verfassungsfrage betrifft, auch die anderen Punkte noch mal kurz erwähnen und in Erinnerung rufen was jetzt wirklich wichtig ist in der EU-Beziehung, natürlich auch mit der Verfassung, aber auch insgesamt. Denken wir an die Aufstellung der EU-Finanzierung. Die Finanzierung des EU-Haushaltes ist ein wesentlicher Punkt an dem ja auch diese Verfassung und letztlich der Unmut rund um die EU-Diskussion entstanden ist. Ich möchte nur noch erwähnen, dass Öster​reich insgesamt natürlich - wir haben in diesen Tagen die Ziffer bekommen mit 365 Millionen Euro - ein Nettozahler ist; Österreich in Summe. Dass aber Kärnten, und wir sind ja hier im Kärntner Landtag und sind für die Kärntner Belange zuständig, dass aber Kärnten ein Nettoempfänger ist. Kärnten hat aus der EU pro Jahr 71 Millionen Euro mehr an Erlösen als wir insgesamt mit unseren Beiträgen über Land und Gemeinden beitragen.

Das heißt also, es ist sehr wichtig, dass die Finanzschau, die Finanzvorschau insge​samt Richtung EU bald erledigt wird, denn, wenn es zu einer Veränderung kommt, wenn es hier zu Kürzungen kommt, wenn hier nicht mehr die gleichen Summen in der Finanzierung möglich sind, dann werden wir Kärntner – und dafür sind wir jetzt zuständig – hier auch massiv betroffen sein. Einmal auf der Seite der Töpfe und der Förderungsmöglichkeiten im Bereich ländlicher Raum, aber natürlich in weiterer Folge auch Landwirtschaft, wo wir alle wissen und dankbar sind dafür und Gott sei Dank ein sehr grobes und sehr großes geschnürtes Paket zur Unterstützung unserer Landwirtschaft, unseres ländlichen Raumes haben.

Ich möchte auch ausführen, dass die Frage der Globalisierung eine ganz wichtige ist und, dass eine Stärkung der EU und damit auch im Zusammenhang gesehen die Verfassung, eine starke europäische Union, eine direkte Antwort gegen Gefahren der Globalisierung ist. Es kann nicht unser Interesse sein, unser ureigenstes Interesse der Mitglieder der Europäischen Gemeinschaft und auch nicht unser Kärntner Inter​esse, dass die Europäische Union in ihrer Funktion, in ihrer Weiterentwicklung ge​schwächt und unterhöhlt wird. Denn, wenn am Ende dieses Diskussionsprozesses eine schwache Union herauskommt, dann wird das nur Bush, Putin und den Chine​sen helfen. Die werden sich freuen, aber nicht wir selbst innerhalb der Europäischen Union, wo wir genau wissen, dass die Europäische Union ein Friedens-, Freiheits- und Wohlstandsprojekt ist, das seinesgleichen weltweit suchen muss.

Es ist damit letztlich auch die Frage der Erweiterung verbunden. Hier ist natürlich sozusagen ein Unmut in der Bevölkerung und eine Sorge in der Bevölkerung aufge​taucht. Ist das nicht zu schnell dieser Prozess? Ist die Frage Richtung Türkeierweite​rung nicht eine Frage, die jetzt nicht da einfach auf der Tagesordnung stehen kann, weil sie zu früh ist? Auch hier ist es wichtig, diese Diskussion zu führen. Wichtig, und etwas was ich wirklich auch herausstreichen möchte ist, dass innerhalb der EU jetzt ein Entbürokratisierungsprozess in Gang gekommen ist. Ich möchte auch darauf ver​weisen, dass wir – und da war ich auch federführend dabei im Zuge der Verhand​lungen im Ausschuss der Regionen letzten Winter – maßgeblich unter anderem auch … (Der Vorsitzende: Herr Landesrat! Die Redezeit ist abgelaufen. Bitte, zum Schluss zu kommen!) … eingefordert habe, und eben eine … und in diesem Zuge die Stär​kung der Europäischen Union auch mit einer guten Verfassung das Wort geredet habe. Danke!

Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der FPÖ-Fraktion … der freiheitlichen Fraktion eine Zusatzfrage ge​wünscht? – Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo, ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine lieben Zuhörerinnen und Zuhörer! Sehr geehrter Herr Landesrat! Ich habe Ihren Ausführungen entnommen, dass Sie was die Mitbestimmungsrechte der Menschen in der EU betrifft, nicht viel davon hal​ten. Sie haben sich ausgeredet darauf, dass Kärnten angeblich Nettozahler/Nettoem​pfänger wäre. Das ist ein Rechenkunststück, wo Sie viel hineinrechnen müssen, aber Sie kriegen die Antworten täglich aus dem landwirtschaftlichen Bereich.

Jetzt frage ich Sie, um in Kärnten zu bleiben: Was werden Sie, als Kärntner Regie​rungsmitglied für die EU-Fragen zuständig tun, damit in Kärnten mehr Akzeptanz für die Menschen was die EU betrifft eingekehrt? (Abg. Lutschounig: Die BZÖ schwä​chen!)
Dipl.-Ing. Gallo

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Es ist diese Frage der Hebung der Akzeptanz gegenüber allen Fragen der Europä​ischen Union ein Dauerauftrag. Ich muss ja in Wirklichkeit beim Abgeordneten Schwager und beim Abgeordneten Gallo mehr oder weniger in jeder Regierungssit​zung bei der Stunde Null beginnen oder bei jeder Landtagssitzung. Bei jeder Land​tagssitzung muss ich eindringlichst und deutlich darauf hinweisen, (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) und wahrscheinlich auch für den Kollegen Scheuch, weil es immer vergessen wird: Kärnten ist ein Nettoempfänger! Bittschön, nehmts das einmal schwarz auf weiß zur Kenntnis! Kärnten bekommt 70 Millionen Euro pro Jahr, das ist 1 Milliarde Schilling mehr aus diesem ganzen Topf als Kärnten beiträgt. Das heißt, … (Mehrere Zwischenrufe aus der F-Fraktion. - Abg. Ing. Scheuch: Schilling oder Euro!? – Unruhe im Hause.) … Euro! Euro! (Abg. Ing. Scheuch: Was jetzt Schilling oder Euro, Herr Kollege!) Das heißt, 70 Millionen Euro (Der Vorsitzende gibt das Glo​ckenzeichen.) ist gleich 1 Milliarde Schilling hochgerechnet, damit man das ein bis​schen plastischer sieht. Weil, es könnte ja sein, dass 70 Millionen in euren Dimensio​nen, in Schilling gerechnet, nichts besonderes ist, aber 70 Millionen Euro ist 1 Milliarde Schilling. Und es ist schon ein Brocken der enorm ist.

Aber bittschön, da sieht man wie mühsam dieser Prozess ist in der Aufklärung der Bedeutung der Europäischen Union, wenn sogar die Abgeordneten unseres Hauses das Monat für Monat vergessen. Es ist dann schwer in dieser Frage auch gegenüber der Bevölkerung Glaubwürdigkeit zu erlangen, wenn es genau von der BZÖ ständig unterlaufen wird und das Projekt „EU“ sozusagen immer in den schlechten Winkel gestellt wird. Das ist nichts, das ist ja Ausbeutung, das ist Globalisierung! Dabei wird vergessen, dass genau die EU die direkte Antwort für einen guten Kampf gegen die Globalisierung ist. Hier wird einiges verwechselt. (Abg. Ing. Scheuch: Da hast dir aber schwer getan; ist schon ein Brocken der enorm ist. – Beifall von der ÖVP-Frak​tion.)
Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Dr. Kaiser, ich bitte sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Zur Sachlichkeit trotz des Wortgeplänkels zurückkommend. Es geht ja schließlich um den EU-Verfassungsvertrag und damit ein grundlegendes Dokument für die Zukunft von vielen, vielen Generationen innerhalb der Europäischen Union, ich wage dazu zu sagen, - auch darüber hinaus.

Meine Zusatzfrage Herr Landesrat: Welche Vor- und welche Nachteile für eine Re​gion wie Kärnten mit eigener gesetzgebender Körperschaft ergeben sich durch das faktische Nichtinkrafttreten des EU-Verfassungsvertrages?

Mag. Dr. Kaiser

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Es ist festzustellen, Gott sei Dank, dass die Europäische Union natürlich auch ohne diesen EU-Verfassungsvertrag weiterhin ihre Abläufe und ihren Tagesgeschäften nachgehen wird. Ich glaube, wesentlichster Nachteil dieses Nichtzustandekommens ist, dass die Bürgerrechte nicht verankert sind, dass die direkte Möglichkeit, sich an die entsprechenden Institutionen zu wenden schwieriger ist und hier nicht, wie sie im Verfassungsvertrag vorgesehen sind, ermöglicht werden.

Das Nichtzustandekommen des Verfassungsvertrages hat ja auch eine breite Dis​kussion über Verfassung insgesamt losgelöst, wobei ich sagen möchte, dass für mich persönlich der Ausdruck „Verfassung“ wahrscheinlich im Grunde schon eine falsche Titulierung war, die zu Missverständnissen geführt hat. Letztlich wäre es eine Klarle​gung der Spielregeln für den Ablauf der Institutionen im europäischen Vergleich. Es hätte auch – und das ist ganz was wesentliches für mich – eine Demokratisierung gebracht, denn wenn man sich genauer anschaut, wie jetzt die Institutionen im EU-Bereich ablaufen, da muss man ihnen ein gewisses Außerhalbstehen unserer geüb​ten und gewohnten Demokratisierungsabläufe bescheinigen. Denn es ist eine Kom​mission in der Form kein demokratisch gewähltes Gremium, es ist ein ernanntes Gre​mium. Es hat das eine andere Konstruktion wie wir es in den Nationalparlamenten gewohnt sind. Es wäre die Stärkung von Straßburg, also des EU-Parlamentes damit verbunden gewesen, wesentlich wichtigere und massivere Mitwirkungsrechte. Das, glaube ich, ist in Summe für mich eine Niederlage was das betrifft und ich hätte eigentlich eine klare Positionierung und ein klares Werk der ganzen EU-Institutionen und sozusagen des Zusammenspiels der Völker und der Beteiligten da für gut befun​den. Danke!

Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann hat der Abgeordnete noch eine, falls Sie es wünschen?

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Herr Landesrat! Ihre Berechnungen der Nettozahlung sind einfach falsch. Aber dazu werde ich in Kürze wieder einmal eine Anfrage an Sie stellen. Aber meine abschlie​ßende Frage an Sie ist folgende: Sie haben ausgeführt, dass, wenn Österreich den Vorsitz führt, den EU-Vorsitz im kommenden Halbjahr, dann wieder am Verfassungs​vertrag der EU weiter gebastelt wird.

Und ich frage Sie: Wird dann die Kärntner Landesregierung wenigstens die Bundes​regierung auffordern, nicht am Volk vorbei wieder einen Verfassungsvertrag vorzu​legen, den das Volk wahrscheinlich nicht will?

Schwager

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Ich glaube auf jeden Fall, dass es in dieser Frage zu umfangreichen Diskussionen kommen wird und man in der neuen Betrachtung, auch im Lichte dessen, wie das jetzt ausgegangen ist in den einzelnen Ländern, im Lichte der Ergebnisse, die ja bis Ende des Jahres auch von der Kommission vorgelegt werden, es eine neue Form der Diskussion geben wird. Und wer weiß, wie dann das Ergebnis ausschaut oder wie sich jetzt die neuen Vorschläge präsentieren werden.

Ich glaube aber, dass jeder gut beraten ist, hier dieses Projekt insgesamt positiv mit​zuentwickeln, um einfach eine starke Europäische Union am Ende herauszubekom​men.

Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Meine Damen und Herren, damit ist die 3. Anfrage beendet. Ich darf vielleicht noch hinzufügen, dass gerade aus der Sicht des Landtages das Subsidiaritätsprinzip, das ja in der Verfassung festgeschrieben war, jetzt nicht durchgehend verstärkt und ge​stärkt werden kann und auch die Menschenrechte, die auch dort drinnen waren nicht fixiert werden können. Das nur zur Abrundung aus unserer Sicht der Landesparla​mente.

Ich möchte, bevor ich zur Anfrage 4 komme, noch den Herrn Landesrat Ing. Rohr be​grüßen. – Ich habe ihn früher nicht rechtzeitig erkannt. (LR Ing. Rohr: Guten Morgen Herr Präsident!) Und natürlich – ist der Herr Strutz auch schon da (Der Vorsitzende sieht sich um.) – der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Strutz ist auch eingetrof​fen. Es freut mich ganz besonders, dass die Regierungsmitglieder zumindestens vormittags hier sind. Ich habe mich auch gefreut, dass der Herr Zweite Landeshaupt​mann-Stellvertreter Dr. Ambrozy hier erschienen ist, neben seiner vielen Arbeit, die er derzeit zu bewältigen hat.

Ich komme zum Tagesordnungspunkt


4.
Ldtgs.Zl. 128/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Dipl.-Ing. Gallo an Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrte Frau Landesrätin Dr. Gabriele Schaunig-Kandut! Das Thema Landes​jugend​heim Görtschach beschäftigt uns in diesem Haus, ich würde beinahe sagen, schon über ein Jahrzehnt, zuletzt im September des Vorjahres - eingebracht habe ich meine Frage allerdings schon im Mai - nur die Aufrufung der Anfrage hat etwas gedauert. Jetzt ist wieder eine Veröffentlichung, konkret in der KÄRNTNER WOCHE gewesen, wo von „neuen Unterlagen zu Missständen im Landesjugendheim“ die Schreibe ist.
Ich frage Sie daher: Welche Tatbestände beinhalten jene Unterlagen des zuständigen Jugendamtes über Missstände im Jugendheim Görtschach, die laut Bericht der „Kärntner Woche“ vom 19. Mai 2005 an die Abteilung übermittelt worden sind?

Dipl.-Ing. Gallo

Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Herr Abgeordneter! Sie haben selbst in Ihren einleitenden Bemerkungen erwähnt, dass diese Anfrage (Zwiegespräche im Hause. - Vorsitzender, das Glockenzeichen gebend: Ich bitte um Aufmerksamkeit für die Beantwortung) schon einige Zeit zurück liegt. Inzwischen – nachdem ich annehme, dass Sie auch die letzte Ausgabe der „Kärntner Woche“ gelesen haben, hat es dort eine Gegendarstellung gegeben. Somit ist das Thema, glaube ich, hinreichend geklärt. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Seitens der ÖVP? – Auch nicht. Dann hat der Anfragesteller noch eine Zusatzfragemöglichkeit. – Ich bitte, sie zu stellen! Bitte schön!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Frau Landesrätin, das mag für den Fall der „Kärntner Woche“ gelten – mich interessiert das herzlich gar nicht! Denn Sie weichen mir jetzt bereits mehrfach aus: in einer formalen Sache. Ich frage Sie noch einmal - und bedenken Sie dabei bitte, dass Sie das höchste Parteiamt Ihrer Partei anstreben und dass Sie mit solchen Antworten sich selbst schwächen! (Heiterkeit in der F-Fraktion) -: Welche Tatbestände enthält dieser Bericht?

Dipl.-Ing. Gallo

Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Herr Abgeordneter, mit dem gebührenden Respekt darf ich Sie darauf hinweisen, dass über die Funktionen innerhalb der Sozialdemokratie Abgeordnete und Delegierte der Sozialdemokratischen Partei entscheiden werden und sonst niemand. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ihre Freunde!)
Den Bereich, den Sie angesprochen haben: Unter Wahrung des Datenschutzes darf ich feststellen, dass durch das hoch professionelle Arbeiten aller Beteiligten in diesem Fall erreicht werden konnte, dass ein Minderjähriger, der auf Grund von gewalttätigem Verhalten nach mehreren Versuchen der schulischen Integration und Einzelbetreuung auch vom Schulbereich suspendiert worden ist, innerhalb weniger Jahre so weit unterstützt werden konnte, dass ein positiver Schulabschluss erzielt wurde und derzeit eine berufliche Integration möglich ist. Ein toller Erfolg der Jugendwohlfahrt, den Sie würdigen sollten und nicht in einer versuchten öffentlichen Diskussion Einrichtungen, die in diesem Fall hervorragende Arbeit geleistet haben, zu misskreditieren! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist die Anfrage 4 erledigt. – Wir kommen zur Anfrage 5:


5.
Ldtgs.Zl. 129/M/29:

Anfrage der Abgeordneten Mag. Trannacher an Landesrat Dörfler

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr geehrte Zuhörerinnen und Zuhörer! Sehr geehrter Herr Landesrat Dörfler! Am 19. Mai dieses Jahres haben Sie in Feistritz/Drau eine Sonderveranstaltung von „Narrisch guat“ aufgekauft, mit der Zielsetzung, Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Straßenbauämter plus deren Begleitung einzuladen.

Meine Frage ergibt sich daraus: Aus welchem Topf wurden die Karten für diese Sonderveranstaltung finanziert?

Mag. Trannacher

Landesrat Dörfler (F):

Dörfler

Frau Abgeordnete! Über diese Anfrage bin ich maßlos überrascht, denn eine Abgeordnete der so genannten Arbeiterpartei fragt mich, wer eine Veranstaltung zahlt, die als Belobigung für Arbeiter, die 365 Tage 24 Stunden für Verkehrssicherheit sorgen, im Winter bei minus 20 Grad mit ihren Schneepflügen unterwegs sind. Und Sie fragen, wer das zahlt. Ja, ich nicht – sondern aus dem Budget der Straßenverwaltung wird das bezahlt. Und das ist wohl gut! Übrigens ist es eine gemeinsame Einladung mit dem Abteilungsvorstand, Dr. Ribitsch.

Ich frage jetzt Sie: Wo liegt denn der Unterschied, wenn zum Beispiel die KABEG ihre Mitarbeiter richtigerweise – richtigerweise! – zu einer großen Belobigungsveranstaltung auf die Burgruine Glanegg einladet? Das zahlt auch nicht irgendwer, sondern letztendlich der Steuerzahler. Und ich meine, (LHStv. Dr. Ambrozy: Die Mitarbeiter selber, der Betriebsrat!) ein guter Arbeitgeber hat die Verpflichtung, auf seine Mitarbeiter zu schauen. Es gibt ein legendäres Zitat von John F. Kennedy, das heißt: „Motivation ist die Muttermilch der Spitzenleute.“ (Zwischenruf des Abg. Arbeiter) Bitte? Ich war bei meinen Straßenarbeitern, und das müsst ihr aushalten!

Ich werde auch in Zukunft dafür Sorge tragen. Sie müssen wissen, Frau Abgeordnete, dass im Rahmen des Winterdienstes viele Mitarbeiter in den Straßenmeistereien nicht immer Weihnachtsfeiern besuchen können und dass es viele Organisationen, Firmen und auch halböffentliche und öffentliche Einrichtungen immer mehr dazu übergehen, anstatt Weihnachtsfeiern andere Mitarbeitermotivationsveranstaltungen machen. Ich darf Ihnen nur vorlesen, was der Abteilungsvorstand, Dr. Ribitsch, in der Einladung schreibt: „Liebe Straßenbaufamilie! Das ganze Jahr über wird engagiert gearbeitet und werden gute Leistungen erbracht. Kritik und Konflikte sind auszuhalten. Auf diese Leistungen in der Erhaltung und im Ausbau von Straßen und Brücken bzw. auf die Kollegen und Mitarbeiter, welche das bewirken, bin ich auch stolz. Es freut mich, dass wir uns heuer das erste Mal neben der Arbeit auch bei einer Veranstaltung treffen können, die das Jahresgeschehen in Kärnten einmal von der satirischen Seite her betrachtet. Unterhaltung und Spaß gehören zum Leben wie die tägliche Arbeit. Ich freue mich auf einen netten gemeinsamen Abend!“

Ich meine, das war eine gute Veranstaltung. Sie war bestens besucht. Bereits am nächsten Tag haben mich viele gefragt, ob es auch das nächste Jahr wieder eine ähnliche Veranstaltung für die Mitarbeiter der Straßendienste geben wird. Selbstverständlich wird es die geben! (Beifall von der F-Fraktion)

Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Trettenbrein, ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Trettenbrein (F):

Trettenbrein

Herr Landesrat, als Arbeitnehmervertreter muss ich Ihnen sagen: Eine gute Idee, wenn hier wenigstens ein Landesrat auf seine Mitarbeiter schaut! (Abg. Mag. Trannacher: Ist die Frau Landesrätin Schaunig auch eingeladen gewesen? – Heiterkeit und Lärm im Hause. – Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Eine Frage: Wie viele Mitarbeiter haben das in Anspruch genommen, und wie viele Besucher waren anwesend? (Diskussionen in der Regierungsbank)

Trettenbrein

Landesrat Dörfler (F):

Dörfler

Herr Abgeordneter, Sie sehen, die Aufregung auf der Regierungsbank ist durchaus gegeben. Ich halte fest, dass … (Lärm im Hause.) Bin ich jetzt am Wort oder jemand anderer? ( Vorsitzender, das Glockenzeichen gebend: Herr Landesrat, bitte!) Herr Abgeordneter, ich halte fest, dass alle Regierungsmitglieder – und das darf ich unterstreichen! – mit großem Einsatz, mit großen Bemühungen auch immer wieder versuchen, ihre Mitarbeiter entsprechend zu motivieren. Man muss auch wissen, dass wir auch stolz sind, unsere Führungskräfte auf allen Ebenen entsprechend zu beloben. Ich darf noch einmal an den Spruch von John F. Kennedy erinnern, der gemeint hat: „Motivation ist die Muttermilch der Spitzenleute.“ Und in meiner orangen Brigade sind ausschließlich Spitzenleute – daher sind sie auch ausschließlich und freundlich zu motivieren.

Zu deiner Frage, wie viele dabei waren: Es waren zirka 900 Gäste bei dieser Veranstaltung dabei. Sie war bestens besucht. Der Besuch war ein eindeutiges Zeichen dafür, dass es eben dringend notwendig war, einmal einen Motivationsschub dieser Art auch umzusetzen. (Beifall von der F-Fraktion)

Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann hat die Frau Mag. Trannacher noch die Möglichkeit, eine Zusatzfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Verehrter Herr Landesrat! Ihre Worte in allen Ehren, meines Erachtens ist die beste Mitarbeiter- und Mitarbeiterinnenmotivation, ihnen tatsächlich die entsprechende Wertschätzung für die geleistete Arbeit entgegen zu bringen, gleichzeitig jedoch auch – und das lässt sich bei Ihnen ein bisserl vermissen – die entsprechende Absicherung und nicht dem Tatbestand, dass man Ausgliederungen wie beispielsweise mit der ASFINAG Vorschub leistet.

Meinen Informationen zufolge wurde diese Veranstaltung von den Mitarbeitern der Straßenbauämter nicht in dem erwünschten Ausmaß in Anspruch genommen. Es waren dann, in weiterer Folge, Mitglieder der Feuerwehren und Mitarbeiter von unterschiedlichen Gemeinden eingeladen.

Wie werten Sie den Umstand, dass die Mitarbeiter der Straßenbauämter, aus deren Budgetansatz die Veranstaltung ja auch bezahlt wurde, eigentlich kein so reges Interesse an dieser Form von Mitarbeitermotivation gezeigt haben?

Mag. Trannacher

Landesrat Dörfler (F):

Dörfler

Frau Abgeordnete, Sie waren nicht dabei. Sie sind kein Arbeitervertreter. Das halte ich nur einmal fest. Sie haben überhaupt kein Gefühl. Das entziehe ich Ihnen. Sie kritisieren ja auch, dass einige Feuerwehren eingeladen sind. Sie müssen auch wissen, dass im Katastropheneinsatz Straßenmeistereien und Feuerwehren perfekt zusammenarbeiten (Beifall von der F-Fraktion. – Abg. Zellot. Bravo!) - es ist ja unerhört, das zu kritisieren! – und auch Gemeindemitarbeiter. Es gibt im Rahmen von Straßenprojekten, Präsident Ferlitsch weiß das auch, wenn es zum Beispiel Katastrophen gibt, eine perfekte Zusammenarbeit zwischen Bauhöfen der Gemeinden, zwischen den Mitarbeitern der Straßenmeistereien und der Feuerwehren. Ich halte fest, dass Sie kritisieren, dass man Leute, wenn es einmal herunterwettert - wo sich andere im Büro verstecken, schön warm beheizt - dafür belobigt. Ich werde es weiter tun. Es werden selbstverständlich auch die Partner, die Feuerwehren und Gemeindemitarbeiter eingeladen werden. Daran werden Sie mich nicht hindern können! Das hat großen Zuspruch gefunden. Vielleicht kommen Sie nächstes Jahr einmal dazu und setzen sich einmal so richtig unters Arbeitervolk. (Abg. Lutschounig: Brot und Spiele!) Wir kommen ja beide aus Deutsch Griffen. Ich habe halt noch etwas für diese Arbeiterfamilien übrig. Ich weiß, welche Sorgen sie haben. Das ist wahrscheinlich Ihnen nicht so wirklich bekannt. (Abg. Zellot: Das ist wohl der Gipfel! Da könnt ihr was lernen! – Abg. Zellot: Freundschaft! – Heiterkeit und Beifall von der F-Fraktion.)

In diesem Sinne: Sie haben ein Problem damit, wenn wir Feuerwehren und Mitarbeiter der Gemeinde einladen. Das ist für mich mehr als traurig und mehr als erstaunlich! (Abg. Mag. Trannacher: Ich möchte nur festhalten …)

Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Nein, Sie können jetzt nichts mehr festhalten, sondern Sie können das dann mit dem Herrn Landesrat direkt ausreden, was Sie am Herzen haben. Wir haben damit die Anfrage 5 erledigt und kommen zur Anfrage 6:


6.
Ldtgs.Zl. 130/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Mag. Ragger an Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrte Frau Landesrätin! Ich habe nachstehende Anfrage: Wie hoch sind die Kosten für die gegen das Land Kärnten eingebrachten Klagen von Pflegeheimbetreibern?

Mag. Ragger

Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vielleicht eingangs nur der guten Ordnung halber: Die Eigenschaft, Arbeitnehmerinnenvertreterin zu sein, wird einer sozialdemokratischen Abgeordneten wohl niemand absprechen können. Letztendlich entscheidet darüber noch immer die Bevölkerung. (Lärm in der F-Fraktion)

Zu Ihrer Anfrage: Das Land Kärnten hat keine Klagen gegen Pflegeheimbetreiber eingebracht.

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Sozialdemokratischen Partei eine Zusatzfrage gestellt? – Das ist nicht der Fall. Seitens der ÖVP? – Auch nicht. Hat der Anfragesteller noch eine Zusatzfrage? Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Verzeihen Sie mir, Frau Landesrätin, aber dann haben Sie meiner Anfrage nicht zugehört! Ich habe gefragt, wie hoch die Kosten für gegen das Land Kärnten eingebrachte Klagen von Pflegeheimbetreibern sind.

Mag. Ragger

Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Herr Abgeordneter! Sie und ich, wir sind Juristen. Wir wissen, dass das geschriebene und gesprochene Wort – und das Gesprochene wird ja festgehalten – übereinstimmen sollten. Ich verlese Ihre Anfrage, wie sie an mich ergangen ist: „Wie hoch sind die Kosten für die vom Land Kärnten eingebrachten Klagen gegen Pflegeheimbetriebe?“ Und wie Ihre Anfrage gestellt ist, habe ich sie auch korrekt beantwortet. (Heiterkeit in der SPÖ-Fraktion. – Lärm im Hause.)

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist die Anfrage beantwortet. Sie kann ja … (Aus der Abgeordnetenbank: Zur Geschäftsordnung!) Nein, zur Geschäftsordnung gibt es gar keine Meldung, bitte! Damit ist diese Zusatzfrage beendet. Nur eines darf ich sagen: (Lärm in der SPÖ-Fraktion) Man kann natürlich die Anfragebeantwortung (Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) etwas weiter auslegen, was ja meistens von den Regierungsmitgliedern auch genützt wird. (Abg. Ing. Scheuch: Er hat es nicht gewusst!) Herr Klubobmann, (Der Vorsitzende gibt nochmals das Glockenzeichen.) wenn der Präsident spricht, dann hat der Klubobmann das auch zur Kenntnis zu nehmen! Heiterkeit im Hause. – Beifall von der ÖVP-Fraktion) Ich möchte noch festhalten, dass die Anfragebeantwortung natürlich auch im Ermessen des Befragten ist. Das kann weiter ausgelegt werden oder nicht. Wenn in einer Zusatzfrage etwas gefragt wird, was nicht unmittelbar mit der Anfrage zu tun hat, dann würde sich das Hohe Haus freuen, wenn auch das beantwortet wird. Wenn es nicht beantwortet wird, ist es formal richtig, aber aus der Gesprächssituation im Hohen Haus vielleicht wünschenswert. Das würde ich dazu sagen wollen.

Wir kommen zur Anfrage 7:


7.
Ldtgs.Zl. 131/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Holub an Landesrat Dörfler

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren auf der Tribüne! Liebe Bürgerinitiative Thörl-Maglern! Kurz zum Problemaufriss: In Thörl-Maglern gibt es eine Tankstelle, die recht günstig Treibstoff abgibt, auch in der Nacht. Es hat dort schon einmal ein Nachtfahrverbot gegeben. Das ist aufgehoben worden. Jetzt ist die Bürgerinitiative an uns herangetreten und bittet in einer Petition, die ich gleich übergeben werde, darum, dass eben noch einmal ein Nachtfahrverbot ergeht, weil dort eine unwahrscheinliche Lärm- und Umweltbelastung besteht.

Deswegen auch meine Frage an den Landesrat Dörfler: Sehr geehrter Herr Landes​rat! Werden Sie sich für ein neuerliches, durchgehendes Nachtfahrverbot auf dem betroffenen Teilstück der B83, zumindest bis zur Tankstelle im Ortsgebiet Maglern einsetzen?

Holub

Landesrat Dörfler (F):

Dörfler

Herr Abgeordneter Holub! Liebe Vertreter aus Arnoldstein! Ich kenne ihr Problem na​türlich ausreichend, aber du bist jetzt schon relativ lange im Landtag und müsstest eigentlich wissen, wer für derartige Verbote oder Beschränkungen zuständig ist; das ist die jeweilige BH. Und ich erwarte mir von einem Abgeordneten des Landtages, dass er nicht scheinheilige Anfragen stellt, sondern vielleicht einmal selbst aktiv wird. Ich würde dir vorschlagen, dass du selbst einmal – als Abgeordneter wirst du auch vom Land Kärnten bezahlt – Bemühungen in Gang setzt und einmal einen Antrag für ein LKW-Fahrverbot stellst. Nicht der Referent des Landes ist ermächtigt und auf​grund der gesetzlichen Situation dafür kompetent, dass er Fahrverbote ausspricht oder sie verhindert. Das einmal zur gesetzlichen Situation.

Und ich erwarte mir – Petitionen das ist so immer eine nett inszinierte Problemweiter​gabe – sondern für mich heißts Probleme anpacken. Und, Herr Abgeordneter Holub ich würde dich bitten, mit der BH Villach Kontakt aufzunehmen, denn es ist in der Tat unverständlich. In Thörl-Maglern hat es früher die bekannten Megastaus gegeben als es noch keine Autobahn gab. Dann ist die Autobahn gebaut worden, der Ort war vom großen Verkehr befreit. Und natürlich gibt es dort auch gewerbliche Unternehmen, wie zwei – ursprünglich drei Tankstellen – die sich ein neues Geschäft geholt haben, das aber seinerzeit von der Gewerbebehörde, von der BH und letztendlich auch von der Gemeinde Arnoldstein unterstützt wurde, dass an diesen Standorten, die für mich nicht gute Standorte für derartige Zwecke sind, Verträge abgeschlossen wurden … (Zwischenruf von LR Ing. Rohr.) für LKW- … Reinhart, wenn du redest, rede ich dir nicht hinein und du lässt mich in der Ruhe. Sind wir quitt, okay? Bist schon im Wahl​kampf für den Parteiobmann? Ihr seids sehr nervös heute, fällt mir auf. (Dies löst mehrere Einwände aus der SPÖ-Fraktion aus. – Unruhe im Hause.) – Ich darf fest​halten, dass eben das zu Recht auf Unverständnis stößt und dass im Jahr 1998 auch – das war lange vor meiner politischen Zeit – die BH Villach das durchgehende Nachtfahrverbot für LKWs aufgehoben hat bis auf diese drei Tankstellen. Jetzt sind noch zwei in Betrieb und es ist rechtlich laut Auskunft der BH nicht möglich, diese Betankungen einzuschränken, was wünschenswert wäre. Denn ich denke, die Bür​ger haben zu Recht kein Verständnis dafür, dass man Autobahnen baut und dann Betriebstankstellen mit Verträgen so absichert, dass sie in einem Ortsbereich Betan​kungen von LKWs 24 Stunden durchführen.

Es gibt ein Lärmschutzprojekt. Es wird an der B83 eine Lärmschutzwand errichtet und auch eine Tankstelle ist verpflichtet, eine gewerbliche Lärmschutzmaßnahme mit einer Lärmschutzwand zu setzen. Einerseits muss man natürlich auch festhalten, es geht auch um Arbeitsplätze. Es ist schwierig, weil ich habe auch versucht, mit der Gemeinde Arnoldstein eine Verlagerung der Tankstelle Michor in den Industriepark EURONOVA zu Stande zu bringen. Es war ursprünglich überhaupt schon der Ge​danke, eine Tankstelle hinaus zu verlegen. Diese Verhandlungen sind aber geschei​tert. Ich kann niemanden zwingen, seinen Betriebsstandort irgendwo anders hin zu verlegen. Es wäre aus meiner Sicht gut gewesen, weil ich meine, dass gerade der In​dustriepark EURONOVA mit dem Anschluss, den wir vor kurzem eröffnet haben mit 8 Millionen Euro Bauvolumen, bestens dafür geeignet wäre, diese Betankungen vor​zunehmen. Aber ich kann gegen Recht, ob es mir verständlich ist oder nicht, eigent​lich nicht wirklich antreten, sondern man kann nur versuchen, dass im Rahmen von Verhandlungen entweder die Situation verbessert wird, vielleicht doch auch die BH ein Fahrverbot verhängt oder, dass es vielleicht doch eine Lösung gibt, diesen Standort zu verlagern.

Aber ich weise auch darauf hin, die Firma oder beide Firmen argumentieren auch mit Arbeitsplätzen, mit Nahversorgerfunktion. Sie haben eine Gastranomie dabei, es ist ein Shop dabei. Es ist auch sozusagen eine Versorgung in diesem Ortsbereich durch diesen Betrieb gegeben. Das ist sicher eine schwierige, schwer lösbare Situation.

Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abge​ordneter Dipl.-Ing. Gallo, ich bitte sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Landesrat Gerhard Dörfler! Sie haben jetzt geschildert, wie schwierig es ist, Nachtfahrverbote durchzusetzen und einzuführen.

Ich frage Sie in meiner Zusatzfrage: Auf welchen Straßenabschnitten gibt es bereits funktionierende Nachtfahrverbote in Kärnten?

Dipl.-Ing. Gallo

Landesrat Dörfler (F):

Dörfler

Es wurden seinerzeit mit der Inbetriebnahme der A10, der Tauernautobahn, Fahrver​bote auf der B99 und B100 verhängt für LKWs über 7,5 Tonnen mit Nachtfahrverbot. Man muss allerdings festhalten, dass es bereits sehr viele Ausnahmen mit den Ziel- und Quellverkehren, mit den Standorten und auch mit der 24-Stunden-Belieferung gibt. Man muss ja nur an den Lebensmittelhandel denken, dass da quasi 24 Stunden durchbeliefert wird, in Stadtzentren genauso wie in ländlichen Ortsbereichen, dass diese Fahrverbote eigentlich in Wahrheit keine Wirksamkeit mehr haben. Diese 24 Stunden Liefer- und Konsumwelt bringt auch genau diese Verkehrsprobleme, wo es quasi zwischen Lebensqualität und Nachtruhe und unter Anführungszeichen „not​wendigem Wirtschaftsverkehr“ nicht mehr wirkliche abgestimmte Regeln gibt, son​dern man muss festhalten, dass – weiß ich – der Bäcker kommt um drei Uhr in der Früh, der SPAR-Wagen kommt um fünf Uhr in der Früh und die Molkerei kommt um ein Uhr Früh. Das sind die modernen Liefersysteme, die aus meiner Sicht - natürlich gerade was die Belästigung der Bevölkerung anlangt – in vielen Bereichen unzufrie​denstellend ist. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Vouk, ich bitte sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Hohes Haus! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Liebe Zuhörerinnen, liebe Zuhörer! Zuerst einmal ein Dankeschön für die Geburtstagswünsche. Ich lade euch alle auf ein Getränk ein. Zwei Bedingungen: Das Getränk muss in Velden sein und es muss ein Red-Bull sein. Seids einverstanden? (Es erfolgen Zustimmungsäußerungen.) Okay, danke! (Dies wird auf heitere Weise vorgetragen.)
Geschätzter Herr Landesrat! Mir ist die Problematik als Villacher Abgeordneter in Thörl-Maglern natürlich bekannt. Nachdem Sie geschildert haben, dass es offensicht​lich ein Problem ist das Nachtfahrverbot rechtlich durchzusetzen und mit sehr viel Schwierigkeiten verbunden ist und mir vom Bürgermeister Kessler bekannt ist, dass es hier ein Lärmschutzprojekt gibt, das die Abteilung 17 in Auftrag gegeben hat und das Büro Marwenger erarbeitet hat. Werden Sie sich dafür einsetzen, dass zumin​dest diese Minimalvariante um die Anrainer zu entlasten, zur Umsetzung gelangt?

Vouk

Landesrat Dörfler (F):

Dörfler

Das Projekt liegt vor und es ist auch mit dem Tankstellenbetreiber vereinbart, dass wir an der Bundesstraße eine Lärmschutzeinrichtung errichten und, dass der Betrei​ber Michor seinen gewerblichen Lärm zu sichern hat. Das ist eben eine Lärmschutz​wand parallel zur Bundesstraße 83. Ich habe jetzt die Details, Moment ich kanns dir ganz genau sagen … (LR Dörfler sucht in den Unterlagen.) mit einer Länge von … (LR Dörfler sucht wiederum in den Unterlagen) Das kann ich aus dem Plan nicht lesen, aber ich kann es dir gerne zeigen. Das heißt, parallel zur Bundesstraße wird der Siedlungsbereich geschützt durch eine Lärmschutzwand, die das Land Kärnten errichtet. Und der Tankstellenbetreiber Michor ist verpflichtet, eine Lärmschutzwand an seinem Areal so zu errichten, auch mit einer Türe, dass bei Nacht diese Aus- und Einfahrten nicht möglich sind, dass eine Verbesserung der Anrainersituation gege​ben ist.

Ich wage aber zu behaupten, dass trotzdem die Situation eine nicht glückliche ist, dass eben auch für mich völlig unverständlich, seinerzeit Bewilligungen erteilt wur​den, dass Betankungen 24 Stunden lang möglich sind. Und auf dieses Recht haben sich die zwei Betreiber zurückgezogen. Das ist auch rechtlich nicht zu knacken, aber die Lärmschutzwände werden jedenfalls gebaut. (Abg. Vouk. Die Finanzierung ist sicher gestellt?) Wenn ich sage, es wird gebaut, ist bei mir die Finanzierung immer sichergestellt. (Es erfolgt ein weiterer Einwand von Abg. Vouk. – Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich bitte, auch das weiter untereinander auszureden. Hat die ÖVP-Fraktion eine Zu​satzfrage? – Das ist nicht der Fall. Dann hat der Abgeordnete Holub noch eine, falls gewünscht. Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Sehr geehrter Herr Landesrat! Ich habe mir die Situation oben angesehen. Die Lärm​schutzwand, die jetzt vorhanden ist, befindet sich direkt an der Grundstücksgrenze der Anrainer. Ich nehme das einmal von Ihnen jetzt als Zusage auf, dass Sie sich ein​setzen werden, unseren Antrag für ein Nachtfahrverbot zu unterstützen. Ich bitte Sie wiederum mir mitzuteilen, wann die Lärmschutzwand direkt bei der Tankstelle aufge​stellt sein wird, damit die Bürgerinitiative auch weiß, wann sie mit etwas Lärmreduk​tion rechnen kann?

Holub

Landesrat Dörfler (F):

Dörfler

Ja, Herr Abgeordneter, vielleicht hilfst mir beim Arbeiten, dann geht’s noch schneller. Ich kann nur für eine Lärmschutzwand die Zusage erteilen. Das ist die an der B, an der Bundesstraße. Und es ist aber schriftlich vereinbart mit dem Betreiber Michor. Es gibt aber auch Probleme bezüglich einer Aufstellung auf Fremdgrund. Und ich meine, dass das auch noch zu lösen ist. Da kann ich aber nicht eingreifen. Es ist eine Be​ziehung zwischen Anrainern, die gestört werden und einerseits dem Verpflichteten, der diese Lärmschutzwand zu errichten hat.

Wir werden jedenfalls, und das ist so vereinbart und auch abgeschlossen mit dem Betreiber, dass das Eine mit dem Anderen verbunden ist. Das heißt, wenn die Lan​desstraßenlärmwand kommt, dann kommt auch die Lärmschutzwand an der Tank​stelle. Ich halte aber noch einmal fest, dass die Situation trotzdem eine unglückliche ist, weil es einfach nicht zeitgemäß ist, Tankverkehr in ein Ortszentrum hinein zu holen und ihn wieder hinaus zu loten. Das Problem sind die Abgase, das Problem ist der Lärm und das Problem sind auch die Piep-Töne, wenn immer wieder LKWs im Rückwärtsverkehr in der Nacht aus diesen Tankstellen herausfahren. Mir ist dieses Problem ausreichend bekannt, und wie gesagt, dir werde ich die Auflage erteilen, zur BH zu gehen und zu pilgern. Denn auch Abgeordnete haben aus meiner Sicht, ein​mal selbst Aktivitäten zu setzen, wie es viele andere tun. Und ich werde mich darum kümmern, dass die Lärmschutzwände so schnell als möglich gebaut werden. Dann haben wir beide etwas dazu beigetragen, dass es zu einer Verbesserung kommt. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist die Anfrage 7 erledigt.

Die Anfrage 8:


8.
Ldtgs.Zl. 132/M/29:

Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak an Landeshauptmann Dr. Haider

kann nicht aufgerufen werden. Ich frage Sie, wie weiter vorgegangen werden soll? (Abg. Mag. Lesjak: Mündlich!) Mündlich in der nächsten Sitzung. Es wird so ge​macht.

Wir kommen dann zur Anfrage 9:


9.
Ldtgs.Zl. 133/M/29:

Anfrage der Abgeordneten Warmuth an Zweiten Landeshauptmann-Stell​vertreter Dr. Ambrozy

(Abg. Warmuth: Dr. Ambrozy ist nicht da!) Dann verlangsamen wir das Tempo. (Die Sitzung wird um 09.56 Uhr bis zum Eintreffen von LH-Stv. Dr.Ambrozy um eine halbe Minute unterbrochen.)
So bitte, ich rufe die 9. Anfrage auf und erteile der Anfragestellerin Frau Abgeordne​ten Warmuth das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Meine Frage an den Herrn Landesfeuerwehrreferenten Dr. Ambrozy. Die Gemeinde Hüttenberg hat eine sehr hohe Abwanderung; die höchste im Bezirk St. Veit und ist auch eine Zuschussgemeinde. Ich freue mich, dass es nun klappen wird für ein Tanklöschfahrzeug. Ich frage Sie aber: Aus welchen budgetären Mitteln wird nun der Ankauf des vorerst nicht finanzierbaren Tanklöschfahrzeuges für die Freiwillige Feuerwehr Hüttenberg ermöglicht?

Warmuth

Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy (SPÖ):

Dr. Ambrozy

Ja, Frau Kollegin Warmuth! Hohes Haus! Herr Präsident! Die Finanzierung solcher Tanklöschfahrzeuge wie sie im Ausrüstungsplan der Kärntner Feuerwehren vorge​sehen sind, erfolgt nach klaren Regeln. Das Fahrzeug, das in etwa einen Aufwand von rund 254.000,-- Euro erfordert, ist im Finanzierungsplan des Landesfeuerwehr​verbandes für das Jahr 2005 enthalten. Und es wird seitens des Landesfeuerwehr​verbandes ein Betrag von 76.000,-- Euro aus Feuerwehrmitteln vorgesehen sein, wie es die Förderungsrichtlinien vorsehen. Und den Rest hat die Gemeinde aufzubrin​gen, wobei in der Regel die Finanzierung über Bedarfszuweisungen oder Sonderbe​darfszuweisungen erfolgt. Und wie Sie wissen, ist der zuständige Referent für das Gemeindewesen der Herr Landesrat Rohr. Daher ist diese Frage wenn, dann in wei​terer Folge an ihn zu richten oder, wenn es um Sonderbedarfszuweisungen geht, sind die beiden zuständigen Referenten der Herr Landeshauptmann und der Herr Landesrat Rohr zuständig. Und auch in diesem Falle wäre die Frage dann an diese beiden Referenten zu richten. Seitens des Landesfeuerwehrreferates wird der volle Umfang der Förderung für dieses Fahrzeug ausgeschöpft.

Aber, wenn man schon über Hüttenberg redet und von der größten Abwanderung, dann sollte man auch dazu sagen, dass wir jetzt intensiv dabei sind, die Entwicklung der Gemeinde Hüttenberg zukünftig wieder etwas positiver zu gestalten. Insbeson​dere durch ein großes touristisches Projekt, das wir in dieser Region verwirklichen wollen, um einerseits die Gesamtregion zu stärken und im besonderen Maße natür​lich auch die Gemeinde Hüttenberg. Sollte das realisiert werden, dann wird das eine gewaltige Entwicklung nach sich ziehen, die die Abwanderung nicht nur stoppen wird, sondern – so hoffe ich – die Bevölkerungsentwicklung wieder positiv gestalten wird und darüber hinaus auch die Wirtschaftskraft der Gemeinde stärken wird, damit sie zukünftig solchen Daseinsvorsorgeaufgaben - und das Feuerwehrwesen ist eine Daseinsvorsorgeaufgabe – besser gerecht werden kann. Und im Übrigen hoffe ich, dass Sie beim Herrn Kollegen Haider alles tun werden, damit auch die Geldmittel für das Fahrzeug aufgebracht werden.

Dr. Ambrozy

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hoher Landtag! Das ist zum Beispiel eine sehr großzügige und umfangreiche Beantwortung einer Anfrage gewesen. Wird seitens der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Seitens der ÖVP? – Auch nicht. Hat die Anfragestellerin noch eine Zusatzfrage? – Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Herr Feuerwehrreferent, ich danke Ihnen, dass Sie den Bezirk St. Veit auch ideell so unterstützen! Auch die Gemeinde Guttaring ist eine Zuschussgemeinde. Ich frage Sie: Wenn die Gemeinde Guttaring an Sie als Feuerwehrreferenten herantreten wird, werden Sie diesen Förderantrag für einen Tankwagen der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Guttaring ebenfalls unterstützen?

Warmuth

Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy (SPÖ):

Dr. Ambrozy

Frau Kollegin, ich werde das natürlich unterstützen, weil wir ja in Kärnten ein außerordentlich gut geregeltes Feuerwehrwesen haben und im Rahmen der Investitionsplanung, nach klaren Richtlinien alle gleich behandelnd, vorgegangen wird. Das heißt, wir haben im Übrigen, zur Information, auch im letzten Landesfeuerwehrausschuss sogar eine Verbesserung der Förderung in der Weise beschlossen, als dass wir den Austausch von Fahrzeugen dann besser fördern, wenn die Feuerwehren auf ihre Fahrzeuge besser schauen und daher eine längere Lebensdauer zustande bringen. Das heißt, wir haben ein Instrument in der Hand, um den Feuerwehren doch die Möglichkeit zu geben, durch entsprechende Obsorge auf ihre Fahrzeuge am Ende eine höhere Förderung zu bekommen.

Guttaring: Ich habe das jetzt nicht im Kopf, wann Guttaring im „Austauschplan“ enthalten sein wird. Wenn Guttaring vom Landesfeuerwehrverband heuer oder im nächsten Jahr oder im übernächsten Jahr zum Austausch des Fahrzeuges vorgeschlagen sein wird, dann wird das seitens des Landesfeuerwehrverbandes und natürlich auch von meiner Seite aus in vollem Umfang unterstützt, weil ich höchstes Interesse daran habe, dass unsere Feuerwehren gut und modern ausgestattet sind! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Es gibt in Kärnten mehr als 20.000 freiwillige Feuerwehrmänner und jetzt auch Frauen, die ihre Zeit, ihre Freizeit zur Verfügung stellen, die sich ausbilden. Die verdienen es, dass wenn sie schon bereit sind, für die Öffentlichkeit ihre Freizeit zur Verfügung zu stellen, auch optimal ausgerüstet werden, damit sie möglichst gefahrlos und möglichst effizient ihren Einsatz tätigen können. Das werde ich, wo immer ich kann, unterstützen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Warmuth: Danke1)

Dr. Ambrozy

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit, meine Damen und Herren, ist die Anfrage 9 erledigt. – Wir kommen noch zur Anfrage 10:


10.
Ldtgs.Zl. 134/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Mag. Dr. Kaiser an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke! Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Hoher Landtag! Das Kärntner Landesmuseum ist eine der wesentlichsten und wichtigsten Institutionen, die die Geschichte des Landes konserviert, die aber auch immer wieder – wie auch jüngst – zukunftsweisende Veranstaltungen, Symposien und Ausstellungen durchführt. Wir wissen alle, dass in letzter Zeit sehr wenig an baulichen Adaptierungen, notwendigerweise in einer sich ständig auch verändernden musealen Umgebung, durchgeführt worden sind. Es gibt jetzt erfreulicherweise den Grundsatzbeschluss der Kärntner Landesregierung, insgesamt eine Zentrierung der Verwaltung im so genannten Kärntner Verwaltungszentrum in unmittelbarer Nähe des Kärntner Landesmuseums durchzuführen. Es wäre daher auch im Sinne von bautechnischen Synergien wünschenswert, dass in dem Zusammenhang auch das sich auf der anderen Straßenseite befindliche Landesmuseum durch den Eingang integriert werden würde, wie insgesamt verschiedene bauliche Maßnahmen diesbezüglich wahrscheinlich in nächster Zeit anstehen.

Meine konkrete Frage an Sie als Kulturreferent ist daher: Werden Sie dafür eintreten, dass im Zuge des Neubaues des Kärntner Verwaltungszentrums eine bauliche Einbindung des Landesmuseums via gemeinsamen Einganges erfolgen wird?

Mag. Dr. Kaiser

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Herr Abgeordneter: Ja!

Dr. Strutz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo, ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Martin Strutz, das Landesmuseum – und mein Vorredner hat das angerissen – kämpft ja schon länger um mehr Raum. Jetzt frage ich Sie: In welcher Höhe sind für diese Maßnahmen im nächsten Budget Mittel vorgesehen?

(1. LHStv. Dr. Strutz setzt zur Antwort an. – Vorsitzender: Moment einmal, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Ich muss Ihnen erst das Mikrofon erteilen. Ich bitte, jetzt zu sprechen!)

Dipl.-Ing. Gallo

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Danke, Herr Präsident! Herr Abgeordneter! Kollege Kaiser hat bereits auf die wichtige Institution des Landesmuseums in seiner Einbegleitung aufmerksam gemacht. Die baulich notwendigen Adaptierungen sind, glaube ich, unumstritten. Die Finanzierung ist – wie Sie es gefragt haben – im Budget noch nicht vorgesehen, deshalb ersuche ich den Hohen Landtag, im Rahmen der Beschlussfassung über das Budget 2006 auch die notwendigen finanziellen Mittel für diese Gestaltung dem Kulturbudget zur Verfügung zu stellen. (Beifall von der F-Fraktion)

Dr. Strutz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann hat der Anfragesteller noch eine Zusatzfrage. Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Dem Danke für die präzise und alles umfassende Ja-Antwort folgend, möchte ich eine Zusatzfrage dahin stellen, ausgelöst durch die sehr bedenklichen Erscheinungen in Tirol, wo im Landesmuseum wichtige Kulturgegenstände verwittert sind. Meine Zusatzfrage an Sie, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter: Ist sichergestellt, dass im Archiv des Landesmuseums Kunstwerke und dem Fundus insgesamt kein Schaden zukommen kann?

Mag. Dr. Kaiser

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Herr Abgeordneter! Ich gehe davon aus, dass die Leitung des Museums dafür Vorkehrungen getroffen hat, dass an den Exponaten, die im Landesmuseum gelagert sind, kein Schaden erfolgt. Mir persönlich ist diesbezüglich nichts bekannt oder auch nichts gemeldet worden, deshalb gehe ich davon aus, dass hier auch mit großer Sorgfaltspflicht von Seiten der Leitung des Landesmuseums vorgegangen wird.

Mir ist aber bewusst, dass wir einen Ausbau, einen dringlichen Ausbau und eine Adaptierung der Räumlichkeiten des Landesmuseums vornehmen müssen und vornehmen sollten. Daher ersuche ich nochmals, dass bei der Beschlussfassung über das Budget hier auch die notwendigen finanziellen Mittel zur Verfügung gestellt werden. (Beifall von der F-Fraktion)

Dr. Strutz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Danke! Damit, meine Damen und Herren, ist die Fragestunde beendet. Es sind noch 21 Anfragen offen geblieben. Ich stelle eine kumulative Anfrage: Ich gehe davon aus, dass die Anfragesteller aller 21 Fragen diese Fragen mündlich in einer der nächsten Sitzungen beantwortet haben möchten? – Da keine gegenteilige Meinung besteht, wird so vorgegangen werden.

Ich komme nun zur Aktuellen Stunde. 

Aktuelle Stunde

Es liegt ein entsprechender Antrag des ÖVP-Klubs vor. Nach dem Rotationsprinzip ist die ÖVP auch an der Reihe. Das Thema lautet: „Steuer- und Abgabenerhöhungen in Kärnten“.

Ich erteile dem Redner der Antragsteller als Erstem das Wort. Es ist dies Herr Klubobmann Mag. Grilc. Ich möchte besonders auf die generelle Redezeitbeschränkung in der Aktuellen Stunde von fünf Minuten hinweisen, was ich beim Herrn Klubobmann Grilc nicht ausdrücklich betonen muss, denn er ist in der Einhaltung der fünfminütigen Redezeit immer sehr vorbildlich. Ich darf ihn ersuchen, mit seinen Ausführungen zu beginnen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Danke, Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Kürzlich hat die Regierungskoalition ein so genanntes Finanzierungspaket für den ländlichen Raum beschlossen. Beim ersten Hinsehen bereits hat sich das als Etikettenschwindel heraus gestellt. Es ist ein Finanzierungspaket gegen den ländlichen Raum, denn es handelt sich in Wahrheit um ein riesiges Belastungspaket, um eigentlich die größte Steuer- und Abgabenerhöhung in diesem Jahrhundert in Kärnten (Heiterkeit in der F-Fraktion) und um einen wirklich brutalen Griff in die Taschen der Kärntnerinnen und Kärntner. Genau diese Kärntnerinnen und Kärntner fragen sich angesichts dieser Erhöhungen eines: Wenn auf der einen Seite Leistungen gekürzt oder überhaupt gestrichen werden, warum muss man dann Steuern erhöhen? Ich verweise darauf, dass den Familien das Schulstartgeld genommen wurde, dass Schulen geschlossen werden müssen, dass Kürzungen bei der Arbeitnehmerförderung drohen!

Ich verweise darauf, dass auf der anderen Seite von namhaften Mitgliedern der Regierung Geld buchstäblich verschwendet wird. Erinnern Sie sich an die versenkten Millionen der Seebühne! Es wurden Flieger bzw. eine Fluglinie angekauft, die kein Privater haben wollte. (Lärm im Hause) Es wurden Überziehungen, zum Beispiel im Kulturbudget in einer Höhe von etwa 5 Millionen Euro getätigt. Nur Überziehungen, wohlgemerkt!

Die Kärntnerinnen und Kärntner fragen sich: Muss diese Erhöhung stattfinden, wenn auf der anderen Seite davon gesprochen wird, dass es ohnedies sehr viel Geld gibt. Dieser ominöse Zukunftsfonds wird 500 Millionen Euro bringen. (Abg. Ing. Scheuch: Sind Sie dagegen?!) Darüber hinaus werden noch die Krankenanstalten verkauft, die ebenfalls 350 Millionen Euro herein bringen sollen. Also diese Fragen, jedenfalls, werden Sie den Kärntnerinnen und Kärntnern zu beantworten haben!

Was für mich in der politischen Analyse auffallend ist, ist eine klare Tatsache. Namhafte Vertreter des BZÖ fordern auf Bundesebene eine Steuersenkung und sind selbst in Kärnten diejenigen, die genau das Gegenteil tun. Ich gehe einmal davon aus, dass dieses orange Pharisäertum natürlich auch in den anderen Bundesländern die entsprechende Abfuhr bekommen wird. (Lärm in der F-Fraktion)

An die Adresse der SPÖ möchte ich schon auch eines sagen. Auch nach dem ominösen 29. Oktober wird es eine Situation nicht geben können: dass ihr euch die Hände in Unschuld wäscht, denn immerhin alle vier Kandidatinnen bzw. Kandidaten für den künftigen Vorsitzenden haben diesem Belastungspaket bereits die Zustimmung gegeben.

Wir wollen heute noch einmal in Form eines Dringlichkeitsantrages zumindest den Versuch unternehmen, Sie von diesem Vorhaben abzubringen, dieses Belastungspaket abzuwenden. Ich werde den entsprechenden Dringlichkeitsantrag dem Herrn Präsidenten dann auch aushändigen.

Resümee aus dem Ganzen: Die ÖVP sagt ein klares Nein in dreifacher Hinsicht. Nein zu der Verschwendung, nein zum Ausverkauf und vor allem ein klares Nein zu dieser Belastungslawine. Mit einer ÖVP als Koalitionspartner wäre das nicht möglich gewesen! (KO Abg. Mag. Grilc übergibt den Dringlichkeitsantrag an den Vorsitzenden. – Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen.)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)

Mag. Grilc

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Hohe Regierung! Wenn man bei der letzten Regierungssitzung den Bericht Prof. Bodenhöffers vernommen hat – und ich habe die Ehre gehabt, bei dieser Sitzung teilzunehmen -, dann wurden einige Dinge klargelegt. Es muss jeder der Regierungsmitglieder, die im Saal gewesen sind, auch das bestätigen. Bodenhöffer sagt, dass die Arbeitslosenentwicklung in Kärnten im Durchschnitt zu Österreich positiv zu bewerten ist. Er betont, dass der Strukturwandel von Altenwirtschaften, von verlängerten Werkbänken hin zur Hochtechnologie ein ganz entscheidender Bereich ist, der sich positiv entwickelt. Er lobt den Wintertourismus. Er streicht auch heraus, dass – und hier besonders an die Adresse der ÖVP! – Kärntner Wirtschaftsbetriebe die Fördertöpfe des Landes und des Bundes überdurchschnittlich nutzen und das auch ein klarer Indikator für eine dynamische Entwicklung der Kärntner Wirtschaft sei.

Bodenhöffer hat auch Ziele definiert; Ziele, die hier – bis zum heutigen Tag, zumindest – im Kärntner Landtag unbestritten waren. Ein unbestrittenes Ziel im Kärntner Landtag war und ist es für uns noch immer, den ländlichen Raum mit Finanzen zu stärken! (Beifall von der F-Fraktion)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn von den Einnahmen dieses Gemeindefinanzierungspaketes, die sich um die 14 Millionen Euro bewegen werden, 5 Millionen in die Landeskasse und sage und schreibe mindestens 9 Millionen in die Gemeindekassen fließen werden, dann kann man das auch nur als Gemeindefinanzierungsprogramm sehen. Und deswegen hat auch der Gemeindebund seine Zustimmung signalisiert. (Beifall von der F-Fraktion) Das heißt, Lösungskompetenz ist hier gefragt. Lösungskompetenz, und das hat auch Bodenhöffer gesagt, werden wir brauchen, wenn es darum geht, im Sommertourismus etwas weiter zu bringen. Hier gehört es eben dazu, dass die Gemeinden öffentliche Fördermaßnahmen für den Fremdenverkehr machen müssen; finanziert, zum Teil über die Nächtigungstaxe. Natürlich werden wir den Betrieben hier in Kärnten weiter helfen müssen, insbesondere den Tourismusbetrieben, durch eine Marketingoffensive, durch die Erschließung neuer Märkte! Oder will man so weiter machen wie bisher, im Sommertourismus? Das heißt, hier wird man die Fremdenverkehrsabgabe neu adaptieren müssen.

Letztendlich – und das sei heute hier gesagt – meint Bodenhöffer: Buchungsentscheidende Infrastruktur für den Sommertourismus wird ein Thema werden. Genau dafür gibt es den Zukunftsfonds Kärnten, der von der ÖVP zwar nie mit getragen wird, aber immer herbei beschworen wird, wenn es darum geht, irgendetwas zu finanzieren!

Ganz besonders an Kollegen Lutschounig! Sie treten doch für Vertragsnaturschutz im Rahmen der Landwirtschaft ein. Ja, dann wird man auch sagen müssen, wie man das finanziert. Ich bin für Vertragsnaturschutz in der Landwirtschaft und ich bin auch dafür, dass ein Teil dieses Vertragsnaturschutzes durch die Bodenabgabe hier mit​finanziert wird. Das ist eine klare Ansage hier am Rednerpult auch von unserer Seite! (Beifall von der F-Fraktion.) Und, wenn der Präsident Pacher in seinen Ausführungen die Motorboothalter am Wörthersee hier als „besonderes Klientel“ hervorhebt, die ja wohl gar nicht geschröpft werden dürfen, dann muss ich sagen, das ist eine Denk​schule, - die des Herrn Pacher. Unsere Denkschule ist eine andere. Wir brauchen Geld für den Bodenbeschaffungsfonds, um letztendlich Trinkwasserreserven in Kärn​ten mitzusichern. Und auch dieses Ziel ist zu realisieren, (Beifall von der F-Fraktion.) meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nun bin ich dafür bekannt, dass ich eigentlich nicht viele Vergleiche zu anderen Bun​desländern mache, aber es sei auch hier erlaubt, einen kleinen Seitenblick zumin​destens in ÖVP-regierte Bundesländer zu machen. (Zwischenruf von LR Martinz.) Herr Martinz, ich weiß, dass ich hier jetzt ein bisschen hysterisch beinahe reagiere, wenn Sie schon Zwischenrufe von der Regierungsbank machen. Aber das ist ver​ständlich, dass Sie diesen Blick nicht machen wollen, weil natürlich gibt es eine Schotterabgabe auch in anderen Bundesländern und natürlich gibt es sämtliche Ab​gaben auch in ÖVP-geführten Bereichen.

Und, wenn Sie gar so empfindlich hier reagieren, sage ich Ihnen noch ein Wort, sage ich Ihnen hier ein klares Wort zur Ausgewogenheit, Herr Landesrat Martinz! Ihr Par​teikollege Pacher macht auf Internetseiten mit wortgewaltigen Aussprüchen Wer​bung. Er spricht hier vom Raubrittertum, er spricht: „Der Kärntner Tourismus wird ge​tötet!“ Er spricht von: „Nur die dümmsten Kälber wählen ihre Schlächter selber!“ Sie reden von Sauerei und anderen (Der Vorsitzende: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) Kraftausdrücken. Und hier sage ich … (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist ja Wiederbetätigung!) ein Mann der selbst letztendlich, der selbst letztendlich seine Bei​träge erhöht und dann noch mit falschen Zahlen – er spricht nämlich von 25 Millionen Euro - operiert erblödet sich doch wirklich an die Abgeordneten einen Brief zu schrei​ben und an Verantwortung zu appellieren, ohne die Verantwortung eines Vorschla​ges zu machen. Das richtet sich von selbst.

Und meine Rede, meine sehr geehrten Damen und Herren, möchte ich mit einem Satz schließen. Der Kärntner Tourismus zahlt 4,5 Millionen Euro in die öffentlichen Kassen. Allein im Jahr 2003 sind 51,5 Millionen Euro in diesen Bereich zurückgeflos​sen. Zwei Zahlen, Herr Präsident noch: Wir haben … (Der Vorsitzende: In aller Kürze!) ein Wirtschaftspaket ausverhandelt mit 160 Millionen Euro, eine Kleinstge​werbeförderung mit 6 Millionen Euro, eine Kleinst- und Mittelstandsförderung mit 25 Millionen Euro und einen Zukunftsfonds, wo 500 Millionen Euro in die Öffentlichkeit investiert werden. (Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Das ist der richtige Weg in der Wirtschaft. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Markut das Wort.)
Ing. Scheuch

Abgeordneter Markut (SPÖ):

Markut

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren auf der Zu​hörer​tribüne! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen im Kärntner Landtag! Steuern und Abgaben, ein Thema, das die Menschen seit Jahrzehnten bewegt, steht heute an der Tagesordnung der Aktuellen Stunde. Und es ist wahrhaftig ein Thema über das man leidenschaftslos lange diskutieren könnte. Denn allein in den letzten fünf Jah​ren, seit dem Jahre 2000, seitdem diese ÖVP/FPÖ-Regierung auf Bundesebende das Sagen hat, wurden insgesamt 56 Steuern und Abgaben erhöht! Eine stolze Zahl. Und, wenn man diese allein hier so stehen lassen würde, so könnte man sagen, wenn man mit diesen Steuereinnahmen etwas Sinnvolles für die Menschen in Öster​reich tut, dann wären sie zum Teil gerechtfertigt.

Parallel dazu wurden aber Rücklagen aufgelöst, Fondstöpfe geleert und abgeschafft, wie zum Beispiel der Entgeltfortzahlungsfonds, das die kleineren und mittleren Unter​nehmer schwerstens getroffen hat. Der Familienlastenausgleichsfonds wurde geleert und geplündert. Und die neuerliche Plünderung des Insolvenzfonds durch Finanz​minister Grasser wird ebenfalls die Unternehmerinnen und Unternehmer in unserem Land Österreich noch schwerstens belasten. Dieses Register von Schüssel, Barten​stein und Grasser, ließe sich wirklich noch lange fortsetzen und parallel dazu – und das muss man auch sagen – und ich richte das hier ganz gezielt an die Adresse der ÖVP, die heute hierher geht und so tut, als wäre gewisse Maßnahmen von selbst ent​standen, muss ich dazu sagen, dass in den letzten Jahren, gerade unter ÖVP-Ver​antwortung, der ländliche Raum massiv geplündert und ausgehöhlt wurde! (Beifall in der SPÖ-Fraktion.) Fast täglich, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, fast täglich wird ein Postamt in Österreich geschlossen, Gendarmeriposten verschwinden von der Bildfläche, Bezirksgerichte werden aufgelöst, Schulen werden geschlossen, Ka​sernen werden geschlossen, und es gibt heute bereits ganze Täler und Regionen, die von keinem öffentlichen Verkehrsmittel mehr angefahren werden. Und die Menschen in diesen Regionen sind die Leidtragenden. Auf der Strecke, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, bleiben wie immer die Menschen und Spielbälle der Politk sind sie seit ewigen Zeiten gewesen.

Aber diese Bundesregierung hat es auch nicht geschafft, trotz des Anhäufens von 28 Milliarden Euro zusätzlicher Schulden mehr Arbeitsplätze in Österreich zu schaffen. Ganz im Gegenteil! Wir haben mit der Statistik des Jahres 2004 um insgesamt 49.000 mehr Arbeitslose als im Jahre 1999. Und diese Zahl, geschätzte (Zwischenruf von Abg. Lutschounig.) Kolleginnen und Kollegen, - ja, Kollege dann höre mir nur zu – du kannst doch nicht hergehen und heute sagen, alles was die Anderen tun ist schlecht und Ihr selber seid frei von jeder Sünde. Wo bleibt hier der Impuls für die Wirtschaft? Wo bleibt hier der Impuls für die Massenkaufkraft der Menschen? Wenn es so weitergeht mit diesen Belastungen wird das Mehrwertsteueraufkommen weiter​hin drastisch sinken, die Menschen haben weniger Geld in der Tasche (Abg. Lut​schounig: Das beschließt Ihr heute!) und dadurch sinkt der Konsum. Und das wirkt sich in vielen Bereichen aus. Das wirkt sich aus im Konsum und im Kauf von täg​lichen Gütern, das wirkt sich aus in unserer Reisefreudigkeit, auf den Tourismus na​türlich auch negativ.

Und das Finanzausgleichsgesetz aus dem Jahre 2001 vom Finanzminister Grasser hat die Länder und die Gemeinden massivst benachteiligt. Und deshalb ist es gut und recht, wenn man über Finanzierungen für einen sehr wesentlichen Bereich in unserem Lebensraum, nämlich den ländlichen Raum nachdenkt. Ich würde eines empfehlen: Nutzen wir gemeinsam die Chance, über den Zukunftsstandort und über die Zukunftschancen Kärntens zu reden. Machen wir gemeinsam einen Schritt in diese Richtung, setzen wir Investitionsprogramme um, wenn wir dazu in der Lage sind durch Mehreinnahmen und setzen wir, vor allem im Bereich des Tourismus, jene Schritte, die wir dringend brauchen in mehr ganzjahrestouristische Einrichtungen und vor allem in die Richtung neuer Märkte. Denn es nutzt uns nichts. Und diese Aktio​nen, die heute hier von der Wirtschaftskammer getätigt wurden, geschätzte Kollegin​nen und Kollegen, nützen niemanden etwas. Dieses Geld wäre besser angelegt ge​wesen für den Tourismus in Kärnten eine Investition zu tätigen, (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) und nicht mit falschen Zahlen und mit der Panikmache von Menschen zu agieren.

Und vor allem möchte ich auch der Wirtschaftskammer eines empfehlen. Es stehen ständig die Gemeinden im Kritikfeld der Wirtschaftskammer Kärnten. Ich würde den Referenten der Wirtschaftskammer Kärnten empfehlen, sich einmal die Insolvenz​zahlen anzusehen. Ich kenne keinen Wirtschaftsbetrieb einer Gemeinde, (Der Vor​sitzende: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) … ich kenne keine Gemeinde die in wirtschaftliche Turbulenzen geraten wäre, aber ich muss täglich und beinahe wöchentlich von Insolvenzen von Unternehmen lesen. (Abg. Lutschounig: Also so einen Blödsinn, so einen Vergleich habe ich noch nie gehört! Also, der Vergleich …!) Und das, geschätzter Kollege Lutschounig, ist ein erlaubter Vergleich und zwar inso​ferne, weil heute ständig von Serviceeinrichtungen geredet wird. (Abg. Lutschounig: Eine Gemeinde mit einem Unternehmen zu vergleichen!) Die Gemeinden Kärntens sind heute moderne Leistungszentren und Servicezentren für die Menschen in unse​rem Lande geworden und wir müssen sie finanzieren. (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Lutschounig: Eine Gemeinde mit einem Unternehmen zu vergleichen?!)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Markut

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es wird immer im Zuge mit der Abgabenerhöhung von einem Belastungspaket ge​sprochen. Ich frage mich: Warum brauchen wir jetzt diese Belastungen und was ist die Last? Müssen wir jetzt die Haushalte und die einzelnen Menschen deswegen mehr belasten, weil es uns ja soviel besser geht als vorher, weil wir wirtschaftlich an der Spitze Österreichs stehen? Oder, müssen wir der Wahrheit ins Auge sehen und sagen: In Kärnten läuft einiges schief. Den Wasserfall hinunter fährt das Schiff Kärn​ten, weil wir pro Tag um 600.000,-- Euro mehr dazu bekommen, weil wir das ge​samte Familiensilber bereits verscherbelt haben. Es bleibt uns nicht einmal mehr et​was davon übrig, dass wir das Budget konsolidieren. Wir müssen uns selbst das Krankenhaus verkaufen, dass wir maastrichtgemäß überhaupt noch einen Kredit be​kommen. Was sollen wir jetzt machen?

Jetzt geht natürlich die Landesregierung her und fragt den Gemeindebund und fragt die Abteilungen und sagt: Was sollen wir tun? Und dabei heraus kommen natürlich Abgabenerhöhungen. Nur, ist das der richtige Weg? Müssen wir einnahmenseitig die Menschen belasten? Können wir es nicht versuchen, ausgabenseitig das Budget zu konsolidieren? Das wäre der richtige Schritt. Ich nehme jetzt einmal nur den Touris​mus heraus. Der wird vielfach bestraft seit Jahren. Seit dem Jahr 1980 sind die Nächtigungszahlen um 2,5 Millionen zurückgegangen. Dann kommen die nächsten Strafen die da sind ; - Peifenberger, Bilgram! Überhaupt das Jahr 2005. Und nicht zu vergessen: Jetzt wird noch ein Vorgesetzter vorgesetzt, der direkt vom BZÖ aus dem Nationalrat kommt. Und dazu kommt die Verdoppelung der Nächtigungstaxe, die Verdoppelung der Ortstaxe, die Erhöhung der Fremdenverkehrsabgaben. Naja, wie erklärt das der Abgeordnete Gunzer seinen orangen Touristikern, dass von ihnen soviel verlangt wird. (Zwischenruf von Abgeordneten Gunzer.)

Auf der anderen Seite. Ich kann mich im Wahlkampf erinnern, die SPÖ hat gesagt: Legen wir alles auf den Tisch, machen wir einen Kassasturz. Wo ist der Kassasturz? Was wird sein, wenn auch in Kärnten den Orangen der Saft ausgegangen sein wird? Wer wird das Finanzreferat übernehmen? Es ist ja nicht so, dass man es nicht dem Landeshauptmann Haider zutrauen würde, dass er die Finanzen ordnen könnte, nur sein Problem ist das, was wir da sehen: Er ist nicht da! Und das ist unser größtes Problem. (Abg. Ing. Scheuch: Er kommt ja wieder! – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Zuerst regts euch auf, dass er überall ist …) Wenn er, … würde er seine Arbeit machen … ja, er kommt schon wieder, ja und bis dahin haben wir wieder drei Tage jeden Tag 600.000,-- Euro ausgegeben. Es wird uns nichts übrig bleiben. (Abg. Ing. Scheuch: Nullbudgetierung! Nullbudgetierung!) Ich sage auch, okay, dann müssen wir sparen, dann gehen wir los und sparen. Was können wir machen? Wir können bei der Ver​waltung sparen, wir können die Verwaltung reformieren, wir können die Abteilungen vernetzen, aber die Politik muss sich aus den Sachen wieder heraushalten. Es müssen wieder Fachleute entscheiden und nicht nach Farben irgendwohin gesetzt werden.

Der Landtag soll seine Arbeit wieder aufnehmen und politisch priorisieren. Wenn ich jetzt sehe, dass wir das Budget anschauen, das ist ja interessant. Das schaut so aus, als wenn Volksschulklassen Gehirnoperationen vornehmen, wenn sich die Landtags​abgeordneten das Budget anschauen und darüber reüssieren. Wenn sie mehr wissen … (Zwischenruf aus der F-Fraktion.) Naja, ich habe es mir angeschaut. Ich kenne mich teilweise schon mehr aus als viele andere. Gut, wir müssen die Sachen auf den Tisch legen und das auch in Richtung SPÖ. Es wird nichts nutzen. Jeden Tag wird es schlimmer. Wir müssen alles auf den Tisch legen. Die Kärntnerinnen und Kärntner sind bereit zu sparen. Man muss ihnen aber auch die Wahrheit erzählen und die Wahrheit ist: Es geht unserem Land nicht gut! Wir sind hoch verschuldet! (Abg. Mag. Lesjak: Genau!) Wären wir ein Betrieb, müssten wir Konkurs anmelden. Es ist nicht so, wir brauchen keinen Finanzreferenten sondern einen Masseverwalter. (Abg. Mag. Lesjak: Fahrlässige Krida ist das!)
Bitte, wenn die Menschen in Kärnten schon von der Politik keine Wahrheit erwarten können, dann bitte, nehmt ihnen nicht noch das letzte Geld weg, weil unsere Kauf​kraft, die wird weniger. Landeshauptmann Haider stellt sich im Fernsehen hin uns sagt: „Wir brauchen mehr Kaufkraft und weniger Steuerbelastung.“ Genau das Ge​genteil wird in Kärnten gemacht. Und da sind wir sicherlich nicht dabei. (Abg. Ing. Scheuch: Bodenhöfer!) Danke schön! (Beifall von Abg. Mag. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort.)
Holub

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

(Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Was Neues aus Brüssel!) Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Werte Damen und Herren Abgeordnete! Eingangs meiner Ausführungen möchte ich einmal kritisieren, dass wesentliche Teile dieser Abgabenerhöhungen, aber auch im Bereich der KABEG und des LKH-Bereiches nicht auf der Tagesord​nung ist und heute mit Zweidrittelmehrheit hier auf die Tagesordnung getan werden soll. Und in der kurzen Frist, möchte ich sagen, ist es mir als Abgeordneter, als ein​zelner Abgeordneter nicht möglich, solche Brocken zu prüfen und mit gutem Gewis​sen meine Zustimmung zu geben. Und deshalb werde ich da im Zweifelsfalle da​gegen entscheiden. Das möchte ich hier einmal einbringen.

Zum direkten Thema der Aktuellen Stunde möchte ich anführen, dass meine Vorredner teilweise, auch der Klubobmann der SPÖ, schon ausgeführt haben, dass selbstverständlich im Bereich der unselbstständig erwerbstätigen Arbeiter und Angestellten keine Steigerung des Einkommens in diesem Jahr möglich war und ist. Man muss schon froh sein, wenn es Lohnerhöhungen im Bereich der Geldentwertung gibt und dass der Sommertourismus ein Minus von 5 Prozent gebracht hat. Ich verweise auf den „Grünen Bericht“ für die Bauern, die sogar Einkommenseinbußen hinnehmen mussten und auch die Pensionisten nur am Rande der Existenz ihre Pensionen erhöht bekommen. Das ist einmal die Ausgangslange. Und da geht man her und schnürt per Gesetz ein Paket von Gebührenerhöhungen für die Kärntner Gemeindebürger.

Ich muss sagen, da müssen in Zukunft weniger Politiker werden, sondern mehr Volksvertreter. Weil wenn man sich umhört – seit Wochen wird ja darüber in den Medien berichtet -, kann man bei den Landesbürgern nur Erstaunen über solche Vorgangsweisen hören. Es wird draußen dementsprechend darüber gesprochen. Es ist den Leuten in Erinnerung – und das ist eine äußerst unsensible Vorgangsweise -, dass im heurigen Jahr von uns einhellig die Parteienförderung erhöht wurde. Es ist den Menschen in Kärnten aber auch in Erinnerung, dass die Bürgermeisterbesoldungen bis zu 30 % im heurigen Jahr erhöht wurden. Und jetzt heißt es: „Die Gemeinden haben kein Geld. Dieses Belastungspaket muss kommen, 9 Millionen Euro“, es werden ja viel mehr sein „kommen den Gemeinden zugute.“ Wenn ich mir das durchgelesen habe, was der Wirtschaftsbund mir geschrieben hat und wenn das stimmt, dann geht das weit hinein in den Bereich zwischen 40 und 50 Millionen Euro. Ein Teil bleibt natürlich beim Land.

Das ist abzulehnen, überhaupt aus freiheitlicher Sicht. Ich muss sagen, dass wir vor der letzten Landtagswahl angehalten waren, den Kärntnerinnen und Kärntnern zu versprechen, dass es in dieser Legislaturperiode (diese fünf Jahre) zu keinen Erhöhungen, welcher Art auch immer, kommt. Als Beweis führe ich an, dass die Freiheitlichen vor der letzten Landtagswahl sogar einen Antrag hier im Haus eingebracht haben, wobei damit bezweckt werden soll, dass auch die Gemeindeaufsicht die Gemeinden anhalten soll, keine Erhöhungen durchzuführen. Also dieses Abgabenpaket für die Kärntnerinnen und Kärntner kann ich nur negativ beurteilen und kann das eigentlich nur ablehnen. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)

Schwager

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Als nächster Redner hat sich Herr Landesrat Dr. Martinz gemeldet. Ich darf auch die Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Tribüne informieren, dass das Telefonieren mit Handys hier nicht erwünscht ist und falls das Glockenzeichen hörbar ist, 10 Euro in unseren Sozialfonds einzuzahlen ist. Nur, damit alle gewarnt sind, was auf sie zukommt. Herr Landesrat, bitte!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Werte Regierungsmitglieder! Sehr geehrte Herren Abgeordneten und Damen! Liebe Zuhörer! Ich bin ja froh, dass die Herren Klubobleute heute ein wirklich höchst persönliches Bekenntnis abgelegt haben: zu Steuern, zu Abgaben, zur Kaufkraftvernichtung zur Schröpfung. Ich bin wirklich froh, dass der Steuer-Kurti, darf ich das so sagen, neben Steuer-Pucher-Seppi jetzt sich hier herstellt, in den Landtag, in den Kärntner Landtag, und sagt, er steht dafür, dass wir in den Regionen, dass wir bei den Bürgern, dass wir bei den Betrieben, beim Tourismus abkassieren, verwalten beginnen und versuchen, neu aufzuteilen, umzuteilen, zu verteilen. Man kommt zu einer neuen Form der Umverteilung. (Abg. Ing. Scheuch: Du bist ein schlechter Zuhörer!)
Es ist für mich unglaublich interessant, zu erfahren, dass ein leidenschaftsloser SPÖ-Kandidat hier hergeht und sagt: „Die Konsumkraft muss gesteigert werden!“ Also Konsumkraftsteigerung mit Kaufkraftabschöpfung ist eine neue Variante. Aber vielleicht kannst du das dann irgendwann einmal ausführen. Es ist sehr interessant, wenn der leidenschaftslose Abgeordnete Klubobmann Markut als Bürgermeister sagt, hier einen Vergleich herzubringen zwischen Betrieben und Gemeinden. Ich habe das Privileg gehabt, in beiden Institutionen irgendwann zu sein. Ich kann eines sagen: Wenn wir fast ein Drittel der Kärntner Gemeinden als Abgangsgemeinden beklagen müssen und dann hier zu sagen, die Gemeinden sind auf einem ganz anderen Niveau, arbeiten anders als die Wirtschaft, und die Insolvenzen gibt es nur in der Wirtschaft? Also wenn ein Drittel der Insolvenzen im Wirtschaftsbereich sind, möchte ich nicht ausführen, was das heißen würde.

Kaufkraft und Schröpfkraft: Hier liegt eine nächste große Verwechslung vor! Schlage ich die Zeitung auf, blicke ich ins Fernsehen, sehe ich den BZÖ-Obmann wettern, landauf, landab, bis in die deutschen Lande hinein einen Wahlkampf, jetzt im befreundeten Ausland, wo er scheinbar ist, in der Steiermark und überall: „Wir müssen die Kaufkraft stärken!“ Das ist die große Parole, die ausgegeben wird. „Die Steuern müssen runter!“ Tagtäglich wird das getrommelt, was ja völlig richtig ist. Dazu stehen wir auch. (Abg. Ing. Scheuch: Ihr seid noch nie gestanden. Gestanden seid ihr noch nie! – Abg. Tauschitz: Ihr seid die Umfaller!) Auch die ÖVP-Regierung unter Bundeskanzler Schüssel ist in den letzten Jahren ganz dramatisch dafür gewesen. Schauen wir die Abgabenquote an, die sich Jahr für Jahr verändert: „Steuern runter, das ist die Losung!“

Was ist in Kärnten? In Kärnten wird Kaufkraft mit Schröpfkraft verwechselt. Kaufkraft: Kärnten soll in Hochform sein? Ja, freilich, in Hochform, aber bei Steuern und Abgaben. Nicht Anpassungen, lieber Steuer-Kurti. Das, was wir in Kärnten haben, das ist die Summe aller österreichischen Abgaben auf höchstem Niveau. Zähl das zusammen, dann wirst du draufkommen!

Kaufkraftabschöpfung für Landesflieger, damit wir herumfliegen können: in das nächste Flugdesaster hinein. Kaufkraftabschöpfung: Schröpft ab für die Versenkung einer Wörtherseebühne, für Formel-I-Ausflüge und Träumereien, weil man dort so Gas geben kann, mit Hochfahren. Kaufkraft für maßlose Überziehung im Präsentations- und Repräsentationsbereich. (Abg. Ing. Scheuch: Ein Taschentuch für den Herrn Landesrat, bitte!) Kaufkraft, Schröpfkraft für ein Firmenwirrwarr und Konglomerat, wo der Vorsitzende der neuen Landesholding nicht einmal selber in der Lage ist, hier Organigramme zustande zu bringen, weil hier jahrelang freiheitliche Firmenkonstrukteure gewirkt haben: teuer und ineffizient. Schau einmal in den „Wirtschaftsbericht 2004“ hinein! Ich komme noch darauf zurück.

Dazu noch Schulstartgeld weg. Genau jetzt, am Anfang des Schuljahres. Genau jetzt, wo die Kinder und die Familien das dringendst brauchen. Die Arbeitnehmerförderungskürzung plus die Steuern! (Abg. Ing. Scheuch: Lauwarme Jammerei!) Das ist Umverteilung – aber nicht Umverteilung in einem eher sozialistischen Sinne oder in einer Gerechtigkeitsüberlegung. Umverteilung aus dem privaten Bereich hinein in die Verwaltung, Verbürokratisierung! Das geht alles mit einer ÖVP natürlich nicht. Selbstverständlich! Hier hat also wirklich Steuer-Kurti Umverteilung gelernt, das aber falsch verstanden: nicht Umverteilung für diese Bereiche, wo wir das brauchen, sondern Umverteilung an ein paar Beispielen. Allein Urlaub am Bauernhof haben wir mit Mühsamkeit zusammen gebracht, endlich eine Unterstützung für Urlaub am Bauernhof für 100.000 Euro, dreimal hintereinander. Wie gut für Urlaub am Bauernhof-Betriebe? Zusammengezählt wird man allein durch die Nächtigungsrate über 100.000 Euro pro Jahr wieder dazuzahlen. Eine „herrliche Aktion“! Wirtschaftsbetriebe: 4 Millionen haben wir jetzt für eine Kleingewerbeförderung mühsam, nach langen … (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit, Herr Landesrat!) 5 Millionen kostet allein das wieder! Meine Damen und Herren! Ober sticht den Unter! Da sind wir ja tatsächlich bei der Schnapser-Partie. Die Sekretäre in den einzelnen Gremien drinnen. (Abg. Ing. Scheuch: Lösungen! – Lärm im Hause. Abg. Ing. Scheuch: Jammer-Seppi! – Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Magdalen: „Ober sticht den Unter.“ Sie können in den Zeitungen nachlesen, was herauskommt.

Noch einmal: Weg mit dem Abgabenpaket – her mit dem Schulstartgeld! Endlich runter mit dem Strompreis! Raus mit der Politik aus den Wirtschaftseinrichtungen! (Beifall von der ÖVP-Fraktion! – Abg. Lutschounig: Bravo! – Abg. Ing. Scheuch: Der Jammer-Seppi hat gejammert!)

Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Als Nächster hat sich Abgeordneter Gunzer zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm! – Ich bitte die Zuhörerinnen und Zuhörer, die Plätze einzunehmen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Gunzer (F):

Gunzer

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Besucher, vor allem geschätzte Unternehmerkollegen! Für mich als Abgeordneten zum Kärntner Landtag und Wirtschaftssprecher, aber vor allem auch als Vizepräsident und Interessenvertreten der Wirtschaftskammer Kärnten mache ich mir das nicht einfach. Es ist nicht immer so einfach, dass man sagt, man muss dort und da Anpassungen durchführen. Aber es ist auch meine Aufgabe und vor allem die große Verantwortung, dass man hier seriös über Fakten diskutiert. Natürlich ist es leichter, zu verkünden, dass wir Erleichterungen zustande gebracht haben, zum Beispiel bei der Kleinstgewerbeförderung, die wir auch hier im Hohen Haus bereits diskutiert haben und es gemeinsam zustande gebracht haben, dass endlich die Kleinstunternehmer mit ein bis neun Mitarbeitern in den Genuss einer Förderung kommen, erstmals einschließlich auch der Handelsbetriebe. Das ist auch eine Wertschätzung unseren Betrieben gegenüber. Das bringt übrigens den Unternehmungen 4 Millionen Euro.

Dass es jetzt aber notwendig ist, dort und da auch Anpassungen durchzuführen, auf Grund der Situation im Fremdenverkehr, wo wir zu einem Ganzjahrestourismus hinkommen wollen, das müssen wir auch fair diskutieren, und zwar ganz offen mit den richtigen Zahlen. Wir haben vom Land Kärnten aus im letzten Jahr allein 52 Millionen Euro in den Tourismus investiert, vor allem in den Wintertourismus. Es wurde hier hervorragend ausgebaut, und die Zahlen geben uns Recht. Wir haben gewaltige Zuwachssteigerungen bei den Nächtigungen im Wintertourismus und sind in Österreich im Spitzenfeld. Dass im Sommertourismus, wo es dort und da auch zu Wetterproblemen kommt, Aufholbedarf besteht, das liegt auf der Hand. Dies vor allem auch deshalb, weil sich die Voraussetzungen geändert haben. Wir haben weniger liebe deutsche Gäste bei uns, auf Grund der wirtschaftlichen Situation in Deutschland. Der Osten hat sich geöffnet. Wir müssen hier neue Gäste lukrieren. Wir müssen neue Gäste gewinnen. Es ist ein Wettbewerb der Regionen entstanden. Wir haben die Region Kärnten, wir haben die Region Slowenien, die um Gäste kämpfen. Wir haben die Region Friaul Julisch-Venetien, den Veneto, die um Gäste kämpfen. Hier müssen wir uns bestens positionieren! Da müssen wir dementsprechend investieren! Deswegen ist es auch wichtig, dass wir dann unseren Betrieben in Kärnten die nötigen Voraussetzungen schaffen, damit sie auch dementsprechend in Zukunft weiterhin positiv investieren und vor allem bilanzieren können. (Beifall von der F-Fraktion)

Ich sehe es als große Verantwortung von meiner Person her, dass, man hier den Kärntner Unternehmern auch reinen Wein einschenkt. Wenn wir hier von einer Erhöhung bei der Fremdenverkehrsabgabe sprechen oder der Ortstaxe, dann war es auch mein Verhandlungsgeschick, dass wir die Spitzen genommen haben und dass es uns gelungen ist, die Zweckwidmung selbstverständlich hineinzuarbeiten, damit dieses Geld zweckgebunden wiederum dem Kärntner Tourismus zugute kommt. Das ist der entscheidende Punkt! (Beifall von der F-Fraktion) Wenn nämlich 90 % der Abgaben, die jetzt eingenommen werden, wiederum den Tourismusregionen in Kärnten zur Verfügung gestellt werden und die Unternehmer selbst entscheiden können, wie sie dieses Geld investieren, in Marketing, in Werbung, dann, muss ich sagen, ist das eine positive Sache, wo wir unser Land auch dementsprechend im Tourismus weiterhin nach vorne bringen können.

Mich wundert eines: Dass der Herr Landesrat Martinz mit keiner Silbe erwähnt – er ist selbst Unternehmer und betreibt einen Campingplatz -: Bei der Zweitwohnsitzabgabe haben wir die Wohnwägen als Zweitwohnsitzabgabe herausverhandelt. Das hat er vergessen, dazuzusagen. Denn auch das, bitte, ist ein weiterer Beweis, dass es ganz, ganz wichtig ist, dass wir eine solide, seriöse Gesprächsbasis haben: mit Unternehmern, Unternehmervertretern, der Landesregierung und vor allem auch hier dem Landtag. Von mir werden Sie hier solche Sachen nie hören: „Raubrittertum“ oder „falsche Zahlen“. Das, muss ich sagen, ich verstehe meine Kollegen von der Wirtschaftskammer schon, selbstverständlich, es ist legitim, dass sie sagen: „Passt auf! Da erhöht sich jetzt etwas. Wir müssen unsere Unternehmer schützen!“ Dafür habe ich Verständnis. Man muss aber die Sache so fair und ehrlich führen, dass man mit den richtigen Zahlen argumentiert. Weil wenn es ursprünglich geheißen hat: 70 Millionen Euro, dann, auf einmal, 25 Millionen Euro – Tatsache ist eines: dass man, wir Verhandlungsweg bei zirka 14 Millionen sind und die, wie wir schon gehört haben, zu 90 % wiederum den Kärntner Betrieben zur Verfügung gestellt werden können. (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) Das ist für mich das Entscheidende!

Etwas möchte ich hier noch anbringen: Wenn dann – und das kritisiere ich schon – das eigene Haus, die Wirtschaftskammer selbst, dann Erhöhungen plant. Es wurden bereits auch Grundumlagenerhöhungen durchgeführt. Über gewisse wird diskutiert: Gerade zu einem Zeitpunkt, wo man auch wiederum über diese Anpassung diskutiert. Bei den Bädern, beispielsweise, wie es auf keinen Fall auch gut gegangen ist, wurde hier bereits eine Aussendung getätigt, wo auch beabsichtigt wird seitens der Interessenvertretung, um 31 % die Umlagen zu erhöhen. Das ist für mich nicht stimmig. Deswegen bin ich auch für diese Dinge nicht zu haben!

Für mich als Wirtschaftssprecher und Abgeordneter und Vizepräsident der Wirtschaftskammer ist es wichtig, dass wir unseren Unternehmen reinen Wein einschenken, dementsprechende Rahmenbedingungen schaffen, damit sie auch weiterhin in Zukunft optimal und positiv bilanzieren können. (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen!) Ich wünsche dem Kärntner Tourismus in Zukunft weiterhin alles Gute! (Beifall von der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt 2. LHStv. Dr. Ambrozy das Wort.)

Gunzer

Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy (SPÖ):

Dr. Ambrozy

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Präsident! Wer heute die Diskussion hier verfolgt hat und insbesondere die gekünstelte Emotion des ÖVP-Parteiobmannes erlebt hat, der kann sagen: Natürlich muss die gekünstelt sein, denn wenn man sich über die Vergangenheit hinweg schwindeln will, um heute zu punkten, dann muss man gekünstelt sein. Denn, meine sehr geschätzten Damen und Herren, wenn ich die ÖVP heute hier hören, was sie alles bejammert und mit die letzten nur sechs, sieben Jahre ansehe, wofür sie alles die Verantwortung übernommen hat oder selbst initiativ war, dann muss ich sagen: Bitte schön, übt euch nicht in Vergesslichkeit und hofft schon gar nicht auf die Vergesslichkeit der Kärntner Bevölkerung!

Sie haben im März 2004 Ihre Rechnung präsentiert bekommen dafür. Denn es hat 1999 und davor ein ÖVP-Mann das Finanzreferat geführt und von 1999 bis 2004 war die ÖVP in Koalition mit der FPÖ. Und in der Zeit hats die größten Neuverschuldun​gen gegeben, in der Zeit hats die größten Vermögensverscherbelungen gegeben! (Abg. Tauschitz: Nichts gegen euch!) Und von dem, was damals verkauft worden ist, ist heute überhaupt nichts mehr vorhanden! Dafür tragen Sie die Verantwortung, das sage ich ganz deutlich! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Und, wenn wir jetzt ab April 2004 in dieser Zusammenarbeit sind, dann sind wir seit dieser Zeit nur damit be​schäftigt, das was ihr angerichtet habt, wieder einigermaßen in geordnete Bahnen zu bringen. (Dies löst Einwände aus der ÖVP-Fraktion aus. – Lärm im Hause. – Zwi​schenruf von Abg. Lutschounig.) Aber, Kollege Lutschounig! Du bist ja einer der Hauptverantwortlichen dafür, (Dies löst Heiterkeit in der SPÖ-Fraktion aus.) weil du bist da als beißender Redner am Pult gestanden und hast alles verteidigt, was da gemacht worden ist.

Und, wenn ich jetzt nur sehe, was diese Bundesregierung in den letzten wenigen Jahren, wo sie die Chance gehabt hat, Verantwortung zu tragen, der österreichischen Bevölkerung und damit auch der Kärntner Bevölkerung angetan hat, dann würde ich hier an Ihrer Stelle überhaupt nur noch kleinlaut sitzen und sagen: „Mea culpa! Mea culpa!“ Denn, meine sehr geehrten Damen und Herren! 58 Belastungen sind in den letzten vier Jahren von dieser Bundesregierung auf die österreichische Bevölkerung niedergeprasselt! Ihr habt die Menschen wie die Zitronen ausgepresst. Und es ist erstmalig in der Geschichte, dass in einer so kurzen Periode die Kärntner und öster​reichischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer durch die Politik dieser Bundesre​gierung einen Nettolohnverlust hinnehmen mussten. Und gleichzeitig haben sie den Großkonzernen dieses Landes Milliardensteuergeschenke gemacht und das alles zu Lasten der österreichischen Bevölkerung, meine Damen und Herren! (Beifall von der SPÖ-Fraktion. - LH-Stv. Dr. Strutz: Und so einen Obmann wollts ihr abwählen!)
Und daher sage ich Ihnen: Wenn wir heute ein Paket beschließen, damit die Über​lebenschance der Kärntner Gemeinden gegeben ist, dann sollten Sie freudig mit​gehen, denn die Gemeinden sind die wesentlichen Adern auch unserer Wirtschaft. Und, wenn es den Gemeinden gut geht, dann wird’s den Menschen auch gut gehen. Und daher müssen wir – und schauen Sie sich nur den letzten Finanzausgleich an – daher müssen wir jetzt etwas tun, damit die Gemeinden nicht wirklich einen Kollaps erleiden. Und das alles wiederum nur im Interesse der Wirtschaft dieses Landes.

Und jetzt muss ich Ihnen ehrlich sagen. Die Belastungen treffen nicht die Bevölke​rung in erster Linie. Hier gehen wir nicht vor wie die Bundesregierung, die abgecasht hat, nur um die Budgetlöcher zu stopfen und trotzdem mehr Defizit zu Stande zu bringen, sondern wir suchen jenen Teil bei den Belastungen heraus, die dann letztlich auch wieder davon profitieren. Wer ist denn verantwortlich dafür, dass wir in den letz​ten beiden Sommern ein gewaltiges Minus im Fremdenverkehr hatten? (Abg. Tau​schitz: Wahrscheinlich wir Vier. – Abg. Lutschounig: Die ÖVP! – Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion.) Wer ist denn verantwortlich dafür, dass wir im Tourismus einen Dschungel an Betrieben und Gesellschaften haben? Sie sind da gesessen und haben das verteidigt. Toll ist das! (Mehrere Einwände aus der ÖVP-Fraktion. – Lärm im Hause.) Wir haben es kritisiert, jetzt wird’s endlich verändert, damit wir nicht Geld verschleudern sondern den Tourismus ingesamt stärken.

Und, meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ich sage Ihnen eines. Wenn Sie nicht jetzt mutig die Dinge in die Hand nehmen, dann werden wir diesen Karren nie mehr flott kriegen. (Der Vorsitzende: Eine halbe Minute Redezeit noch!) Und wir neh​men die Dinge jetzt mutig in die Hand. Sie können ruhig (Abhaltung einer Kundge​bung der Wirtschaftskammer im Landhaushof.) mit Ihren Kammersekretären demon​strieren, weil die Wirtschaft hat längst erkannt, dass hier Initiative und nicht Jammerei gefragt ist. Die Menschen draußen haben längst erkannt, dass die Regierung alles tun muss, damit die Arbeitsplätze gesichert werden und das Land nicht krankgejam​mert wird. Und, dass wir alles tun müssen, um die Kaufkraft tatsächlich zu stärken. Aber das werden wir nicht mit irgendwelchen kleinmütigen Maßnahmen machen, sondern indem wir tatsächlich in das Land Betriebe herein bekommen, (Der Vor​sitzende: Die Redezeit ist abgelaufen, ich bitte, zum Ende zu kommen!) und eine Wirtschaftsentwicklung einleiten, die Arbeitsplätze und Einkommen schafft.

Und ich muss Ihnen ehrlich sagen: Wie ich das das erste Mal gesehen habe, ist mir der Herr Staek eingefallen. Der wird Ihnen nichts sagen. Klaus Staek einer der größ​ten, innovativsten Gestalter von Politplakaten. (Der Vorsitzende: Bitte noch rasch den Staek und dann …) Da sollte man eher draufschreiben, wenn man euch anschaut: „Wir lassen uns unsere Porsches nicht wegnehmen, denn die kleinen Leute auf der Straße haben demonstriert gegen das Belastungspaket noch nicht. (Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Jene die es haben, tun es offensichtlich.“ (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)
Dr. Ambrozy

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Geschätzter Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Geschätzte Zuhörerinnen auf der Tribüne! Abgaben sind notwendig zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben wie Bildung, Gesundheit, Infrastruktur und sie dienen auch der Sicherstel​lung einer gleichmäßigen Verteilung des Wohlstandes in dem Lande. Die Frage ist immer: Welche Abgaben sind finanzpolitisch notwendig und sozial verträglich? Es ist auch so, dass immer Lenkungseffekte erzielt werden sollen, wenn Abgaben erhöht werden. Und meine Frage lautet: Welcher Lenkungseffekt soll eigentlich durch die Fremdenverkehrsabgabe, durch die Orts- und Nächtigungstaxe erzielt werden? Wir haben auf der einen Seite die Situation, dass der Tourismus sich sehr besorgniser​regend entwickelt. Kärnten hat heuer im Vergleich zum Vorjahr ein Minus von 2,3 Prozent im Zeitraum Mai bis Juli gegenüber dem Vorjahr. Und die Tendenz geht weiter in diese Richtung. Die Nächtigungszahlen sind seit den 80iger Jahren rückläu​fig und in den letzten Jahren hatten wir freiheitliche Tourismusreferenten. Das hat uns ja etwas zu sagen.

Auf der anderen Seite wird ein Abgabenpaket geschnürt, das ausgerechnet Touris​musbetriebe, also Klein- und Mittelbetriebe und ihre MitarbeiterInnen belastet. Also die Leidtragenden sind wiederum die Kleinen, die MitarbeiterInnen, die Arbeitneh​merInnen, auf die diese Kosten abgewälzt werden. Geht’s der Wirtschaft schlecht, geht’s den Menschen schlecht! Hier haben wir eine typische Verlierersituation. Wer profitiert aber von diesem Abgabenpaket? In Wahrheit verschwinden die Mittel aus dem Abgabenpaket in orange-rote Budgetlöcher auf Niemehrwiedersehen. Hier profi​tiert eine Finanzpolitik, die nicht betriebswirtschaftlich orientiert ist und auch nicht volkswirtschaftlich. Das ist eine Finanzpolitik im Dienste eines Turbokapitalismus. Das ist, wenn das Land ein Vermögen veräußert und auch noch den Verlust finan​ziert, der aus dieser Veräußerung an Schulden entstehen wird. Das ist eine Politik, die Löcher aufreißt, große Budgetlöcher, und sie müssen dann gestopft werden von SteuerzahlerInnen und von Tourismusbetrieben, von den kleinen dieses Landes.

Was bedeutet das, wenn die Tourismuspolitik nicht mehr volkswirtschaftlich sondern betriebswirtschaftlich denken will? Das bedeutet, dass der Tourismus eine ernstzu​nehmende Konkurrenz gekriegt hat, nämlich die Politik selber! Die Politik hat offen​bar die Seiten gewechselt. Sie ist kein Regulativ mehr, sie stellt keine Rahmenbedin​gungen mehr zur Verfügung. Keine sozial verträglichen Bedingungen, also nicht mehr volkswirtschaftlich, sondern sie benimmt sich eigentlich wie ein Konkurrent ge​genüber dem Tourismus. Sie führt sich auf wie ein scharfer Konkurrent im Verdrän​gungswettbewerb. Weil, warum hat zum Beispiel die Kärntner Tourismus GmbH ein Vorkaufsrecht auf Reifnitz? (Es herrscht Unaufmerksamkeit im Hause.) Das benach​teiligt alle anderen möglichen Interessenten und Interessentinnen. Bitte um mehr Aufmerksamkeit im Hause! (Dies löst Heiterkeit im Hause aus. – LH-Stv. Dr. Strutz: Die muss man sich erarbeiten in diesem Hause … !) Die landesnahen Tourismusge​sellschaften sind überstrukturiert und werden parteipolitisch besetzt. Nicht genug, dass dieser Strukturdschungel unübersichtlich wird, und, dass er keine Erfolge für den Tourismus bringt. Nein, es muss jetzt auch noch ein Politiker an die Spitze des Tourismus gesetzt werden, der ehrenamtlich arbeitet. Ja, der wird ja sehr motiviert sein! Was wird denn der erreichen für den Tourismus?

Das Land Kärnten hat gegenüber dem Tourismus einen Wettbewerbsvorteil und es ist ganz klar, wer diesen Konkurrenzkampf gewinnen wird. Das Land! Und der Verlie​rer ist der Tourismus. Das ist also der Lenkungseffekt. Eine Bankrotterklärung an den Tourismus. Was will das Land eigentlich erreichen mit dem modernen Raubrittertum? Warum soll der Tourismus bestraft werden? - Weil es dem Land selber nicht gut geht? Diese Maßnahme ist unsozial und ich verstehe auch die SPÖ nicht, dass Sie hier mitgehen kann. Sie ist unsozial und selbst betriebswirtschaftlich gerechnet er​zeugt das eine Loose-Loose-Situation, also eine Verlierersituation auf allen Seiten. Daher werden wir der Fremdenverkehrsabgabe, der Orts- und Nächtigungstaxe nicht zustimmen. Unser Vorschlag wäre eine Standortvorteilsabgabe für global players, für große Konzerne, für gewinnträchtige Konzerne, die man hier mit offenen Armen em​pfängt, denen man Infrastruktur zur Verfügung stellt und schenkt. Die haben einen eindeutigen Wettbewerbsvorteil. Was ist denn die Gegenleistung von diesem Vorteil an das Land? – Ja, keiner! Dafür werden die Kleinen und Mittleren bestraft. Und so kann es ja nicht sein! Dieser Wagen fährt mit hoher Geschwindigkeit gegen die Wand! Danke! (Beifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)
Mag. Lesjak

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Sehr geschätzter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Vielleicht eine kurze Anmerkung zum Herrn Landeshauptmann-Stellvertreter Ambrozy, der heute seine offenbar vorletzte Rede in diesem Haus hier gehalten hat. Und seine Wirtschaftskompetenz will ich ja nicht anzweifeln, aber wenn die SPÖ immer so große Wirtschaftskompetenz bewiesen hätte, dann wäre der Fall „KONSUM“ wahr​scheinlich nicht eingetreten, der als einer der größten Pleiten in Österreich überhaupt anzusehen ist. Und hier die große Wirtschaftskompetenz auszuspielen, das stelle ich wirklich auch in Frage. Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren! Danke, dass die Frau Kollegin Lesjak sich eher auf die Seite der Unternehmer geschlagen hat. Das ist wirklich nicht so einfach, wenn eine Grünabgeordnete sich der Sorgen der Wirtschaft annimmt. Und ich danke dafür, dass Sie das sehr objektiv auch hier dar​gelegt hat.

Meine geschätzten Damen und Herren! Wir stehen vor einem der größten Bela​stungspakete, das jemals in diesem Land geschnürt worden ist. Rund 15.000 Be​triebe in Kärnten, unternehmerische Betriebe, sind davon betroffen, die auch mit einer 50prozentigen Erhöhung der Fremdenverkehrsabgabe zu rechnen haben, just zu einem Zeitpunkt, meine geschätzten Damen und Herren, wo es dem Tourismus alles andere als gut geht. Wir haben ein Nächtigungsniveau vom Jahre 1962 erreicht, wir haben hohe Ölpreise und wir haben viele andere Belastungspakete, wo sich der Tourismus wirklich in einem ganz engen Korsett jetzt befindet. Und genau in jener Zeit kommt auch dieses Belastungspaket des Landes, wo Steuern und Abgaben er​höht werden. Man schimpft über den Bund, was die Bundesregierung so Schreck​liches macht und erhöht im gleichen Augenblick. Oder ist das die Antwort darauf? Und die Konsequenz daraus ist, dass man hier die Abgaben in Kärnten einfach in einer gewaltsamen, mit einer Brachialgewalt erhöht.

Meine Damen und Herren! Es ist natürlich auch insoferne schwierig für die Touris​tiker, zumal ja für das Jahr 2006 schon alle Preislisten und alle Prospekte gedruckt sind. Das heißt, all die Kosten, die Erhöhungen, die heute stattfinden von dieser Koa​litionsmehrheit, gehen auf Kosten der Unternehmer, weil das sind ja alles Inklusiv​preise. Die sind ja nirgends mehr woanders unterzubringen. Das heißt, man schadet der Wirtschaft ganz beträchtlich.

Und, wenn man heute weiß, dass zum Beispiel angenommen ein Tischlereibetrieb, ein mittlerer Betrieb mit zehn Angestellten, zehn Mitarbeitern, von 630,-- auf einmal 945,-- Euro zahlen wird. Wo der Vorteil für diesen Tischlereibetrieb da liegt, ist ja zu hinterfragen. Oder, wenn ein anderer Betrieb hier eine 50prozentige oder bis zu 100prozentige Erhöhung dieser Abgaben und Steuern erleben muss, dann ist das sicherlich nicht wirtschaftsfreundlich, dann ist das nicht zur Erhöhung der Kaufkraft angetan und so weiter. Es geht, meine Damen und Herren, wirklich nur um das Bud​getlöcherstopfen. Das ist der wahre Grund. Und auf der einen Seite werden munter die Gelder verteilt, wahre Orgien finden hier statt! Meine geschätzten Damen und Herren, etwa beim Heimatherbst, (Abg. Warmuth: Seid ihr neidig!?) ob jetzt ein Ver​ein oder eine Organisation Geld braucht. Hier wird das Geld verteilt, wie ein großer Onkel, der aus Amerika kommt. Ob das im Kulturbudget ist oder ob das in anderen Bereichen ist. Es werden Plakate gedruckt: „Kärnten in Hochform!“ Es werden Bro​schüren ausgegeben, in allen Zeitungen sind seitenlange Inserate, wie toll dieses Land ist, immer mit dem Konterfei der jeweiligen Referenten. Hier angeführt vor allem der BZÖ-Referent und des Landeshauptmannes.

Und eines muss ich sagen. Solange der Tourismus in Kärnten davon lebt, dass nur Ankündigungspolitik betrieben wird, kann man nicht davon ausgehen, dass hier weiß Gott welche Dinge auch umgesetzt werden. Etwa in Hüttenberg das Museum, von dem heute der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Ambrozy schon gesprochen hat. An das glaubt er selbst, glaube ich, auch nur bis zum 29. Oktober, dann nicht mehr. Oder das Riesenprojekt 3.600 Betten auf der Flattnitz, oder das Sealife-Projekt in Pörtschach, das angeblich überhaupt schon gestorben sein soll. Also, Ankündi​gungspolitik, das ist die Masche unseres Tourismusreferenten, unseres Finanzrefe​renten, der es nicht einmal der Mühe Wert findet an so einem wichtigen Tag, bei so einer wichtigen Sitzung, wo so ein Maßnahmenpaket geschnürt wird, selbst anwe​send zu sein. Und, ich meine, das zeigt eigentlich schon sehr deutlich, wie wir in Kärnten stehen. Das Ganze wird finanziert von Krediten, die endfällig sind. Das heißt, sie werden erst in zehn Jahren mit der Rückzahlung beginnen. In der Zwischenzeit werden nur (Der Vorsitzende: Nur mehr eine halbe Minute Redezeit!) die Zinsen ge​zahlt. Da sind zur Zeit aushaftend: 300 Millionen, nach Auskunft der Finanzabteilung! Und ich glaube, meine Damen und Herren, das ist etwas, was wir als ÖVP oder mit uns jedenfalls nicht, hätte stattfinden können.

Und ich möchte stellvertretend vielleicht den Herrn Landeshauptmann-Stellvertreter eine Zitronenpresse und eine Zitrone überreichen, denn diese kann man auspressen, aber nicht die Unternehmer in Kärnten und nicht die Bevölkerung. Meine geschätzten Damen und Herren, dankeschön! (Der Redner legt die vorhin erwähnten Dinge auf das Pult von LH-Stv. Dr. Strutz. – Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt LH-Stv. Dr. Strutz das Wort.)
Lutschounig

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzter Landtag! Wenn man den Rednern von ÖVP und Grünen so zugehört hat jetzt in ihren Debattenbeiträgen, die aus meiner Sicht maßlos überzogen gewesen sind, selbst verabsäumt, eine, wie ich glaube, seriöse und wichtige und notwendige Diskussion über die Finanzpolitik und die Entwicklung auch unseres Budgets für die kommenden Jahre zu führen, dann wundert es mich eigentlich nicht, warum ihr heute nicht mit Sturzhelmen und Schwimmwesten in den Landtag herein gekommen seid, wenn ihr hier ein Weltuntergangsszenario schildert, alles in Kärnten ist so schrecklich, Untergang, Belastung, Katastrophenstimmung verbreitet, „Die Menschen müssen aus Kärnten auswandern.“, wie es der Kollege Holub im Kulturbereich gesagt hat, dann wundert es mich wirklich, warum ihr überhaupt noch herinnen sitzt. Ihr lebt in einer Realität, die nicht den Tatsachen entspricht!

Wir haben in der letzten Regierungssitzung von Prof. Bodenhöffer einen Bericht bekommen, der sich genau mit der finanziellen Entwicklung, mit der wirtschaftlichen Entwicklung dieses Landes auseinander gesetzt hat: in einer sehr umfassenden Studie. Ich würde die Kollegen Abgeordneten ersuchen, bevor sie hier einen derartigen Blödsinn verzapfen, sich einmal – und gerade Sie orientieren sich ja an der Universität Klagenfurt und versuchen immer wieder, auch wissenschaftliche Kriterien heranzuziehen – tatsächlich die Entwicklung in unserem Bundesland anzusehen! Sie ist eine positive! Sie ist eine positive, in einer weltweit wirtschaftlich schwierigen ökonomischen Zeit. Wir haben dort versucht, gegenzusteuern, wo wir dies im Rahmen unserer Möglichkeiten tun können: im wirtschaftlichen Bereich. Wenn selbst das IHS-Institut einen Beschäftigtenzuwachs in Kärnten feststellt, der über dem österreichweiten Durchschnitt ist, wenn wir als Leistungsindikatoren das Durchschnittseinkommen heranziehen, so liegen wir mit 1.876 Euro in Kärnten deutlich im österreichischen Schnitt. Das ist ein Erfolg und ist eine erfolgreiche Entwicklung für ein kleines, industrieschwaches Land wie Kärnten! (Beifall von der F-Fraktion)

Wenn wir den Bereich „Forschung und Innovation“ heranziehen, dann haben wir mit der Forschungsquote in Kärnten eine deutliche Steigerung von 1,8 % deutlich über dem österreichweiten Niveau, das heißt wir holen auf. Die Forschungsmittel, die wir für Kärnten lukrieren konnten, betrugen 10,5 % des gesamten österreichweiten Budgets. Das heißt, auch hier holen wir auf, und die Entwicklung geht in eine richtige Richtung.

Wir müssen den Strukturwandel in Kärnten zur Kenntnis nehmen. Ein Strukturwandel, der vor allem den Tourismus betrifft. Und hier müssen wir gegensteuern! Ich weiß schon, dass Ihnen das ein Dorn im Auge ist, wenn budgetäre Mittel herangezogen werden, um auf die gesellschaftlichen, auf die wirtschaftlichen, vor allem aber auf die sozialen und ökonomischen Probleme zu reagieren. Das wollen Sie scheinbar nicht?! Im Tourismus haben wir das dadurch getan, dass wir wichtige Projekte angekurbelt haben, unterstützt haben. Wir haben keine Geldvermehrung. Wir müssen aus dem Gesamtbudget Schwerpunkte setzen! Und die tun wir; die tun wir, wenn wir den Landesvoranschlag betrachten, in beachtlichem Maße im Bereich „Erziehung und Unterricht“. 16 % jener Mittel, die wir hier im Gesamtaufkommen des Budgets haben, fließen in den Bereich „Erziehung und Unterricht“, 14 % in den Bereich „Gesundheitswesen“ und 14,3 % in die soziale Wohlfahrt, in den „Sozialbereich“.

Hier geht es darum, dass wir jene Mittel, die wir für dringend wichtige Maßnahmen haben, auch korrekt bedecken. Ich darf das an einem Bereich, hier im Bereich „Fremdenverkehr“, der hier so schrecklich und gravierend als Belastungspaket dargestellt wurde, Ihnen vor Augen führen. (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute!) Wir haben Ausgaben im Tourismus von Seiten des Landes in der Höhe von 52 Millionen Euro, und wir lukrieren über die Tourismuseingabe, über Nächtigungstaxe und die Fremdenverkehrsabgabe 4,4 Millionen Euro. Es stehen in absolut keiner Relation die Einnahmen, die wir hier über die Nächtigungstaxe bekommen. Wenn wir heute die Anhebung beschließen, werden es 7,5 % sein, die wieder zweckgewidmet dem Tourismus zur Verfügung gestellt werden (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Bitte!) - einen Satz! -, nämlich jenen 52 Millionen Euro, die wir zur Ankurbelung und zur Gegensteuerung einer ökonomisch schwierigen Situation benötigen.

Ich möchte schon eines sagen: Die ÖVP, und das ist mein letzter Satz, (Vorsitzender. Ich hoffe!) hat gesagt: „Mit der ÖVP als Koalitionspartner wäre das nicht geschehen.“ Das stimmt schon. Mit der ÖVP als Koalitionspartner haben (Vorsitzender: Der zweite Satz!) wir, so wie es Peter Ambrozy gesagt hat, den höchsten Schuldenstand, die höchste Explosion im Schuldenbereich zur Kenntnis nehmen müssen. Und das hat die ÖVP der SPÖ mit zu verantworten gehabt und in der Koalition mit uns, und deshalb ist die Entwicklung, die wir jetzt machen, (Der Vorsitzende gibt nachdrücklich das Glockenzeichen: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter!) eine sehr, sehr seriöse, wo wir die Einnahmen der Bevölkerung wieder zurückgeben! (Beifall von der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Vouk das Wort.)

Dr. Strutz

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und liebe Zuhörer auf der Tribüne! Wenn man heute und in den letzten Tagen die Reaktion der ÖVP und ihrer Organisationen gehört hat und heute life miterlebt hat – mich hat das sowieso gewundert, dass das im Landhaushof so geht, aber offensichtlich gibt es hier eine Ausnahmegenehmigung? – wundert es mich deswegen, weil ich heute von keinem von euch, liebe Kollegen, hier Vorschläge gehört habe, wie wir den Kärntner Tourismus wieder im wahrsten Sinne des Wortes auf Vordermann bringen können. Ich spreche aber hier geschlechtsneutral, möchte ich festhalten, um nicht wieder sozusagen eine Diskussion vom Zaun zu brechen. (Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion)

Festhalten möchte ich aber auch, dass langjährige Forderungen der Kärntner Gemeinden und des Kärntner Gemeindebundes in diesem Programm enthalten sind. Ich verweise nur auf die Zweitwohnsitzabgabe, wo Gemeinden größte Probleme haben, die Infrastruktur zur Verfügung zu stellen und dass diese Forderungen auch in diesem Paket vorhanden sind.

Ich denke, als Tourismussprecher der Kärntner Sozialdemokratie, dass nicht das Lamentieren angesagt ist. Wir kennen alle unsere Probleme. Selbstverständlich! Es war auch die ÖVP hier mitschuldig, weil Tourismusreferent vor Haider war Zernatto, meines Wissens nach. Aber ich möchte hier nicht die Historie aufarbeiten, sondern offensiv in die Zukunft schauen. Ich denke, dass der Tourismus eine unserer wirtschaftlichen Lebensadern ist.

Wir haben ein paar Punkte formuliert. Ich möchte sie Ihnen ganz kurz zur Kenntnis bringen und darauf hinweisen, was uns als Sozialdemokratie wichtig ist. Wir wollen, dass die Qualifizierung im Infrastrukturbereich durchgeführt wird, der Organisationen und der Betriebe, vor allem aller im Tourismus Tätigen, ob Dienstnehmer oder auch Dienstgeber. Dann soll es ein klares Bekenntnis zur Verbesserung der Starken geben: ob Betriebe oder Regionen, Hilfe für die verbesserungswilligen und fähigen Schwachen, Erarbeitung von verbindlichen strategischen Rahmenbedingungen der Politik auf breiter Basis, welche für ein Jahrzehnt gültig bleiben sollten, der restlichen Raumplanung, welche den künftigen Generationen noch Chancen touristischen Handelns ermöglicht, ein Vorkaufsrecht des Landes und der Gemeinden an allen touristisch relevanten Grundstücken, vor allem an Seegrundstücken. Mittelfristig sollen besondere Unterstützungen für alle Betriebe in saisonalen Orten ermöglicht werden, welche eine Mindestoffenhaltezeit von acht Monaten haben. Wir Sozialdemokraten bekennen uns zu einer radikalen Änderung der Rahmenbedingungen für die Gastronomie. Es kann nicht länger hingenommen werden, dass qualifizierte Dienstleitung durch steuerliche Ungerechtigkeit bestraft wird. Kärnten muss die Leitregion für den Familien-Alpen-Adria-Raum werden. Professionell international tätige Kongresse und Seminarvermarktung, um zur Standortgunst Kärntens beizutragen. Die touristische Stärke Kärntens sind die Klein- und Mittelbetriebe, meine sehr geehrten Damen und Herren. Sie haben alle Zukunftschancen, wenn man ihre Kooperationsfähigkeit unterstützt.

Die Finanzsituation, liebe Kollegen von der Österreichischen Volkspartei, wäre eine viel bessere, wenn Sie auch in den letzten fünf Jahren sozusagen auf der Ausgabenseite hier maßvoller vorgegangen wären. Dass die schwarzblaue Regierung hier natürlich starke Belastungspakete für die Arbeitnehmer in Österreich beschlossen hat, hat Kollege Ambrozy schon gesagt. Aber nun auf den Punkt gebracht: Nach Angaben der Arbeiterkammer – hören Sie und staunen Sie! – betrugen die Mehrbelastungen im Jahr 2004 bereits 1,74 Milliarden Euro für die Arbeitnehmer. Es hat Entlastungen für die österreichischen Unternehmen im Jahr 2004 und 2005 von 2,015 Milliarden Euro gegeben. Das ist nachprüfbar, ist nachlesbar.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nachdem auch die ÖVP-Bürgermeister – und das schreiben Sie sich bitte hinter die Ohren! – im Landesvorstand des Kärntner Gemeindebundes dieses Paket mitbeschlossen haben – man höre bitte: mitbeschlossen haben! -, und ich orte hier sozusagen, dass die ÖVP-Bürgermeister, das sind ja meine Kollegen, das Ohr an der Wirtschaft und an der Bevölkerung haben, denke ich, dass dieses Finanzierungspaket für den ländlichen Raum auf alle Fälle die Zustimmung finden wird. Ihnen im ÖVP-Landtagsklub geht es offensichtlich um politisches Kleingeld, um Aktionismus. Ein Obsthändler wird ein großes Geschäft gemacht haben. Zitronen sind aber gesund. Gehen wir davon aus, dass wir in den nächsten Monaten keine Grippe haben werden. Ihnen geht es ums politische Kleingeld – uns geht es um eine positive Entwicklung Kärntens! Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)

Vouk

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Präsident! Ganz zu Beginn möchte ich den Präsidenten des Bundesrates, Peter Mitterer, herzlich begrüßen, weil ich nicht gehört habe, dass er bis jetzt begrüßt worden ist! Sehr geehrte Vertreter der Medien, liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! (Heiterkeit in der SPÖ-Fraktion) Das ist vergessen worden.

Viel ist schon von meinen Vorrednern über die Details der Steuererhöhungen für unsere Bürger gesagt worden. In meinen Ausführungen möchte ich aber einen ganz anderen Aspekt beleuchten. Ich möchte Ihnen helfen, zu erkennen, in welch dramatischen Ausmaß hier die Zukunft unseres Landes aufs Spiel gesetzt wird.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ihre Koalition erhält – wie durch den Landeshauptmann unlängst verkündet – durch unsere vorausschauende und zukunftsweisende Politik auf Bundesebene 160 Millionen Euro zusätzlich für Arbeit und Zukunft in diesem Land! Das sind Impulse, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Peter Ambrozy, die Sie einfordern. Sie sollten vielleicht bedenken, dass Sie die Hand nicht beißen sollten, die Sie füttert! – Sie gehen aber her und beleihen, (Lärm in der SPÖ-Fraktion) zweitens, die Hypobank mit 500 Millionen Euro, ohne eine Garantie für die Wertsicherheit über diesen Betrag zu haben! Drittens nehmen Sie mittels eines Finanztricks 350 Millionen Euro Kredit auf: über die KABEG. Das sind insgesamt, wenn ich das zusammenzähle, über eine Milliarde Euro, die Sie zusätzlich zum laufenden Budget sich einfach nehmen bzw. von unserem Bundeskanzler zur Verfügung gestellt bekommen. Mit diesem Geld könnten Sie die Kärntner Wirtschaft unterstützen, könnten Sie eine Investitionsoffensive machen, Arbeitsplätze sichern oder Sie könnten drei neue Krankenhäuser bauen. Oder mit diesem Geld (160 Millionen Euro – Herr Dr. Ambrozy, der Herr Landeshauptmann Haider hat tatkräftig Presseaussendungen geschickt, ich habe sie drüben, ich gebe sie dir nachher) könnten wir theoretisch, würden wir es in ein ÖVP-Modell einer Zukunftsstiftung stecken, 50 Millionen Euro jahrzehntelang jedes Jahr verbrauchen, ohne dass wir nur einen einzigen Cent weniger Geld hätten. (Lärm im Hause) Doch was machen Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren der Koalition? – Sie verbrauchen dieses wertvolle Geld für den laufenden Betrieb! Sie betreiben eine Politik, die so teuer ist, dass Sie zusätzliche Steuern erfinden müssen und bestehende erhöhen! Es macht mir den Anschein, als wären Ihnen Begriffe wie „Kaufkraft“, „Nachhaltigkeit“ oder „Generationengerechtigkeit“ nicht bekannt; diese sind in Ihrem Weltbild offensichtlich nicht existent. Auf Bundesebene schreien Sie beide lautstark nach einer zweiten Steuerreform, um die eben genannte Kaufkraft zu stärken. Und im eigenen Land, wo Sie zurzeit die volle Verantwortung haben, mit 82 % - die volle Verantwortung! -, machen Sie genau das Gegenteil! Sie erhöhen die Belastungen und die Steuern für unsere Bürger!

Die Auswirkungen Ihrer Politik, meine Damen und Herren, muss die nächste Generation tragen. Ihre neuen Steuern belasten die Wirtschaft und belasten jeden einzelnen Bürger unseres Landes mit insgesamt 20 oder 25 – je nachdem, wo man sich einpendelt – Millionen Euro. Gleichzeitig müssen wir aber demnächst 22 Millionen Euro pro Jahr zurückzahlen: für Ihren Wahnsinnskredit bei der KABEG. Und mit diesem Geld, mit Ihren neuen Steuern, schaffen Sie es nicht, das Budget in den Griff zu bekommen. Das ist Raubbau an der Zukunft unserer Bevölkerung, meine sehr geehrten Damen und Herren! Aber ich muss Ihnen etwas sagen: Dieses Land gehört Ihnen nicht! Ja, Sie haben es nicht einmal gepachtet – Sie haben es nur anvertraut bekommen, um sorgsam damit umzugehen.

Nur, was heißt bei Ihnen sorgsam mit dem Land umzugehen? - Insolvenzgefährdete Fluglinien zu kaufen? Um 9 Millionen Euro einen Kulturtempel errichten zu wollen, nur um ohnehin existente Kulturarbeit für sich verkaufen zu können? Oder die eigene Unfähigkeit die Probleme des Landes damit zu lösen, Unsummen für externe Berater auszugeben? Oder vielleicht wollen Sie – an die BZÖ-Fraktion gerichtet – die See​bühne (Abg. Zellot: Das ist aber luftleerer Raum!) als ihr Paradebeispiel für den sorg​samen Umgang mit dem wertvollen Steuergeld der (Der Vorsitzende: Herr Abgeord​neter, Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit, bitte!) Kärntnerinnen und Kärnt​ner abgeben? Für diese Politik der Verschwendung vom Bürger zusätzliche Steuern zu verlangen ist schlichtweg inakzeptabel.

Meine Damen und Herren! Ein Land zu führen bedeutet, einem Land zu dienen und sich nicht daran zu bedienen! (Zwischenruf von Abg. Mag. Cernic.) Es ist … Frau Kollegin Cernic, es ist der Mangel an Demut. Es ist der Mangel an Demut vor dem höchsten Souverän, unseren Bürgern, der in diesem Haus und mit Ihrer Politik sicht​bar wird, der mich erschreckt. Aber ich sage Ihnen, … (Der Vorsitzende: Herr Abge​ordneter, die Redezeit ist abgelaufen! Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) ich sage Ihnen einen letzten Satz: Wir werden nicht müde sein, meine Damen und Herren, wir werden nicht müde sein, mit dem Bürger gemeinsam, Ihre verfehlte Politik sichtbar zu machen und solange zu kämpfen, bis die Vernunft und die Wahrheit wieder in dieses Haus einziehen und Sie abgewählt sind, meine Damen und Herren! Solange werden wir kämpfen! Danke vielmals! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Tauschitz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Meine Damen und Herren! Damit ist die Aktuelle Stunde beendet. Ich darf noch eine Anmerkung machen. Es ist im Laufe der Debatte auch vom „Pharisäertum“, eine Vor​wurf des Pharisäertums erfolgt, und ich möchte jenen der das gesagt hat doch sagen, im Landtag sollten solche Ausdrücke nicht verwendet werden. (Abg. Tau​schitz: Der Martin Strutz hat das gesagt vor laufender Kamera da herinnen!) Ich möchte sagen, ich habe niemanden beim Namen genannt, aber es sind einige, die sich selbst melden. Vielleicht, bitte, bleiben wir doch bei einer Vorgangsweise die diesem Hohen Hause auch entspricht.

Ich komme nun zur … (Abg. Schwager meldet sich zur Geschäftsordnung.) Ich komme zuerst zur Erstellung der Tagesordnung und möchte … ich werde erst da​nach eine Geschäftsordnungsmeldung zulassen. Danach! Aber ich muss zuerst die Tagesordnung unter Dach und Fach bringen.

Ich komme nun zur Erstellung der Tagesordnung. Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Wir haben eine ganze Reihe von Behandlungsstücken noch nach Versen​dung der Einladung beschlussfertig und die Klubobmännerkonferenz hat einhellig hier – und nicht einstimmig – beschlossen oder mich ermächtigt, hier Ihnen diese Er​weiterung zur Beschlussfassung vorzutragen, - nämlich 14 Tagesordnungspunkte, die ich jetzt verlese.

Ich stelle einen Antrag als Tagesordnungspunkt 19: Ein Antrag betreffend den Ent​wurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Landesverfassung, die Geschäftsordnung des Kärntner Landtages, das Kärntner Landesrechnungshofgesetz 1996 und das Kärntner Landeskrankenanstalten-Betriebsgesetz geändert wird; mit Gesetzentwurf. In die Tagesordnung aufzunehmen wie auch als Tagesordnungspunkt 20 unter Ldtgs.Zl. 246-3/29: Ein Antrag betreffend entgeltliche Übertragung von Liegenschaf​ten, Liegenschaftsanteilen, Liegenschaftsrechten und Gebäuden der Kärntner Lan​deskrankenanstalten an die Landeskrankenanstalten-Betriebsgesellschaft; Grund​satzbeschluss, Verkauf 1. und 2. Tranche; Übernahme von Haftungen und Anlagen. Als Tagesordnungspunkt 21, Ldtgs.Zl. 246-4/29: Den Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Krankenanstaltenordnung 1999 geändert wird; mit Gesetzentwurf. Tagesordnungspunkt 22, Ldtgs.Zl. 253-2/29: Den Antrag betref​fend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Landesverfassung geändert und ein Kärntner Gesundheitsfonds eingerichtet wird; mit Gesetzentwurf. Tagesord​nungspunkt 23, Ldtgs.Zl. 250-2/29: Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs- und Volksgruppenangelegenheiten betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Fremdenverkehrsabgabengesetz 1994 geändert wird; mit Gesetzentwurf. Als Tagesordnungspunkt 24, Ldtgs.Zl. 252-2/29: Ein Antrag be​treffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Gebrauchsabgabengesetz geän​dert wird; mit Gesetzentwurf. Tagesordnungspunkt 25, Ldtgs. Zl. 251-2/29: Antrag betreffend den Entwurf eines Kärntner Landesmusikschul-Förderungs​beitragsge​setzes; mit Gesetzentwurf. Als Tagesordnungspunkt 26, Ldtgs.Zl. 194-4/29: Ein An​trag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Motorbootab​gabegesetz 1992 geändert wird; mit Gesetzentwurf. Tagesordnungspunkt 27, Ldtgs.Zl. 141-6/29: Ein Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Naturschutzgesetz 2002 geändert wird; mit Gesetzentwurf. Weiters zum Tagesordnungspunkt 28, Ldtgs.Zl. 249-2/29: Ein Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem Orts- und Nächtigungstaxengesetz 1970 geändert wird; mit Ge​setzentwurf. Tagesordnungspunkt 29, Ldtgs.Zl. 248-2/29: Ein Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Landesvergnügungssteuergesetz geändert wird; mit Gesetzentwurf. Und Tagesordnungspunkt 30, Ldtgs.Zl. 247-2/29: Ein Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes über die Erhebung einer Abgabe von Zweit​wohnsitzen; mit Gesetzentwurf. Und dann als Tagesordnungspunkt 31, Ldtgs.Zl. 224-2/29: Ein Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Bauvorschriften geändert werden; mit Gesetzentwurf und letztlich als Tagesord​nungspunkt 32, Ldtgs.Zl. 202-5/29: Ein Antrag betreffend der L149 Koralm Straße: Veräußerung von Straßenteilflächen GB 77209 Hartelsberg im Gesamtausmaß von 8.736 m2.

Hohes Haus, wenn Sie einverstanden sind, diese Tagesordnungspunkte 19 bis 32 auf die Tagesordnung zu nehmen, so darf sich Sie um Ihr zustimmendes Handzei​chen ersuchen! – Das ist die erforderliche Zweidrittelmehrheit und es wird so vorge​gangen.

Meine Damen und Herren! Bevor ich zum 1. Tagesordnungspunkt komme, hat sich der Herr Abgeordnete Schwager zur Geschäftsordnung gemeldet. Ich erteile ihm das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

(Das bei ihm in der Nähe befindliche Mikrophon ist nicht freigegeben. Er geht mittler​weile zum Mikrophon der ÖVP-Fraktion.) Bei der ÖVP bin ich, gelt! (Dies löst Heiter​keit im Hause aus. – Abg. Lutschounig: Da fühlt er sich sicher!) Sehr geehrter Herr Präsident! Wie von Ihnen gewünscht, bringe ich am Beginn der Landtagssitzung die Petition der Freiheitlichen Partei Kärntens ein und zwar mit folgendem Inhalt: Petition an den Kärntner Landtag, eingebracht vom Abgeordneten Franz Schwager. Betrifft Kärntner Schulstartgeld. Die Unterzeichneten fordern die Kärntner Landesregierung auf, das Schulstartgeld auch für das kommende Schuljahr 2005/2006 auszubezahlen und diese Zahlungen für die kommenden Jahre abzusichern. Klagenfurt am 29. Sep​tember 2005, Franz Schwager. Anzahl der Unterschriften 1.702.

Dazu darf ich sagen, dass das eine Petition ist, die stärkste, die je im Kärntner Land​tag eingebracht wurde. Die Unterschriftenaktion wird weitergeführt und wir berufen uns darauf, dass der Schulreferent Dr. Martin Strutz am 29. Juni versprochen hat: „Der Schulreferent will in einer Notaktion das Schulstartgeld auszahlen.“ Dafür hätte er unsere Unterstützung. Bis zu einer positiven Erledigung wird die Unterschriften​aktion weitergeführt. Und sehr geehrter Herr Präsident, ich übergebe Ihnen jetzt die Unterschriften. (Der Vorsitzende: Ich bitte darum!)
Schwager

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

So, jetzt komme ich zum Tagesordnungspunkt 1

Tagesordnung


1.
Ldtgs.Zl. 175-6/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Landarbeitsordnung 1995 geändert wird



./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist die Frau Abgeordnete Dr. Prettner.

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Familie, Soziales, Gesund​heit, Generationen und Sport ist die erste Lesung erfolgt.

Ich bitte die Berichterstatterin um ihr Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatterin Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

(Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Berichterstatterin, Heimat bist du großer Söhne!) Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Vertreter der Medien Guten Tag! Auch die Besucher auf der Tribüne! Ich bin hier Berichterstatterin zu einer Gesetzesänderung, die not​wendig geworden ist, weil der Bundesgesetzgeber bereits das vierte Mal in diesem Jahr eine Novelle zu diesem Grundsatzgesetz heraus gegeben hat, und der Ausfüh​rungsgesetzgeber dazu verpflichtet ist, dies innerhalb von sechs Monaten zu er​lassen.

Der Inhalt des Gesetzes betrifft die Anpassung zur Familienhospizkarenz, die Ände​rung im Dienstnehmerschutz, die EG-rechtlichen Anpassungen zu Betriebsüber​gangsrichtlinien, Elternkarenz, befristete Arbeitsverhältnisse, Gleichbehandlungs​richtlinie und die Richtlinie bezüglich Lärm und Vibrationen.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet und schließt gleichzeitig die Generaldebatte, da keine Wortmeldung vorliegt. Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. Auch der Antrag über das ziffernmäßige Abstimmen wird einstimmig beschlossen. – Berichterstat​terin:)

Artikel I

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, … (Die Berichterstatterin wird darauf hingewiesen, Artikel 1 zu verlesen.)

Artikel 1

Die Kärntner Landarbeitsordnung 1985 (K-LArbO), LGBl.Nr. 97, in der Fassung des Landesverfassungsgesetzes LGBl.Nr. 57/2002 und der Gesetze LGBl.Nr 15/1999, 63/1999, 79/2001, 53/2002, 59/2003 und 43/2005, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4 – nach § 9 wird folgender § 9a eingefügt: § 9a Be​fristete Dienstverhältnisse;

Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13,

§ 53 lautet: Freizeit während der Kündigungsfrist;

Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16, Ziffer 17, Ziffer 18, Ziffer 19 – nach § 62n wird folgender Abschnitt 3c eingefügt: Familienhospizkarenz; § 62o Sterbebegleitung, §62p Beglei​tung von schwerst erkrankten Kindern, § 62q Kündigungs- und Entlassungsschutz bei Sterbebegleitung und der Begleitung schwerst erkrankter Kinder;

Ziffer 20, Ziffer 21 - § 98 Ersatzleistung; Ziffer 22, Ziffer 23, Ziffer 24, Ziffer 25, Ziffer 26, Ziffer 27, Ziffer 28, Ziffer 29, Ziffer 30, Ziffer 31, Ziffer 32 - § 116m lautet: Lärm; Ziffer 33, Ziffer 34, Ziffer 35, Ziffer 35, Ziffer 36, Ziffer 37, Ziffer 38, Ziffer 39, Ziffer 40, Ziffer 41, Ziffer 42, Ziffer 43, Ziffer 44, Ziffer 45, Ziffer 46, Ziffer 47, Ziffer 48, Ziffer 49, Ziffer 50, Ziffer 51, Ziffer 52, Ziffer 53, Ziffer 54, Ziffer 55, Ziffer 56, Ziffer 57, Ziffer 58, Ziffer 59, Ziffer 60.

Artikel II

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6.

Ich beantrage die Annahme.

(Den Vorsitz übernimmt um 11.26 Uhr Zweiter Präsident Ferlitsch. - Artikel I und Artikel II werden einstimmig beschlossen. – Der Vorsitzende: Kopf und Eingang! – Berichterstatterin:)
Gesetz vom 29.9.2005 mit dem die Kärntner Landarbeitsordnung 1995 geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat in Ausführung des Landarbeitsgesetzes 1984, BGBl.Nr. 287, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 160/2004, beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.

(Kopf und Eingang werden einstimmig beschlossen. – Der Vorsitzende: Dritte Le​sung! – Berichterstatterin:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Landarbeitsordnung 1995 geän​dert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.

(Die 3. Lesung wird einstimmig beschlossen.)
Dr. Prettner

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 2:


2.
Ldtgs.Zl. 21-6/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Straßengesetz 1991 geändert wird 

./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist Abgeordneter Ing. Haas. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr ist die erste Lesung erfolgt. Bitte, Herr Berichterstatter!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Haas (F):

Ing. Haas

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Mitglieder der Landesregierung! Hoher Landtag! (3. Präs. Lobnig: Ist keiner da! – Der Redner blickt zur Regierungsbank.) Sie haben den Raum verlassen. Der vorliegende Gesetzentwurf beinhaltet eine Änderung des Kärntner Straßengesetzes 1991.

Der Entwurf wurde in der 21. Regierungssitzung am 21. 6. 2005 einstimmig angenommen und eingebracht. Ebenso wurde er im zuständigen Ausschuss der 12. Sitzung, am 20. 9. 2005, beraten und einstimmig angenommen.

Warum muss das Kärntner Straßengesetz 1991 geändert werden? – Die so genannte Umgebungslärmrichtlinie 202/49EG enthält: a) Bestimmungen über die Ermittlung der Belastung durch Umgebungslärm, b) die Information der Öffentlichkeit und c) die Erstellung von Aktionsplänen. Diese Richtlinie wäre bis zum Juni 2004 bereits umzusetzen gewesen.

Was ist der Inhalt? – Die Richtlinie regelt die Ermittlung der Belastungen durch Umgebungslärm an Hand von Lärmkarten, Information der Öffentlichkeit über Umgebungslärm, Schaffung von Aktionsplänen, mit der Selbstverpflichtung, durch Verkehr verursachten Umgebungslärm zu verhindern oder zu mindern und betrifft Landes- und Gemeindestraßen. Die Kosten für die Erstellung von Lärmkarten bis 2007 bzw. 2012 belaufen sind auf rund eine Million Euro für Landesstraßen. Für Gemeindestraßen sind noch keine Daten erhoben. Die Richtlinie wurde auch begutachtet. Kein Einwand erfolgte vom Städtebund, der Stadtgemeinde St. Veit, Landeshauptstadt Klagenfurt, Land Burgenland, Abteilung 7, Kärntner Gemeindebund, Abteilung 17, Abteilung 3. Die Stellungnahme des Bundes enthält hauptsächlich legistische Anmerkungen. Wünsche hat auch die Arbeiterkammer geäußert. Sie bemängelte, dass nur den primären Umsetzungserfordernissen der Richtlinie Rechnung getragen wird.

Ich ersuche um Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte. – Es liegt keine Wortmeldung vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird angenommen. – Berichterstatter:)

Ich ersuche um ziffernmäßige Abstimmung.

(Auch dieser Antrag wird angenommen. – Berichterstatter:)

Artikel I: Das Kärntner Straßengesetz 1991 (K-StrG), LGBl. Nr. 72, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 33/1994, 70/1995, 58/1997, 55/2000, 11/2002, 44/2002, 24/2003, 10/2004, 25/2005 und der Kundmachungen LGBl. Nr. 9/1993 und 60/1994, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5.

Ich ersuche um Annahme des Artikels I.

(Art. I wird angenommen. – Berichterstatter:)

Artikel II: Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3.

Ich beantrage die Annahme des Artikels II.

Ing. Haas

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wer damit einverstanden ist, den bitte ich wiederum um die Zustimmung! – Danke, das ist so beschlossen! – Meine sehr geschätzten Damen und Herren Abgeordneten, ich würde Sie ersuchen, dass Sie das Zeichen mit der Hand so geben, dass man erkennen kann, dass Sie dafür stimmen! Ich danke Ihnen herzlich! – Bitte!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Haas (F):

Ing. Haas

Gesetz vom 29. September 2005, mit dem das Kärntner Straßengesetz 1991 geändert wird:

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.

(Kopf und Eingang werden angenommen. – Berichterstatter:)

Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Straßengesetz 1991 geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Gesetzentwurf wird in dritter Lesung angenommen.)

Ing. Haas

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Danke, damit ist der Tagesordnungspunkt 2 erledigt. – Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 3:


3.
Ldtgs.Zl. 24/5/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Gemeindeplanungsgesetz 1995 geändert wird ./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist Abgeordneter Strauß. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt ist die erste Lesung erfolgt. Bitte, Herr Berichterstatter!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Geschätzter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Hoher Landtag! Es geht hier um die Änderung des Kärntner Gemeindeplanungsgesetzes aus dem Jahre 1995. Im Wesentlichen ist es eine Änderung des Gesetzes in einer Anpassung des Europäischen Parlaments aus 2002 über die Bewertung, Bekämpfung von Umgebungslärm. Diese Maßnahmen sollen im Kärntner Landtag heute beschlossen werden. Der Ausschuss hat darüber getagt und den Antrag an den Landtag beschlossen.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte. – Es liegt keine Wortmeldung vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird angenommen. – Berichterstatter:)

Ich beantrage die ziffernmäßige Abstimmung und Verlesung.

(Der Antrag wird angenommen. – Berichterstatter:)

Das Kärntner Gemeindeplanungsgesetz 1995 – K-GplG 1995, LGBl. Nr. 23, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 134/1997, 69/2001, 71/2002 und 59/2004, sowie der Kundmachung LGBl. Nr. 3/2000, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Z. 1 bis 3 werden einstimmig angenommen. – Berichterstatter:)

Gesetz vom 29. September 2005, mit dem das Kärntner Gemeindeplanungsgesetz 1995 geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.

(Kopf und Eingang werden angenommen. – Vorsitzender: Dritte Lesung! – Berichterstatter:)

Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Gemeindeplanungsgesetz 1995 geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Gesetzentwurf wird in dritter Lesung angenommen.)

Strauß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 4:


4.
Ldtgs.Zl. 25-7/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Umweltplanungsgesetz geändert wird ./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Warmuth. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt ist die erste Lesung erfolgt. Bitte, Frau Berichterstatterin!

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Hoher Landtag! Das Kärntner Umweltplanungsgesetz wurde am 21. Juni in der Landesregierung und am 16. September im Ausschuss für Gemeinden, ländlichen Raum. Föderalismus und Umwelt einstimmig beschlossen. Die Richtlinie 2002/49EG über die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm soll im Land Kärnten durch Novellen zum Kärntner Straßengesetz 1991, zum Kärntner IPPC-Anlagengesetz, zum Kärntner Gemeindeplanungsgesetz 1995 und zum Kärntner Umweltplanungsgesetz umgesetzt werden. Die genannten Richtlinien, Bestimmungen haben die Zusammenarbeit benachbarter EU-Mitgliedsstaaten in Bezug auf Aktionspläne für Grenzgebiete sowie das Verfahren der Mitwirkung der Öffentlichkeit zum Gegenstand. Aus systematischen Gründen und der Einheitlichkeit halber soll die Umsetzung der genannten Bestimmungen im Kärntner Umweltplanungsgesetz erfolgen.

Ich ersuche um Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte. – Es liegt keine Wortmeldung vor. – Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird angenommen. – Berichterstatterin:)

Ich beantrage auch das ziffernmäßige Aufrufen und Abstimmen.

(Der Antrag wird angenommen. – Berichterstatterin:)

Das Gesetz über die Umweltprüfung und Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Ausarbeitung bestimmter Pläne und Programme im Land Kärnten (Kärntner Umweltplanungsgesetz – K-UPG), LGBl. Nr. 52/2004, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3 nach § 6 wird folgender § 6a eingeführt: § 6a Umgebungslärm, Ziffer 4 dem § 16 wird folgender Satz angefügt:

Ich beantrage die Annahme.

(Die Z. 1 bis 4 werden einstimmig angenommen. – Berichterstatterin:)

Gesetz vom 29. 9. 2005, mit dem das Kärntner Umweltplanungsgesetz geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.

(Kopf und Eingang werden einstimmig angenommen. – Berichterstatterin:)

Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Umweltplanungsgesetz geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt

Ich beantrage die Annahme.

(Der Gesetzentwurf wird in dritter Lesung einstimmig angenommen.)

Warmuth

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 5:


5.
Ldtgs.Zl. 232-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner IPPC-Anlagengesetz geändert wird 
./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Ing. Hueter. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt ist die erste Lesung erfolgt. Bitte, Herr Berichterstatter!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich bin hier Berichterstatter zu Punkt 5. In der 19. Sitzung am 13. September haben wir dieses IPPC-Anlagengesetz diskuktiert, und zwar geht es im Inhalt darum: Es ist ein EU-Versäumnis, und dieses Defizit solle nachjustiert werden. Deswegen haben wir das auch im Ausschuss sehr intensiv diskutiert. Es geht dabei um die Umsetzung bezüglich der Umgebungslärmrichtlinie 2002/49/EG, der Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie 2003/35/EG sowie der Treibhausemissionszertifikatrichtlinie 2003/87/EG.

Der Inhalt ist die Öffentlichkeitsbeteiligung im IPPC-Anlagenverfahren, Bestimmungen über die Bewertung, Beurteilung und Bekämpfung von Umgebungslärm aus diesen IPPC-Anlagen in Ballungsräumen. Wir haben darüber die Diskussion geführt. Es ist im Ausschuss zu keiner Mehrheit gekommen, das heißt es ist eine Pattstellung passiert. Deswegen gibt es heute keine Abstimmung über das Gesetz, sondern nur über den Bericht, weil es leider Gottes zu keiner Mehrheit im Ausschuss gekommen ist.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)

Ing. Hueter

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die jetzt in den vorherigen Tagesordnungspunkten beschlossenen Gesetzesentwürfe hängen unmittelbar mit der Umgebungslärmrichtlinie der EU zusammen. Dieses IPPC-Anlagengesetz, das wir nun eigentlich hätten beschließen sollen, tut das desgleichen, das heißt es ist eine notwendige Ergänzung zu den bereits beschlossenen Gesetzesentwürfen.

Grundsätzlich ist dazu zu sagen, dass die Regelung betreffend IPPC-Anlagen durch den Bund erfolgt, aber für den Fall, dass eine Anlage, die nicht nach bundesrechtlichen Bestimmungen zu genehmigen wäre, die IPPC-Schwellenwerte überschreitet, greifen dann die landesgesetzlichen Vorschriften. Es ist allerdings auf Grund der Verhältnisse in Kärnten nicht damit zu rechnen, dass das zur Anwendung kommt.

Das möchte ich vorab gesagt haben, um den seltsamen Vorgang zu unterstreichen, der sich im Ausschuss für Gemeinden und Umwelt abgespielt hat. Es hat so ausgeschaut, dass wir eine Regierungsvorlage bekommen haben, das heißt, dass davon auszugehen ist, dass auch die freiheitlichen Regierungsmitglieder diese Gesetzesvorlagen geprüft haben.

Im Ausschuss hat die Freiheitliche Fraktion gegen dieses Gesetz, das ja eines ist in einem Paket, gestimmt.

Ich möchte dazu grundsätzlich folgendes sagen: Mit der Umsetzung der Umge​bungs​lärm​richt​linien wurde von der EU eine Grundlage geschaffen, um dem Lärm zu Leibe zu rücken. Und diese Lärmbelastung ist eine, die den Bürgerinnen und Bür​gern erheblich zu schaffen macht. Es geht bei der Zustimmung zur Umsetzung die​ser Richtlinie auf landesgesetzlicher Ebene auch darum, dass Bürgerrechte gestärkt werden. Und es wurde auch von den entsprechenden Beamten der Fachabteilungen im Ausschuss bemerkt, dass unter dem Druck dieser EU-Vorgaben, die Bereitschaft des Bundes deutlich zunimmt, sich an der Finanzierung von Lärmschutzmaßnahmen im Land zu beteiligen. Besonders unter diesem Aspekt kann ich rückblickend das Verhalten der Abgeordneten des Freiheitlichen Klubs im Ausschuss nicht akzeptie​ren, weil sie nämlich auch noch dazu davor die Veränderung des Umweltplanungs​gesetzes mitbeschlossen haben. Und es ist so, dass dieses IPPC-Anlagengesetz ja unmittelbar mit diesen Änderungen im Umweltplanungsgesetz zusammenhängt. Das ist also alles zusammen eine absurde Situation.

Ich glaube, dass man hier - wie mir scheint aus Jux und Tollerei oder aus welchen Gründen auch immer, das werden wir vielleicht heute noch hören - ein Exempel sta​tuieren wollte, meines Erachtens an der falschen Stelle. Wir riskieren ein Vertrags​verletzungsverfahren, weil wir verpflichtet sind, die EU-rechtlichen Vorgaben auf allen gesetzlichen Ebenen umzusetzen. Ich nehme aber zur Kenntnis und wir werden das auch zur Kenntnis nehmen heute, dass das so gewünscht wird, dass es hier offensichtlich noch Gesprächsbedarf innerhalb der Freiheitlichen Partei gibt, nach​dem Regierungsmitglieder und die Abgeordneten des Klubs nicht einer Meinung sind. Ich möchte aber ausdrücklich festhalten, dass ich als Vorsitzende des Aus​schusses diese Vorgangsweise nicht billige. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Mag. Cernic

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Hier geht’s um eine EU-Richtlinie, die seit Juni 2004 umgesetzt hätte sein müssen. Österreich und Kärnten war säumig, deswegen sind auch schon Klagen anhängig. Wir haben durch die seltsame Situation, dass es eben verschiedene Rechtskörper sind, Bund und Land, die seltsame Situation, dass es jetzt in Kärnten Bundeslärm und Landeslärm gibt, der anders beurteilt wird. Es ist grundsätzlich diese Richtlinie, wie sie auch in den vorigen Punkten war, zu begrüßen. Was von uns an Kritik kommt ist, dass man zwar Aktionspläne erarbeitet und Lärmkarten und strategische Lärm​karten von Kärnten zeichnen wird, was sicherlich zur Information dienen wird und dass Hauptverkehrsstraßen … im Bezug auf Verkehr die Fahrzeuge gezählt werden; 6 Millionen bei Hauptverkehrsstraßen, 3 Millionen bei Nebenverkehrsstraßen.

Dass diese Materie sehr komplex ist und eine Querschnittsmaterie ist, hat man ge​sehen, wie viele Gesetze betroffen sind. Wir sollten uns auch etwas überlegen, wie wir die Struktur in Österreich und in Kärnten vereinfachen, dass wenn wir EU-Richt​linien bekommen, wir nicht zwei, drei Jahre brauchen, damit wir sie umsetzen kön​nen. Und, es werden ja noch mehr solche Sachen auf uns zukommen. Wo die Hauptkritik der Grünen Fraktion drinsteckt ist, dass es keine rechtsverbindliche Mög​lichkeit gibt, diese Richtlinie umzusetzen. Es gibt zwar die Verpflichtung, alles zu ver​öffentlichen und bürgerfreundlich zu gestalten, dem Bürger die Daten zur Verfügung zu stellen, aber es ist keine Verpflichtung eben an der Umsetzung. Da wird’s der öffentliche Druck sein, da werdens die Bürgerinitiativen sein, wenn sie Einsicht haben, wie viel Lärm- und Staubbelastung sie eben haben, dass sie dann alle unter Druck setzen werden, dass es Umsetzungen gibt, damit die Situation verbessert wird. Eben Lärmschutzwände und dergleichen.

Außerdem sollte auch die Raumordnung in die ganze Verkehrsplanung miteinbe​zogen werden. Was jetzt das IPPC-Anlagengesetz betrifft, ist es natürlich schade, dass es nicht gleich mitbeschlossen wurde, auch wenn die Kritik aufkommt, dass es in Kärnten niemanden betrifft. Ich denke doch, dass es Standplätze gibt, die mehr als 60.000 – zum Beispiel bei Hühnern – Standplätze haben. Und – ja, wie gesagt – jetzt muss dieser Novellenentwurf wieder zurück zur Landesregierung. Ich werde das vom Ausschuss nicht so zur Kenntnis nehmen. Wir werden eben nicht dafür stimmen, dass es wieder zurück zur Landesregierung kommt. Das wird nichts nutzen - wie ge​sagt - eine gescheite Geschichte von der EU. Und es wird ziemlich viel brauchen, be​sonders in den Großstädten Klagenfurt und Villach, dass man diese Aktionspläne er​stellt und schade um das IPPC-Anlagengesetz. (Beifall von Abg. Mag. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)
Holub

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Bei der Umsetzung der IPPC-Richt​linie geht es hier im konkreten Fall, auch bei den vorhergehenden Tagesordnungs​punkten, um den Umgebungslärm. Einiges davon haben wir jetzt bereits vernommen. Ich möchte nur das Ziel der IPPC-Richtlinie hier noch einmal erwähnen, weil das noch nicht geschehen ist.

Es geht dabei um die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltver​schmutzung in Folge der IPPC-Tätigkeiten. Eine Vorrednerin hat hier den Begriff „Jux und Tollerei“ ins Treffen geführt. Ich möchte schon der Vollständigkeit halber und auch den Tatsachen entsprechend hier feststellen, dass das nicht der Fall ist und, dass die Freiheitliche Fraktion in diesem Ausschuss keine Mehrheit hat, auch keine solche Mehrheit, die eine Pattstellung herbei führen könnte, sondern dass ich begrün​det meine Stellungnahme dort abgegeben habe. Das werde ich jetzt auch tun und auch zu meiner Überraschung – nicht abgesprochen – meine beiden Fraktionskolle​gen ebenso gehandelt haben. Ich möchte hier auch festhalten, dass diese IPPC-Richtlinie, was den Umgebungslärm betrifft, auf Bundesebene bereits voll umgesetzt wird und, dass wir hier eine Pflichtübung machen. Und ich lasse mir auch das Ver​tragsverletzungsverfahren nicht unterschieben, denn diese Richtlinie hätte bereits im Vorjahr – ein Vorredner, der Berichterstatter hat das erwähnt – umgesetzt werden sollen. Also wir haben bis jetzt auch ohne dieses Gesetz ganz gut gelebt.

Ich betone hier noch einmal und wir haben den vorhergehenden Gesetzen im Aus​schuss und hier auch zugestimmt, weil darin ein Sinn und eine Absicht erkennbar ist, die zu unterstützen ist, wenngleich – und das sollte man auch sagen – hier Kosten in nicht unbeträchtlicher Höhe entstehen, deren Erfolg ein fragwürdiger ist. Es geht um die Erstellung von Lärmkarten, von Aktionsplänen. Das ist immer so eine Geschichte, was dann tatsächlich davon umgesetzt wird. Und der wichtigste Punkt: Die Informa​tion der Öffentlichkeit! Wir haben - der Kollege Holub hat das angeschnitten – das Problem, dass eigentlich in der Bevölkerung niemand versteht – dass wir beim Lärm unterscheiden zwischen Bundeslärm und Landeslärm. Jetzt frage ich Sie: Wie unter​scheiden Sie in einem Tal wo eine Eisenbahn, eine Autobahn – beides ist Bundes​lärm – und noch alle möglichen anderen Straßen da sind, wieviel Lärm von wo kommt und wer dann da zuständig ist?

Und im konkreten Fall, bei diesem Gesetz das wir jetzt diskutieren, handelt es sich um ein Gesetz – und ich sage das noch einmal, und wenn das wieder niemand hören will, tut es mir leid – das in Kärnten keinen Anwendungsbereich hat und auch in ab​sehbarer Zeit keinen haben wird. Und alles andere was darüber hier noch an Tränen vergossen wird ist überflüssiges Wasser. Deshalb habe ich gesagt – und ich sage das auch heute noch – ich bin nicht bereit, einem Gesetz von dem ich weiß, dass es gar keinen Anwendungsbereich hat, zuzustimmen. Dauernd erzählen wir den Leuten, wie wichtige Gesetze wir machen und wie unabwendbar das Ganze ist und welche Gesetzesflut wir haben. Hier haben wir einmal die Gelegenheit, das nicht zu machen. Die Juristen, weiß ich, werden keine Freude mit dem haben, was ich sage, aber ich bleibe daher bei dem Nein, das ich auch im Ausschuss gesagt habe. Den Bericht selber, es ist ein Minderheitenbericht sozusagen, werden wir natürlich zur Kenntnis nehmen. (Abg. Arbeiter: Er hat schon eine Mehrheit! – Beifall von der F-Fraktion.)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Es liegt mir zum Tagesordnungspunkt keine weitere Wortmeldung mehr vor. Ich er​teile dem Berichterstatter das Schlusswort. Ich möchte darauf hinweisen, dass nicht über den Gesetzestext abgestimmt wird, sondern darüber ob der Bericht des Aus​schusses so zur Kenntnis genommen wird. Bitte, Herr Berichterstatter!

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mit den Stimmen der F-Fraktion, der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-Fraktion und der Stimme von Abgeordneten Schwager gegen die Stimmen der Grünen so beschlossen. – Bitte, Herr Berichterstatter!)
Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Der Landtag wolle beschließen:

Der Bericht des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner IPPC-Anlagengesetz geändert wird, wird gemäß § 38 Abs. 5 K-LTGO zur Kenntnis genommen.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird mit den Stimmen der F-Fraktion, der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-Frak​tion und der Stimme von Abgeordneten Schwager, gegen die Stimmen der Grünen so beschlossen.)

Ing. Hueter

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Nun zum Tagesordnungspunkt 6


6.
Ldtgs.Zl. 116-5/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt zur Regierungsvorlage betreffend den Bericht des Kuratoriums des Tierseuchenfonds über die Leistungen des Fonds und die eingehobenen Tierseuchenbeiträge im Jahre 2004

Berichterstatter ist Abgeordneter Ing. Hueter. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich bin auch bei Punkt 6 der Tagesordnung der Be​richterstatter. Wir haben das auch in der 19. Sitzung am 13. September 2005 be​schlossen. Es liegen die gesamten Unterlagen zu Buche. Der Bericht schaut unge​fähr so aus – nicht nur ungefähr sondern ganz im Detail – dass eben im Einnahmen​bereich Abschluss 2004 2,295.457,18 Euro zu Buche stehen. Dann gibt es noch Rücklagen in der Höhe von 1,372.933,09 Euro. Das resultiert aus den Anträgen der BVG-Untersuchung, für das Jahr 2005 und 2006. Wir brauchen da in etwa jedes Jahr 800.000,-- Euro. Das heißt, da brauchen wir diese Rücklagen eh zur Gänze, die reichen eh nicht aus. Dann gibt’s noch eine Rücklage; Wertpapiere in der Höhe von 203.483,94 und Einlagen in der Höhe von 700.000,-- Euro. Das gibt einen Konto​stand per 31.12.2004 von 1.269.856,91 Euro.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Zellot das Wort.)
Ing. Hueter

Abgeordneter Zellot (F):

Zellot

Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! Dieser Tagesordnungspunkt mit dem Bericht des Tierseuchenfonds zeigt, dass das Land Kärnten vor allem für die Landwirtschaft und vor allem für die viehhaltenden Betriebe mit diesem Tierseuchen​fonds eine Vorsorgemaßnahme durchführt. Der Bericht zeigt auch, dass auch Gott sei Dank in diesem Bereich, natürlich die notwendigen Mittel vorhanden sind. Es ist aber darauf hinzuweisen, dass jeder viehhaltende Betrieb diesen Tierseuchenfonds auch speichert, damit dieser Tierseuchenfonds für diese vorbereitenden Maßnah​men, für die Gesundheit der Tiere, für die vorbereitenden Maßnahmen, wie Elemen​tarereignisse, wie das Auftreten von Seuchen, jederzeit bereit ist, diese Mittel hier ein​zusetzen. Ich finde es natürlich auch gut, dass auch in der BVD-Bekämpfung, das ja auch ein wesentlicher Punkt unserer Landwirtschaftspolitik in der Landwirtschafts​kammer der Freiheitlichen Fraktion war, eine Vorsorgemaßnahme zu treffen, die jetzt ja soweit ausgereift ist, dass jedes Tier, das von einem Besitzer in einen anderen Stall wechselt, natürlich auch untersucht wird, damit der jeweilige Besitzer auch weiß, ob dieses Tier auch BVD-frei ist.

Ich glaube, dass die Landwirtschaft und die viehhaltenden Betriebe in Verbindung mit diesem Tierseuchenfonds eine vorbildliche Arbeit leisten und ich möchte natürlich für diesen ausführlichen Bericht seitens unserer Fraktion recht herzlich danken. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)
Zellot

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Geschätzter Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! Wie der Kollege Zellot richtigerweise gesagt hat, besteht dieser Fonds oder wird gespeist hauptsächlich natürlich von den Einzahlungen der Tierhalter und auch durch einen Beitrag des Landes Kärnten, der sich zwar im Jahre 2004 reduziert oder halbiert hat, gegenüber 2003. Ich glaube, dass es auch wichtig und notwendig ist, dass entsprechende Rücklagen da sind, denn ein Fonds für einen Krisenfall kann nur mit „vollen Taschen“ helfen, wenn tatsächlich etwas passiert. Wenn man weiß, dass die BVD-Vorsorgeuntersuchung 800.000 Euro in einem Jahr in Anspruch nimmt, dann sind das einfach Riesenbeträge, die angespart werden müssen, um hier auch die Freiheit von der BVD, was eine Vorsorgemaßnahme ist, entsprechend zu dokumentieren.

Gott sei Dank sind wir frei, das heißt nur mehr 20 % der Tierhaltungen sind hier stichprobenweise zu untersuchen, damit uns nicht 100 % der Kosten aufgelastet werden und anfallen. Ich glaube, dass wir aber trotzdem sehr sorgsam auch mit der gesamten Tierhaltung und mit dem Tiergesundheitsdienst und den Tierhaltern selbst hier verantwortungsvoll umgehen, in Kärnten. Ich denke, das ist der beste Ausweis dafür, dass wir seuchenfrei sind und, ich hoffe, in Zukunft auch seuchenfrei bleiben.

Jedenfalls wird der Tierseuchenfonds gut verwaltet. Ich darf Veterinärdirektor Dr. Vogel und seinen Damen und Herren und den Mitgliedern und Mitarbeitern des Tierseuchenfonds herzlich für ihre Arbeit im Jahre 2004 danken! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)

(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Lutschounig

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Der Landtag wolle beschließen:

Der Bericht des Kuratoriums des Tierseuchenfonds vom 4. April 2005, Zahl 10V-9000-9/6/2005, über die Leistungen des Fonds und die eingehobenen Tierseuchenfondsbeiträge im Jahre 2004 wird zur Kenntnis genommen.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Ing. Hueter

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 7:


7.
Ldtgs.Zl. 23-5/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt zur Regierungsvorlage betreffend den Tätigkeitsbericht und Rechnungsabschluss des Kärntner Landesfeuerwehrverbandes für das Jahr 2004

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Mag. Cernic. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie immer hat der Landesfeuerwehrverband einen umfassenden Jahresbericht für das Jahr 2004 vorgelegt. Dieser Jahresbericht weist aus, dass im Jahr 2004 insgesamt 14.628-mal Kärntner Feuerwehren im Einsatz für die Bevölkerung standen. Bemerkenswert ist, dass das der höchste jemals erreichte Wert war. Dabei wurden 484 Menschen aus unmittelbarer Lebensgefahr gerettet. Der gerettete Sachwert stellt einen Betrag von rund 71,55 Millionen Euro dar.

Im Bericht aufgelistet sind auch die geleisteten Einsatzstunden und eine interessante Rechnung, die diese Einsatzstunden in Euro bewertet und ausrechnet, wie hoch das finanzielle Aufkommen sein müsste, wenn man diese ehrenamtlich geleisteten Stunden entgelten müsste. Bei dieser Rechnung kommt man auf einen sehr, sehr hohen Betrag. Man kommt dabei auf 35 Millionen Euro, die man aufbringen müsste, gäbe es die ehrenamtliche Leistung nicht.

Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Warmuth das Wort. – Abg. Lutschounig: Feuerwehrsprecherin!)

Mag. Cernic

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Herr Kollege Lutschounig, ich bin nicht Feuerwehrsprecherin, sondern ich bin Abgeordnete aus dem Bezirk St. Veit und lasse keinen Anlass der Feuerwehren aus, insbesondere die Bezirksfeuerwehrtage, wo immer wieder diese Intentionen der Feuerwehren zur Sprache kommen. Wie Sie wissen, aus der Vergangenheit, waren wir ja gemeinsam gerade im Jungfeuerwehrwesen, resultierend aus diesen Bezirksfeuerwehrtagen, dahingehend hier sehr initiativ. (Abg. Lutschounig: Ich kann das nur unterstreichen!)

Geschätzte Damen und Herren! Wenn wir heute den Bericht der Kärntner Feuerwehren diskutieren, so tun wir das mit großer Wertschätzung und Bewunderung. Feuerwehrmann oder –frau zu sein, bedeutet ja, ständig bereit zu sein, unter Einsatz der Gesundheit und persönlichem Risiko Menschenleben und Volksvermögen zu retten und für die Sicherheit und Lebensqualität der Menschen unseres Landes zu sorgen. Dafür danken wir den 20.000 aktiven Mitgliedern der Kärntner Feuerwehren!

Die Leistungsbilanz der Feuerwehrmänner und -frauen kann sich sehen lassen! Ich schließe mich den Worten der Berichterstatterin an, darf nur ergänzen – ich werde die Zahlen nicht ergänzen – und meiner Bewunderung Ausdruck verleihen, dass es immerhin fast 15.000 Einsätze waren, wobei es sehr interessant ist, dass gerade in Bezug auf Brandeinsätze nur mehr ein Drittel vorkommen und zwei Drittel technische Einsätze sind. Hier muss auch bei den Budgetmittelvergaben überlegt werden, inwieweit diesem Umstand Rechnung getragen werden kann!

Sehr geehrte Damen und Herren! Der vorliegende Bericht beweist, dass die Kärntner Feuerwehrleute auf einem sehr erfolgreichen Weg unterwegs sind. Erfreulich ist auch die Entwicklung der Feuerwehrjugend! Ausgehend von zwei Beschlüssen im Kärntner Landtag, wo wir als Freiheitliche die Antragsteller waren und wo alle Parteien zugestimmt haben, haben wir seit 2002 ein Jungfeuerwehrwesen, ein Jungfeuerwehrgesetz. Das bedeutet, dass Jugendliche zwischen 10 und 15 Jahren ihre pubertäre Lebensphase durch idealistische sinnvolle Leistung und Teamorientierung verbringen können. Dieses Jungfeuerwehrwesen ist deshalb so wertvoll, weil dadurch die gruppendynamischen Neigungen in Bezug auf Drogen- und Alkoholkonsum durch Jungfeuerwehrtätigkeit kompensiert wird. Derzeit gibt es in Kärnten – man staune darüber! – 83 (Lärm im Hause. – Die Rednerin hält inne, bis Ruhe einkehrt.) Feuerwehren, die eine Jungfeuerwehrgruppe haben. Von den 938 Feuerwehrjugendmitgliedern sind 813 männlich und 125 weiblich. Die Tendenz für den Zulauf zur Feuerwehrjugend ist steigend, sodass uns auch um den Nachwuchs der Florianijünger nicht bange sein muss. Zu danken ist daher hier den Eltern und den regionalen Feuerwehren, die die Jugend dafür motiviert und auch fachspezifisch ausbildet!

Geschätzte Damen und Herren! Um die optimale Weiterentwicklung des Feuerwehrwesens zu gewährleisten, müssen noch zwei Problemfelder einer Lösung zugeführt werden.

Das Erste: Die Freistellung von Feuerwehrmitgliedern während der Arbeitszeit, das ist ein sehr heikler Punkt. Hierbei gibt es immer wieder Schwierigkeiten. Seitens des Gesetzgebers sollte eine Regelung getroffen werden, die den Arbeitgebern die Einstellung von Feuerwehrmitgliedern erleichtert bzw. ihre Freistellung für den Einsatz – ohne entscheidende Nachteile für den Betrieb – überhaupt erst ermöglicht. Beispielsweise könnte man für derartige Betriebe auch Steuererleichterungen schaffen. Es ist darauf zu achten, dass Mitglieder von Freiwilligen Feuerwehren dadurch keinen Nachteil am Arbeitsmarkt, sowohl bei der Einstellung als auch während des Beschäftigungsverhältnisses, erfahren.
Der zweite springende Punkt ist die Frage der Wiedereinführung der Entgeltfortzahlung für Feuerwehrmitglieder. Ausgedehnt werden sollte diese Wiedereinführung der Entgeltfortzahlung auf alle Freiwilligendienste. Beispiel: Verunfallt ein Feuerwehrmitglied im Zuge eines Einsatzes, so hat der derzeitige Arbeitgeber die Lohnkosten in Abhängigkeit der Beschäftigungsdauer im Ausmaß von acht bis zehn Wochen zu tragen. Er erhält nach Antragstellung lediglich für maximal sechs Wochen die Hälfte der Lohnkosten ersetzt. Das ist für unsere Betriebe, insbesondere für die klein- und mittelständische Wirtschaft eine enorme Belastung! Es sollte daher sichergestellt werden, dass Betriebe die Personalkosten für frei gestellte bzw. im Einsatz verunfallte Feuerwehrmitglieder rasch und unbürokratisch ersetzt bekommen!

Geschätzte Damen und Herren! Diese beiden Themen liegen jedoch in der Bundeskompetenz. Ziel sollte daher sein, dass der Feuerwehrreferent des Landes Kärnten gemeinsam mit dem Landesfeuerwehrkommandanten und den übrigen Bundesländern in dieser Forderung eine gemeinsame Achse bilden und gegenüber der Bundesregierung rigoros auftritt und diese Forderung auch dementsprechend einfordert. Denn vergessen wir eines nicht: Feuerwehrleute retten ehrenamtlich Menschenleben und Volksvermögen und dürfen dadurch nicht auch noch Nach​teile in Kauf nehmen müssen!

Geschätzte Damen und Herren! Danken wir heute gemeinsam unseren idealistischen Feuerwehrleuten und bieten wir ihnen auch künftig jene Rahmenbedingungen, die sie für den Dienst aus Nächstenliebe brauchen! Danke! (Beifall im Hause)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Gritsch das Wort. – Den Vorsitz übernimmt um 12.09 Uhr 3. Präs. Lobnig.)

Warmuth

Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Die Kollegin Warmuth hat schon sehr ausführlich referiert. Ich möchte die Diskussion nicht unnötig verlängern. Es sei mir aber erlaubt, ergänzend festzuhalten, dass es sehr erfreulich ist, festzustellen, dass die im Regierungsübereinkommen festgeschriebenen Projekte auch dementsprechend in die Praxis umgesetzt werden. Wie wir gehört haben, ist das im Landesjugendfeuerwehrwesen der Fall. Ich hatte gerade vor drei Wochen die Gelegenheit, gemeinsam mit dem Herrn Landesfeuerwehrreferenten Ambrozy am 1. Landesjugendtag im Einzelwettbewerb der Feuerwehrjugend teilzunehmen. Es war eine sehr beeindruckende Veranstaltung!

Auch das so genannte Projekt „Haus der Sicherheit“, das am Gelände des Kärntner Landesfeuerwehrsverbandes gebaut werden soll, scheint nun Realität zu werden, wo vorgesehen ist, diverse Einsatzorganisationen wie Zivilschutzverband, Bergrettung, Wasserrettung in die Unterabteilung „Sicherheitswesen“ der Kärntner Landesregierung zusammenzuführen, um auch dementsprechend im Katastrophenfall Synergieeffekte zu erreichen.

Wir haben gehört, dass die Einsätze meistens zu einem Drittel aus Brandeinsätzen und zu zwei Dritteln aus technischen Einsätzen bestehen. Im Jahr 2004 hat es um 7 % mehr technische Einsätze gegeben. Das ist auf das witterungsbedingte Jahr, sehr regnerisch und sehr feucht, zurückzuführen. Sehr positiv ist aber auch, dass es dabei zu einem 70-prozentigen Rückgang von Wassertransporten gekommen ist, weil das Vorjahr auch dementsprechend heiß und trocken war. (Abg. Lutschounig: Kärnten wasser.reich!) So ist es.

Insgesamt stellen in Kärnten 900 Einsatzfahrzeuge zur Verfügung. Wir haben ja heute in der Fragestunde gehört, dass auch dementsprechend weiterer Bedarf auch angemeldet ist. Eine Überarbeitung der Förderungsrichtlinien wurde dahingehend vorgenommen, damit auch Fahrzeug und Gerät in allen Gemeinden vorhanden ist. Es ist auch sehr erfreulich festzustellen, dass die damit verbundene Ausbildung der Feuerwehrleute sehr gut angenommen wird, was auch die Statistik beweist: von 2.500 auf 2.900 Besuche der Lehrgänge wurden vermehrt wahrgenommen. Auch viele sportliche Vergleichskämpfe haben stattgefunden, auch viele andere Veranstaltungen, die ja Sie, als Abgeordnete, alle sehr lobenswert besucht haben. Das bringt ja auch das Vorwort des Herrn Landesfeuerwehrkommandanten sehr lobend zum Ausdruck. Es war auch sehr erfreulich, festzustellen – das hat allerdings heuer stattgefunden, anlässlich der Feuerwehrolympiade in Warasdin, in Kroatien -, dass eine Kärntner Feuerwehr von Oberkärnten, die Feuerwehr Puch, die Goldmedaille erreicht hat. Das sollte auch hier erwähnt werden! (Abg. Warmuth: Bravo! – Beifall im Hause.)
Abschließend möchte ich sagen, dass für mich auch ein sehr wichtiges Thema der vorbeugende Brandschutz darstellt, weil auch Kärnten hier österreichweit eine wesentliche Vorreiterrolle einnimmt. Wir haben in der Landesfeuerwehrschule sehr hoch qualifizierte Vortragende. Ich habe selbst die Gelegenheit gehabt, einen dieser Brandschutzsachverständigenkurse zu besuchen. Letztendlich ist ja die gemeinsame Tätigkeit von Feuerwehr und Brandschutzbeauftragten eine wichtige Rolle für die Brandsicherheit schlechthin.

Wir haben in Kärnten ja in etwa 150.000 Haushalte, die mit Heizgeräten versorgt werden und wir wissen alle – und das war schon einmal Thema der Aktuellen Stunde hier im Hause – dass das Brandgeschehen in Kälteperioden auch dementsrpechend zunimmt. Und hier hat der vorbeugende Brandschutz eben eine wesentliche Rolle. Das ist speziell in den Bauvorschriften, in der Kärntner Gefahren- und Feuerpolizei​ordnung geregelt, wo auch – weil’s aktuell ist möchte ich das hier sagen – eine Re​form angedacht ist, wo jetzt momentan auch Vertreter der Sozialpartner daran teil​nehmen, um den Stand der Technik entsprechend auch Abstimmungen vorzuneh​men und somit die Brandstatistik auch nach unten zu revidieren. Ganz im Sinne des Mottos: „Gott zur Ehr´, dem Nächsten zur Wehr!“ Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt 2. Präs. Ferlitsch das Wort.)
Gritsch

Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geschätzten Damen und Her​ren! Für mich ein schönes Zeichen, wenn ich die Rednerliste anschaue, dass sich gerade zu Hilfsorganisationen, wie es die Feuerwehr ist, sehr sehr viele Abgeordnete Damen und Herren eingetragen haben. Das ist eine Wertschätzung gegenüber dem freiwilligen Dienst der Feuerwehren. Ich darf aber auch die Gelegenheit wahrneh​men, um namens der Bürgermeister und namens der Gemeinden Kärntens ein Dankeschön zu sagen für die Einsatzkräfte; – über 22.000 Mann sind da mit dabei und auch Frauen und vor allem auch Jugend. Ein Zeichen dafür, dass die Freiwillig​keit in Kärnten funktioniert und auch große Beachtung findet.

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Wenn wir das neue Jahrhundert be​trachten, so können wir gleich zu Beginn feststellen: Der 11. September, als in New York dieser große Anschlag gemacht wurde, oder das Hochwasser 2002, wo große Teile Europas in Mitleidenschaft gezogen wurden, Hochwasser 2003 in Kärnten, vor allem in meiner Gemeinde, die stark betroffen war, 2004 Flutkatastrophe in Fernost, 2005 die Wirbelstürme in der USA und so weiter und so fort. Man könnte viel auf​zählen. Trotzdem muss man feststellen, dass überall die Hilfsorganisationen vor Ort waren. Nur gerade in diesem Bereich, wo man eigentlich angenommen hätte, dass die Hilfsorganisation funktioniert, hat sie nicht funktioniert. Und wir können alle stolz und mit Fug und Recht behaupten, dass es bei uns in Kärnten und vor allem in Österreich hervorragend funktioniert und die Freiwilligkeit sicherlich einen hohen Stellenwert hat und die Menschen in diesem Zusammenhang nicht alleine gelassen werden.

Ich kann feststellen, dass es gerade aufgrund der guten Voraussetzungen in finan​zieller Hinsicht, aber auch in Hinsicht – wie ich schon sagte - der Freiwilligkeit, funk​tioniert und auch die Hilfsorganisationen alle mitsamt sofort vor Ort sind. Und ich glaube, der Bericht von 2004 sagt da ja sehr, sehr Vieles aus. Wenn man annimmt, dass in Kärnten 400 Feuerwehren beheimatet sind, 24 Betriebsfeuerwehren und eine Berufsfeuerwehr, wo 2004 5.270 Brandeinsätze zu bekämpfen waren und 9.358 technische Einsätze. Die Kollegin Warmuth hat das ja bereits zur Ausführung ge​bracht, dass man nachdenken wird müssen, wieweit es möglich ist, dass die öffent​liche Hand in diesem Zusammenhang - der Feuerwehrverband, das Land und die einzelnen Gemeinden- diese technischen Einsätze auch in Zukunft zu berappen haben werden. Sie werden mehr, man hat gehört um 7 Prozent mehr. Und einmal sind wir irgendwann am Plafond und man wird wirklich versuchen müssen, dass man eine Finanzierungsvariante findet, um auch das technische Gerät zur Verfügung stel​len zu können. 71 Millionen Euro an Volksvermögen wurde mit den einzelnen Ein​sätzen gesichert; 1,75 Millionen freiwillige Arbeitsstunden wurden geleistet. Da fallen selbstverständlich auch die Arbeitsstunden vom Bau der Feuerwehrhäuser und so weiter und so fort mit hinein, aber vor allem im Bereich der Freiwilligkeit und bei Brandeinsätzen. Und, was ganz entscheidend und wichtig ist, ist die Tatsache, dass 484 Menschenleben gerettet wurden! Ich glaube, das sagt alles aus. Man muss wirk​lich den Hut nehmen vor all diesen freiwilligen Menschen, die mit dabei sind und sich selbst sehr oft in Gefahr bringen, um die Situation zu beherrschen.

Ich glaube, wichtig für uns wird sein – und der Kärntner Landtag hat sich ja in ver​gangenen Jahren schon einige Male damit befasst - dass diese Freiwilligkeit nicht überstrapaziert wird, und unter Umständen diejenigen, die in den Einsatz gehen auch noch Nachteile in beruflicher Art, oder wie auch immer, zu tragen haben. Daher, glaube ich, ist der Bund gefordert, dass er wiederum das Entgeltfortzahlungsgesetz einführt, um so die Absicherung dieser Kameraden durchzuführen. Ich darf auch als Präsident des Gemeindebundes allen ein herzliches Dankeschön namens der Kärnt​ner Gemeinden, vor allem dem Landesfeuerwehrreferenten Dr. Peter Ambrozy und dem Landesfeuerwehrkommandanten mit seinem gesamten Stab, sagen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Prettner das Wort.)
Ferlitsch

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

(Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Es ist immer besser, die Frauen reden zur Feuerwehr …) … als die Männer vom Kinderkriegen, oder? (Dies löst Heiterkeit im Hause aus.) Geschätz​ter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich habe mich jetzt förmlich auf die Rednerliste gedrängt und zwar deshalb, weil es mir ein ausgesprochenes Bedürfnis ist, für die Feuerwehren in unserem Lande zu sprechen. Die Feuerwehren praktizieren etwas, was ich glaube, was in unserer Gesellschaft kaum mehr praktiziert wird: Sie leben Solidarität! Und das meine ich hier ganz, ganz ehrlich. Solidarität: Sie setzen sich für Menschen ein, die Hilfe bedürfen. Also andere Menschen setzen sich für andere ein, riskieren teilweise ihr Leben dafür. Und ein Bild möchte ich euch hier vor Augen füh​ren, das jetzt gerade auch noch, glaube ich, uns allen gegenwärtig ist, wenn wir uns die Hochwasserkatastrophe, die auch unser Land betroffen hat, vergegenwärtigen. So sehe ich eine Dame in einem Auto sitzen, verkehrt in einem Fluss stehen, rechts und links prassen die Wasserfluten an ihr vorbei, und sie bangt um ihr Leben. Sie bangt wirklich um ihr Leben und hat auch berechtigte Angst gehabt darum. Und es haben sich Menschen uneigennützig für sie eingesetzt und ihr eigenes Leben riskiert. Und nur Dank ihrer guten Ausbildung, Dank ihrer Schulungen, die die Feuerwehrmän​ner und –frauen machen, konnte dieser Einsatz auch ohne Schaden und zugunsten dieser Frau durchgeführt werden.

Es sei hier an dieser Stelle gesagt, dass die Feuerwehrmänner und –frauen – und ich spreche ja diesmal auch für Frauen, und ich begrüße es auch, dass die Frau Ab​geordnete hier das Wort ergriffen hat – immer mehr Frauen zur Feuerwehr möchten und aktiv sein. Nicht nur indirekt helfen, indem sie behilflich sind bei der Ausschank bei diversen Festen, (Dies löst Heiterkeit bei Abg. Mag. Ragger aus.) sondern aktiv mithelfen, … Durst löschen ist auch ein Problem … aber, es ist sehr wichtig, dass Frauen aktiv bei der Feuerwehr mithelfen können, mithelfen, anderer Menschen Leben zu retten. Und ich begrüße es auch, dass sehr viele junge Menschen sich dieser Sache widmen, nämlich es sind derzeit knapp 800 Jugendliche, die sich dafür einsetzen und auch hier sind immer mehr Frauen, die sich für diesen Dienst bereit erklären.

Wir müssen uns auch vergegenwärtigen, dass an der Häufigkeit dieser Einsätze, circa 40 Einsätze pro Tag von den Feuerwehren geleistet werden. Und das ist sehr, sehr oft, wo Feuerwehrleute ausrücken. Ich danke an dieser Stelle allen Familien, die ihre Familienmitglieder für diesen Dienst zur Verfügung stellen und setze mich natür​lich auch für die Entgeltfortzahlung ein und bin natürlich auch dafür, dass die Qualität der Ausrüstung gewährleistet ist, sowie es auch unser Referent heute schon anklin​gen hat lassen und sage hier noch einmal – um es jetzt kurz zu machen: Danke an alle Menschen, die sich der Feuerwehr zur Verfügung stellen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Dr. Prettner

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Geschätzter Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! Es tut wirklich gut festzustellen, dass einmal bei einem Punkt, nämlich wenn es um die Feuerwehr geht, wirklich so eine Einhelligkeit und Einmütigkeit besteht, wie beim Feuerwehr​wesen. Und wir sind ja selbst jene, die jedes Wochenende bei irgend einem Anlass, ob es eine Einweihung eines Feuerwehrhauses oder eine Einweihung einer Trag​kraftspritze oder eines sonstigen technischen Gerätes eines Feuerwehrautos ist, immer dabei sind, und auch wissen, was diese Leute, diese Damen und Herren der Feuerwehr, auch tatsächlich leisten. Und ich glaube, eine große Säule ist einerseits die Freiwilligkeit, die uns wahnsinniges Steuergeld erspart und die nächste Säule ist natürlich die gelebte Kameradschaft, die dort praktiziert wird. Auf der anderen Seite natürlich auch eine Organisation ist, wie wir wissen, die im wahrsten Sinne des Wortes auf Knopfdruck bereit ist, wenn die Sirenen heulen. Und wir wissen, dass ja die Einsätze nicht nur im Brandbereich, sondern immer mehr im technischen, im Um​welt- und im Katastrophenbereich stattfinden, und unser Land auch in den letzten Jahren nicht verschont geblieben ist vor diesen Naturkatastrophen und wie toll es ist, eine solche Organisation zu wissen, die dann vor Ort schnell da ist und auch die ent​sprechenden Maßnahmen dann einleitet und organisiert, mit Hilfe vieler anderer Gruppen, die auch dabei sind, dem Nächsten auch entsprechend zu helfen.

Und ich glaube, dass diese Selbstverwaltung, wie sie praktiziert wird und wie sie im Bericht auch zum Ausdruck kommt, auch durchaus funktioniert. Es sind ja gewaltige Summen, es sind ja über 42 Millionen Euro, die hier im Spiel sind, die hier verwaltet werden. Und ich glaube, sie machen das sehr gut und wenngleich auch wir als Ver​treter der Gemeinden auch sagen müssen, dass es sehr wohl natürlich auch ein großer Aufwand ist. Ich verweise nur auf die relativ kleine Gemeinde meiner Heimat Maria Rain hin, wo wir drei Feuerwehren zu bedienen haben, oder gar die Gemeinde Ferlach, die acht Feuerwehren hat. Das ist schon ein gewaltiger Brocken, den wir … (Zwischenruf von 2. Präs. Ferlitsch.) … Du hast auch sechs, ja gewaltig, Herr Präsi​dent! Sechs Feuerwehren in einer kleinen Gemeinde zu bedienen, das ist sicherlich für die Gemeinde und für das Gemeindeoberhaupt nicht sehr leicht, das ist keine Frage. Aber ich glaube, auf der anderen Seite im Krisen- und im Bedarfsfall und im Notfall zu wissen, dass wir so viele Menschen haben, die wirklich gut organisiert hel​fen können, das begründet dann auch, dass wir große finanzielle Aufwendungen und auch tatsächlich Mittel der öffentlichen Hand aufwenden, um hier das Feuerwehr​wesen in Kärnten weiterhin so gedeihen zu lassen. Und ich glaube, dass auch die Ausbildung eine ausgezeichnete ist. Das zeigt nicht nur, dass wir bei Feuerwehrwett​kämpfen auch international tatsächlich im Vorderfeld zu finden sind, sondern das spürt man tagtäglich, wenn man sieht, mit welcher Euphorie eigentlich die Feuer​wehr, Damen und Herren, auch bei der Übung sind, wie sie ihre Kurse, ihre Ausbil​dungen in Kauf nehmen.

Und ich muss sagen, gerade morgen haben wir eine Gemeindefeuerwehrübung bei mir am Hof, wo dann auch eine besondere Leitung von einem Teich, der relativ weit weg ist, heraufgeleitet wird, um dann entsprechend für den Bedarfsfall zu üben. Das Ganze findet natürlich in der Nacht statt, weil man kann es sich auch nicht aus​suchen, wann es brennt, ob es regnet, ob es Tag oder Nacht ist oder in der Früh. Und ich hoffe, es wird noch Zeit genug sein, dann auch ein bisschen die Feuerwehrmän​ner – es sind 42 Mann, die kommen werden von den drei Feuerwehren in unserer Gemeinde – auch entsprechend zu laben. Ich glaube, das gehört auch ein bisschen dazu. Da werden wir schon auch entsprechend Löschwasser herrichten.

Aber im Gesamten darf ich sagen: Danke allen Freiwilligen, die bei der Feuerwehr tätig sind. Sie haben im Jahr 2004 wieder Großartiges geleistet und ich wünsche unserem Feuerwehrwesen in ganz Kärnten auch für die Zukunft ein kräftiges „Gut Heil“. (Beifall von der F-Fraktion und von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Lutschounig

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Es gibt so einen Grisu-Effekt, wenn es um die Feuerwehr geht, also alle blasen in das gleiche Feuerwehrhorn, - natürlich auch von meiner Seite. Ich bedanke mich bei allen Ehrenamtlichen. Ich weiß, wovon ich rede, ich war selber 10 Jahre mit dem Roten Kreuz draußen unterwegs. Ich weiß was es heißt, einen Einsatz zu machen. Das Problem der Freiwilligen Feuerwehren wird das sein, dass die Betriebe zunehmendst mehr gestraft werden dafür, dass sie frei​willige Feuerwehrleute aufnehmen. Da müssten wir uns etwas überlegen, einen Ein​satzgroschen oder irgendwas in der Art und auch bei der Versicherung, weil ohne Freiwilligkeit könnte in Kärnten ein gewisser Katastrophenschutz gar nicht zu Stande kommen. Und da müssen wir uns schon klar sein, was da geleistet wird. Ich wünsche den Feuerwehren noch viel mehr weibliche Mitglieder, also viel mehr Feuerwehr​frauen. Und in weiterer Zeit noch mehr Unterstützung von uns und dann können wir alles löschen, auch wenn es der letzte Brand ist. Danke! (Dies löst Heiterkeit in der ÖVP aus.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort.)
Holub

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Nachdem ich der letzte Redner zu die​sem Thema der Kärntner Freiwilligen Feuerwehren bin, kann ich zusammenfassen. Wir wissen, was wir an den Freiwilligen Feuerwehren Kärntens haben, ihr Ausrü​stungsstand ist im Vergleich zu anderen Bundesländern einer der besten, der Ausbil​dungsstand genauso. Etwas möchte ich noch hinzufügen. 1989 hat die Freiheitliche Partei das so gewichtet, die Kärntner Feuerwehren, dass sie einen eigenen Feuer​wehrsprecher installiert hat in meiner Person.

Ich habe diese Aufgabe 15 Jahre ausgefüllt und das dann, jetzt – deshalb hat er auch heute gesprochen -, an Bernhard Gritsch, der Feuerwehrfunktionär in der Gemeinde Grafenstein ist, weiter gegeben, der das weiter so machen wird.

Ich bedanke mich auch beim Landesfeuerwehrverband. Es ist anerkannt worden, ich habe kürzlich den Großen Feuerwehrorden des Landes Kärnten am Band bekommen. Ich möchte mich dafür bedanken! Immerhin bin ich auch über 40 Jahr Feuerwehrmann und Funktionär – allerdings einer kleinen Wehr. Das am Rande.

Wir bedanken uns bei allen Freiwilligen in Kärnten. Wir wissen, dass das eine der wichtigsten Einrichtungen ist, die wir im Lande haben, die auch im Stande ist, bei abgeschnittenen Ortschaften vor Ort erste Maßnahmen zu treffen. Wir sehen, wenn uns übers Fernsehen berichtet wird, wo in anderen Ländern, wo das nicht so gut funktioniert – ich mag keine Namen anführen, aber jeder weiß, wohin ich tippe -, wie schwierig das dort gehandhabt wird und unter welchen Umständen, wo man keine solche freiwilligen Rettungseinrichtungen vor Ort hat, weil ja die Erste Hilfe die beste ist, wie schwierig das ist, wenn man so etwas nicht zur Verfügung hat. Deshalb Dank an den Landesfeuerwehrverband. Die Aufgabe von uns Landespolitikern ist, diesen Feuerwehren, die Mittel zur Verfügung zu stellen, sodass sie in der Lage sind, die Kärntner ordentlich zu beschützen! Danke! (Abg. Lutschounig: Bravo! – Beifall im Hause.)

Schwager

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Ich danke dem vorletzten Redner und erteile jetzt wirklich dem letzten Redner, Abgeordneten Vouk, das Wort!

Lobnig

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Danke, lieber Kollege Schwager, dass ich auch noch sprechen darf! Du hast das Kommando übernommen, haben wir gespürt, aber das ist freundschaftlich gemeint. Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Ein Danke an alle Feuerwehrfrauen und –männer wurde schon gesagt. Gesellschaftspolitisch ist die Einrichtung der Kärntner Feuerwehren sehr wichtig. Selbstverständlich! Aber trotzdem eine kritische Anmerkung insofern: Wenn man mit Feuerwehrfunktionären spricht, so wird eigentlich immer die Frage der Feuerschutzsteuer in den Raum gestellt. Es wird von den Feuerwehrfunktionären darauf hingewiesen, dass diese Feuerschutzsteuer eine Säule der Finanzierung für die Anschaffung der Feuerwehrgeräte, der Feuerwehrausrüstung ist. Die Problematik wird mir persönlich dergestalt mitgeteilt, dass gesagt wird, dass diese Feuerschutzsteuer schon seit Jahren eben gleich ist und dadurch auch die Finanzierungsmöglichkeit für den Verband natürlich auf einer Ebene dann stehen bleibt, darüber hinaus auch viele ihre Versicherungen bereits im Ausland abschließen, somit von der Feuerschutzsteuer auch nichts in den Kärntner Säckel fließt und darüber hinaus auch der Bund sozusagen viele Objekte nicht mehr versichert oder nicht versichert. Hier fällt natürlich die Freiwillige Feuerwehr um die Feuerschutzsteuer um.

Deswegen denke ich, dass wir eine Initiative starten sollen, in Abstimmung mit dem Landesfeuerwehrkommandanten, um gerade diese Problematik anzusprechen und um in Zukunft das Kärntner Feuerwehrwesen finanziell abzusichern. Danke! (Beifall im Hause)

(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort.)

Vouk

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

In Anbetracht der ausführlichen Debattenbeiträge verzichte ich auf das Schlusswort und ersuche um das Eingehen in die Spezialdebatte.

(Der Antrag wird einstimmig angenommen. – Berichterstatterin:)

Der Landtag wolle beschließen:

Der Tätigkeitsbericht und der Rechnungsabschluss 2004 werden zur Kenntnis genommen.

Ich ersuche um Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Mag. Cernic

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen jetzt zum letzten Punkt vor der Mittagspause, zum Tagesordnungspunkt 8:


8.
Ldtgs.Zl. 162-8/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumplanung und Nationalparks zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Jagdgesetz 2000 geändert wird ./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Zellot. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumplanung und Nationalparks ist die erste Lesung erfolgt. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Zellot (F):

Zellot

Herr Präsident! Geschätzte Abgeordnete! Ich erstatte Bericht über dieses Kärntner Jagdgesetz. Es handelt sich im Großen und Ganzen um Verbesserungen für die Kärntner Jägerschaft, was auch ein Wunsch der Kärntner Jägerschaft war, eine Verbesserung der Bauweise und natürlich der Hochstände.

In der vergangenen Zeit hat die Bejagung von Wild natürlich zugenommen, und dadurch ist die Kärntner Jägerschaft auch bemüht, unter bestimmten Voraussetzungen den Wildschaden, der zu Lasten der Bauern und der Grundstücksbesitzer kommt zu reduzieren.

Wir haben im Ausschuss am 6. 9. 2005 dieses Thema behandelt und haben diesen Punkt einstimmig abgeschlossen. Herr Präsident, ich bitte um Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort. – Abg. Zellot: Weidmannsheil!)

Zellot

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Weidmannsdank! So könnte man die Rede beinahe schon beenden, wenn es nicht um ein letztendlich doch sehr wichtiges Thema geht. Die Jagd ist ja in letzter Zeit beinahe dauernder Gast im Kärntner Landtag. Wahrscheinlich nicht zuletzt, weil auch einige Grünröcke, (Abg. Warmuth: Jägerinnen!) so wie ich jetzt einmal damit die Jäger meine, die im Landtag sitzen und auch Jägerinnen natürlich unter uns vertreten sind. Das ist auch gut so!

Grundsätzlich ist natürlich ein großer Wunsch und letztendlich auch ein Bedarf gegeben gewesen, Hochsitze sozusagen witterungssicher auszustatten, insbesondere vor dem Fakt, dass sich das Schwarzwild gerade in Unterkärnten vermehrt und dort letztendlich auch, (Abg. Lutschounig: Das heißt aber, die Schwarzen sind im Kommen! – Heiterkeit beim Redner und im Hause.) um sämtliche Zwischenrufe zu zerstreuen, ist zwar mein Blick zur ÖVP geschwenkt, aber ich habe natürlich nicht Sie gemeint, weil Sie auch nicht wild, im klassischen Sinne, im Kärntner Landtag sind und auch, wie ich meine, zumindest im Forst und diesem Bereich keine schwereren Schäden hinterlassen. (Abg. Lutschounig: Aber sie vermehren sich! – Heiterkeit im Hause.) Na ja, das sei dahin gestellt!

Grundsätzlich – und nun Spaß beiseite – ist es wirklich eine Problematik, die wir bekämpfen müssen, fußend auf Witterungsveränderungen, die es diesem bei uns nicht heimischen Wild eben ermöglicht, sich heimisch zu machen. Der Ansitz auf dieses hochintelligente Tier kann nur in geschlossenen Kanzeln in der Nacht vorgenommen werden. Schon aus diesem Grund brauchen wir dieses Gesetz.

Ich möchte aber auch letztendlich an alle Naturschützer – es sind ja auch viele hier im Kärntner Landtag vertreten, einschließlich der Jäger – einen weiteren Aspekt hier anziehen, nämlich die Bekämpfung des Raubwildes, in der Jägersprache (sprich Fuchs, Marder, Dachs), die im Speziellen gerade den Raufußhühnern schweren Schaden zufügen. Letztendlich ist es nur möglich, im Winter dieses Wild zu bejagen. Auch hier ist einfach die Witterungsbedingung so, dass man das in geschlossenen Bereichen machen muss.

Was gibt es noch zu diesem Gesetz zu sagen, zu replizieren? – Entscheidend ist natürlich, dass das Naturschutzgesetz hier ja auch bereits adaptiert worden ist, dass es nämlich auch im Naturschutzgesetz möglich ist, laut Jagdgesetz solche Hochstände durchzuführen. Entscheidend ist auch – und das, glaube ich, ist auch für die Jagdtätigen wichtig -, dass es ein Heizungsverbot auf diesen neuen Kanzeln gibt. Also man kann hier keine jagdlichen Zweitwohnsitze einrichten, die dann auch eventuell sogar besteuert werden würde. Das ist nicht der Fall. (Abg. Lutschounig: Es ist alles möglich, jetzt!) Mit einer Außenkante von zwei Metern, 1,60 m maximal, ist auch die Übernachtung in solchen Ansitzen schwer bis unmöglich. Das heißt, grundsätzlich eine zeitgerechte Lösung für die Kärntner Jagd, der wir allesamt ein kräftiges Weidmannsheil auf Schwarzwild und Raubzeug wünschen! Danke! (Beifall von der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Hueter das Wort. – Plänkeleien in der Abgeordnetenbank.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Ja, könnte fast sein, dass ich zu lange am Hochsitz gesessen bin. – Hoher Landtag! Geschätzter Herr Präsident! Zum Thema „Jagd“ fällt natürlich vielen von uns noch vieles ein. Mein Vorredner, Kurt Scheuch, hat das meiste vorweg genommen. Ich möchte nur eines hinzufügen, weil es geheißen hat, das Schwarzwild gibt es nur in Unterkärnten. Vor 14 Tagen haben wir in Oberdrauburg auch zwei Stück geschossen. Deswegen: Schwarzwild ist in ganz Kärnten bereits sesshaft, das heißt, wir haben sogar eine Populationszunahme zu verzeichnen, die gar nicht zu unterschätzten ist. Deswegen, glaube ich, ist es höchst an der Zeit, dass hier auch dieses Gesetz abgeändert wird!

Zum Zweiten – das hat Kurt auch richtig hervorgehoben –, gerade für den Schutz der Raufußhühner, über der Baumgrenze, kann man bei diesen „normalen“ Hochständen das wirklich nur sehr, sehr schwer bewerkstelligen. Deswegen, glaube ich, ist es ein Gebot der Stunde, dass hier auch das Gesetz dahingehend abgeändert wird, dass die Jäger – wenn sie es eh zum Teil schon getan haben – nicht irgendwo im Kriminalfall sich dann wieder finden. Ich weiß, in unserer Spezies als Jäger gibt es ja alles. Das Wort Neid, das sage ich auch allen, die in diesem Bereich tätig sind, gibt es in der sehr großen Jägerschaft auch. Deshalb, glaube ich, ist es gut, dass dieses Gesetz dahingehend abgeändert wird. Ich begrüße das sehr! Ich wünsche allen, die das, wenn das in Kraft tritt, das beruhigend ausüben können, zur Bekämpfung des Schwarzwildes, aber natürlich auch für die Raufußhühner. Alles Gute und ein kräftiges Weidmannsheil! (Beifall im Hause)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Ing. Hueter

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Verehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Also wir werden – schweren Herzens – diesem Gesetz zustimmen. Ich habe mich informiert: Es soll ja so sein, dass dieses Schwarzwild tatsächlich sehr viel Schaden anrichtet, aber halt, da muss man auch differenzieren, mehr Schaden halt auf Wiesen, wenn sie höher oben sind, dann lockern sie den Boden auf. Und das ist nicht so schlimm. Es gibt halt mehr oder weniger wilde Schweine da draußen. Und, was auch schon teilweise üblich ist: Es ist ja so, habe ich mir auch sagen lassen, dass diese Hochstände mit den Verbauungen auch schon gemacht werden, damit eben dieses Getier bejagbar wird.

Was jetzt diese Konstruktion betrifft, so ist wahrscheinlich davon auszugehen, dass auf die Größe dieses Dings auch von Nutzen sein wird. Es wird kaum möglich sein, dass ein Jäger beim Ansitzen dort einschläft. Das hat Vorteile auch für die Frau, weil dann kommt er früher nach Hause – ein Nachteil für das Schweinderl. In diesem Sinn stimmen wir diesem Gesetz zu und wünschen sehr viel Glück, dass diese Population in Grenzen gehalten wird. Danke! (Beifall im Hause)

(Der Vorsitzende erteilt 2. Präs. Ferlitsch das Wort.)

Mag. Lesjak

Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Hoher Landtag! Herr Präsident! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ich darf ebenfalls, wie meine Vorredner, einmal grundsätzlich feststellen, dass nunmehr die Möglichkeit besteht, dass die Jagd in der Nacht und vor allem auf Schwarzwild möglich ist. Wir dürfen eines nicht vergessen: Es haben sich die Zeiten der letzten Jahrzehnte geändert. Hat man seinerzeit vereinzelt ein bis zwei, maximal drei Stück in Kärnten erlegen können, dann schaut es jetzt wesentlich anders aus. Es gibt ganze Horden, die im Bereich der Landwirtschaft, aber auch im Bereich der Forstwirtschaft und auch schon bei den Almen einen großen Schaden verursachen, was auch für die Landwirtschaft sicherlich nicht begrüßenswert ist. Daher, glaube ich, ist der Leitspruch der Kärntner Jägerschaft „Jagd ist auch Verantwortung“ anzuwenden. Das ist für mich eine große Verantwortung, dass man dabei nicht nur ans Töten denkt, sondern wirklich auch versucht, den Schaden hintanzuhalten.

Dass das für die Jäger, insgesamt in Kärnten an die 12.000, nicht immer sehr, sehr einfach ist, zeigt sich daran, dass man einfach in der Nacht ansitzen muss, womöglich bei minus 20 Grad, und das nicht fünf Minuten, sondern stundenlang. Deshalb bin ich dankbar, dass dieses Gesetz nun so ausschaut, dass man diese geschlossenen Hochsitze auch errichten kann.

In diesem Sinne darf ich mich kurz halten und ebenfalls ein herzliches Dankeschön namens unserer Fraktion sagen. (Beifall im Hause)

(Da keine Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichterstatter das Schlusswort.)
Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Zellot (F):

Zellot

Geschätzter Herr Präsident! Aufgrund der fachlich-fundierten Stellungnahmen der Abgeordneten verzichte ich auf das Schlusswort und beantrage das Eingehen in die Spezialdebatte.

(Das Eingehen in die Spezialdebatte wird einstimmig beschlossen. – Berichter​statter:)
Das Kärntner Jagdgesetz 2000 – K-JG, LGBl.Nr. 21, in der Fassung der Gesetze LGBl.Nr. 72/2001, 7/2004 und ../2005 wird wie folgt geändert:

§ 68 Abs. 1 Z. 24 und 25 lauten:

24. Hochstände oder Hochsitze zu errichten und zu verwenden, die a) nicht wenig​stens an einer Seite mindestens zur Hälfte offen sind, oder b) eine Bodenfläche von mehr als 2 m2 haben, wobei bei rechteckigen Formen die Längsseite 1,60 m nicht überschreiten darf, und c) beheizbar sind.

25. für die Errichtung von Hochständen oder Hochsitzen sowie für die Errichtung von Fütterungsanlagen, die keine Gebäude sind – ausgenommen jeweils für die Abde​ckung und allfällige Fensterverglasungen – andere als natürliche, der Umgebung an​gepasste Baustoffe zu verwenden.

Ich ersuche um Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig beschlossen. – Der Vorsitzende: Wir kommen zur

2. Lesung! Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)

Gesetz vom 29.9.2005, mit dem das Kärntner Jagdgesetz geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen.

Ich beantrage die Annahme.

(Kopf und Eingang werden einstimmig beschlossen. – Der Vorsitzende: Wir kommen zur 3. Lesung! – Berichterstatter:)
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Jagdgesetz 2000 geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.

(Die 3. Lesung wird einstimmig beschlossen.)
Zellot

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Meine geschätzten Damen und Herren Abgeordneten! Gemäß der Vereinbarung in der Obmännerkonferenz halten wir eine Mittagspause und ich unterbreche die Sitzung zur Abhaltung der Mittagspause und wir setzen die unterbrochene Sitzung um 14.15 Uhr fort. Ich sage danke und Mahlzeit!

(Unterbrechung der Sitzung von 12.47Uhr bis 14.17 Uhr.)
Lobnig

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Meine sehr geschätzten Damen und Herren Abgeordneten! Wir nehmen die unterbrochene Sitzung wieder auf. Ich stelle die Beschlussfähigkeit fest. Wir könnten somit fortfahren und kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt:


9.
Ldtgs.Zl. 127-3/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumplanung und Nationalparks betreffend Litzlhofer Hofalm

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Schwager. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort und bitte, zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Werter Herr Präsident! Hoher Landtag! Die FPÖ-Fraktion hat im vergangenen Jahr einen Antrag eingebracht, mit dem Ziel, die Litzhofer Hofalm zu einem Schulungszentrum auszubauen. Der zuständige Ausschuss für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumplanung und Nationalparks hat in mehreren Sitzungen das beraten und in der entscheidenden, letzten Sitzung am 6. September eine Bereisung auf die Litzlhofer Hofalm vorgenommen: mit Auskunftspersonen, unter anderen dem Chef des Almwirtschaftsvereins, Altlandtagsabgeordneten Johann Ramsbacher, dem Direktor der Landwirtschaftlichen Fachschule Litzlhof, Dipl.-Ing. Huber, und der mit der Planung betrauten Firma Ingenieur-Büro Stranner. Auch Ing. Hasslacher war anwesend. Dazu muss man sagen, dass die Fachschule Litzlhof als einzige landwirtschaftliche Fachschule in Kärnten ein Almgebiet mit entsprechendem Gebäude dabei hat, zirka 300 Hektar. Eben dieses Gebäude soll als Schulungszentrum ausgebaut werden.

Am 6. September war eben die entscheidende Ausschusssitzung, wo ein Beschluss gefasst wurde, da so vorzugehen. Es sind Kosten vorgesehen – Kostenschätzungen hat der Herr Dipl.-Ing. Huber, der Herr Direktor von Litzlhof, uns ausgeführt – von zirka 1,2 Millionen Euro. Die Planung hat eben Herr Ing. Hasslacher uns vorgestellt. Der Ausschuss hat das für gut befunden und hat einen diesbezüglichen Beschluss gefasst, an die Landesregierung mit diesem Anliegen in Form eines Beschlusses des Landtages heranzutreten.

Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Zellot das Wort.)

Schwager

Abgeordneter Zellot (F):

Zellot

Herr Präsident! Meine geschätzten Abgeordneten! Liebe Zuhörer! Die landwirtschaftlichen Schulen in Kärnten haben natürlich eine große Überlebenschance, wenn sie sehr vielfältig sind. Eine Schule dieser landwirtschaftlichen Schulen ist die Litzlhofschule, die ein theoretisches Thema vor den praktischen Fächern hat: Das ist die Almbewirtschaftung.

Diese Landwirtschaftliche Fachschule Litzlhof hat eine Alm. Diese Alm ist in Fahrtrichtung Gmünd dann nach Nöring hinein, und von Nöring geht es dann hinauf auf 1.600 bis 2.100 Meter Seehöhe. Auf dieser Seehöhe befindet sich eine 245 Hektar große Alm, auf der auch ein praktizierender Almbetrieb mit Sennerinnen und mit einem sehr, sehr angesehenen Gebäude steht. Bei diesem Gebäude führt die Landwirtschaftliche Fachschule Litzlhof dreitägige praktische Schulungen durch, wobei Schülerinnen und Schüler und vor allem auch die Lehrkräfte von dieser Aktivität der Almbewirtschaftung, mit der praktischen und theoretischen Ausbildung, sehr begeistert sind. Das beinhaltet im Wesentlichen das Schwenden auf der Alm, dass beinhaltet auch die richtige Zaungestaltung auf der Alm, also das Zäunen; das beinhaltet vor allem auch die Erhaltung der Kulturlandschaft in Form der Weidepflege. Als wesentlicher Punkt ist, weil durch den landwirtschaftlichen Wegebau auch sehr viel Geld investiert wird, für diese Schule auch die Erhaltung der Zufahrtswege auf diese Alm in diesem Programm eingebaut.

Diese Almbewirtschaftung oder dieses Gebäude ist im Eigentum des Landes. Jetzt ist die Forderung und der Plan dieser Schule, dieses Gebäude in ein Unterrichtsgebäude, auch mit Ausbau einer Küche, eines Aufenthaltsraumes und eines Seminarraumes, der dort ober dem Stallgebäude errichtet werden soll, weiter auszubauen.

Der Herr Vorsitzende, Abgeordneter Scheuch, hat uns dort mit dem Direktor der Schule geführt, der von diesem Projekt begeistert war und uns das natürlich auch anschaulich dargestellt hat. Wie bereits erwähnt, würden sich diese Kosten auf 1,2 Millionen belaufen. Dieses Projekt wurde uns also vorgestellt, wir haben uns das angeschaut. Ich glaube, das wäre für die Almbewirtschaftung und für die Schulausbildung an den Kärntner landwirtschaftlichen Schulen, so wie hier in Litzlhof, sehr vorzüglich, sehr vorbildlich und vor allem auch sehr zukunftsorientiert. Wir werden dieser Initiative auch die Zustimmung erteilen! (Beifall von der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)

Zellot

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eigentlich wollte ich als Letztredner und Spittaler nur zwei Sätze dazu sagen. Aber hier hat der Formalismus des Präsidenten zugeschlagen. Jetzt stehe ich am Rednerpult, aber es soll nichts desto trotz die Rede weniger engagiert sein. Fakt ist, dass wir hier wirklich von einem wunderschönen Landesgut sprechen. Und ich als Oberkärntner, der natürlich auch eine landwirtschaftliche Schule einmal besucht habe, zwar nicht in Litzlhof, aber doch eine landwirtschaftliche Schule, weil sie wichtig ist für die Identität (Abg. Lutschounig: Merkt man aber nicht!) der letztendlich vor allem jungen bäuerlichen Bevölkerung auch ist.

Letztendlich möchte ich mich auch in meiner Rede darauf beschränken, mich vom Rednerpult aus besonders bei Direktor Huber zu bedanken, der eigentlich der Motor für dieses Projekt auch in Zukunft sein soll, für ein Kompetenzzentrum der Kärntner Almwirtschaft. Denn – und das sei hier schon einmal gesagt – die Alm an sich hat schon einen neuen, einen besseren, einen höheren Stellenwert, hier in Kärnten erlangt. Ich spreche von Oberkärnten, wo viele Almen auch mit Sennerinnen besetzt sind, durchaus auch ein interessanter Aspekt. Zum Beispiel gibt es in der Kleinen Fragant eine deutsche Studentin, die jedes Jahr dort den Sennbetrieb aufrechterhält. Dazu gibt es auch schon mediale Berichterstattung. Das wird, sozusagen, auch die Jungbauern besonders freuen (lachend:), ich weiß das auch.

Grundsätzlich ist vielleicht noch zu sagen – und jetzt möchte ich in die Materie selbst eingehen -, dass das Gebäude der Litzthofer Hofalm, welches ja ursprünglich von Mönchen gebaut wurde, jedenfalls sanierungsbedürftig ist. Wir haben uns das angesehen, wir müssen hier unbedingt etwas tun. Ich glaube, das könnte auch der Anlass sein, dass man den Zugang so findet, dass man sagt: Wenn man schon etwas macht, dann macht man es ordentlich. Die To-do-Liste ist lang. Der Abgeordnete Hueter hat gleich erkannt, dass das Dach mit nicht mehr zeitgemäßen Schindeln gedeckt ist, sagen wir es einmal sehr vorsichtig so. Es wäre eine Heizung zu installieren; Schulungsräume für 20 Personen. Die Schlafstätten haben wir angeschaut. Mit nicht mehr zeitgemäß habe ich hier Eternitschindel gemeint. Das ist vielleicht auch nicht besonders schön gewesen.

Letztendlich könnte man, wenn das Projekt so wie vorgestellt, etwas adaptiert natürlich, durchgeführt wird, auf diese Landeseinrichtung besonders stolz sein. Ich sage hier einmal: Zur Auslastung könnten auch andere Schulen beitragen. Der Tourismus könnte einen kleinen Beitrag leisten. Aber warum sollte zum Beispiel das Land Kärnten nicht auch Gäste auf einer Litzlhofer Hofalm begrüßen dürfen? Warum sollte der Gemeindebund nicht einmal eine Klausur dort durchführen? Wir haben sozusagen das Eis gebrochen, vom Ausschuss her, und haben den ersten Besuch dort gemacht. Es wäre schön, wenn der Ausschuss des Kärntner Landtags in Zukunft in einer neu sanierten Litzlhofer Hofalm vielleicht eine Sitzung abhalten könnte.

Grundsätzlich ist es ein Bekenntnis zu einer langjährigen Kärntner Tradition zur Kärntner Almwirtschaft. Wir werden natürlich auch versuchen, im Rahmen der Budgetdiskussionen dafür Sorge zu tragen, dass es eine Gewichtung dahingehend gibt. Danke! (Beifall von der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort. – Abg. Lutschounig: Die erste grüne Sennerin! – Heiterkeit im Hause.)

Ing. Scheuch

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Präsident! Wir werden diesem Antrag natürlich unsere Zustimmung geben! Seit dem EU-Beitritt 1935 hat ja die Almwirtschaft eine enorme Aufwertung erlebt. (Abg. Mag. Kaiser: 1935 war etwas anderes!) 1995 habe ich gesagt – oder? (Abg. Mag. Kaiser: 1935!) Ach! Entschuldigung. 1995! Gut! Das war vielleicht das Wunschdenken. Almen sind ein wesentlicher Bestandteil unserer Kulturlandschaft und auch eine schöne Tradition in der Landwirtschaft in Kärnten. Hier hat der Litzlhof sicher ein großes Potenzial. Es wäre ja schön, wenn es gelingen könnte, dass wir auch den sanften und qualitativen Tourismus, zum Beispiel, mehr auf die Bauernhöfe bringen könnten, auf die Almen bringen könnten. Das wäre eine sehr, sehr schöne Nutzung dieser Alm, auch zu Schulungszwecken als Seminareinrichtung. Es ist nur zu wünschen, dass auch andere Almen diesem Beispiel folgen. Daher sehen wir das als eine sehr gelungene Investition und geben diesem Antrag natürlich unsere Zustimmung! Danke! (Beifall im Hause)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Strauß das Wort.)

Mag. Lesjak

Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Als Mitglied des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft war ich bei dieser Bereisung dabei. Ich muss wirklich sagen: Das Land Kärnten hat mit der Litzlhofalm sicher eine wunderschöne Alm, aber natürlich auch eine sehr gut funktionierende Almwirtschaft, verbunden mit der Fachschule Litzlhof, mit einem sehr engagierten Direktor und mit seinem Mitarbeiterteam. Wir haben uns auch das Gebäude angeschaut. Es ist absolut sanierungsbedürftig. Wenn wir hier Landesvermögen haben, dann sollen wir auch jene Mittel, die wir in die Hand nehmen wollen, anständig einsetzen. Ich glaube, diese Initiative, die heute gesetzt wird, soll ein Signal sein, dass sich die Landespolitik auch um die Almbewirtschaftung kümmert und hier Signale nicht nur für jene setzt, die in den landwirtschaftlichen Fachschulen in Ausbildung sind, sondern dass das vielleicht auch in der Symbiose mit dem Thema „Tourismus“ und mit dem Thema „Kärnten“ selbst geht.

Und ich glaube, das wäre genau der richtige Weg. Dazu brauchen wir ein anstän​diges Gebäude. Das, was wir jetzt derzeit anbieten ist sicherlich für den Einen oder Anderen aus der Jägerschaft noch interessant, aber mehr können wir momentan nicht anbieten. Und ich denke, dass diese 1,2 Millionen, wenn sie dann beschluss​fähig sind und auch beschlossen werden, richtig eingesetzt sind und eine nachhaltige Almbewirtschaftung, aber natürlich auch etwas - und ich sage das - im Alpenraum ein Vorzeige- und Herzeigebild hier nicht nur für Kärnten, sondern für alle Mitglieds​staaten der Europäischen Union sein kann.

Selbstverständlich könnte sich das Gebäude für Seminare und andere Tagungen ab​solut eignen und es waren auch Vertreter der Tourismuswirtschaft und der Kärnten-Werbung dabei. Und ich glaube, wenn man diese Symbiose macht, dass man sagt: Man versucht einerseits eine profunde Ausbildung in den Fachschulen unterzubrin​gen, wie wir sie derzeit schon haben, aber natürlich auch mit der Möglichkeit, bes​sere Ausstattungen vorzufinden hier auf der Litzlhofalm im Gebäude und, dass es aber nicht beschränkt sein kann auf fünf bis sechs Wochen, sondern vielleicht auch länger eine Nachnutzung haben kann. Dann haben wir, glaube ich, den richtigen Weg damit gewählt. Wir Sozialdemokraten werden diese Initiative selbstverständlich unterstützen. (Abg. Lutschounig: Sehr schön! – Beifall von der SPÖ- und ÖVP-Frak​tion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Hueter das Wort.)
Strauß

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Zuerst einmal möchte ich meiner Freude Ausdruck verleihen, dass hier wirklich über alle Parteigrenzen hinweg, Ja zur Litzlhofer Alm gesagt wird. Der Kollege Kurt Scheuch hat das ja ausgeführt. Ich persönlich bin auch sehr, sehr froh zum Einen, dass einmal das Thema „Verkauf“ – was ja auch einmal im Raum gestanden ist – ein- für allemal vom Tisch ist. Zweitens, dass drinnen die Hofalm renoviert bzw. saniert werden muss, steht auch außer Streit. Ich glaube, da müssen ein paar Dinge adaptiert werden. Und zum Dritten, glaube ich, haben wir etwas oben, worum uns wirklich viele beneiden. Wir haben ein ganz engagiertes Team an Lehrern und vor allem der Herr Direktor ist da wirklich federführend, da er das wirklich so betreibt, als wäre es sein Eigentum.

Ich glaube, das müssen wir ganz einfach ausnützen und es sind alle positiven Dinge bereits angesprochen worden. Die Almwirtschaft als solches, die touristischen Maß​nahmen, auch weil die Fachschule Litzlhof die einzige Fachschule ist die überhaupt eine Alm besitzt. Das heißt, hier kann man wirklich auch zum theoretischen Teil den praktikablen miteinbringen. Und deswegen, glaube ich, steht es überhaupt außer Diskussion, dass wir hier etwas Gescheites machen. Und ich glaube, damals bei die​ser Bereisung haben wir alle erkannt, dass es wirklich ein Juwel ist. Ich glaube, da braucht man nichts mehr zu verlieren. Nicht nur, dass es jagdlich einen sehr schönen Aspekt hätte, sondern auch von der Lage her ist diese Alm in den Nockbergen wirk​lich vorzeigbar. Und das Land Kärnten tut da gut daran, hier diese 1,2 Millionen Euro zu investieren. Ich von meiner Seite und auch von meinen Kollegen danken noch einmal dem Team, dem Herrn Direktor, der das oben wirklich so federführend macht. Und ich glaube, wir sind alle gut beraten, hier diesem die Zustimmung zu erteilen. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trannacher das Wort.)
Ing. Hueter

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Verehrter Herr Präsident! Hohes Haus! So komme ich zum Schlusswort und kann eigentlich vollinhaltlich all meinen Vorrednern zustimmen. Ich war bei der Exkursion auf die Litzlhofer Hofalm dabei. Ich möchte nur einfach das, was ich da im Aus​schuss bereits gesagt habe, noch einmal dezidiert unterstreichen. Ich glaube, dass die 1,2 Millionen, die jetzt einmal für eine Sanierung des Gebäudes und eine Nutz​barmachung für die landwirtschaftliche Fachschule Litzlhof notwendig sind, meines Erachtens nur dann gut investiert sind, wenn man vorweg schon einen Stufenplan hat. Das heißt, wenn tatsächlich ein Konzept entwickelt wird, das eine zukünftige Nutzung der Litzlhofer Hofalm für unterschiedliche Zwecke erlaubt. Das wird in wei​terer Folge auch weitere Investitionsmaßnahmen erfordern. Und ich denke, wir soll​ten das jetzt in die Konzeption schon mit hineinnehmen, um nicht dann wieder Dinge umbauen zu müssen, neu planen zu müssen, um dann erst recht wieder eine provisorische Lösung zu haben.

Ich bin auch der Meinung, dass es notwendig ist, dieses Gebäude nicht nur für sanfte Formen des Tourismus sondern auch für Bildungszwecke zu nutzen. Nicht nur das Gebäude, auch die Landschaft und die bewirtschaftete Alm in diesem Gebiet tat​sächlich auch dafür zu nutzen, unseren Kindern beizubringen, was nachhaltige, auch sanfte Landwirtschaft bedeutet. Ich glaube, dass man dort auch unterschiedliche Bil​dungs​veranstaltungen durchführen kann. Ich würde das sehr begrüßen und unter​streichen und glaube einfach, dass es insgesamt ein tatsächliches Juwel ist, das das Land Kärnten besitzt und es auf keinen Fall aus der Hand geben darf. Ich danke Ihnen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Da keine Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichterstatter das Schlusswort.)
Mag. Trannacher

Berichterstatter Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Herr Präsident, jetzt kommt das tatsächliche Schlusswort, weil ich dem Hohen Land​tag noch eine Information geben möchte. Und zwar folgende: Dass der Litzlhof und die Litzlhofer Hofalm direkt dem Land Kärnten gehört und nicht ausgegliedert wurde an die LIG, sondern wir direkt zuständig sind. Danke, das Schlusswort ist beendet und ich ersuche um das Eingehen in die Spezialdebatte.

(Das Eingehen in die Spezialdebatte erfolgt einstimmig. – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, die Litzlhofer Hofalm zu einem Schulungs​zentrum für Almwirtschaft auszubauen und zu nutzen.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig beschlossen.)
Schwager

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Danke! Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt


10.
Ldtgs.Zl. 243-1/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft, Na​turschutz, Raumplanung und Nationalparks zum selbstständigen Antrag des Ausschusses gem. § 17 Abs. 1 K-LTGO betreffend Lifeprojekte Obere Drau

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Zellot.

Ich lasse vor Eingehen in die Debatte über die 2. Lesung abstimmen. Wer dem zu​stimmt, bitte um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so geschehen.

Ich erteile nun dem Berichterstatter das Wort und ersuche ihn zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Zellot (F):

Zellot

Danke, Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! Das Lifeprojekt Obere Drau war natürlich für den Ausschuss ein Erfolgserlebnis, weil wir die ganze Drau, praktisch von Kleblach-Lind bis nach Sachsenburg, nicht von der Uferseite, sondern von der Fluss-Seite begutachtet haben. (Abg. Lutschounig: Seids ge​schwommen!) Nein, wir sind mit einem Zilleboot da flussabwärts gefahren. Und das war natürlich recht interessant für die Ausschussmitglieder. Ich möchte aber vielleicht auf einige Punkte eingehen.

Dieses Lifeprojekt besteht einmal aus dieser Kernzone Kleblach-Lind, wo dort der Fluss auf 30 Meter Breite ausgeweitet worden ist. Es geht bei diesen Lifeprojekten darum, dass Seitenarme wieder reaktiviert werden und vor allem geht es bei diesem Lifeprojekt auch darum, dass man Lebensräume für Pflanzen und Tiere neu schafft. Das Interessante bei diesen Lifeprojekten ist, dass es natürlich eine sehr enorme und intensive Arbeit ist, auch mit Grundstücksablösen und Zustimmung der Bevölkerung. Und das Schöne in dieser Gegend oben ist, dass alle für dieses Projekt positiv einge​stellt sind und hier sieht man natürlich auch dieses gelungene Projekt.

Das Nächste was natürlich noch ist, ist, dass diese Lifeprojekte, meine geschätzten Damen und Herren, zu 25 Prozent aus EU-Mitteln gefördert sind und zu 50 Prozent vom Bund. Und es geht dahingehend, dass eine weitere Ausbaustufe und Ausarbei​tung dieser Projekte natürlich auch wieder als ein ordnungsgemäßes Projekt der EU vorgestellt wird, um dort die Mittel zu lukrieren. Einen wesentlichen Punkt, den ich hier in diesem Bericht noch einbringe, ist der vorbeugende Hochwasserschutz, der sehr wichtig ist, der natürlich auch die Fließgeschwindigkeit der Drau etwas reduziert, um ein schnelles Sinken des Wasserspiegels der Drau zu verhindern. Und das ist ein wesentlicher Punkt und ist auch als vorbeugender Hochwasserschutz zu sehen. Spe​ziell erwähnt wurde das für Villach. Man kann sich das eigentlich gar nicht vorstellen, was die hier oben alles tun müssen, damit wir in Villach nicht überschwemmt werden. (Dies wird auf humorvolle Weise vorgetragen.) Das war recht interessant. (Zwischen​ruf aus der F-Fraktion.) Das darf ich als Villacher anbringen. Herr Präsident ich bin am Ende und bitte um das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Ing. Scheuch das Wort.)
Zellot

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Wir tun natürlich alles in Oberkärnten, damit Villach nicht untergeht, wäre man … (Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion.) … versucht, zu sagen. Spaß beiseite! In Wirklichkeit ist es so, dass wir oft bei Großprojekten, großen Spatenstichfeiern - auch hier im Landtag oft kritisiert – tätig sind, große Eröffnungsreden halten, dass es aber in Kärnten doch auch – und das möchte ich hier betonen – so ungeschliffene Juwele gibt, die im Verborgenen schlummern. Und für mich ist einer dieser Juwele eindeutig dieses Lifeprojekt Obere Drau. Hier ist eigentlich eine wunderbare Symbiose entstan​den, eine Symbiose aus Hochwasserschutz, Schutz für Menschen auf der einen Seite und Naturschutz, Schutz für unsere Umwelt auf der anderen Seite. Das be​deutet zweimal Sicherheit für Menschen. Sicherheit eben vor Naturkatastrophen, aber auch Sicherheit, dass zukünftige Generationen die Möglichkeit haben, ihren Kindern auch Naturräume zugänglich zu machen. Der Fluss – und das ist eigentlich das ganze Geheimnis dieser Tat – bekommt mehr Raum und entwickelt sich dyna​misch.

Und ich kann hier auch berichten, dass die Menschen diesen Lebensraum anneh​men, dass Kinder dort wieder in den Tümpeln schwimmen lernen, dass es einen großen Aussichtsturm gibt, wo man Vögel beobachten kann, dass mit dieser Zille oder mit verschiedenen Booten, auch mit Floßen auf der Drau gefahren wird. Dass letztendlich auch der Radtourismus dort entwickelt wird, weil der Radfahrer natürlich auch diese Flusslandschaft miterlebt. Und nachdem Menschen ja Wasserrandtiere sind, hat man uns zumindestens erklärt, ist es – glaube ich – wirklich ein wunder​schönes und vorzeigendes Projekt. Dass das wirklich ein Vorzeigeprojekt ist, bestä​tigen auch Besucher weltweit. Wir haben Chinesen, wir haben Japaner, wir haben Leute aus Russland und aus den USA hier gehabt, die von unseren Flussbauern lernen wollen, wie man eben Hochwasserschutz und Naturschutz vereinen kann. Und ich möchte hier nicht anstehen, einen besonders engagierten - auch so eine Person, auch so ein Juwel das im Verborgenen schlummert; einen der sich nicht immer vordrängt, aber der wirklich hier tolle Arbeit leistet - nämlich dem Herrn Ing. Mandler für diese Tätigkeit auch recht herzlich danken.

Chancen bietet dieses Projekt viele, beinhaltet es en masse. Ob das im Bereich der Tourismusentwicklung ist – ich habe es schon anklingen lassen – naturnaher Tou​rismus, vom Fischen angefangen bis zum Radlfahren, oder eben einfach nur, dass man ein tolles Bewusstsein auch bei der Landwirtschaft, bei den Bauern, bei den Grundbesitzern hier geweckt hat, die nicht übergangen worden sind, sondern in vielen Sitzungen freiwillig durchaus Flächen zur Verfügung gestellt haben. Und auch das ist ein Schritt in die richtige Richtung.

Warum es zum Initiativantrag des Ausschusses gekommen ist, sei noch hier gestat​tet auszuleuchten. Einfach aus dem Grund, weil es Berwerbungen in der EU für die​ses Projekt gibt, für Lifeprojekte. Und jetzt hat man in der ersten Bewerbung ein Fol​geprojekt des Lifeprojektes knapp verfehlt. Es wurde empfohlen, eine Neuversion, eine etwas kleinere, abgespeckte Version einzubringen. Das hat man hier gemacht. Und in diesem Einbringungsverfahren in der EU ist es möglich, diese Initiativen zu unterstützen. Und das war letztendlich auch die Motivation für den Ausschuss zu sagen: Ja, der Kärntner Landtag steht hinter dem Lifeprojekt, steht hinter einem dy​namischen Flussbau, steht hinter Hochwasserschutz und steht hinter Naturschutz. Ein, wie ich glaube, tolles Projekt.

Und ich würde Sie alle schließend bitten, fest die Daumen zu drücken, weil letztend​lich glaube ich, ist heute oder morgen der entscheidende Tag auf europäischer Ebene, dieses Projekt abzuhandeln. Wir haben unsere Unterstützung schon vorne hinweg kund getan und hoffe, dass der Landtag auch einstimmig dieser Unterstüt​zung folgen wird. Danke vielmals! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Verehrter Herr Präsident! Das Lifeprojekt wird natürlich auch unsere Zustimmung fin​den. Das ist ein sehr schönes und sehr erfolgreiches Projekt. In den letzten fünf Jah​ren wurde eine Bausumme von 8,3 Millionen Euro investiert und in drei Kernzonen sind hier wirklich sehr breite Maßnahmen durchgeführt worden. Und diese Maßnah​men haben wirklich sehr viele Erfolge erzielt. Es gab eine Wiedereröffnung eines Alt​arms der Drau, danach wurde eine wunderbare Flusslandschaft wieder hergestellt und durch die Aufweitung wurde das Flussbett stabilisiert.

Es gibt neue Schotterbänke. Die bringen eine neue Dynamik, weil jetzt wieder der ursprüngliche Zustand hergestellt wurde und das ursprüngliche Flusssystem so auch wieder funktioniert. Ausgestorbene Tierarten oder ausgestorben geglaubte tauchen auch immer wieder auf. Es gibt auch Pflanzen, die schon als verschwunden geglaubt waren. Diese Lebensräume sind nicht nur attraktiv für die Tiere sondern auch für die Menschen: für Fischerei, Jagd, Erholung und Naherholung.

Sehr positiv anzumerken ist auch, dass die Bevölkerung diese Maßnahmen mitgetragen hat und dass es einen großen Rückhalt im Drautal gegeben hat, obwohl einige Landwirte erst überzeugt werden mussten. Dieses Projekt hat also nur positive Auswirkungen gebracht. Selbst der steirische Umweltanwalt hat dieses Projekt ausdrücklich gelobt.

Ich finde, wir sollten trotzdem – obwohl es ein positives Projekt war oder gerade deswegen – daraus lernen. Ich meine, wir lernen daraus, dass es falsch ist, wenn man übermäßig in die Natur eingreift. Mich hat es gewundert, dass man sagt, hier wird ein Zustand wiederhergestellt; ein Zustand, der einmal zerstört worden ist, wo man eingegriffen hat, wo eine Symbiose gestört wurde – und jetzt muss man diesen Zustand aufwändig wiederherstellen. Es ist irgendwie absurd, dass man jetzt die Erkenntnis erreicht, dass Ökologie und Hochwasserschutz kein Widerspruch ist. Wir haben immer gesagt, dass es kein Widerspruch ist, wenn man den Flüssen ihren sprichwörtlich natürlichen Weg belässt. Dann regelt sich das quasi von selber. Sie brauchen einfach genug Raum, um auszuweichen. Die eingreifende Hand der Menschen ist hier sicher nicht zielführend und führt dazu, dass wir Naturschäden letztendlich haben.

Vielleicht war das eine christliche Absicht – ich weiß nicht, wessen Idee das war -, dass man Hochwasserschutz so macht, dass man die Flüsse verbaut. Gott sei Dank haben wir jetzt diese Einsicht gewonnen, dass es eben auch anders geht, dass es auch so geht, dass wenn man die natürliche Symbiose eben so lässt bzw. wiederherstellt, dass man dann dem Hochwasser vorbeugen kann und dass das zugleich natürlich auch ökologisch ist. Wir warnen im Vorfeld immer vor solchen Fehlern. Hinterher ist es auch gut, wenn man auf solche Fehler draufkommt, aber vielleicht kann man es in der Zukunft vermeiden, dass man solche Flüsse verbaut. So wie es aussieht, geht dieser Trend zurück in die ökologische Richtung und damit auch in die richtige Richtung. Danke! (Beifall vom Abg. Holub und der ÖVP-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Hueter das Wort.)

Mag. Lesjak

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Hoher Landtag! Als Betroffener an der Oberen Drau kann ist zu diesem Projekt nur folgendes sagen: Absolut zu begrüßen, ein Vorzeigeprojekt, das in der Vergangenheit bereits gemacht worden ist, und zwar ist dort etwas passiert, was dann wirklich einzigartig und beispielgebend geworden ist. Man hat versucht, mit den Grundbesitzern zusammen ein Projekt zu starten, wo man mit sehr viel Information, natürlich auch mit sehr viel Herzblut – Kollege Mandler ist da richtig erwähnt worden – versucht hat, Ökologie und Naturschutz unter einen Hut zu bringen. Dies mit der Maßgabe, Hochwasserschutz an der Oberen Drau zu gewährleisten; gar nicht gedacht an Villach alleine. Aber, wie soll ich sagen, hier hat man wirklich einiges zu Wege gebracht. Ich kann das ganze Projekt inhaltlich wirklich nur voll unterstützen.

Es ist jetzt eben in der Begutachtung in der EU draußen, dass hier ein zweites (abgespecktes) Projekt mit 4,3 Millionen Euro eingereicht wird. Wir hoffen alle sehr, dass es auch die Zustimmung in der EU, in Brüssel, bekommt. Ich glaube, hier ist wieder ein Schritt in diese richtige Richtung gewährleistet.

Ich möchte natürlich auch eines erwähnen: Es sind oben zwei Dinge passiert, die schon ausgestorben sind. Zum einen ist einmal diese deutsche Tamariske, die gänzlich im Drautal verschwunden war, wieder da, und zwar von alleine aus. Zum Zweiten – das haben wir sogar zufällig gewesen – der Eisvogel. Es ist gesagt worden, dass es den dort gar nicht mehr gibt. Bei uns in der Gemeinde Berg haben wir sogar ein „Eisvogel-Projekt“ gemacht. Also er ist bestätigt worden. Er ist wieder da und brütet genau in diesen Sanddünen. Das braucht er, um hier eben die Nachbrut aufzuziehen.

Deswegen, glaube ich, ist dieses Projekt wirklich aus vielerlei Gründen zu unterstützen; natürlich auch der Hochwasserschutz, wie das schon richtig erwähnt worden ist, für unsere Gemeinden, die natürlich auch entlang der Drau sind. Das ist zu begrüßen! Ich möchte mich noch einmal bei den Grundbesitzern und natürlich auch beim Wasserbauamt, beim Herrn Pichler, beim Michor zum Beispiel auch oben in Lienz ganz herzlich bedanken, der das Ganze natürlich auch maßgeblich fachlich unterstützt. Alle jene, die damals bei dieser Bereisung dabei waren, haben das selber spüren können, was das für ein Ambiente auf der Drau selber ist. Ich glaube, einige, die schon öfter beim Floßfahren mitgefahren sind, wissen ja, dass das Drautal durch die Drau, wenn man hinunter fährt, wo links und rechts dieser Erlengürtel ist, eine ganz eigenes faszinierendes Bild prägt. Ich glaube, das ist einfach durch dieses Lifeprojekt, glaube ich, unterstützt worden, dass man, diese Seitenarme ausbauend, sogar in Kleblach-Lind herunten einen Seitenarm neu geschaffen hat, dass die Drau wieder Ausdehnungsbereiche für das Hochwasser hat. Das ist, glaube ich, einfach ideal. Ich kann wirklich nur sagen: Auch von unserer Seite und auch persönlich wird dieses Projekt sehr unterstützt. Ich hoffe, dass es auch draußen in der EU den Zuschlag bekommt! Danke! (Beifall im Hause)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Strauß das Wort.)

Ing. Hueter

Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Damen und Herren! Es ist an und für sich schon sehr viel gesagt worden. Ich war bei dieser Bereisung selbst dabei. Es ist wirklich so, wie es die Abgeordneten heute im Landtag berichtet haben, dass hier Hochwasserschutz zum Naturschutz geworden ist, mit Einbindung der Bevölkerung. Es ist gelungen, hier wieder jene Flächen zurück zu gewinnen und jene Flächen im Bereich Obere Drau bis Spittal an der Drau in einen natürlichen Flusslauf der Drau, den sie einmal gehabt hat, wieder zurückzuführen. Man muss aber vielleicht eines bedenken: Warum hat man die Drau in den dreißiger Jahren so kanalisiert? – Weil eben der Bevölkerungsdruck immens groß war, im Talboden. Natürlich hat man versucht, Landgewinne zu machen. Mittlerweile ist man darauf gekommen, dass auf Grund der Witterungsunterschiede die Hochwässer hier Gott sei Dank nicht jedes Jahr sind. Aber, wie man weiß, können sie wieder kommen. Die unten Liegenden müssen eben geschützt werden, darum wurden hier Projekte entwickelt.

Es ist mir aber heute in den ganzen Beiträgen vielleicht ein bisserl untergegangen, und ich möchte jetzt gerne in Erinnerung rufen, dass es eine starke Bürgerinitiative seitens der Stadtgemeinde Spittal an der Drau gegeben hat, an der Spitze Bürgermeister Gerhard Köfer, der sich mit dem Technikum Kärnten, mit vielen Experten eingesetzt hat. Ich glaube, was da herausgekommen ist, sowohl aus der Bachwirtschaft, aber auch mit der Bevölkerung, ist wirklich ein Leitprojekt Obere Drau, ein Projekt, das sich europaweit zeigen lassen kann. Ich denke, die Entwicklung ist hier die richtige. Ich hoffe, dass auch mit der Unterstützung des Landtages die zuständigen Stellen in Brüssel weitere Finanzierungsmöglichkeiten zur Unterstützung weiterer Projekte der Oberen Drau bis Richtung Villach vornehmen können und die dementsprechenden Finanzmittel bereitstellen werden.

Ich wünsche allen bei der Umsetzung alles Gute. Wir Sozialdemokraten werden selbstverständlich dieses Projekt und weitere Projekte unterstützen! (Beifall von der SPÖ- und der F-Fraktion)

(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Strauß

Berichterstatter Abgeordneter Zellot (F):

Zellot

Der Landtag wolle beschließen:


1.
Der Kärntner Landtag beurteilt die durchgeführten Lifeprojekte an der Oberen Drau als äußerst positiv und tritt dafür ein, dass diese Projekte mit EU-Kofinanzierung fortgeführt werden.


2.
Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, gemeinsam mit der Bundesregierung die weitere Finanzierung der Lifeprojekte an der Oberen Drau sicherzustellen und die Antragstellung der EU-Kofinan​zie​rung zu unterstützen.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Zellot

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt:


11.
Ldtgs.Zl. 206-4/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule zum selbstständigen Antrag des Ausschusses gemäß § 17 Abs. 1 K-LTGO betreffend Stadttheater Klagenfurt

Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl. Ich lasse über das Eingehen in die zweite Lesung abstimmen. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Ich erteile der Berichterstatterin das Wort!

Lobnig

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Werte Gäste auf der Tribüne! Dem Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule lagen zwei Anträge bezüglich des Stadttheaters Klagenfurt vor. Es ging um Reformmaßnahmen für eine zeitgemäße rechtliche Konstruktion für die Organisation und Verwaltung und für eine verantwortungsvolle Finanzierung des Stadttheaters Klagenfurt sowie um die Erhaltung der künstlerischen Qualität.

Nach Anhörung von Fachleuten, im Besonderen von Herrn Dr. Nebel – das ist der Geschäftsführer der Theaterholding Graz, Steiermark – und unseres Kulturreferenten sind wir zum Schluss gekommen, diese beiden Anträge in einen gemeinsamen für das Stadttheater Klagenfurt zu vereinen, denn es ist ja ein unverzichtbarer Bestandteil unserer kulturellen Landschaft in Kärnten.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Holub das Wort. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Gelernter Schauspieler! – Abg. Trettenbrein: Auf die Bühne!)

Mag. Trodt-Limpl

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Sehr verehrte Damen und Herren! Wenn man jetzt alles politische Hickhack und alle Eitelkeiten in Bezug auf das Stadttheater weglässt, muss man neidlos anerkennen, dass es eines der besten Theater in ganz Europa ist. Das Stadttheater hat es geschafft, als Mehrspartentheater einen internationalen Ruf zu erlangen. Es hat auch eine der größten Auslastungen in ganz Österreich. Es ist das einzige Theater, das als Mitglied des Europäischen Theaterkonvents gilt. Dietmar Pflegerl hat es auch wirklich geschafft, die Akzeptanz in der Bevölkerung zu erreichen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Dank Landeshauptmann Haider!) Ich würde sagen: Wenn man jetzt wirklich die Rücklagen aufgelöst hätte, hätte das Theater weniger Produktionen spielen müssen. Das wäre nicht im Sinne der Politik gewesen. Es kann ja nur eine Verringerung der Qualität oder der Quantität oder des Personals sein, wenn man dort Gelder wegnimmt. Ich würde darum bitten: Lasst das Theater wie es ist! Dietmar Pflegerl wird seinen Weg gehen, aber es wird sicherlich keine bessere Zeit nachfolgen, wenn man dort weniger Ressourcen hineinsteckt. Seien wir allesamt stolz auf das Theater! Lassen wir die Personen weg, und freuen wir uns, dass es diese hohe Kultur bei uns gibt! Danke! (Beifall von der Abg. Mag. Lesjak)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)

Holub

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Obwohl ich weiß, dass ich mich hier im Haus wiederhole, möchte ich noch einmal kurz darauf hinweisen, wie die Geschichte war, die zu diesem Antrag geführt hat. Im Budgetprogramm des Landes Kärnten wurde die Deckelung des Budgets für das Stadttheater festgeschrieben, allerdings unter der Voraussetzung, dass das Stadttheater, um seine unvermeidbaren Kostenerhöhungen im Bereich des Personals, im Bereich des Sachaufwandes decken zu können, auf die angesparten Rücklagen von über einer Millionen Euro in den nächsten Jahren zurückgreifen kann.

Auf Grund eines Beschlusses im Theaterausschuss, der seine Vorgeschichte in der Stadt Klagenfurt und eine nicht unpikante Querverbindung zur Seebühne hat, wurden dem Theater die Rücklagen zur Gänze entzogen, was an und für sich ein problematischer Beschluss ist. Denn einem Betrieb dieser Größenordnung zur Gänze alle Rücklagen zu entziehen, halte ich ja an und für sich für eine fahrlässige Aktion.

Das bedeutet also, dass wir vor der Frage gestanden sind, zu entscheiden: Lassen wir zu, dass die Qualität und die Zahl der Produktionen am Theater sich vermindert? Oder ist uns dieser Betrieb so wertvoll, dass wir sagen: „Das soll nicht passieren!“ Ich möchte darauf hinweisen, dass das Theater derzeit der einzige große Kulturbetrieb ist, der in der Lage ist, international nachgefragte große Eigenproduktionen auf die Bretter zu stellen. Das rechtfertigt die gemeinsame Entscheidung. Dafür ist allen Beteiligten auch zu danken, für die gemeinsame Entscheidung, doch einen anderen Weg zu gehen!

Ich möchte kurz darauf hinweisen, dass wir uns da durchaus in einem Bereich bewegen, der schon vor langer Zeit empfohlen wurde. Es gibt einen Rechnungshofbericht des Landes Kärnten vom 19. 1. 1995. In diesem Rechnungshofbericht empfiehlt der Rechnungshof bereits, das Budgetvolumen des Theaters in den einzelnen Jahren nach indexabhängigen Steigerungen im Bereich „Personalaufwand, Sachaufwand und Einnahmen“ zu erweitern. Ein so valorisiertes Budget sollte durch eine Vereinbarung der Theatererhalter abgesichert werden. Darin sehe ich auch die Aufgabe des Kulturreferenten in der nächsten Zeit, von der er auch im Kulturausschuss gesagt hat, dass er es übernehmen wird, nämlich Verhandlungen mit der Stadt Klagenfurt zu führen, so wie es in diesem Antrag gefordert wird, um die Beteiligung der Stadt Klagenfurt sicherzustellen und in zweiter Hinsicht dann darüber zu verhandeln, wie der derzeitige Theatererhaltervertrag so adaptiert werden kann, dass diese Absicht, für das Theater ein wertgesichertes Budget zu sichern, in der nächsten Zeit dort auch verankert wird.

Es war kein kurzer Weg zu diesem Beschluss und es war manchmal ein Weg, der von Auseinandersetzungen gekennzeichnet war. Ich denke mir, wenn es am Ende dazu kommt, dass alle Beteiligten die Notwendigkeit einer Maßnahme einsehen, dann ist das trotzdem ein Diskurs gewesen, der zumindest ein gutes Ende hat und für dieses gute Ende möchte ich mich auch herzlich bedanken. (Beifall von der SPÖ-Fraktion und der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)
Mag. Cernic

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Zuhörer auf der Tribüne! Die ÖVP hat bereits im Ausschuss diesem Antrag zugestimmt und wird auch hier im Hohen Landtag dem selbstständigen Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule seine Zustimmung geben.

Für mich war es erfreulich, dass der neue Kulturreferent in seiner 22. Sitzung am

8. September dieses Jahres durchaus lobende Worte über das Stadttheater Klagen​furt gefunden hat. So hat er unter anderem davon gesprochen, dass das Stadttheater Klagenfurt eine sehr gute Positionierung im europäischen Kulturgeschehen habe und er als Kulturreferent bemüht sein werde, das hohe Niveau zu halten. Derartig positive Beurteilungen hat es für das Klagenfurter Stadttheater von Seiten seines Vorgängers sehr, sehr selten gegeben. (Es beginnt das Handy von LH-Stv. Dr. Ambrozy laut zu läuten.) Wenn nunmehr mit diesem Antrag … nein, ich habe mir nur gerade gedacht, wie wir das mit den 10 Euro machen. Wenn nunmehr mit diesem Antrag die Landes​regierung aufgefordert wird, Verhandlungen mit der Stadt Klagenfurt durchzuführen, um eine zeitgemäße rechtliche Konstruktion sowie klare Strukturen für die Organi​sation, die Verantwortung und Finanzierung zu erreichen, so unterstützen wir selbst​verständlich diese Intention. Wir appellieren aber gleichzeitig, hierbei sehr behutsam und sorgfältig umzugehen, weil seitens des Geschäftsführers der Theaterholding Graz – das schon meine Vorredner angesprochen haben, Dr. Peter Nebel im Aus​schuss angeführt wurde – dass die angedachte Rechtsform einer GesmbH jedenfalls nicht zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit führe. Dr. Nebel hat auch die Zweck​mäßigkeit in Frage gestellt, die Debatten über die rechtliche Konstruktion und die Finanzierung zu verquicken. Denn so - sein Statement – hätten die beiden Punkte nicht sehr bzw. gar nichts miteinander zu tun.

Der Herr Dr. Nebel hat im Ausschuss auch klar gemacht, dass für die Rechtsform der GesmbH einige Punkte sprechen würden, einige wiederum dagegen. Es würden je​denfalls Mehrkosten entstehen, wenn wir eine GesmbH gründen würden. Eine klare Antwort auf die Vor- und Nachteile hat er nicht geben können und hat auch ausge​führt, dass es ihm zu wenig erscheine, wenn durch eine Umstrukturierung eine klare Rechtskonstruktion erzielt werde. Weiters hat er darauf hingewiesen, dass in der alten Rechtsform, also die Gesellschaft Bürgerlichen Rechtes, wie beim Stadttheater, das Budget kein einziges Mal überschritten wurde, hingegen bei einer neuen Rechts​form, zum Beispiel der GesmbH, es gleich im ersten Jahr zu einer Überschreitung gekommen sei in Graz. Die Beratungen über eine mögliche Rechtsform müssen daher sehr behutsam und sorgfältig geführt werden und jedenfalls im Konsens mit der Landeshauptstadt Klagenfurt erfolgen. In der Steiermark haben sich die Beratun​gen immerhin über mehrere Jahre gezogen. Wir wollen uns aber einer Diskussion über eine allenfalls bessere Rechtsform als die derzeitige nicht verschließen und unterstützen daher die Punkte dieses Antrages.

Was den zweiten Teil des Antrages betrifft, werden wir auch dieser Intention zustim​men und nehmen zur Kenntnis, dass seitens der Koalition mit dieser Aufforderung an die Landesregierung vom erst im letzten Jahr beschlossenen Budgetprogramm, wel​ches noch eine Deckelung des Stadttheaterbudgets vorgesehen hat, Abstand ge​nommen wurde. Es ist geradezu aberwitzig, wenn der Kulturreferent von Ihrer BZÖ/SPÖ-Koalition das beschlossene Budgetprogramm mit Beschlüssen seitens der Stadt Klagenfurt zu verteidigen versucht. Was stimmt ist, dass seitens der Landes​hauptstadt Klagenfurt in den letzten Jahren höhere Abgangszahlungen geleistet wurden als die Landeshauptstadt Klagenfurt aufgrund der getroffenen Vereinbarung verpflichtet gewesen wäre zu zahlen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist aber ein Mär​chen!) Das ist kein Märchen! Da gibt’s einen Bericht und den werden auch Sie demnächst zugestellt bekommen, Herr Kollege Gallo. Und ich fordere Sie in diesem Zusammenhang auf, mit diesem Antrag an die Landesregierung diesbezüglich die entsprechende Rückzahlung an die Landeshauptstadt Klagenfurt einzuleiten. Danke vielmals! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)
Tauschitz

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Herren auf der Zuhörertri​büne! Ich beginne mit einer Frage: Wissen Sie, meine lieben Kolleginnen und Kolle​gen, wo auf Kärntner Boden zum ersten Mal Theater gespielt worden ist? (Abg. Tret​tenbrein: Im Kärntner Landtag!) Nicht im Kärntner Landtag, leider – obwohl mein Vor​redner Hinweise darauf gegeben hätte. Der Kulturausschuss hätte es wissen sollen. Es war im Virunum, der Stätte die wir vor einer Woche besucht haben. Dort hat es nicht nur das von uns besichtigte Amphietheater gegeben sondern auch ein Theater, wo bis zu 1.000 Zuschauerinnen und Zuschauer griechische und römische Schrift​steller oder deren Werke gesehen haben. Überliefert ist das dadurch, dass etwa 200 Jahre nach Christus eine junge Sängerin, die man aus Karthago geholt hat, gestor​ben ist. Sie war der Liebling der Musen die die Menschen erfreut hat und deren Grabstein ist in der Kirche von Möderndorf eingemauert. Ich erlaube mir diesen Blick in die Vergangenheit auch deshalb, weil wir heute schon am Vormittag eine Plauder​stunde der Jäger und anderer Berufsgruppen gehabt haben. Und Landtag soll auch ein bisschen bilden. (Abg. Lutschounig: Danke, Herr Doktor!)
Das Stadttheater hat auch in der Vergangenheit – oder das Theater in Klagenfurt, besser gesagt – Probleme gehabt. Ich erinnere an Josef II, der 1787 den Neubau eines Theaters mit dem Bemerken abgelehnt hat, dass Klagenfurt nicht Landes​hauptstadt sei. Danach hat es auch Probleme, sowohl mit dem ständischen Theater als auch mit dem alten Stadttheater gegeben. Das erste von 1810 bis 1868, das alte Stadttheater von 1868 bis 1910. Das heißt, wir sind unmittelbar vor dem Hundertjahr​jubiläum des neuen Stadttheaters. Daher gilt es, das jetzige neue Stadttheater auch für die kommenden Jahrzehnte fit zu machen. Danke daher insbesondere den Mit​gliedern des Kulturausschusses für die doch sehr konstruktive Diskussion, die zu zwei Lösungsansätzen geführt hat. Einmal mit einem doch großen Verhandlungs​spielraum, die rechtliche Konstruktion zu überprüfen. Es gibt mehrere Möglichkeiten: Stiftung, GmbH oder eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts, die wir auch jetzt haben. Wir haben das offen gelassen, um hier wirklich die Verhandlungen nicht einzuengen. Es gibt ein Papier des Herrn Professor Kofler; - da sind Vor- und Nachteile auf​gelistet. Ich lasse das. Jedenfalls ist mit der Stadt Klagenfurt zu verhandeln.

Wir haben aber das Ziel vorgegeben und das Ziel soll sein, eine zeitgemäße Verein​barung, denn die bisherige erfüllt diesen Anspruch nicht mehr. Es soll alles klar und nachvollziehbar, also transparent werden, besonders hinsichtlich der Organisation, der Finanzierung, aber auch der Verantwortung. Und was die Finanzierung betrifft, haben wir jetzt auch einen Punkt zur Beschlussfassung vorgelegt, der wichtig ist, nämlich, dass das Theaterbudget in den kommenden Jahren wertgesichert erstellt werden soll. Das Grazer Beispiel spricht von einem Verbraucherpreisindex. Das heißt, wenn man 80 Prozent Personalkosten miteinkalkuliert, führt das eigentlich zu einer jährlichen Verminderung des Budgets für das Personal, das aber durch Ein​sparungen abgefangen werden soll, sodass hier auch der Spargedanke zumindest indirekt enthalten ist.

Die Ausgangssituation ist jetzt eine besondere. Derzeit findet die Intendantenbestel​lung statt. Ein Jahr später soll dann auch der kaufmännische Direktor, oder wie immer der heißen wird, bestellt werden. Der Vertrag – ich habe das erwähnt – mit der Stadt Klagenfurt, also zwischen Land und Stadt Klagenfurt ist alt, hat Schwächen. Und die größte Schwäche dabei – das sage ich auch ganz offen und da befinde ich mich im Widerspruch zu meinem unmittelbaren Vorredner - ist die Stadt Klagenfurt. Deren Schwächen sind nicht zu übersehen und es gibt ernstzuneh​mende Stimmen im Land, die vorschlagen, die Stadt Klagenfurt doch für eine gewisse Zeit unter kom​missarische Verwaltung des Landes zu stellen. (Abg. Lutschounig: Jawohl Herr Kom​missar!) Denn was sich abspielt ist nicht mehr tragbar. (Einzelbeifall von Abg. Mock.) Danke dem Herrn Bürgermeister Mock, ich nehme das sehr gerne als Zustimmung.

Das Verhältnis zwischen Land und Stadt ist eines von 60 : 40. Und, obwohl hier also das Land über 50 Prozent mehr Anteil als die Stadt Klagenfurt hat, heißt das Theater „Stadttheater“. Ich halte es für zeitgemäß, das Stadttheater in Landestheater umzu​benennen.

Des weiteren ist zu sagen, dass am Stadttheater viele große Künstlerinnen und Künstler gewirkt haben und viele sind aus dem Stadttheater Klagenfurt hervorgegan​gen, sind dort gewachsen, sind in die Welt gezogen. Was aber noch wichtiger ist, dass viele Kärntnerinnen und Kärntner dort Muse, Entspannung, Erbauung erlebt haben und durch unvergessliche Augenblicke auch ihr Leben bereichern konnten. Das Stadtheater ist damit zu einem kulturellen Leitbetrieb im Lande geworden und in der jahrhundertealten Theatertradition des Landes - neben den vielen derzeit, sind das über 30, auch Amateurtheatergruppen, mit über 2.000 Laiendarstellern - eine großartige Visitenkarte des Landes darstellen. Ich danke daher allen Kärntnerinnen und Kärntnern, die durch ihre Beiträge, obwohl sie nicht Theaterbesucher waren, den Theaterbetrieb aufrecht erhalten haben. Ich danke allen, die bisher am Theater ge​wirkt haben und wir sind voll Hoffnung, dass auch mit einem neuen Intendanten das Stadttheater Klagenfurt in eine gute Zukunft gehen wird. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Bevor ich nun der Berichterstatterin das Schlusswort erteile, möchte ich mich bei Herrn Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy recht herzlich bedanken für die 10,-- Euro für unerlaubtes Telefonieren, die er soeben beim Landtagsdirektor abge​geben hat.

(Da keine Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und bean​tragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Die Annahme des Antrages erfolgt ein​stimmig.)
Lobnig

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Die Landesregierung wird aufgefordert, 1. Verhandlungen über das Stadttheater Klagenfurt mit der Stadt Klagenfurt durchzuführen, um eine zeitgemäße rechtliche Konstruktion sowie klare Strukturen für die Organisation, Verantwortung und Finan​zierung zu erreichen und 2. in den Voranschlägen dieser Legislaturperiode dafür Sorge zu tragen, dass durch ein wertgesichertes Theaterbudget die derzeitige Zahl und die künstlerische Qualität der Produktionen am Stadttheater aufrecht erhalten werden können und die bestehenden Arbeitsplätze gesichert bleiben.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme des Antrages erfolgt einstimmig.)
Mag. Trodt-Limpl

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen nun zum nächsten Tagesordnungspunkt


12.
Ldtgs.Zl. 119-14/29.

Bericht und Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule be​treffend optimale Sprachkompetenz und Deutschkenntnisse als Voraus​setzungen für den Schulbesuch

Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl. Ich erteile ihr das Wort!

Lobnig

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Es liegt ein Antrag bezüglich der optimalen Sprachkompetenz und Deutschkennt​nisse als Voraussetzungen für den Schulbesuch vor. Sprachkompetenzen sind über​haupt das Wesentlichste, um an einem Schulgeschehen teilnehmen zu können. Wir sind damit konfrontiert, dass sehr sehr viele Kinder, wenn sie in die Schule kommen, keine Deutschkenntnisse haben, das sind Migrantenkinder. Und es sind auch Kin​der, die die Schule besuchen, welche Disgrammatismus haben, die keine ganzen Sätze sprechen können und sich auch nicht ausdrücken können.

Und, um diesem Problem vorzubeugen, ist eben dieser Antrag eingegeben worden. Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Knicek das Wort.)
Mag. Trodt-Limpl

Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Verstümmelte Halbsätze, Defizite im Ausdrucksvermögen und insgesamt ein dürftiger Sprachwortschatz, Problematiken, mit denen wir Lehrer immer mehr und immer öfter konfrontiert werden. Kinder kommen immer öfter mit Sprachdefiziten in die Schule. Aber ohne genügend sprachliche Kompetenz ist es für den Schüler fast unmöglich, sich Wissen anzueignen. Es kommt zu einer permanenten Überforderung des Kindes, und der Schuss geht nach hinten los: Resignation im Unterricht. Sowohl Eltern, Lehrer und Schüler sind mit dieser Situation überfordert. Besonders zum Schulbeginn werde ich jährlich von Kollegen und Kindergartenpädagogen darauf angesprochen, dass die sprachliche Verarmung der Kinder sich drastisch erhöht. Ich selbst betreue jährlich zirka 230 Kinder im Alter zwischen 6 und 15 Jahren und stelle diese Tendenz mit Schrecken fest. Laut jüngster Statistik sind 21 % der Kinder mit Sprachauffälligkeiten, also jedes fünfte Kind, betroffen. Ausgenommen sind hiervon aber noch die Immigrantenkinder.

Der Schlüssel, um dieses Problem möglichst gut in den Griff zu bekommen, liegt für mich in der sprachlichen Frühförderung. Das Verschwinden der Lese- und Sprechkultur in den Familien kann vom System her nicht beeinflusst oder gesteuert werden. Deshalb muss meiner Meinung nach im Kindergarten bzw. in den Vorschulklassen vermehrt auf die positive sprachliche Entwicklung des Kindes größter Wert gelegt werden.

Der Landesgesetzgeber könne anhand des Kindergartengesetzes dem Kindergarten die Sprachförderung von Kindern als Aufgabe vorgeben. Mir ist schon bekannt, dass die Kindergartenpädagogen in ihrer Ausbildung die Sprachförderung von Kindern bzw. Sprachentwicklung der Kinder von 0 bis 6 in ihrem pädagogischen Programm enthalten haben. Trotzdem glaube ich, dass hier eine ausführlichere Schulung für diese Pädagogen notwendig wäre und dass es noch zusätzlich zur Befähigung der gezielten Vermittlung von Deutschkenntnissen in der Ausbildung bedarf. Folglich müssten aber im Kindergarten auch die Rahmenbedingungen so geschaffen werden, dass es möglich ist, jene Kinder, die diese sprachlichen Defizite aufweisen, in Kleingruppen zusammenzufassen, um sie dort von Fachpersonal zu betreuen.

Wichtig ist es mir, in dieser Diskussion darauf hinzuweisen, dass bei der geforderten Sprachförderung unterschieden wird zwischen dem Erlernen der deutschen Sprache und der Korrektur von Sprachstörungen. In dem jetzt laufenden, österreichweit angelegten Projekt vom Bundesministerium setzen wir uns ja ausschließlich mit den Problemen der Immigrantenkinder, also mit dem Erlernen der deutschen Sprache, auseinander. Dieses Pilotprojekt ist ja in Kärnten an den Standorten St. Veit, Klagenfurt und Wolfsberg installiert worden. Die Schuleinschreibungen sind schon in den Oktober vorverlegt worden. Hier werden die Deutschkenntnisse der Immigrantenkinder festgestellt.

Der Bund stellt für diese Aktion, um diese Kinder späterhin zu fördern, 80 Euro zur Verfügung. Das ist eine dürftige Summe. 120 Einheiten werden da zur Verfügung gestellt, und den Rest muss dann das Land bezahlen. Was mich auch an dieser Aktion vom Bundesministerium wirklich sehr stört, das ist, dass, noch einmal gesagt, hier wirklich nur mit Immigrantenkinder - was auch sehr wichtig ist, das möchte ich schon betonen, das gehört dazu – sich auseinandergesetzt wird. Aber meines Erachtens sollen alle Kinder das Recht haben auf Unterstützung einer positiven sprachlichen Entwicklung, damit sie später eben das Schulsystem besser bestehen können.

Viele von Ihnen können sich sicher noch an die explosionsartige Steigerung des sonderpädagogischen Förderbedarfes an unseren Schulen erinnern. Meine Vermutung liegt darin – und dies bekam ich auch von Experten bestätigt -, dass oftmals dieses Sprachdefizit mit ein Grund für diese besorgniserregende Entwicklung war und ist. Ich habe heute noch einmal vom Sonderpädagogischen Zentrum einen neuen Statistikwert ausheben lassen. Es ist bewiesen, dass zwischen 60 und 80 % der Lese- und Rechtschreibschwächen durch diese hier angesprochenen Sprachdefizite in diesen frühen Kinderjahren entstehen.

Daher meine Überlegung: Wenn wir in die Frühförderung genug investieren würden, könnten wir in nicht wenigen Fällen den schulischen Misserfolg der Kinder abwenden. Eine Frustration der betroffenen Schüler wäre oftmals nicht mehr gegeben, da sie den Lernstoffanforderungen besser gewachsen wären. Mein Vorschlag wäre also: Schuleinschreibung bzw. Erfassung aller Kinder im Alter von fünf Jahren, Erstellung eines Sprachstatus und gezielte Förderung bis zum Schulende.

Die frühe Schuleinschreibung mit der Feststellung des Sprachstatus hat natürlich zwei Vorteile: Erstens einmal erfasse ich alle Kinder, weil wir wissen, dass 10 % unserer Kinder den Kindergarten nicht besuchen, und zweitens bleibt uns noch Zeit, um Maßnahmen zu setzen und Fördermaßnahmen zu ergreifen.

Wichtig ist natürlich, darauf möchte ich auch hinweisen, dass dieser Sprachstatus von Logopäden, Sonderkindergärtnerinnen oder von Sprachheillehrern festgestellt wird – nicht, dass wieder eine Kommission drinsitzt mit Lehrern, die sich mit diesen Sprachentwicklungen nicht unbedingt so auseinandergesetzt haben und die dann darüber urteilen, ob das Kind die Befähigung hat oder nicht.

Ein zusätzlicher Vorteil wäre, dass ich die beiden Berufsgruppen, nämlich die Kindergartenpädagogen und die Lehrer schon sehr früh vernetzen müssten. Es gibt da immer wieder Rivalitäten zwischen den beiden Berufsgruppen, die ich wirklich nicht für angebracht halte. Da könnten sie gemeinsam für das Kind sich zusammenschließen. Die Schnittstellenproblematik zwischen Kindergarten und Schuleintritt würde hier bei Weitem nicht mehr so gegeben sein.

Dieser Antrag soll nicht nur ein Signal, sondern der Anstoß für ein neues Projekt und der später daraus vielleicht resultierenden generellen Umsetzung der sprachlichen Frühförderung sein. Scheuen wir uns nicht, vorerst höhere finanzielle Kosten zu übernehmen! Ich bin überzeugt, dass sich durch diese hier angeführten Maßnahmen in späterer Folge Kosten im Schulsystem reduzieren werden. Ich bin auch sicher, dass wir durch das frühe Abfangen dieser Problematik wesentlich glücklichere Schüler und zufriedenere Lehrer und Eltern im Schulsystem finden werden, als wir dies jetzt vorfinden. Danke schön! (Beifall von der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Grilc das Wort. – Abg. Ing. Scheuch: Ein Lehrer!)

Mag. Knicek

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es war eine wohltuend sachliche Debatte im Ausschuss - das möchte ich ausdrücklich betonen! -, von natürlich verschiedenen Anschauungen geprägt. Trotz allem waren im Prinzip alle bemüht, ein Problem wirklich sachlich zu diskutieren, das evident ist, das existiert, an dem wir uns allesamt nicht vorbeischwindeln können: An der Tatsache nämlich, dass es speziell im städtischen Bereich eine hohe Anzahl von Kindern gibt, die aus Ausländerfamilien kommen, Immigrationskinder, die keine Deutschkenntnisse mitbringen. Das ist aber eine Sache und nur eine Seite des Problems. Im ländlichen Bereich existiert eine zweie Fassette dieses Problems - das wurde von den Vorrednerinnen ohnedies auch angezogen -, dass nämlich österreichische Kinder, Kinder deutscher Muttersprache, tatsächlich Defizite haben. Das Ganze liegt logischerweise auch begründet darin, dass einfach die familiäre Situation mitunter jene ist, dass es viele Kinder gibt, die in Wahrheit nicht zum Reden kommen, wenn man das einmal so salopp sagen darf, die halt vor dem Computer, vor dem Fernseher sitzen, wo beide Elternteile berufstätig sein müssen, aus finanziellen Gründen, und wo das Kind vielfach, wie gesagt, sich allein überlassen ist. Diese modernen Medien führen aber nicht dazu, dass es sprachlich ausgebildet wird. Jetzt muss die Gesellschaft darauf reagieren. Ich sage, es kommt noch eine dritte Komponente dazu, die zwar nicht dezidiert hier im Antrag ausgeführt ist, aber die Volksschullehrerinnen und –lehrer kämpfen auch damit, dass nicht nur sprachliche Defizite existieren, sondern einfach soziale. Das heißt, das Verhalten ist nicht mehr jenes, das vor dreißig oder vierzig Jahren war. Wenn jetzt die ältere Generation mitunter sagt: „Ja, aber wir waren ja so viele in einer Klasse, und es hat toll funktioniert.“, dann muss man ehrlicherweise sagen, dass es völlig andere Rahmenbedingungen waren, auch in dieser Art.

Daher muss unsere Überlegung – und das haben wir dort eigentlich sehr sachlich diskutiert – jene sein, dagegen zu arbeiten. Jetzt gibt es eine Möglichkeit, zu sagen: „Ich setze beim Kindergarten an.“, was durchaus sinnvoll ist. Nur müssen wir auch gleichzeitig wissen, dass der Kindergarten ja nicht verpflichtend ist – Gott sei Dank! -, daher erfasse ich über den Kindergarten nicht auch tatsächlich alle Kinder. Das ist also das Manko, allenfalls, dabei.

Die zweite Sache – und da bin ich jetzt ein bisserl abseits meiner eigenen Parteilinie -: Wir hatten ein Instrumentarium, das durchaus funktionierte. Das war die Vorschule. (Abg. Markut: Das haben wir jetzt eh!) Ich habe gerade gesagt: Ich bin da außerhalb der Parteilinie. Daher solle man jetzt auch ohne irgendwelche Beschränkungen ideologischer Art dieses Problem, denke ich, ganz offen diskutieren! Ich bin zum Beispiel auf der Linie des oberösterreichischen Landeshauptmannes Pühringer und könnte mir sehr wohl vorstellen, dass ich sage: Die Volksschule dauert nicht vier sondern fünf Jahre, wobei das erste Jahr mit dem sechsten Lebensjahr eine Art Einführungsjahr ist. Das könnte so etwas wie eine Art verpflichtendes Vorschuljahr werden. – Nicht ganz. Sagen wir: nicht ganz. Wir haben Lösungen, die zwar da und dort funktionieren, aber in anderen Bereichen eben nicht so ganz funktionieren. Das heißt also, ich sehe das wirklich als Herausforderung, dass wir genau diese Übergangsphase vom Kindesalter bzw. aus dem Kindergarten heraus in die Volksschule anders gestalten werden müssen. Nicht nur, sage ich noch einmal, auf die Ausländerkinder, die in manchen Bereichen, siehe Bezirke von Wien oder auch hier in Klagenfurt gibt es Volksschulen, wo der Anteil solcher Kinder bei über zwei Dritteln liegt; vereinzelt allerdings. Wie gesagt, unter Bedachtnahme auf all diese Aspekte solle man das, glaube ich, ganz emotionslos und vorurteilsfrei diskutieren. Die Zielrichtung kann ja nur sein, gemeinsam hier eine Lösung zu finden: im Interesse der Kinder in erster Linie. Aber ich sage es auch ganz deutlich, zwar bin ich aus dem AHS-Schulbereich, aber auch im Interesse der Kolleginnen und Kollegen, denn ein wesentlicher Teil des Frustes, der bei der Lehrerschaft existiert und der ganzen Demotivation liegt ja auch darin, dass viele Eltern glauben: Man schickt das Kind einfach in die Institution, und alles, was mit Erziehung zu tun hat (auch dieses Soziale), das werden schon die Lehrer machen. So kann es ja nicht sein!

Wie gesagt, das ist einer der Schritte, um dem entgegenzuwirken. Insofern stimmen wir logischerweise dem Antrag zu! (Beifall von der ÖVP- und von der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Mag. Grilc

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Herr Präsident! Mehrfach wurde schon festgehalten, dass mangelnde Sprachkompetenz und Deutschkenntnisse nicht nur von Kindern mit Immigrationshintergrund vorhanden sind, sondern auch bei Kindern mit angeblich deutscher Muttersprache.

Die derzeitigen Maßnahmen von der Unterrichtsministerin Gehrer sind weniger als halbherzig. Dieses Projekt „Frühe Sprachförderung“ hat das Ziel, dass alle Kinder mit einem Immi​grationshintergrund sprachlich gefördert werden, sodass sie dann – so ist das Ziel – mit dem Schuleintritt dem Unterricht folgen könnten. Zu diesem Zweck wird die Schuleinschreibung auf Oktober vorverlegt.

Der sprachliche Förderungsbedarf soll vom jeweiligen Schulleiter festgestellt werden. Im Kindergarten soll eine sprachliche Frühförderung im Ausmaß von 120 Stunden pro Kind und Jahr angeboten werden. Dass hierfür die finanziellen Mittel fehlen, wurde ebenfalls schon festgestellt.

Beherrscht das Kind die deutsche Sprache nicht, dann wird es ein Sprachticket geben, das mit 80 Euro versehen ist, dass das Kind eben zur Teilnahme an dieser sprachlichen Frühförderung berechtigt. Die Umsetzung dessen wird auf organisatorische und finanzielle Schwierigkeiten stoßen. Es sind viele Dinge nicht geklärt. Es ist nicht geklärt, welche Ausbildung Schulleiter und Schulleiterinnen haben müssen, um den sprachlichen Förderbedarf festzustellen. Nach welchen Kriterien wird dieser Förderbedarf festgestellt? Es ist nicht klar, ob der Landesschulrat schon ein Konzept für die Ein- und Durchführung der sprachlichen Frühförderung erarbeitet hat. Soll diese sprachliche Frühförderung dann in Kindergärten vorwiegend erfolgen oder direkt in den Volksschulen selber? Wurden mit den Gemeinden als zuständige Kindergartenerhalter auch entsprechende Gespräche geführt? Welche Qualifizierungsangebote gibt es für Lehrer und Lehrerinnen, um diese sprachliche Frühförderung durchzuführen etc. etc.? Wir werden zu diesem Thema jedenfalls eine umfassende schriftliche Anfrage einbringen, um diese Fragen schnellstmöglich zu klären, damit hier ein Erfolg dieser sprachlichen Frühförderung, zumindest in Ansätzen, gewährleistet ist.

Aus unserer Sicht kann eine Lösung nur sein, dass die sprachliche Frühförderung bestmöglich natürlich schon im Kindergarten, in der frühen Kinderbetreuung angesiedelt sein sollte. Wir fordern eine Gratiskinderbetreuung, weil wir Kinderbetreuung als Ausbildungseinrichtung ansehen und dort die Möglichkeit besteht, für die Kinder im sozialen Zusammenwirken auch die Sprache zu erlernen. Wir wissen, dass es gute Erfolge gibt. Hier müssten auch begleitende Maßnahmen stattfinden, die die Immigrationseltern davon überzeugen, dass es auch Sinn macht, dass sie ihre Kinder in den Kindergarten schicken. Als begleitende Maßnahme wäre sinnvoll, so etwas wie eine Einschulung in der Kindererziehung bzw. so etwas wie ein Elternunterricht. Es ist ja kein Zufall, dass wir in der letzten Zeit – Sie kennen das bestimmt auch – diese Sendungen im Fernsehen haben: „Die Supernannies“. Es ist in der letzten Zeit auffällig geworden oder es ist auch das gesellschaftliche Bewusstsein entstanden, dass es tatsächlich bei den Eltern kein Wissen darum gibt, wie man Kinder erzieht. Diese so genannten Supernannis sind ausgebildete Pädagoginnen. Sie gehen in Familien und arbeiten sehr individuell orientiert und auch sehr lösungsorientiert und sehr praktisch. Sie erklären praktisch den Eltern das Verhalten der Kinder.

Solange wir hier ein großes Defizit haben, wird sich dieses Problem von Generation zu Generation fortsetzen. Weil man sagt immer, die Kinder oder die erste sprachliche Frühförderung passiert zuhause in der Familie. Jetzt sind die Eltern dieser Kinder ebenfalls einmal Kinder von Eltern gewesen, die ebenfalls wenig Sprache hatten und die auch sprachlos aufgewachsen sind. Und so setzt sich diese Tradierung nach hinten fort und wird sich auch nach vorne fortsetzen. Man müsste diesen Prozess irgendwie unterbrechen und tatsächlich eine Systemänderung – ich glaube schon, ich bin davon überzeugt, dass das geht – und hier den Eltern eine Unterstützung anbieten, damit sie wissen, wie sie mit ihren Kindern einfach umzugehen haben. Und die Kommunikation und die Sprache ist natürlich das wichtigste Verständigungsmittel in der gegenseitigen Interaktion.

Was aber noch viel wichtiger ist und wofür wir auch was tun können, ist ein entspre​chendes, positives politisches Klima, ein Wohlwollen gegenüber Anderssprachlichen, eine soziale Integration in den Schulen. Das braucht natürlich auch kompetente Be​gleitung, weil Schulen sind Abbild der Gesellschaft. Und hier ist tatsächlich die Politik auch mitverantwortlich. Und hier muss ich ein Beispiel erzählen, das nicht sehr erfreu​lich ist. Das zeigt, dass wir dieses positive politische Klima noch verbessern könnten, oder dass hier noch sehr viel Aufholbedarf ist. Ich habe mich heuer im Frühjahr für das Flüchtlingsheim in Döbriach sehr eingesetzt, war da ein paar Mal dort und habe dort auch mit den Menschen gesprochen. Das waren Armenier. Und da gab es einen Burschen, einen 19-Jährigen, der hat mit mir als einziger von den Familien dort Deutsch gesprochen und der hat quasi den Übersetzer gemacht; fließend Deutsch gesprochen! Dann habe ich ihn gefragt, wo er denn so toll Deutsch gelernt hat. Und er hat mir erzählt, er will lernen, er hat gesagt, ich möchte studieren, ich möchte ler​nen, aber er hatte keine Möglichkeit, in Spittal in eine Schule zu gehen. Sie haben dort alle, in Spittal, alle Schulen abgeklappert und angefragt - die AHS und BHS - keine Schule hat ihn genommen. Ich habe nachtelefoniert zu den Schulen. Es wurde mir die Auskunft gegeben: Es ist kein Platz, sie brauchen keinen. (Abg. Bürgermei​ster Köfer bringt dazu Einwände.) … Stadt Spittal. Sie wollen das nicht, es ist die Klasse zu voll und sie haben keinen Platz. Sie können diesen Burschen nicht auf​nehmen.

Verwundert habe ich diesen Burschen dann gefragt – seit zwei Jahren lebt er in Österreich, mittlerweile sind sie nicht mehr dort – wo er denn dann so gut Deutsch gelernt hat. Er hat gesagt, vom Fernseher. Das ist natürlich bildungsmäßig eine Zu​mutung, dass so jemand, der auch diese Kompetenz will und der eine Ausbildung will, sich das vom Fernseher aneignen muss. Und hier ist das Klima und die Situation wohl höchst unterschiedlich. In Klagenfurt gibt es sehr wohl Schulen, die sehr viele Immigrationskinder aufnehmen. Und auch hier habe ich mich erkundigt und habe die Auskunft gekriegt, dass es teilweise beachtliche Erfolge gibt von Kindern, die Flücht​lingswerber waren, Asylkinder und so weiter. Teilweise maturieren solche Kinder mit Auszeichnung, sie sind sehr engagiert. Gesetzlich ist das auch möglich, dass nach dem 14. Lebensjahr ein Schüler oder eine Schülerin selbstverständlich aufgenom​men wird, zuerst als außerordentlicher Schüler geführt wird und dann, wenn abseh​bar ist, dass das Kind einen Lernerfolg erzielen wird, natürlich als ordentlicher Schü​ler weiter geführt wird. Also es geht schon, wenn man will. Es gehört auch der poli​tische Wille in diese Richtung. Und hier appelliere ich auch an Sie, dass dieses poli​tische Klima wirklich ein positiveres wird. Danke! (Beifall von Abg. Holub und der ÖVP-Fraktion.)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)
Mag. Lesjak

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke schön, Herr Präsident! Hoher Landtag! Den sehr sachbezogenen Aussagen meiner Vorrednerinnen und Vorredner werde ich aus zeitökonomischen Gründen nicht mehr allzu viel Inhaltliches auf diesen Antrag bezogen nachschicken. Ich möchte aber nur die Position der SPÖ insoferne klarlegen, dass wir diesen Antrag wegen seiner eigentlich langfristigen Wirkung und wegen seiner Bewusstseinsbil​dung zustimmen, dass aber das, was dahinter steckt und was wir damit letztendlich auch im Rahmen eines Pilotprojektes fördern, unsererseits auf großen Skeptizismus stößt - und ich möchte das mit ein paar Sätzen erläutern - die eigentlich zeigen sollten, wie bei uns zwar Notwendigkeiten erkannt werden, diese aber nicht radikal – das heißt, von den Wurzeln her angegangen werden – sondern in einem typischen Repa​ratur​mechanismus versucht wird, zu begegnen. Faktum ist, dass wir jetzt nicht nur bei Migrantinnen und Migranten das Sprachproblem haben; das mag vielleicht dazu geführt haben, dass man seitens des Ministeriums reagiert hat, dass wir es aber mit Zahlen belegt, in Kärnten mit 36.000 Deutsch als Muttersprache habenden funktio​nellen Analphabeten zu tun haben, dass die offizielle Ziffer in Österreich 300.000, die Dunkelziffer 600.000 beträgt, meine Damen und Herren! Oder anders formuliert, dass zwischen 8 und 10 Prozent der Bevölkerung der eigenen Sprache und damit aber auch dem sozialen Zugang nicht mächtig sind! Und das ist der Grund, warum wir jede Maßnahme als SPÖ, die in Richtung einer nachhaltigen Verbesserung geht, unterstützen werden.

Und ich sage auch, dass der Ausschuss diesbezüglich eine ausgezeichnete Arbeit geleistet hat, denn es war der breiten Anhörung von Fachpersonen, die in dieses Pilotprojekt - jetzt möchte ich fast sagen - hineingestoßen worden sind, ohne einen entsprechenden Rückhalt seitens des Ministeriums zu bekommen, und dass diese Auskunftspersonen im Diskurs mit den Abgeordneten bei klarem Hinterfragen des Projektes auch bereit waren, Revidierungen vorzunehmen. Nämlich das Pilotprojekt nicht flächendeckend in sieben Bezirken ohne eine entsprechende Evaluation durch​zuführen, sondern, dass man sich konzentriert hat, dort, wo sehr zentriert alle ver​schiedenen Schattierungen des Problemes in Form von Schülerinnen und Schülern aufkommen, dort im Pilotprojekt mit mehr und vermehrten personellem Einsatz zu machen.

Aber ich kann Ihnen nicht ersparen, den für mich traurigen Höhepunkt eines Pilotpro​jektes, der doch hoffentlich auf einem Erkenntnis, dass wir ein Problem haben pas​siert, zu nennen. Dass jene Leute, die sich jetzt über eine verfrühte Schuleinschrei​bung de facto den Förderbedarf feststellen lassen sollen, die vielfach auch sozial ärmeren und wenig Kaufkraft habenden Schichten angehören, diese 85,-- Euro vorfinanzieren müssen, damit ihre Kinder dann dieses Pilotprojekt des Ministeriums voll​ziehen können und dann danach evaluiert werden, ob diese sprachliche Frühförde​rung doch den Sinn und Zweck erfüllt hat! Meine Damen und Herren, wenn wir so ein Pilotprojekt anlegen, dann ist das von Haus aus zum Scheitern verurteilt und man hat nichts anderes getan, als eine reine Placebo-Aktivität seitens des Ministeriums dar​gestellt.

Daher meine Damen und Herren, wir haben die Chance, nachdem wir das heute be​schließen werden, nachdem wir das mit breiter Mehrheit, mit breitester Mehrheit des Kärntner Landtages beschließen werden, auch darauf hinzuwirken, dass über den Pilotversuch hinaus die entsprechende finanzielle Vordotierung erfolgt, damit auch all jenen, die sowieso sozial diskriminiert sind, die Möglichkeit gegeben wird, hier voll und ganz an diesem Projekt teilhaben zu können. Und meine Damen und Herren, ich schätze sehr die Aussage des Kollegen Grilc - den ich nicht nur persönlich schätze - dessen Freimütigkeit ich auch unterstreiche. Allein es kann mich, ihn oder seine Partei nicht davor retten, dass ich ehrlich sage – und das sage ich voll des Bewusst​seins hier an dieser Stelle am Rednerpult – meine Damen und Herren, die "Ver-Gehrer-isierung" der Bildungspolitik wird Österreich einen so nachhaltigen Schaden zu​fügen, den wir dann mit den besten Maßnahmen, egal wo immer wir sie treffen, nicht mehr nachkommen können. Allein das Beispiel der Pädagogischen Hochschulen zeigt, dass wenn man alles analysiert und auf den Punkt bringt, vorher PÄDAK oben gestanden ist, jetzt Pädagogische Hochschule oben steht, und sich ansonsten nichts geändert hat, wir im Sinne des Bologna-Prozesses hinten nachhinken werden, und in Wirklichkeit keinen Jota aufgeholt haben in einem Prozess, der mehr und mehr den Wettbewerb der Besten bevorzugt auch in Zukunft und damit Österreich, sowie es in der PISA-Studie bereits zum Ausdruck kommt, auch weiterhin an die letzten und hin​teren Plätze reihen wird.

Meine Damen und Herren, hier tut es Not, Veränderungen zu schaffen. Als Kärntner Landtag können wir einen kleinen minimalen Beitrag leisten. Den werden wir tun. Und in anderer Folge glaube ich, hier muss der Wähler, die Wählerin, einer entspre​chenden Politk den Vorrang geben, einer Politik, die in Eckpfeilern wie Vorschule, einem vernünftigen Bereich der Gesamtschule, einer Ganztagesbetreuung, einem Zweitlehrer, einem Stützsystem und auch einer Begabtenunterstützung Rechnung trägt. Dann werden wir wieder dorthin kommen, wo wir gerne sein wollten oder - wie es Manche plakatieren – wir vielleicht sein sollten. Allein Plakate sind zu wenig! (Bei​fall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Ebner das Wort.)
Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine Kolleginnen und Kollegen des Landtages! Kollege Dr. Peter Kaiser hat hier zwei Themen angesprochen, PISA und den Bologna-Prozess. Alles spricht in diesem Sinne von Frühförderung, alles spricht in diesem Sinne von Sprachkompetenz. Und, wenn die Kollegin Lesjak hier von einem Beispiel in einer Stadt gesprochen hat, dann ist das wirklich nicht signifikant für die Bildungspolitik in Kärnten, wenn wir Klagenfurt hier herausgreifen und hier im Besonderen die AHS herausgreifen - und Kollege Grilc hat es ja schon angespro​chen – dann ist auch hier in diesem Bereich Einiges gemacht worden und Einiges ist im Laufen. Aber alles das ist sicherlich zu wenig, wenn wir nicht im Frühförderungs​bereich, im Kindergartenbereich beginnen. Und da möchte ich doch daran erinnern, dass das Kärntner Schulmodell, das in Diskussion ist, hier Abhilfe schaffen könnte, dass wir hier in diesem Bereich ebenfalls mit dem dritten Kindergartenjahr hier An​sätze finden. Es hängt nunmehr tatsächlich von allen an der Diskussion Beteiligten hier ab, dieses Kärntner Schulmodell der 6- bis 15-Jährigen tatsächlich intensiv an​zugehen, weil dann könnten wir auch hier in diesen Bereichen der Sprachkompe​tenzförderung im Kindergartenbereich einen Schritt weiter kommen.

Wir sollten es nicht alleine im Bereich des Kindergartens und hier des dritten Kinder​gartenjahres sehen, sondern wir sollten es als Gesamtkonzept sehen. Und dieses Gesamtkonzept verlangt natürlich auch eine weitere Sicht über diesen eigenen Be​reich hinaus. Und, wenn hier von Förderung gesprochen wird, dann ist sicherlich im Pflichtschulbereich Förderung intensiver angesagt, als es tatsächlich heute andisku​tiert wird. Es ist aber auch im weiterführenden Bereich möglich, diese Sprachkompe​tenz zu verstärken. Alleine an meiner Schule haben wir 15 verschiedene Ethnien, - daher 15 verschiedene Sprachen, sowohl aus dem Flüchtlingsbereich, aber auch aus unserem industriell-globalisierten Bereich. Wenn wir internationale Unternehmen hier haben, dann haben wir Familienzusammenführungen aus dem gesamten Bereich. Aus dem chinesischen Bereich, aus dem südafrikanischen, südamerikanischen Be​reich. Hier ist es erforderlich, Maßnahmen zu setzen. Wichtig ist, dass diese Sprach​kompetenz im Kindergarten und im vorschulischen Bereich hier sehr ernsthaft disku​tiert und angegangen wird. Aber vergessen wir nicht, das Kärntner Schulmodell gibt hier einen weiteren Schritt. Ich ersuche also dringend, die Kolleginnen und Kollegen des Landtages, hier in diesem Diskussionsbereich zügig voranzuschreiten. Ich danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichter​statterin das Schlusswort.)

Mag. Ebner

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Nachdem nun alle Pädagogen gesprochen haben, nehme ich vom Schlusswort Ge​brauch, um auf die Sprachstandserhebung einzugehen, da vielleicht einige nicht wis​sen, worum es sich hier handelt. Die Schuleinschreibung ist immer im März für die​jenigen Schüler, welche bis zum 1. September das 6. Lebensjahr vollendet haben. Bei der Sprachstandserhebung wird es dann nun so sein, dass die Schuleinschrei​bung schon im Oktober vorher sein wird, da alle Schüler dann der zugehörigen Direktion im Schulsprengel vorgestellt werden müssen. Dort wird die Sprachkom​petenz der Kinder erhoben. Wenn die Kinder jetzt keine oder zu wenig Sprachkom​petenz haben, bekommen die Eltern einen Scheck. Und mit diesem Scheck im Umfang von 80,-- Euro – ich bin jetzt auch bestürzt, dass die Eltern das vorher vorfinanzieren müssen; ich erkläre es jetzt einfach wie es ist – können die Eltern dann mit ihren Kindern in den Kindergarten oder in die Schule gehen, wo speziell ausgebildete Sprachlehrer, Sprachpädagogen oder Kindergartenpädagogen mit den Kindern arbeiten.

Dieses Pilotprojekt startet im Schuljahr 2006/2007. In Kärnten startet dieses Pilot​projekt schon im Schuljahr 2005/2006 in drei Bezirken, und zwar in St. Veit, in Kla​genfurt und in Wolfsberg, wo angenommen wird, dass da eine Ballung von Migrantenkindern ist. Ich werte diese Diskussion, die wir heute hier zu diesem Thema haben, als sehr sehr konstruktiv und sehe diese Sprachstandserhebung als ersten Schritt zu einem positiven Dialog.

Das Schlusswort ist hiermit … (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Gesprochen!) gesprochen und ich beantrage das Eingehen in die Spezialdebatte.
(Der Antrag in die Spezialdebatte einzugehen, wird einstimmig beschlossen. – Be​richt​erstatterin:)

Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert sicherzustellen, dass das letzte Kindergarten​jahr so ausgestaltet wird, dass es bestmöglich auf die Schule vorbereitet. Vor dem Pflichtschuleintritt muss eine optimale Förderung der Sprachkompetenz für alle Kin​der geschaffen werden.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme des Antrages erfolgt einstimmig.)

Mag. Trodt-Limpl

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt


13.
Ldtgs.Zl. 237-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule be​treffend Bad Bleiberger Bergwerksstollen als Weltkulturerbe

Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete Mag. Knicek. – Ich erteile ihr das Wort!

Lobnig

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Sehr geehrter Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren! In diesem Antrag geht es um die Unterstützung der Marktgemeinde Bad Bleiberg, die Bad Bleiberger Bergwerksstollen gemäß den Richtlinien der UNESCO zum „Weltkulturerbe“ zu erklären. Es handelt sich hierbei um 260 begehbare Stollen als montanhistorisches Kleinod, 1.300 Mundlöcher und zirka 1.300 Kilometer Strecken. Die Grubengebäude sind eine weltweite Einzigartigkeit. Die geplante Wanderung im Naturpark Dobratsch könnte die Kernzone des „Weltkulturerbes“ bilden.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Mag. Knicek

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Zunächst hat es mich mit Stolz erfüllt, dass jetzt mehrfach von den anderen Fraktionen der Ausschuss für Kultur, Bildung und Schule gelobt worden ist. Ich bedanke mich bei meinen Kolleginnen und Kollegen dafür! Es gibt aber auch einen Wermutstropfen, denn in der offiziellen Broschüre "Der Kärntner Landtag – Geschichte und Gegenwart" kommt dieser Ausschuss nur als Rumpfausschuss vor. Die „Kultur“ hat man uns abgesprochen. Soviel zur Gegenwart.

Wir stehen dennoch jetzt mit diesem Tagesordnungspunkt vor einer Premiere. Denn erstmals in der Geschichte des Kärntner Landtages beschäftigt sich das Plenum mit einem Objekt, das zum „Weltkulturerbe“ erklärt werden soll. (Abg. Lutschounig: St. Paul haben wir auch gesagt!) Herr Kollege Lutschounig, du hast nicht aufgepasst: Ich habe extra das Plenum betont. Ich bitte, mir zuzuhören! Der Antrag St. Paul hat den Ausschuss nicht verlassen. (Abg. Lutschounig: Das ist richtig! Ja!) Gut, dann haben wir das geklärt.

Gehen wir weiter zur „Premiere“. Die UNESCO hat diese Konvention erst im Jahre 1972 in die Welt gesetzt. Österreich ist erst 1993 beigetreten, und in Kärnten hat es noch nicht wirklich eine Einigung auf ein Objekt bisher gegeben. Ich möchte nur anführen – um hier auch ein bisschen Weiterbildung zu betreiben und das nicht allein den Lehrerinnen und Pädagogen zu überlassen -, dass bisher 134 Vertragsstaaten der „UNESCO-Konvention“ beigetreten sind, dass derzeit 811 Stätten in die „Liste des „Welterbes“ eingetragen worden sind; davon 628 – also die weitaus überwiegende Mehrheit – Kulturstätten, 159 Naturstätten und 24 Kultur- und Naturstätten. Aus Österreich wurden bisher 8 Kulturstätten eingetragen. Ich darf vielleicht diese 8 auch aufzählen, weil das auch von Interesse ist. Das ist einmal das Schloss und der Park Schönbrunn, die Altstadt von Salzburg, die Kulturlandschaft Hallstatt/Dachstein/Salzkammergut, die Semmeringbahn und umgebende Landschaft, die Altstadt von Graz, die Kulturlandschaft Wachau, das historische Zentrum von Wien und die Kulturlandschaft Neusiedlersee/Fertö (zusammen mit Ungarn).

Daraus ist zu erkennen, dass ein zahlenmäßiger Überhang der Objekte des Kulturerbes besteht und auch Europa gegenüber dem Rest der Welt sehr stark dominiert. Das heißt weiter, die UNESCO geht jetzt sehr restriktiv vor und bevorteilt sozusagen jene Länder, die noch kein Objekt eingetragen haben und auch solche Kategorien, die bisher unterrepräsentiert sind. Und das ist die eigentliche Chance auch für Bad Bleiberg. Denn die Naturparkgemeinde hat mit den Bergwerksstollen eine Art „Welt unter Tage“, die ein ungeheures montanhistorisches Erbe darstellen und „2.600 Jahre Kärntner Blei“ dokumentieren. Die Länge hat die Berichterstatterin erwähnt. Es gibt darüber hinaus aber bis ins Mittelalter zurück reichende Bergwerksgebäude, also insgesamt Denkmäler menschlicher Arbeit von eminenter Bedeutung, die vor allem die technische Entwicklung über die Jahrhunderte dokumentieren und auch die soziale und kulturelle Entwicklung darstellen.

Dieses große immaterielle Erbe hat also von da her recht große Chancen, weil sich auch die Entwicklung darstellen lässt, etwas, was von der UNESCO gefordert ist, direkt beteilt zu werden. Es ist dazu zu sagen, dass der Stollenbau durch die verschiedenen Stollen repräsentiert wird – bis hin zum Einsatz von Schwarzpulver. Und einige Schmankerln gibt es auch: beispielsweise haben Goethe und Paracelsus die Ehrenbürgerschaft von Bleiberg. Bleiberg hat auch noch aus der Vergangenheit ein Berggericht.

Insgesamt ist es am Schnittpunkt der drei großen Kulturkreise gelegen. Die Ausweitung lässt sich daher auch in die beiden anderen Bereiche machen, nämlich nach Raibl und nach Mies, wo also ebenfalls Blei abgebaut worden ist. Und irgendwann könnte auch das von Vorteil sein, wenn man so eine Art gemeinsame Einreichung ins Auge fasst.

Die Bad Bleiberger leiden ja insbesondere nach dem Niedergang der BBU an der Identität, und man sieht, dass sie aus dem, was sie als Erbe übernommen haben, ungeheuer viel gemacht haben. Bad Bleiberg ist nämlich eine der wenigen Gemeinden, die in den vergangenen Jahren die Übernächtigungszahlen verdoppeln konnten, dass also die geschichtlichen Traditionen in den Tourismus mit übernommen werden konnten. Das hat auch etwas mit der Nutzung der Stollen zu tun, denn es gibt private Erhalter, die viel Geld und Zeit investieren, diese Stollen zu erhalten. Aber auch die übrigen Nutzungen, nicht nur über den Tourismus, sondern auch die gesundheitlichen, einen Heilklimastollen, über die Bildung, ich nenne Terra mystica, oder in die Technologie im Zusammenhang mit dem Wasser oder eine konventionelle Nutzung sind nach wie vor vorhanden. Der bereits erwähnte Stollenwanderweg ist etwas, was über Bad Bleiberg hinaus in den Naturpark Dobratsch eine Verbindung schaffen könnte. Ich könnte mir gut vorstellen, dass man einen Schritt auch weiter nach Arnoldstein macht, wo auch die Verarbeitung des Bleis stattgefunden hat, sodass wir einen großen Bereich in dieses „Weltkulturerbe“ mit übertragen können.

Meine geschätzten Damen und Herren! Die Chancen sind intakt. Dafür gibt es mehrere Gründe, denn Kärnten ist auch bisher noch nicht in der Liste vorhanden. Die engere Konkurrenz ist nicht allzu groß. Es gibt derzeit weltweit acht vergleichbare Stätten: zwei in Deutschland, ich glaube Rammelsberg und Goslar, eine in Mexiko, ein Salzbergwerk in Polen, ein Feuersteinbergwerk in Belgien, Hallstatt und Falun in Schweden.

Soweit so gut. Das war es! Ich danke jedenfalls sehr herzlich, auch im Namen der Bleiberger, die im Ausschuss eine sehr eindrucksvolle Demonstration ihres Wollens gegeben haben und die bisher zusammengehalten haben. Das wünsche ich auch dem weiteren Weg dieses Antrages, damit Kärnten einheitlich spricht und damit beim Vortrag vor der Kommission Österreich auch mit einer Zunge spricht. Ein herzliches, um mit dem Bleiberger Gruß zu schließen, Glückauf! (Beifall von der F- und der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)

Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Den ausführlichen Ausführungen vom Herrn Kollegen Gallo ist nicht mehr allzu viel hinzuzufügen – außer vielleicht der Hinweis darauf, warum gerade dieser Bergbau in Bad Bleiberg etwas so Besonderes ist. Das hängt damit zusammen, dass das erzführende Gestein nicht komplex sondern in Form schmaler Adern den Berg durchzieht. Und dieser Umstand, dass man sich durch Stollensysteme an diesen langen Adern entlang arbeiten musste, um dieses erzführende Gestein zu heben, führte dazu, dass in der Tat die Bleiberger Bergwerksstollen eine Einzigartigkeit darstellen.

Für Bad Bleiberg war nach Jahrhunderten des Bergbaues das Einstellen dieser Tätigkeit eine schwere Krise. Es hat durchaus eine Art von Depression gegeben, im ganzen Hochtal. Die Bevölkerung hat wirklich ganz aktiv nach einer neuen Zielrichtung suchen müssen. Die Arbeitsplätze waren weg! Soziale Netze waren weg, die es jahrhundertelang gegeben hat. Letztendlich hat man sich entschlossen, sich dem Tourismus zu widmen, das heißt, den Ausbau Bad Bleiberg als Tourismusgemeinde zu verfolgen, aber nicht unter Ignorieren der jahrhundertelangen Tradition, sondern unter Einbeziehung dieser jahrhundertelangen Tradition. So gesehen ist diese Intention natürlich absolut zu unterstützen – wenngleich es natürlich so ist, dass das, was wir hier im Landtag beschließen, nicht mehr sein kann als eine moralische Unterstützung der Marktgemeinde. Denn wenn man die Tatsache anschaut, wie viele Stätten Österreich schon als anerkannte „Weltkulturerbe-Stätten" hat und vor allem wenn man sich anschaut, wie lang die vorläufige Liste Österreichs schon ist, dann ist uns klar, dass es wirklich nicht einfach sein wird, dieses Ziel, „Weltkulturerbe“ zu werden, zu erreichen. Allerdings – und das ist ein nicht uninteressanter Aspekt - sehen die neuen Richtlinien der UNESCO vor, dass auch dem so genannten immateriellen Erbe eine besondere Bedeutung beigemessen wird. Hier haben wir in der Tat in Bleiberg einen interessanten Aspekt, denn es gibt dort nicht nur die bemerkenswerten Stollensysteme, sondern es gibt die Kultur der Bergleute, die sozialen Errungenschaften, die es dort auf Grund der gefährlichen Tätigkeit schon viel früher als anderswo gab. Beispielsweise war es vor Jahrhunderten schon üblich, dass bei Unfall, beim Verunglücken eines Bergmanns die anderen für den Unterhalt seiner zurück gebliebenen Familie aufgekommen sind. Diese immateriellen Werte, die hier geschaffen wurden, könnten also mit ausschlaggebend dafür sein, dass das Ziel, „Weltkulturerbe“ zu werden, irgendwann einmal auch Aussicht auf Erfolg hat. Das wünschen wir den Bad Bleibergern, denn sie haben es sich redlich verdient: mit den Anstrengungen, die sie in den letzten Jahren gemacht haben!

Ich möchte aber nicht verzichten, hier darauf hinzuweisen, dass es einen bedeutenden Rückschlag für die Bemühungen der Gemeinde Bad Bleiberg in der vergangenen Legislaturperiode gegeben hat. Das war das Unvermögen von Seiten des Landes Kärnten, das Gironcoli-Museum unter Dach und Fach zu bringen. Es waren … (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Da hat aber der Herr Gironcoli mitgespielt!) Nein, ich habe mit Herrn Gironcoli selber ein Gespräch geführt, in Villach, wo er wirklich versichert hat, dass er sich das sehr gewünscht hätte und dass für ihn diese riesigen Hallen, die hier noch vorhanden sind, der optimale Standort für seine Werke gewesen wäre. Es waren damals auch schon die budgetären Mittel vorgesehen. Das heißt also, für eine Gemeinde, die eh so kämpft, ist eine solche verlorene Chance schon ein sehr, sehr großes Problem!

Aber dennoch ist man auch so in Bad Bleiberg hervorragend unterwegs. Auf diesem Weg können wir den Bad Bleibergern mit dem heutigen Beschluss sicherlich so etwas wie eine moralische Unterstützung zukommen lassen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Mag. Cernic

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Die Grünen werden natürlich zu diesem Ansuchen der Bad Bleiberger ihre Zustimmung geben – auch wenn es nicht einfach werden wird, weil ja Österreich pro Jahr nur ein Projekt nennen darf und bis 2009 eigentlich schon alles voll ist.

Ich glaube, es gibt noch eine zweite Möglichkeit, wenn ich es richtig verstanden habe, dass man grenzübergreifend ansucht, und dann fällt man aus dieser Regelung heraus. Wie gesagt, die Grünen wünschen den Bad Bleibergern Glück auf! Vielleicht kommen sie damit durch, und es soll sein ein „Weltkulturerbe“ in Kärnten. Danke schön! (Beifall von der Abg. Mag. Lesjak und den KO Mag. Grilc und Markut)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)

Holub

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Es bleibt mir nicht mehr viel zu sagen, maximal kurz zusammenzufassen. Es ist richtig und wichtig, dass die Marktgemeinde Bad Bleiberg dieses Ziel UNESCO-Weltkulturerbe zu werden anstrebt. Diese Natur​parkgemeinde hat als einzige etwas Einzigartiges in Kärnten, dieses montanhisto​rische Erbe aufzuweisen; ich meine 2.600 Jahre Bleiabbau, das gibt’s halt sonst nicht mehr oft auf der Welt; die begehbaren Stollen. Jeder, der sie jemals gesehen hat weiß, wie beeindruckend diese Stollen sind; das Ganze auf über 1,3 Millionen Meter ist schon sehr beeindruckend. Die Bergbaugebäude aus dem Mittelalter sind auch in diesem Zusammenhang als sehr interessant zu achten und die 1.300 Mundlöcher ebenfalls.

Bad Bleiberg ist ein Juwel menschlicher Arbeitskultur, wenn man sich anschaut, wie diese Stollen gebaut wurden, mühsam in Generationen. Und auch von Seiten der ÖVP gibt es selbstverständlich Zustimmung für dieses Projekt und jede Unterstüt​zung, die wir geben können. Aber, nur um es noch einmal zu wiederholen: Wir müs​sen auch ehrlich sein! Ehrlich sein, dass wir hier im Landtag – wie es die Kollegin Cernic erwähnt hat – nur unseren guten Willen dokumentieren können, ehrlich zu sein, dass es im Rahmen einer normalen Bewerbung fürs Weltkulturerbe bei der UNESCO, wo wir in Österreich einen Vorschlag pro Jahr haben, sehr schwierig wer​den wird und die größte Chance darin besteht, dass man sich international bewirbt, sich grenzüberschreitend bewirbt, denn dann fällt man aus diesem Schlüssel, eine Nation, ein Projekt pro Jahr heraus. Und das sollte unser Ziel sein. Ich wünsche den Bad Bleibergern alles, alles Gute und wir werden auf jeden Fall alles in unseren Mög​lichkeiten stehende tun – und ich hoffe, das werden wir gemeinsam tun im Kärntner Landtdag – dass wir es schaffen, dass Bad Bleiberg zum Weltkulturerbe wird. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichter​statterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag auf das Eingehen in die Spezialdebatte wird einstimmig beschlossen.)
Tauschitz

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, die Bemühungen der Marktgemeinde Bad Bleiberg, die Bad Bleiberger Bergwerksstollen gemäß den Richtlinien der UNESCO zum Weltkulturerbe erklären zu lassen, bestmöglichst zu unterstützen.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme des Antrages erfolgt einstimmig.)
Mag. Knicek

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Geschätzte Damen und Herren! Mir wurde hier eine Lesebrille abgegeben. Sollte je​mandem diese Brille abhanden gekommen sein, sich bitte hier zu melden oder diese hier abzuholen.

Hoher Landtag! Wir werden, bevor wir zum nächsten Tagesordnungspunkt kommen, die Dringlichkeitsanträge abarbeiten und ich ersuche den Landtagsdirektor den 1. Dringlichkeitsantrag zu verlesen! 

Mitteilung des Einlaufes

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß


1.
Ldtgs.Zl. 236-2/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Steuer- und Abgabenpaket, Schulstartgeld mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

1. Angesichts der schwierigen Wirtschafts- und Arbeitsmarktlage, der extrem steigen​den Energiekosten, des drastischen Rückganges der Nächtigungszahlen sowie der ständigen Aushöhlung des Haushaltseinkommens der Kärntnerinnen und Kärntner darf es weder am heutigen Tage zur Beschlussfassung des in der Regierungssitzung vom 20.9.2005 von BZÖ und SPÖ verabschiedeten Steuer- und Abgabenpaketes, noch während des Verlaufes dieser Legislaturperiode zu einer Erhöhung bzw. Neu​einführung von Steuern und Abgaben in Kärnten kommen.

2. Der Kärntner Landtag hat unverzüglich dafür Sorge zu tragen, dass das von der BZÖ/SPÖ-Koalition abgeschaffte Schulstartgeld wieder eingeführt wird.

Mag. Weiß

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Danke! Vom Antragsteller hat sich Klubobmann Abgeordneter Mag. Grilc zur Dring​lichkeit gemeldet. Ich darf ihn ersuchen zu sprechen, und weise darauf hin, dass die Redezeit fünf Minuten beträgt.

Lobnig

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich werde diese fünf Minuten sicherlich nicht nützen müssen, angesichts der Tatsache, dass wir die wesentlichen Argumente bereits in der Aktuellen Stunde ausgetauscht haben. Wie Sie aus dem Text entnehmen können, ist der Inhalt eben jener, dass wir einer​seits die Beschlussfassung, die jetzt in den nächsten Tagesordnungspunkten vorge​sehen ist, mit diesem neuen Belastungspaket, verhindern wollen. Und, ich darf daran erinnern – und das hat der Kollege Schwager in seiner Wortmeldung ja auch schon ausgeführt, – dass es eine Absichtserklärung ursprünglich dieser Koalition gegeben hat, eben keine Neueinführung von Steuern vorznehmen.

Und das Zweite: Ein Thema, für das wir natürlich eingestanden sind und nach wie vor einstehen, ist die Wiedereinführung des Schulstartgeldes, von dem wir ausgehen, dass es wirklich aus sehr durchsichtigen Gründen den Familien entzogen wurde. Und wir treten eben dafür ein, dass es wieder ausbezahlt wird.

Ich ersuche um Zustimmung zur Dringlichkeit und zum Inhalt dieses Antrages. (Bei​fall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt als Nächstem zur Dringlichkeit KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Vieles ist heute schon in der Aktuellen Stunde vorweg genommen worden. Übrig geblieben sind eigentlich zwei weltanschauliche Bereiche. Der eine ist: Zukunft zu gestalten, mutig zu gestal​ten, auch teilweise mit unpopulären Maßnahmen. Der andere ist, Zukunft einfach verhindern zu wollen. Für mich ist dieser Dringlichkeitsantrag ein Verhinderungsan​trag, einfach aus dem Grund, weil ein Antrag von einer demokratischen Partei ge​stellt, über eine gesamte Legislaturperiode keine Beschlüsse mehr in einem gewis​sen Bereich fassen zu dürfen, ist eigentlich schon eine Steigerung von Verhinderung. Ich würde beinahe meinen, dass es demokratiepolitisch bedenklich wäre, einem sol​chen Antrag zuzustimmen, weil er sämtliche Andenkvarianten massiv einengen würde, erstens. Zweitens vermisse ich in einem Antrag wie diesen Lösungskompe​tenzen, gerade im Bereich des ländlichen Raumes und Schwerpunktsetzungen wären dann auch nicht mehr möglich.

Der zweite Teil beschränkt sich auf das Schulstartgeld. Schauens, Herr Klubobmann Grilc! Ich weiß nicht, ob Sie das Schulstartgeld oder ihre Familie brauchen. Ich bin mir nicht sicher, ob der Kollege Hueter dieses Schulstartgeld benötigt. Ich kanns für mich sagen. Ich brauche das eigentlich nicht, mir geht es Gott sei Dank, weil ich im Leben ein bisschen Glück gehabt habe, gut. (Abg. Lutschounig: Für uns ist das auch nicht geschaffen!) Aber, mein lieber Freund, es ist in Anspruch genommen von vielen Leuten, die es nicht benötigen. Und deswegen glauben wir, dass es wichtig ist, Men​schen, denen es nicht so gut geht in diesem Bereich, zu helfen. Und deswegen wol​len wir die Geldmittel in eine Lebenssicherung transformieren, die ausgewogen sein muss, die nicht eine Engerknüpfung des sozialen Netzes sein soll, sondern die eine Antwort für wirklich benachteiligte Menschen beinhalten sollte. Das ist meine Ansicht. (Beifall von der F-Fraktion.)
Und man muss auch den Mut haben, zu sagen, wir haben gemeinsam ein Schulstart​geld gemacht, das war eine gute Geschichte, viele Leute haben sich darüber gefreut, insbesondere der Handel. Zum Beispiel habe ich mit den Leuten von FUSSL gespro​chen. Die haben gesagt: „Das ist super, dass das ist!“ Aber, man muss auch den Mut haben zu sagen, dass es keine soziale Treffsicherheit dieser Maßnahme gegeben hat. Und die gibt es auch nicht. Und da müssen Sie mir einfach zustimmen. (Abg. Lutschounig: Gibt es bei der Kinderbeihilfe die soziale Treffsicherheit? Bei der nor​malen Familienbeihilfe auch? Die Frau Flick auch … ) Und jetzt wird man … ja natürlich gibt’s die bei der Kinderhilfe. Herr Kollege, beschäftigen Sie sich damit! Aber natürlich gibt’s das! (Weiterer Zwischenruf von Abg. Lutschounig.) Aber natür​lich gibt’s das!

Und ich sage Ihnen, man kann Dinge auch besser machen. Wir werden antreten, im Bereich des Schulstartgeldes zu beweisen, dass man in diesem Bereich soziale Schärfe klarer herausarbeiten kann. Das ist unser erklärtes Ziel! Und bitte, wenn Sie einen Antrag stellen, dann sagen Sie auch gleich, wie Sie ihn finanzieren. Das wäre nämlich auch eine Form der Ehrlichkeit gegenüber der Bevölkerung, wenn schon politische Ehrlichkeit gegenüber den Mitbewerbern nicht hier an den Tag gelegt wird. Das ist aber Ihre Sache. In dem Sinn werden wir natürlich einer Dringlichkeit hier keinesfalls Zustimmung erteilen. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Markut das Wort.)
Ing. Scheuch

Abgeordneter Markut (SPÖ):

Markut

Herr Präsident! Hoher Landtag! Zu diesem Dringlichkeitsantrag der ÖVP-Fraktion wurde heute wirklich schon am Vormittag ausführlich diskutiert und es ist in zwei Punkten vielleicht einiges hinzuzufügen. Zunächst einmal wird hier aus meiner Sicht bewusst eine Tatsache verdreht. Es wird hier ständig von einem Abgabenpaket, von Steuererhöhungen – keine einzige Steuer wird erhöht – und von zusätzlichen Ab​gaben gesprochen. Keine einzige neue zusätzliche Abgabe wird hier in diesem Zu​sammenhang heute beschlossen werden! Wir reden von einem Finanzpaket für die Stärkung des ländlichen Raumes, ein zentrales Anliegen aller politischen Parteien in Kärnten. Das müssen wir tun, weil diese ÖVP-Bundesregierung in den letzten Jahren den ländlichen Raum total ausgehöhlt hat. Das ist ein zwingendes Erfordernis ge​worden. Und deshalb können wir diesem Antrag heute nicht folgen, wir können ihm auch nicht die Zustimmung erteilen.

Und zum Schulstartgeld möchte ich nur Eines dazu sagen. Wir haben es in die so​ziale Kompetenz unserer Soziallandesrätin übernommen, dass es in das Sicherungs​paket für sozial Bedürftige eingebaut wird, nämlich für jene, die es brauchen. Wir waren nie für die Einführung des Schulstartgeldes auf diese Art und Weise, wie sie von Landesrat Wurmitzer vor vier Jahren eingeführt wurde, weil wäre es sozial ab​gestimmt gewesen, dann hätten wir jährlich rund 1,2 bis 1,5 Millionen Euro für jene ein Schulstartgeld von mehr als 100,-- Euro pro Person auszahlen können, die ein ge​ringeres Einkommen als 1.000,-- Euro im Monat aufzweisen haben. Wenn wir das gemacht hätten, könnten wir noch bis zum Jahre 2010 das Schulstartgeld mit jener Summe auszahlen, das uns in den letzten vier Jahren das Schulstartgeld gekostet hat. Das ist heute nicht mehr möglich. Wir werden dafür Sorge tragen – und das sind wir Sozialdemokraten Garanten dafür – dass es auch in Zukunft Hilfe für jene geben wird, die sie tatsächlich brauchen, aber nicht mit der Gießkanne quer über das Land drüberstreuen. Wir können heute diesen beiden Anträgen die Zustimmung nicht er​teilen und werden die Dringlichkeit somit ablehnen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Markut

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Mir liegt keine weitere Wortmeldung über die Dringlichkeit vor. Ich lasse nun über die Dringlichkeit abstimmen und weise darauf hin, dass eine Zweidrittelmehrheit erfor​derlich ist. Wer der Dringlichkeit die Zustimmung erteilt, den bitte ich um ein Hand​zeichen! – Das ist nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit. Ich weise diesen Antrag dem Ausschuss für Budget, Tourismus und Bauwesen zu und ersuche den Land​tagsdirektor um die Verlesung des weiteren Dringlichkeitsantrages!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß


2.
Ldtgs.Zl. 19-5/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten der F-Fraktion, der SPÖ-Fraktion und der Interessengemeinschaft der Grünen betreffend weitere Absiche​rung der gentechnikfreien Landwirtschaft in Kärnten mit folgendem Wort​laut:
Die Landesregierung wird aufgefordert, unverzüglich alle notwendigen Schritte zu unternehmen, um die Sicherstellung der dauerhaften Existenz einer gentechnikfreien Landwirtschaft in Kärnten zu gewährleisten. Insbesondere wird die Landesregierung aufgefordert, an die Bundesregierung, – insbesondere an den Bundesminister für Landwirtschaft heranzutreten – um sicherzustellen, dass zur Teilnahme am neuen ÖPUL-Programm ab 2007 der Verzicht von gentechnisch verändertem Saatgut als Grundvoraussetzung verankert wird.

(Der Vorsitzende erteilt als Erstem zur Dringlichkeit KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)
Mag. Weiß

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Wenn man hier wieder von Gentechnik spricht – und ich finde es ist gut, dass in diesem Haus von dieser abzu​lehnenden Technik für Kärnten gesprochen wird – dann muss man, glaube ich, ein​gangs schon zwei Dinge erzählen. Da muss man die Genesis, die Geschichte, schon hier mitschwingen lassen, einfach aus dem Grund, weil gerade Landesrat Martinz immer auf die EU verweist und immer besonders stolz ist, wie positiv hier gearbeitet wird. Und da muss man klar sagen, die EU und ihre Gesetzgebung hat uns veran​lasst, ein Kärntner Gentechnikgesetz zu machen. Die EU war letztendlich in keiner Weise, in keiner einzigen Weise bereit, den Lobbyisten von Monsanto, von Pioneer usw., – hat ihnen absolut nachgegeben und war das letztendlich Ausfluss, dass hier europaweit diese Experimentierer – wie ich sie hier einmal bezeichne – die Möglich​keit erhalten haben, ihre – wie ich glaube, und ich sage das jetzt sehr bewusst – diese wirklich verteufelte Art und Weise, Pflanzen zu produzieren, breitgetreten wird.

Das heißt, im Kärntner Landtag hat es dazu eine Enquete gegeben. Und ich sage auch aus meiner heutigen Sicht als Landtagsabgeordneter: Die Diskussion, die ge​führt wurde im Bereich der Gentechnik in Kärnten war eine der hochstehendsten in diesem Haus hier, eine der – um nicht zu sagen, vielen oder wenigen Sternstunden. Aber es war jedenfalls eine Sternstunde in diesem Haus und sie war auch geprägt davon, dass man wirklich versucht hat, nachhaltig Kärnten vor dieser Technik zu sichern, meine Damen und Herren! Und letztendlich hat es auch einen Antrag ge​geben – ich weiß, ich habe ihn hier am Rednerpult referiert – in dem es darum ge​gangen ist, dass man letztendlich auch in der Kärntner Landesverfassung hier einen Widerspiegel dieser Abneigung gegenüber dieser Technologie in Kärnten zum Aus​druck bringt.

Nun ist es nur logischer Schritt, dass das Land Kärnten in dem Bereich, wo es mitreden kann, nämlich bei den ÖPUL-Förderungsmaßnahmen – ÖPUL, für diejenigen, die es nicht wissen: Österreichisches Programm umweltgerechter Landwirtschaft – hier auch klar eine Maßnahme zu setzen und ein Zeichen zu setzen, indem man sagt: „Wir verpflichten uns als Landwirte in Österreich und in Kärnten, nur gentechnikfreies Saatgut zu verwenden.“ Das ist etwas, was ich unterschreiben kann, und ich möchte mich hier gar nicht besonders mit fremden Federn schmücken. Es ist ein gemeinsamer Antrag, der letztendlich auch von den Grünen ausgearbeitet wurde. Das muss man ganz klar sagen. Aber ich war und werde auch in Zukunft jemand sein, der gegen diese zukünftige Geißel der Menschheit etwas in seinem Rahmen unternimmt und unternehmen wird. Ich hoffe hier auf wirklich breite Unterstützung. Hier gibt es auch keine Ausrede, dass man aus dem und dem Grund das nicht unterstützt. Hier gibt es nichts dazwischen! Es gibt auch keine Koexistenz in Wirklichkeit, weil wie soll man mit der Bedrohung am Nachbarfeld koexistieren?! Das ist undenkbar, in Wirklichkeit. Hier muss man entweder ganz klar sagen: schwarz oder weiß – grün oder schwarz, in diesem Bereich!

Ich hoffe hier auf Erteilung der Dringlichkeit! Ich sehe dem lächelnd gegenüber, weil es ja auch breite Zustimmung zu diesem Antrag gibt. Und ich hoffe, dass die Zuständigen Kärntens sich mit all ihrem Gewicht bei der Bundesregierung in Wien dafür einsetzen werden, dass diese Idee ins ÖPUL-Programm aufgenommen werden sollte. Ja, ich glaube, sie muss aufgenommen werden! Danke! (Beifall von der F- und der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schlagholz das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Schlagholz (SPÖ):

Schlagholz

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren! Es ist, wie schon erwähnt, eine Initiative der Grünen, dieser Antrag, der wir selbstverständlich und mit Überzeugung gerne beitreten. Es ist dieser Antrag auch gerechtfertigt, den Titel der Dringlichkeit zu tragen.

Es finden derzeit auf Bundesebene, wie in der Antragsbegründung formuliert, ja die Gespräche über die Organisation und Weiterführung des ÖPUL-Programms für die nächste Programm-Förderperiode 2007 bis 2013 statt. In diesen Arbeitsgruppen ist auch eine Arbeitsgruppe des Landes Kärnten involviert. Es wäre richtig, wenn der Landtag hier mit einer überwältigenden Mehrheit nicht nur der Regierung einen klaren Auftrag gibt, sondern auch dieser Arbeitsgruppe einen klaren Auftrag erteilt. Denn es ist die Chance hier – wie schon mein Vorredner gesagt hat -, dass, wenn es gelingt, in dieser Programm-Periode zu fixieren, dass nur jemand am ÖPUL teilnehmen kann, der auf die Gentechnik in der Saatgutproduktion verzichtet. Damit wäre gewährleistet, dass zirka 80 % der Betriebe und 90 % - das habe ich auch in der Antragsbegründung gelesen – der Flächen in Österreich gentechnikfrei wären. Ich würde sagen: Das wäre eine große Leistung!

Das wäre in Wahrheit nur eine Fortsetzung auch unserer Konsequenz, die wir schon beim Kärntner Gentechnik-Vorsorgegesetz ja eigentlich sehr klar und deutlich demonstriert haben. Wir wollten ja mit diesem restriktiven Gesetz nichts anderes erreichen, als dass diese Koexistenz in Kärnten nicht möglich gemacht wird. Wir wissen aber, dass es trotzdem möglich ist, dass gentechnikfrei und Gentechnik parallel eingesetzt wird. Das wäre fatal, vor allem für unser Bundesland und auch für Österreich! Daher unterstützen wir diesen Antrag, aus der völlig moralischen Komponente. Denn wer A sagt, der muss auch B sagen, geschätzte Damen und Herren! Und Koexistenz ist nicht möglich!

Ich sage noch eines dazu: Wir wollen gar nicht haben – nicht nur wir für uns sondern auch für unsere künftigen Generationen, dass unsere Grundlage der Nahrungsmittelproduktion gefährdet wird! Noch etwas wollen wir auch nicht haben, und das ist ja auch nicht unsere Aufgabe: Wir wollen ja nicht das Risiko übernehmen und auch künftige Generationen sollen nicht das Risiko tragen, für ein paar wenige große Profiteure auf dieser Welt - das ist nicht unsere Aufgabe! -, unsere Existenz, unsere Grundlagen zu gefährden, damit ein paar Wenige sich bereichern können! (Beifall von der SPÖ- und der F-Fraktion)

Ich bin kein Zitierer von Sprüchen, aber heute möchte ich doch einen verwenden, den ich natürlich ein bisserl abgeändert habe: „Wer anderen eine Grube gräbt, braucht eine Schaufel.“ Ich würde sagen: Nehmen wir den Totengräbern der Gentechnik ihr Werkzeug, nehmen wir ihnen die Schaufel! (Beifall von der SPÖ- und der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Grilc zur Dringlichkeit das Wort.)

Schlagholz

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es hat im Vorfeld dieses Antrages etwas Einmaliges gegeben: Es wäre normalerweise ein Vier-Parteien-Antrag daraus geworden, wenn die Freiheitlichen im Landtag sich nicht geweigert hätten, mit uns gemeinsam bei einem Antrag aufzuscheinen. Das muss ich einmal klarstellen! Das heißt, wir hätten den Antrag mit unterschrieben. Es wäre aber dann nicht zustande gekommen, nach meinen Informationen, weil eben diese Prämisse geherrscht hat. (Abg. Ing. Scheuch: Hat es ein Gespräch mit uns gegeben, von Ihrer Seite? – Das ist eine Ungeheuerlichkeit!) Fairerweise … Wir sind hier nicht der Antragsteller, daher muss wohl der Antragsteller mit jemand reden, den er entweder drauf haben oder nicht drauf haben will! (Abg. Ing. Scheuch: Eine Ungeheuerlichkeit!)

Das Zweite, das ich feststellen muss, ist folgendes: So sehr auch der Inhalt löblich gemeint ist – in Wahrheit sind wir hintennach! Warum? – In der Konferenz der Landesagrarreferenten hat nämlich Landesrat Martinz bereits einen derartigen Antrag eingebracht. Diese Materie wird beim Bundesministerium bereits bearbeitet. Es gibt sieben Arbeitsgruppen, die sich im Detail auch mit den ÖPUL-Programmen befassen, darunter auch eine, die mit genau dieser Thematik konfrontiert ist. Das war auch schon so, und da bin ich wirklich offen und fair auch gegenüber den Grünen, weil ich gesagt habe: Wir sehen darin, so wie es hier formuliert ist, keine Dringlichkeit, weil diese Materie tatsächlich schon an der zuständigen Stelle bearbeitet wird.

Jetzt die Konklusio aus dem Ganzen: Unser Verhalten wird folgendes sein, daher das – bitte! – auch klar zu trennen! Dringlichkeit in dem Sinn sehe ich jetzt sachlich nicht mehr gegeben, im Wissen, dass bereits der Antrag von unserem Agrarreferenten deponiert wurde und bearbeitet wird. Inhaltlich gehen wir mit, das heißt das Verhalten wird einfach sein. Es kommt ja ohnedies zur Zuerkennung der Dringlichkeit. Inhaltlich können wir dann natürlich mitgehen. Soweit zur Klarstellung! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und der Abg. Mag. Lesjak)

Mag. Grilc

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Inhaltlich liegt mir keine weitere Wortmeldung vor. (Abg. Schlagholz: Zur Geschäftsordnung!) Zur Geschäftsordnung hat sich Herr Abgeordneter Schlagholz gemeldet. Bitte, ich erteile ihm das Wort!

Lobnig

Abgeordneter Schlagholz (SPÖ):

Schlagholz

Herr Präsident, eine tatsächliche Berichtigung. Es ist mir noch in meinem Hinterkopf: Ich sprach von den „Totengräbern der Gentechnik“. Ich meinte die „Totengräber der Gentechnikfreiheit“.

Schlagholz

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Danke! Ich nehme das so zur Kenntnis, auch für das Protokoll! Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Dringlichkeit: Wer der Dringlichkeit die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist mehrheitlich beschlossen, mehr als mit zwei Drittel. Wir kommen nun zum Antragstext selbst. Hierzu habe ich drei Wortmeldungen. Als Erster darf ich Frau Abgeordneten Mag. Cernic das Wort geben!

Lobnig

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte in diesem Zusammenhang ganz kurz auf die Frage eingehen, welche Bedeutung Gentechnologie insgesamt als völlig neuer Wissenschaftszweig in Zukunft haben wird, weil ich nicht möchte, dass quasi so etwas möglich wird wie eine Unterstellung von Technologiefeindlichkeit. In diesem Zusammenhang ist festzustellen, dass es tatsächlich eine Reihe von Anwendungsbereichen gentechnologischer Erkenntnisse gibt, die durchaus positiv zu sehen sind. So ist zum Beispiel der Einsatz von Gentechnik in der Humanmedizin ein Einsatz, der zu immer mehr Möglichkeiten führt, Krankheiten, die bisher nicht behandelbar waren, in einer Art und Weise zu behandeln, dass zumindest Aussicht auf Besserung – wenn nicht Heilung! – für Menschen besteht, für die es vorher keine Chance gegeben hat.

Ganz anders zu beurteilen ist der Einsatz von Gentechnik in der Landwirtschaft und in der Lebensmittelproduktion. In diesem Bereich ist der Einsatz von Gentechnik, kurz und bündig gesagt, völlig unnotwendig. Hier wurde aus rein ökonomischen Überlegungen eine Technologie viel zu früh – viel zu früh! – frei gegeben. Gerade hier, wo es um Freisetzungen und um Freilandversuche geht, ist diese Vorgangsweise überhaupt nicht einzusehen, sondern absolut abzulehnen. Es wird durch den Einsatz der Gentechnik in der Landwirtschaft und in der Lebensmittelproduktion kein positiver Effekt für die Menschheit erreicht werden. Wir wissen heute, dass wir eigentlich in der Lage sind, genügend an Nahrungsmitteln zu produzieren. Schon heute, auch ohne Gentechnik. Die Tatsache, dass immer noch Menschen auf der Welt verhungern, ist eine Frage der fehlerhaften Umverteilung, aber nicht die Frage fehlender Technologien in der Landwirtschaft. Das heißt also, es ist diese Entwicklung eine, die mir wirklich die Grausbirn, wie man so schön sagt, hochsteigen lässt, weil ich auch aus keiner wissenschaftliche Studie, die ich bisher gelesen habe, erkennen kann, dass Fragen, die Freilandaussetzung gentechnisch veränderter Organismen problematisch machen, wie beispielsweise die des horizontalen Gentransfers, in irgendeiner Weise gelöst worden sind.

Gänzlich absurd - und daher, glaube ich überhaupt nicht, dass das passieren kann – schiene mir ein Förderungsprogramm für umweltgerechte Landwirtschaft, in dem die Gentechnikfreiheit nicht verankert ist! Das wäre ein solches Ausmaß an Absurdität, dass ich nicht glauben kann, dass das so geplant ist. Daher gehe ich davon aus, dass es auch so ist, wie der Herr Abgeordnete Grilc uns das erzählt hat, dass man heftig an der Lösung dieses Problems arbeitet. Selbstverständlich ist es auch in unserem Sinne, dass zusätzlich Druck gemacht wird. Daher glaube ich, dass dieser Antrag wichtig ist und dass er einer zum richtigen Zeitpunkt war. Es wurde erkannt, dass es jetzt schön langsam mit der Zeit knapp wird und dass es sich offensichtlich doch zieht, weil sonst könnten wir nicht im September darüber diskutieren, wo das ganze Programm im Dezember, glaube ich, schon vorgelegt werden soll. (Beifall von der SPÖ- und der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Mag. Cernic

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Verehrter Präsident! Hohes Haus! Verehrte Zuhörer und Zuhörerinnen auf der Tribüne! Es ist mir eine besondere Freude, zu diesem Thema sprechen zu dürfen – wenngleich wir zur Dringlichkeit nicht reden dürfen, aber hier zur Materie sehr wohl. Ich muss wirklich meiner Freude Ausdruck verleihen, dass es gelungen ist, so einen Dringlichkeitsantrag hier einzubringen! Ich würde sagen: Das ist wirklich ein historisches Ereignis für den Kärntner Landtag, dass auf Initiative der Grünen die zwei anderen Großparteien mitgegangen sind, um auf Grund des Umstandes, dass es tatsächlich diese Notwendigkeit gibt, so einen Antrag einzubringen, das auch gelungen ist, diesen Antrag tatsächlich umzusetzen. Ich bin wirklich sehr stolz auf den Landtag!

Inhaltlich wurde schon sehr viel gesagt. Ich möchte dem nicht mehr sehr viel hinzufügen, vielleicht nur, dass tatsächlich mit der Bindung der Gentechnikfreiheit an Förderungen ein großartiger Lenkungseffekt erzeugt werden könnte. Laut „Grünem Bericht“ ist es ja tatsächlich so, dass in Österreich 78 % der Betriebe mit genau 89 % der landwirtschaftlichen Flächen am ÖPUL teilnehmen. Wenn man wirklich hier die Gentechnikfreiheit verpflichtend hineinnimmt, dann hat das wirklich Effekte, die dazu führen, dass die Landwirtschaft zum Großteil – vielleicht nicht vollständig, aber zum Großteil – gentechnikfrei bleibt.

Es ist sehr dringlich, es ist höchste Zeit, weil im Dezember wird das Ganze auf der Bundesebene verabschiedet und geht in die EU. Deswegen diese Dringlichkeit und diese Zeitnot.

Bezug nehmend auf die Vorrednerin ist es natürlich so, dass man das auch differenziert betrachten muss: die Schäden und den Nutzen der Gentechnik. Hier ist nicht von der roten Gentechnik die Rede, also nicht von den medizinischen Forschungen, sondern von der grünen Gentechnik.

Und, wenn man sich das vor Augen hält, welche Gefahren da wirklich auf uns zu​kommen in der grünen Gentechnik – und da möchte ich nicht nur die EU dafür ver​antwortlich machen – auch ohne EU hätten wir dieses Problem, weil wir dieses Prob​lem als Weltproblem haben, ob wir wollen oder nicht. 6 Milliarden Menschen haben wir, wir könnten 12 Milliarden Menschen ernähren, trotzdem ist es so, dass zwei Drit​tel der Weltbevölkerung an Hunger leiden, an einem strukturellen Hunger. Und die Gentechnik verstärkt diese Struktur auch noch. Wir müssen wegkommen von der Gentechnik, sozusagen ursprünglicher werden, oder zurück zur Natur, - wenn man so möchte – und wirklich darauf setzen, dass wir die Natur mit den Gaben nutzen, die sie von sich aus bereit stellt.

Hier hat Kärnten eine Vorreiterrolle, hier ist Kärnten wirklich einen Schritt voraus ge​gangen mit dem Gentechnikvorsorgegesetz, deswegen ist jetzt dieses Signal wichtig. Und mir persönlich wäre es auch wichtig gewesen und ich hätte es schön gefunden, wenn es ein Vierparteienantrag gewesen wäre, sowie auch im Burgenland. Dort hat es sehr wohl stattfinden können. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Schade, die ÖVP stimmt nicht mit!) Ja, warum nicht? Ich weiß es nicht. Das Biofest war so: Also, da waren sehr viele Leute, es haben alle Parteien dort gesprochen und haben wirklich alle Parteien sehr positiv gesprochen und alle haben versprochen, sich dafür einzusetzen, dass die Landwirtschaft gentechnikfrei bleibt. Deswegen wundert mich das jetzt ein bis​schen. Wie auch immer, es ist ein Dreiparteienantrag und auch das ist ein schöner Erfolg.

Zuletzt möchte ich noch darauf hinweisen, dass es 2001 einen einstimmigen Regie​rungsbe​schluss gab, wo erklärt wurde, dass auf Gentechnik verzichtet wird. Und der Kärntner Landtag hat am 27. Juni 2002 auch beschlossen, dass Kärnten zu einer gentechnikfreien Zone gemacht werden soll. Also der Landtag und die Landesregie​rung hat in dieser Richtung schon vorgearbeitet. Wir sollten in diese Richtung weiter gehen und weiter kämpfen und ich glaube, dass wir auch Erfolg haben werden damit. Danke schön! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, der F-Fraktion und der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort.)
Mag. Lesjak

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Sehr geehrte Frau Abgeordnete Les​jak! Es hätte ja auch ein Fünfparteienantrag werden können. (Abg. Mag. Lesjak: Achja! Jessassna! Entschuldige!) Aber ich habe dasselbe vorzutragen wie der Klub​obmann der ÖVP. Und zwar mit mir hat auch niemand geredet und es redet bei sol​chen Angelegenheiten niemand mit mir, weil die Fraktion der Freiheitlichen in Kärn​ten der Meinung ist, die Abgeordneten, - die meisten haben das nicht mehr mitge​macht als wir noch die Minderheit hier im Haus waren und uns lauthals darüber auf​geregt haben, als andere Parteien so ähnlich mit uns verfahren sind wie jetzt. Auch der Herr Klubobmann Ing. Scheuch hat das nicht miterleben müssen und in seinem Interesse hoffe ich, (Abg. Ing. Scheuch: Wer hat denn den Antrag eingebracht, der Minderheiten … ) dass er nie in die Lage kommt, wieder die Minderheit zu spielen und sich dann über das beschweren zu müssen, wie es jetzt anderen geht. Weil unter dem Motto: Was du nicht wünscht, was man dir tu, das mute auch keinem ande​ren zu.

So, zur Sache selbst, das ist dann selbstverständlich. Aus diesem Grund habe ich auch der Dringlichkeit zugestimmt, weil dort habe ich ja auch kein Wortmeldungs​recht. Aber ich habe dem zugestimmt, weil ich voll überzeugt bin, dass dieser Antrag in die richtige Richtung geht und, dass das zu unterstützen ist. Und ich möchte nur dem Sprecher der ÖVP-Fraktion, dem Herrn Klubobmann Grilc sagen, es wird schon stimmen, dass der Antrag parallel dazu geht, dass da schon Entwicklungen vorge​nommen werden auf Bundesebene und in der Bundesregierung. Aber trotzdem soll man das beschließen, weil doppelt genäht hält immer besser. Und ich glaube, eine in der Logik wichtige Sache ist zu unterstützen. Dazu wäre zu sagen, dass Gott sei Dank in Kärnten das Ausbringen gentechnisch-veränderten Saatgutes gesellschaft​lich anscheinend so geächtet ist, dass es im ganzen Bundesland noch keinen einzi​gen Antrag daraufhin gibt und wir hoffen, dass es auch so bleibt. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)
Schwager

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hohes Haus! Es hat schon ein bisschen was mit einer Stilfrage zu tun, hier herauszugehen, sehr geehrter Herr Kollege Grilc, und zu behaupten, mit Ihnen hat niemand gesprochen und aus dem Grund lehnen Sie die Dringlichkeit eines wichtigen Antrages ab, und das dann noch auf die Frei​heitliche Partei zu focussieren. Ich habe Ihren Stil immer für einen hervorragenden gehalten, aber Sie scheinen sich dem Stil gewisser Einflüsterer der ÖVP immer mehr anzugleichen. Ich hoffe, dass das ein einzelner Ausreißer war, weil jetzt werde ich schon einmal sagen, wie das ist und wie das war. Und ich hoffe, Sie werden dann letztendlich auch der Wahrheit Genüge tun und dem zustimmen, was ich sage.

Fakt ist, dass Sie sehr wohl ein Angebot gehabt haben, diesen dringlichen Antrag überhaupt zu unterstützen. Fakt ist, dass Sie das abgelehnt haben mit einer Argu​mentation, dass das eben auf Bundesebene durchzuführen ist. Fakt ist auch, dass, nachdem Sie das Exklusivangebot gehabt haben, wir eigentlich zweite Wahl waren, und sofort gesagt haben: Uns geht’s nicht darum, ob wir jetzt erste, zweite, dritte oder vierte Wahl sind. Wir haben gesagt, wir stehen hinter der Idee, Kärnten und Österreich gentechnikfrei zu halten. Und ich sage Ihnen noch etwas! Es ist auch eine Stilfrage, in Wirklichkeit ein Thema beinahe zu 100 Prozent zu besetzen oder zumin​destens zu versuchen zu besetzen durch Ihren Landesrat Martinz betreffend Gen​technikfreiheit und andererseits einer Dringlichkeit nicht zuzustimmen mit einer fadenscheinigen Argumentation, dass das sowieso auf Bundesebene erledigt wird. Weil, wenn es erledigt wird, dann ist es ja nicht schwerer zuzustimmen, Herr Klubob​mann, sondern leichter zuzustimmen … (Abg. Tauschitz: Wir stimmen eh zu! – Meh​rere Einwände aus der ÖVP-Fraktion.) und auch der Dringlichkeit zuzustimmen. Ganz einfach! So, und in Wirklichkeit gibt’s halt wahrscheinlich doch – und da kann ich die Abgeordnetenkollegin der SPÖ überhaupt nicht beruhigen – gibt es sehr wohl Tendenzen des Grünen Riesen und anderer, die nicht so eine Freude haben, dass das ÖPUL-Programm eben letztendlich diesen Umweltgedanken auch repräsentiert in der Frage Gentechnikfreiheit hat. Schlag nach ... (Abg. Arbeiter: Bei Shakes​peare!) oder frag nach bei Bundesminister Pröll!
Das heißt, in Wirklichkeit freuen wir uns zwar, dass Sie – sagen wir jetzt unter Anfüh​rungs​zeichen – halbschwanger wahrscheinlich zustimmen, aber gescheiter wäre es, sich zu bekennen von der ersten Sekunde an zu sagen: Ja, geschlossen der Kärnt​ner Landtag sieht das als dringliches Problem, weil Gentechnik ist dringlich! Und zwar 24 Stunden, 365 Tage im Jahr! Und deswegen, denke ich, ist nicht nur der Inhalt sondern auch die Dringlichkeit wichtig. Wir haben der Dringlichkeit zugestimmt und den Inhalt finden wir sowieso für gut, und wir haben uns in vielen Bereichen auch beteiligt, wie auch die ÖVP – das gebe ich schon zu! Deswegen bleiben Sie bei Ihrer Linie meine Damen und … - meine Herren, Damen kann man ja bei euch nicht sagen, - leider! Gender-Mainstreaming im Hintergrund. (Dies wird heiter vorgetra​gen.) Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
Ing. Scheuch

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr vor. Ich lasse nun über den Antrag selbst abstimmen. Die einfache Mehrheit ist erforderlich. Wer dem Antrag selbst zustimmt, bitte um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so geschehen. Danke! (Abg. Mag. Lesjak beifallgebend: Bravo!)
Wir haben somit die Dringlichkeitsanträge geschäftsordnungsgemäß behandelt. Wir gehen nun in der Tagesordnung weiter und kommen nun zur Anfragebeantwortung zum Punkt

Tagesordnung
(Fortsetzung)


14.
Ldtgs.Zl. 165-4/29:

Anfragebeantwortung von Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz zur schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak betref​fend Frauenarbeitslosigkeit

Ich ersuche den Schriftführer um Verlesung!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß

(Den Vorsitz übernimmt um 16.40 Uhr Zweiter Präsident Ferlitsch.) Die Anfrage lau​tet wie folgt:

Die Ursachen weiblicher Arbeitslosigkeit sind unterschiedlichster Natur. Nicht nur strukturelle und geographische Probleme, sondern auch die Berufswahl der Frauen, bedingt durch leider noch immer sogenannte weibliche und männliche Berufe, bringt unterschiedlichste Anstellungsmöglichkeiten mit sich.

Die von mir bereits forcierte Umsetzung von gezielten Maßnahmen im Bereich der Berufsorientierung in den Pflichtschulen (7. und 8. Schulstufe) sollen hier Abhilfe schaffen.

Bei Frauen kommen leider auch noch diverse Karenzzeiten zum Tragen, da sich der Wiedereinstieg nach vielen Jahren beruflicher Abstinenz negativ bemerkbar macht. Kärnten ist aber bemüht, auch diesen Frauen mittels diverser Schulungsmaßnahmen behilflich zu sein, was auch anhand der steigenden Beschäftigungszahlen ersichtlich ist. In diesem Zusammenhang muss erwähnt werden, dass gerade Kärnten mit ver​stärkten Initiativen im Bereich Nachmittagsbetreuung den Frauen bei ihrem Wieder​einstieg eine große Belastung abnimmt.

Das Land Kärnten hat unter anderem im Territorialen Beschäftigungspakt (TEP) fol​gende Maßnahmen im Jahr 2005 gesetzt:

- Contact us, - cont@ct. Us:

Ist aus einer Intitiative des micro electronic cluster entstanden und agiert als einzig​artige Qualifizierungs- und Erprobungsfirma des Institutes Sozialwirtschaftliche Inter​vention. In diesem innovativen, praxisorientierten Modellprojekt werden im Sinne des Gender-Mainstreaming-Ansatzes ausbildungsinteressierte, arbeitslose Frauen im Be​reich innovativer Technologien qualifziert und beschäftigt.

- MUT (Mädchen und Technik):

Mädchen sollten verstärkt in den technischen Berufen (nicht typische Mädchenbe​rufe) integriert werden. (Wird von der Abteilung 13 kofinanziert)

- Andere gemeinnützige Beschäftigungsprojekte:

Das sind Interventionsinstrumente, um ähnlich wie sozialökonomische Betriebe (SÖB), besonders benachteiligte Personen in den Arbeitsmarkt zu integrieren.

- Kinderbetreuungseinrichtungen (KBE):

Tragen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf bei.

- Mädchenzentrum:

Das Mädchenzentrum Klagenfurt wurde 1996 als gemeinnütziger Verein von enga​gierten Frauen gegründet. Erstmalig und einmalig für gesamt Kärnten, bietet hier eine Einrichtung Beratung, Berufsorientierung und Workshops für Mädchen und junge Frauen im Alter von 12 bis 19 Jahren an. Das Mädchenzentrum arbeitet auf der Grundlage eines ganzheitlichen geschlechts- und altersspezifischen Ansatzes sowie auf dem Hintergrund regionaler und internationaler Vernetzung. (Wird von der Abteilung 13 konfinanziert)

- Jugend am Werk:

Berufsvorbereitung für Mädchen

- Pflegehelferinnenkurse:

Ausbildung zur Pflegehelferin

- Mitarbeiterinnenqualifizierungen:

Berufliche Fort- und Weiterbildung, Höherqualifzierung zum Erhalt der Beschäftigung

- Eingliederungsbeihilfen (EB):

Im Rahmen der EB wird vom Land und vom AMS die Einstellung von Langzeitar​beitslosen und von Langzeitarbeitslosigkeit Bedrohten gefördert. Diese Förderungen stellen Starförderungen dar und dienen nicht nur zur dauerhaften Förderung von Ar​beitsplätzen. Die grundsätzliche Förderdauer beträgt weiterhin ein Jahr, die Mindest​beschäftigungsdauer pro Förderfall beträgt weiterhin grundsätzlich 6 Monate.

- Stiftungen und stiftungsähnliche Einrichtungen:

Diese bieten die Möglichkeit einer grundlegenden beruflichen Neuorientierung, för​dern Unternehmensgründungen und helfen bei der Arbeitssuche. Sie aktivieren das Selbsthilfepotenzial der Betroffenen und machen wieder Mut. Ziel der Kärntner Ar​beitsstiftungen ist die berufliche Wiedereingliederung von Arbeitslosen durch ein indi​viduell zugeschnittenes Programm bestehend aus Beratung, Aus- und Weiterbildung, Praktika sowie Hilfestellung bei der Unternehmensgründung und der Arbeitssuche.

- Neue Arbeit:

Ziel der „Neuen Arbeit“ ist die befristete Bereitstellung von Arbeitsplätzen für Lang​zeitarbeitslose und von Langzeitarbeitslosigkeit bedrohten Personen mit Mehrfach​problemen, deren Betreuung sowie die Beseitigung von Vermittlungshemmnissen und die Reintegration in den regulären Arbeitsmarkt.

- Sozialökonomische Betriebe (SÖB):

Sind ein arbeitsmarktpolitisches Instrument, das durch die Bereitstellung von markt​nahen, aber doch relativ geschützten, befristeten Arbeitsplätzen die Integration von schwer vermittelbaren Personen in den Arbeitsmarkt fördern soll.

Zum Thema Einkommensunterschied zwischen männlichen und weiblichen Arbeit​nehmern und Arbeitnehmerinnen kann ich nur sagen, dass auch mir dieses Problem ein besonderes Anliegen ist und ich mich für eine finanzielle Gleichstellung einsetzen werde.

In meiner Funktion als zuständiges Mitglied der Kärntner Landesregierung bin ich be​müht, das Bestmögliche für Frauen jeder Altersgruppe und Ausbildung zu tun und kann ich Ihnen auch mitteilen, dass bereits neue Projekte für die Zukunft in Ausar​beitung sind.

Mag. Weiß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen jetzt zum Tagesordnungspunkt


15.
Ldtgs.Zl. 235-1/29:

Anfragebeantwortung von Landeshauptmann Dr. Haider zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Holub betreffend Finanzierung von Veranstal​tungen, Reisen und Festen

Bitte, Herr Schriftführer!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß

Die Anfragebeantwortung lautet wie folgt:

Zur Frage 1:

Die Teilnahme an Veranstaltungen, Reisen und Festen erfolgte überwiegend in der Funktion als Landeshauptmann; die Teilnahme als Funktionär ergibt sich aus dem je​weiligen Veranstaltungsthema.

Zur Frage 2:

Es darf auf die umfangreiche Beantwortung zu diesem Bereich vom 7.7.2005 verwie​sen werden.

Zur Frage 3:

Es darf auf die umfangreiche Beantwortung zu diesem Bereich vom 7.7.2005 verwie​sen werden.

Zur Frage 4:

Grundsätzlich erfolgte die An- und Abreise in KFZ, nur in Ausnahmefällen wurden alternative Transportmittel benutzt.

Zur Frage 5: Es konnten im Rahmen der Auslandsreisen viele Kontakte hergestellt werden, welche naturgemäß oftmals „Erstkontakte“ waren und erst in Folge zu konkreten Geschäftsverbindungen wurden. Einen direkten und unmittelbaren Konnex herzustellen und darüber im Rahmen einer Anfrage spezifische Firmendaten bekannt zu geben, ist jedoch nicht realistisch.

Zur Frage 6:

Empfänge und Veranstaltungen haben naturgemäß auch die Aufgabe, Geschäftsverbindungen für Kärntner Unternehmen zu unterstützen und dienen der Förderung und Stärkung unseres Wirtschaftsstandortes.

Die aktuelle positive Entwicklung der Exporte der Kärntner Wirtschaft sind ein klares Zeichen. Eine spezifische Zuordnung zu einzelnen Unternehmen ist jedoch kaum möglich. Hinsichtlich der Anfrage auf „zusätzliche Förderungen“ wird hingewiesen, dass – seit 1992 – diese Aufgabe dem KWF zugeordnet ist.

(Abg. Holub: Zur Geschäftsbehandlung!)

Mag. Weiß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Zur Geschäftsbehandlung: Bitte, Herr Abgeordneter Holub!

Ferlitsch

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Zur Abstimmung über Behandlung in der nächsten Sitzung stelle ich den Antrag nach § 23.

Holub

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zur Abstimmung über diesen Geschäftsordnungsantrag. Wer damit einverstanden ist: Bitte um ein Handzeichen! – Das ist nicht die Mehrheit. Dafür stimmten die grünen Abgeordneten und der Herr Kollege Hueter.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 16:


16.
Ldtgs.Zl. 230-1/29:

Anfragebeantwortung von Landesrat Mag. Dr. Martinz zur schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak betreffend Kontrolle der Tiertransporte durch Kärnten

Bitte, Herr Schriftführer!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Die Anfragebeantwortung lautet wie folgt:

Frage 1:

Werden die wöchentlichen Schwerpunktkontrollen beibehalten?

Antwort: Ja, zusätzlich wurden Organe der Gendarmerie und Polizei auf dem Gebiet der Tiertransportkontrollen ausgebildet.

Frage 2:

Wie viele Kontrollen wurden insgesamt in den Jahren 2001, 2002, 2003 und 2004 durchgeführt und wie viele und welche Beanstandungen ergaben sich?

Antwort: Im Jahr 2001: 86 Kontrollen, 27 Besonderheiten, 59 Beanstandungen, davon 21 Anzeigen, davon 26 Organmandate, davon 34 Abmahnungen.

Im Jahr 2002: 271 Kontrollen, 70 Besonderheiten, 101 Beanstandungen, davon 56 Anzeigen, davon 9 Organmandate, davon 38 Abmahnungen.

Im Jahr 2003: 152 Kontrollen, ohne Besonderheiten 79, Beanstandungen 43, davon 33 Anzeigen, 19 Organmandate und 43 Abmahnungen.

Im Jahr 2004: 115 Kontrollen, 64 ohne Besonderheiten, 51 Beanstandungen, davon 31 Anzeigen, 4 Organmandate und 27 Abmahnungen.

Frage 3:

In wie vielen Fällen musste in den Jahren 2001, 2002, 2003 und 2004 auf Anweisung der Behörden bzw. Gendarmerie die Notversorgung (Abladung und Versorgung) angefahren werden?

Antwort: 2001: einmal, 2002: einmal, 2003: dreimal, 2004: viermal (plus vier zusätzliche Abladungen an anderen Orten).

Frage 4:

Wie hoch ist der Anteil der „spot-on-Kontrollen“ an der gesamten Kontrolltätigkeit im Bereich Lebendtier-Transporte in Kärnten?

Antwort: Zirka 30 %.

Frage 5:

Gibt es in Kärnten Aufzeichnungen über das Gesamtvolumen sowie über die Herkunft von Tiertransporten?

Antwort: Seit 1. 1. 2004 werden die Aufzeichnungen derart geführt, das das Kfz-Kennzeichen und die Nationalität, die Art und Altersklasse der Tiere (Rinder, Kälber, Schweine, Ferkel …), die Nutzung der Tiere (Nutz-, Schlacht-, Zuchttiere), die Dauer des Transportes (Kurzstrecke unter acht Stunden, Ferntransporte über acht Stunden), bei Ferntransporten eine etwaige folgende Schiffsverladung festgehalten werden.

Darüber hinaus existieren bei sämtlichen Anzeigen und bei sämtlichen Kontrollmitteilungen (gemäß Art. 18 der Richtlinie 95/29/EG) an die Versandstaaten und nach Brüssel Aufzeichnungen über den Ort und Zeitpunkt des Versandes, die Routenwahl und die Destinationen.

Das „Gesamtvolumen“ von Tiertransporten ist nicht bekannt. Informationen gibt es über jene, die in Kärnten entladen werden.

Frage 6:

Gibt es in Kärnten im Zuge der Stichprobenkontrollen auf der Straße („spot-on-Kontrollen“, „sample survey“ durch Anhaltungen während der Fahrt, Stichprobenkontrollen während des Transports) Aufzeichnungen über die Herkunft der Transporte?

a) Wenn ja, welche Aufzeichnungen liegen über die Herkunft der Transporte vor?

b) B) Wie hoch ist die Beanstandungsquote?

Zu a): siehe Frage 5

Zu b): Wie aus der Tabelle zur Anfrage 2 ersichtlich, nimmt die Zahl der Beanstandungen ab.

Frage 7:

Auch sämtliche Nutz-, Zucht- und Schlachttiertransporte ins Ausland werden vor Verladung durch Amtstierärzte/innen untersucht. Welche Aufzeichnungen liegen in Kärnten von diesen Stellen über die Herkunft der Transporte vor, und wie hoch ist die Beanstandungsrate?

Antwort: Die Herkunft der zu verladenen Tiere in das Ausland ist Kärnten und Steiermark. Bei der Einfuhr von Nutztieren erfolgt die Kontrolle durch beauftragte Tierärzte. Diese Untersuchungen werden monatlich gemeldet. Beanstandungen bei Ausladungen werden derzeit nicht gemeldet.

Zahlen über die bei der Ein- und Ausladung beschauten Tiere liegen in den Ausweisen von 2001 bis 2004 bei.

Frage 8:

Auch sämtliche Transporte von Nutz-, Zucht- und Schlachttieren aus dem Ausland mit Zielorten in Kärnten bzw. Österreich werden von Amtstierärzten/innen untersucht. Welche Aufzeichnungen liegen von diesen Stellen über die Herkunft der Transporte vor, und wie hoch ist die Beanstandungsrate?

Antwort: siehe Anlage Ausweise 2001 – 2004.

Frage 9:

Gibt es in Kärnten mittlerweile Tiertransportinspektoren?

a) Wenn ja, seit wann? – Antwort: Seit 1998.

b) Wie viele? – Antwort: 14 Amtstierärzte und 1 per Dienstvertrag bestellter Tiertransportinspektor.

c) Wenn nein, werden Sie Maßnahmen ergreifen, um hauptberufliche Tiertransportinspektoren/innen zu berufen?

Frage 10:

Wie genau soll in Zukunft die Tierombudschaft im Bereich der Tiertransportkontrollen eingebunden werden?

Antwort: Die Einbindung ist gesetzlich vorgegeben (Parteistellung im Verfahren).

Frage 11:

Im Rahmen einer Besprechung am 9. 11. 2000 haben die mit Tiertransportkontrollen befassten Tierärzte der Bundesländer Salzburg, Tirol und Kärnten ein Positionspapier erarbeitet (Geschäftszahl LH-VE-51/01).

Welche der darin angeführten Maßnahmen wurden in Kärnten seitdem umgesetzt?

Antwort: Die Punkte 1 bis 5 zit. Positionspapiers betreffen Änderungsvorschläge im Europäischen Recht.

Diese Änderungsvorschläge wurden vom TTI des Landes Kärnten, Dr. Alexander Rabitsch, am 8. 3. 2001 bei einem Public Hearing im Europäischen Parlament in Brüssel vorgelegt, am 13. 9. 2003 in eine Stellungnahme der Federation of Veterinarians of Europe (www.fve.org) nahezu unverändert aufgenommen, am 10. und 11. 2. 2004 zahlreichen Members of European Parliament in Strasbourg vorgetragen, am 16. 3. 2004 der Intergroup for Animal Wellfare des Europäischen Parlaments in Brüssel präsentiert und sind punktuell Bestandteil vieler Kontrollmitteilungen gemäß Art. 18 der Richtlinie 95/29/EG an Brüssel und an das Food and Verterinary Office in Grange, Dublin, speziell was die mangelhafte Ausstattung vieler Kälbertransporte aus Polen nach Italien und Spanien betrifft.

Der Punkt 6 des Positionspapiers betrifft die Kritik am damaligen Tiertransportgesetz Straße.

Mittlerweile erging, u. a. auf Grund eines Kontrollbesuches des Food and Veterinary Office Grange, Dublin (GD/SANCO)/8677/2002 – MR final), mit BGBl. 139/2003 eine Rechtsanpassung des österreichischen Tiertransportgesetzes an die Europäische Richtlinie 95/29/EG.

Mag. Weiß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 17:


17.
Ldtgs.Zl. 83-8/29:

Anfragebeantwortung von Landeshauptmann Dr. Haider zur schriftliche Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak betreffend Betreuung Asylwerber/innen in Kärnten

Herr Schriftführer, bitte!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Die Anfragebeantwortung lautet wie folgt:

Zur Frage 1:

Die Schließung des Heimes „Ernestos“ in Döbriach wird sachlich damit begründet, dass der Gemeindebereich Radenthein zu den wirtschaftlich höher entwickelten Regionen in Kärnten (Fremdenverkehrsgemeinde – 410.251 Nächtigungen pro Jahr) zählt und der Ortsteil Döbriach/Starfach, wo sich zuvor zwei Asylwerberquartiere befanden, lediglich über 1.543 Einwohner verfügt. Demgemäß war die Verhältnismäßigkeit zur Ortsbevölkerung zu berücksichtigen.

Es darf auf die Vereinbarung mit dem Kärntner Gemeindebund vom 15. 4. 2004 verwiesen werden, worin u. a. regionale Überbelastungen durch eine möglichst ausgewogene Verteilung der Fremden in Kärnten (Orientierung Bezirksquote) zu vermeiden sind, ein Quartier höchstens 50 Fremde beherbergen soll und die Anzahl der unterzubringenden Fremden im Regelfall 10 % der Ortsbevölkerung nicht übersteigen soll.

Das Land hat nach den Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes zum Stichtag 1. 5. 2004 (Inkrafttreten der Grundversorgungsvereinbarung gem. Art. 15a B-VG) im Rahmen einer EU-weiten Ausschreibung Interessenten für die Unterbringung von hilfs- und schutzbedürftigen Personen in Kärnten gesucht, worauf sich eben im Gemeindebereich Radenthein insgesamt drei Bewerber gemeldet haben, die sich auf Grund einer anwaltlichen Prüfung (Rechtsgrundlage: B-VergG) als qualifiziert erwiesen. Das Land war durch die Änderung der Kompetenzlage per 1. 5. 2004 verpflichtet, alle Angebote zu berücksichtigen, um die relativ hohe Quote für Kärnten erfüllen zu können.

Da einerseits dem Land in Folge nach und nach zusätzliche qualifizierte Objekte angeboten werden und andererseits durch den Rückgang der Asylanträge im 1. Halbjahr 2005 um zirka 25 %, ist es dem Land unter Hinweis auf die Vereinbarung mit dem Kärntner Gemeindebund möglich geworden, der regionalen Quotenaufteilung, auch unter dem Gesichtspunkt der Akzeptanz der Kärntner Bevölkerung, noch zweckdienlicher zu entsprechen.

Das Land hat demnach vereinbarungs- und gesetzeskonform die Schließung des Heimes „Ernestos“ verfügt.

Zur Frage 2:

Der Vertrag, abgeschlossen zwischen „Ernestos“ und dem Land Kärnten vom 23. 6. 2004 wurde gemäß Pkt. 16 seitens des Landes gekündigt.

Pkt. 16 lautet: „Dem Rechtsträger steht es ohne Angaben von Gründen jederzeit frei, den/die Fremden abzuziehen.

Der Rechtsträger verpflichtet sich, dem Unterkunftsgeber die Abziehung des/der Fremden mindestens 24 Stunden vorher anzuzeigen. Mit Abziehung des/der Fremden erlischt der Entgeltanspruch gem. Pkt. 21 dieses Vertrages“.

Zur Frage 3:

Vor Schließung des Heimes befanden sind 36 Asylwerber im Quartier.

Zur Frage 4:

Die Familien Amadyan/Telmanova und Avetyan (14 Personen) wurden in Radenthein (Pension Staber) untergebracht, um den schulpflichtigen Kindern weiterhin den Besuch der Schule im Sprengel Döbriach zu ermöglichen.

Unter den gleichen Voraussetzungen wurde die Familie Kavkalijev/Mahajev (5 Personen) im zweiten, noch aufrechten Quartier in Döbriach untergebracht.

Die Familie Chatchikian/Chattschumian (3 Personen) wurde in Steindorf am Ossiacher See (Pension Hoffmann) untergebracht.

Die Familie Gafbaev/Dscharbrailova (4 Personen) wurde auf eigenen Wunsch in Villach (Pension Prasser) untergebracht.

Die Familien Ismaili und Tairovci (9 Personen) wurden auf eigenen Wunsch in der Steiermark untergebracht.

Herr Kahdzhiev (1 Person) wurde auf eigenen Wunsch in Klagenfurt (Pension Rapatz) untergebracht.

Zur Frage 5:

Durch Belassen der schulpflichtigen Kinder (siehe jeweilige Anmerkung zu Pkt. 4) im gleichen Schulsprengel wurden deren Bedürfnisse berücksichtigt. Die Verlegungen erfolgten im Einvernehmen mit den Fremden.

Zu den Fragen 6 und 7:

Die Regionalbetreuer erteilen im Rahmen ihrer Tätigkeit ausreichende Rechtsberatung.

Die Zielgruppe wird darüber hinaus umfangreich über legistische Maßnahmen (z. B. Asylgesetz, Kriterienkatalog – Leistungen aus der Grundversorgung, Berufungsmöglichkeiten gegen erstinstanzliche Asylbescheide, Beantragung staatlicher Leistungen etc. sowohl mündlich als auch schriftlich durch die Regionalbetreuer sowie anlässlich des Parteienverkehrs durch die Mitarbeiter des Landesflüchtlingsreferates informiert.

Spezielle rechtliche Auskünfte erteilt der Landesflüchtlingsbeauftragte selbst.

Alle Zielgruppenangehörigen werden auch über externe Rechtsberatungsmöglichkeiten informiert (z. B. schriftliche Fertigung von Berufungen gegen erstinstanzliche Bescheide); Verweis zu NGO’s, Anwälten.

Zur Frage 8:

Rechtsberatung wird durch das Landesflüchtlingsreferat des Amtes der Kärntner Landesregierung in Verbindung mit den Regionalbetreuern vor Ort in den Quartieren/Wohnungen und im Büro des Amtes durchgeführt.

Zur Frage 9:

Diese Frage kann nicht beantwortet werden, da seitens des Landes lediglich auf die Möglichkeit einer externen Inanspruchnahme der Rechtsberatung durch NGO’s hingewiesen wird (alle NGO’s, z. B. Caritas, SOS-Mitmensch, Diakonie, Volkshilfe, sonstige lokale Vereine und UNHCR).

Zur Frage 10:

Die Rechtsberatung seitens des Landes erfolgt zum einen aus dem Sachaufwand und betrifft die Regionalbetreuer (Kostenteilung 60:40 Bund:Länder) und zum anderen aus dem Personalaufwand und betrifft die Landesbediensteten.

Zur Frage 11:

Wenn seitens einiger Fremder die Rechtsberatung durch das Land nicht angenommen wird und die Zielgruppe vereinzelt jene durch NGO’s in Anspruch nimmt, steht es den Fremden frei, sich an irgendeine NGO-Vertretung in Österreich zu wenden.

Mag. Weiß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Damit ist die Anfrage 17 beantwortet. – Wir kommen zum Punkt 18:


18.
Ldtgs.Zl. 129-7/29:

Anfragebeantwortung von Landeshauptmann Dr. Haider zur schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak betreffend Bezüge Ing. Kampl

Ich bitte Herrn Schriftführer um die Verlesung!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß

Die Anfragebeantwortung lautet wie folgt.

Zur Frage 1:

Herr Ing. Siegfried Kampl, der seine Funktion als Abgeordneter zum Kärntner Land​tag mit 19.4.1994 beendet hat, hat bereits am 17.2.1994 einen Antrag auf Zuerken​nung des Ruhebezuges als Abgeordneter gestellt. Die Rechtsgrundlagen für die Zu​erkennung des Ruhebezuges bildeten die §§ 49 Abs. 1, 50 Abs. 1 und 2, 51 Abs. 1, 53 Abs. 1 und 2 und 90 Abs. 1 und 2 des Kärntner Bezügegesetzes 1992, in der da​mals geltenden Fassung.

Zur Frage 2:

Seit 1.7.2004 betrug der Ruhebezug monatlich brutto € 1.577,50.

Zur Frage 3:

Aufgrund der am 16.8.2004 abgegebenen Verzichtserklärung auf den Ruhebezug als ehemaliger Landtagsabgeordneter, wurde der Ruhebezug mit 31.8.2004 still gelegt. Herr Ing. Kampl bezieht seit 1.9.2004 seitens des Landes Kärnten keinen Ruhebe​zug.

Zur Frage 4:

Herr Ing. Kampl hatte aufgrund der Beendigung seiner Funktion als Landtagsabge​ordneter mit 19.4.1994 ab 1.5.1994 Anspruch auf einen Ruhebezug. Da der Ge​nannte aufgrund der Bestimmungen des Kärntner Bezügegesetzes 1992 Anspruch auf eine einmalige Entschädigung in der Höhe des 6-fachen des ihm im Monat April gebührenden Monatsbezuges unter anteilsmäßiger Berücksichtigung der Sonderzah​lungen hatte, wurde der Ruhebezug bis 31.10.1994 ruhend gestellt.

Zur Frage 5:

Da Ing. Kampl für die Dauer der Ausübung seines Mandates als Bundesrat auf den Ruhebezug als ehemaliges Mitglied des Kärntner Landtages verzichtet hat, bezieht er seitens des Landes Kärnten keinen Ruhebezug.

Zeiten, die der Genannte als Bürgermeister und als Bundesrat zurückgelegt hat, haben nach den Bestimmungen des Kärntner Bezügegesetzes 1992, in der gelten​den Fassung, keine Auswirkungen auf den gebührenden Ruhebezug als Landtags​abgeordneter.

Falls Ing. Kampl sein Mandat als Bundesrat zurücklegt, würde sein Ruhebezug sei​tens des Landes Kärnten derzeit monatlich brutto € 1.601,16 betragen.

Mag. Weiß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Damit sind die Anfragebeantwortungen erledigt. Wir kommen zum Tagesordnungs​punkt


19.
Ldtgs.Zl. 27-3/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volks​gruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Landesver​fassung, die Geschäftsordnung des Kärntner Landtages, das Kärntner Landesrechnungshofgesetz 1996 und das Kärntner Landeskrankenan​stal​ten-Betriebsgesetz geändert werden



./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist Abgeordneter Mag. Ragger.

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die 1. Lesung erfolgt.

Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Beim Entwurf des Gesetzes, mit dem die Kärntner Landesverfassung die Geschäftsord​nung des Kärntner Landtages, das Kärntner Landesrechnungshofgesetz und das Kärntner Krankenanstalten-Betriebs​gesetz geändert werden, handelt es sich im We​sentlichen darum, dass im Jahre 1993 die Landeskrankenanstalten-Betriebsgesell​schaft gegründet wurde und das zweckgebundene Verwaltungsvermögen des Lan​des Kärnten an die Landeskrankenanstalten übertragen wurde. Dies erfolgte im Wege der Gesamtrechtsnachfolge mit der Ausnahme von einzelnen Liegenschaften, die im Landesvermögen verblieben sind.

Aufgrund einer weiteren Verfassungsentscheidung, der Verfassungsentscheidung 16/7/33 aus dem Jahre 2002, mussten auch in weiterer Folge bei den Landeskran​kenanstalten-Betriebs​gesell​schaften einzelne rechtliche Regelungen neu adaptiert werden, insbesondere die Adaptierung der Besetzung des Aufsichtsrates. Und es ist auch in diesem Gesetzesänderungstext die Resolution des Abgeordneten Arbeiter als auch des Zentralbetriebsrates eingeflossen, welcher mit dem Land Kärnten, also mit dem Landeshauptmann, abgeschlossen wurde.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

Mag. Ragger

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Die Generaldebatte ist eröffnet. Nachdem wir in der Obmännerkonferenz festgelegt haben, dass der Tagesordnungspunkt 19 bis 21 gemeinsam diskutiert wird, schließe ich diese – Entschuldigung - unterbreche ich diese, und wir kommen zum Tagesord​nungspunkt


20.
Ldtgs.Zl. 246-3/29

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volks​gruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend entgeltliche Übertragung von Liegenschaften, Liegenschafts​teilen, Liegenschaftsrechten und Gebäuden der Kärntner Landeskranken​anstalten an die Landeskrankenanstalten-Betriebsgesellschaft; Grund​satzbeschluss, Verkauf 1. und 2. Tranche; Übernahme von Haftungen

Berichterstatter ist der Abgeordnete Mag. Ragger.

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die 1. Lesung erfolgt.

Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Der Kärntner Landtag hat in seiner 9. Sitzung am 18. November 2004 das von der Kärnt​ner Landesregierung vorgelegte Budgetprogramm gemäß Artikel 61, Abs. 1 des Kärntner Landesverfassungsgesetzes, für diejenige Gesetzgebungsperiode vor allem für die Finanzjahre 2005 bis 2009 mit der Maßgabe zustimmend zur Kenntnis ge​nommen, dass eine dem Budgetprogramm zu Grunde liegende Übertragung der im Eigentum des Landes stehenden Liegenschaften und Gebäude der Kärntner Landes​krankenanstalten nicht an die Landesimmobiliengesellschaft Kärnten GmbH, sondern an die Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft er​folgt und damit eine Zusammenfüh​rung des bisherigen Nutzungsrechtes mit dem Eigentumsrecht stattfindet.

Gleichzeitig wurde festgelegt, dass die vorgesehene tranchenweise Übertragung der Liegenschaften und Gebäude jährlich einer gesonderten Beschlussfassung durch den Kärntner Landtag bedarf und hinsichtlich der Weitergabe von Liegenschaften, Liegenschaftsteilen und Liegenschaftsrechten durch die KABEG an Dritte, dem Landtag ein entsprechendes Zustimmungsrecht zukommen soll. Der Erlös aus der Eigentumsübertragung soll damit beitragen, die Investitionsfinanzierungen in Kärnt​ner Krankenanstalten zu sichern. Zusätzlich wurde die Kärntner Landesregierung aufgefordert, einerseits zur Umsetzung der zwischen dem Land Kärnten und dem Zentralbetriebsrat der Kärntner Krankenanstalten geschlossenen Vereinbarung und andererseits zur Sicherstellung der Zuständigkeit des Landesrechnungshofes, wie die in der vorhin erwähnten Änderung des Gesetzestextes genannte Prüfung für Großbauvorhaben bei Landeskrankenanstalten, entsprechend dem Gesetz zu sichern.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

Mag. Ragger

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Die Generaldebatte ist eröffnet, ich unterbreche diese und komme zum Tagesord​nungspunkt


21.
Ldtgs.Zl. 246-4/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volks​gruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Krankenan​staltenordnung 1999 geändert wird



./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser.

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die 1. Lesung erfolgt.

Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Es geht bei dem gegenständlichen Gesetzesentwurf, der sehr ausführlich auch im zuständigen Ausschuss des Land​tages besprochen wurde darum, dass wir eine Änderung in der Kärntner Kranken​anstaltenordnung gemäß der 15a-Verein​barung des Bundes durchzuführen haben werden. Alle weiteren Details sind in den einzelnen Artikeln und Punkten angeführt und ich ersuche die Generaldebatte darüber zu eröffnen.

Mag. Dr. Kaiser

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Die Generaldebatte von Punkt 19 bis 21 ist damit eröffnet. Als Erster zu Wort gemel​det ist Herr Abgeordneter Holub. – Ich erteile dir das Wort!

Ferlitsch

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Die Krankenanstaltenordnung ist geändert worden. Im Wesentlichen ist die Novelle notwendig geworden durch die bundesge​setzlichen Neuregelungen. Das ist jetzt einmal zu Punkt 21, obwohl ich nicht genau weiß, warum 19 und 20 da auch behandelt werden, weil da doch nur Krankenanstal​ten veräußert werden. Aber, es soll sein. Die Krankenanstaltenordnung ist erneuert und enthält im Wesentlichen die Erlassung des Landeskrankenanstaltenplanes und hat als Inhalt die Regelung über das Blutdepot, die Kinderschutzgruppe zur Früher​kennung von Gewalt und Vernachlässigungen. Wobei man sagen muss, die erhalten jetzt einen gesetzlichen Status - was sehr begrüßenswert ist - und auch den Spitals​katastrophenplan, der hier festgelegt ist.

Was aus unserer Sicht problematisch ist, ist dass die Krankenanstalten Daten über den Gesundheitszustand vom Patienten an Landesgesundheitsfonds übermitteln müssen, zwar anonymisiert, doch ja – das ist auch aus der Sicht der Arbeiterkammer bedenklich. Ich möchte mich trotzdem jetzt mit Punkt 19 und 20 beschäftigen, die die Veräußerung der Krankenanstalten betreffen. Und zwar, wäre man ehrlich gewesen hätte man gesagt, das Land Kärnten muss einen Kredit oder ein Darlehen aufneh​men, damit man das Budget zusammenbringt. Jetzt hat man doch das Maastricht-Schlupfloch verwendet, das bis 2007 geht, indem man gschwind an die 190 Millionen veräußert. Die KABEG nimmt einen Kredit auf und das Land zahlt den Kredit zurück. Das Löcherstopfen dauert zwei Jahre, da können wir die Gelder lukrieren. Schluss​endlich das Darlehen zurückzahlen müssen wir bis 2030, bis 2035 sogar noch. Also, wenn ich jetzt darüber nachdenke, wie alt der Landeshauptmann zu dieser Zeit sein wird - ungefähr um die 80 Jahre - denke ich doch, dass seine Schulden ihn politisch zumindest weit überleben werden und wir dann auch noch den nächsten drei, vier Generationen sagen werden: Ja, das was ihr jetzt zahlt, das sind noch die Kranken​anstalten. Dass man in Wirklichkeit von dem Kapital, das aufgenommen wird, das Doppelte wird zahlen müssen ist klar. So teuer ist das Geld, wenn man es teuer ein​kauft.

Es ist nur eine interessante Parallele zu Klagenfurt. In Klagenfurt passieren ähnliche Sachen. Da werden Wohnungen an eine private Firma veräußert - unter Anführungs​zeichen - und in Klagenfurt sind aber die Verhältnisse etwas anders, wenn ich ge​rade den Kollegen Ebner sehe. Der schimpft fest auf den Klagenfurter Finanzreferen​ten und sagt: „Was du da machst ist falsche Kommunalpolitik! Das ist falsche Politik in der Stadt, so kann man Politik nicht machen!“ Und da steht auch noch, zitiert vom Kollegen Eber: „Wenn nun diese Gesellschaft auf dem Kapitalmarkt Kredit aufneh​men muss, damit die Stadt Klagenfurt das in Form von Sacheinlage bzw. Geld, dann ist ein Geldfluss in dieser Größenordnung über diese Gesellschaft geflossen. Und das wird mir niemand bis jetzt oder hat mir niemand bis jetzt noch erklärt, wie diese Kredite zurückgezahlt werden sollen.“ Und das ist interessant, dass einmal im Land etwas richtig ist, was in der Stadt falsch sein kann und umgekehrt, weil ja auch von den Kollegen in der ÖVP in der Stadt was verkauft wird, und im Land stimmt man da dagegen. Also ich muss sagen, die grüne Position in Stadt und Land ist gleich. So​was ist einfach ein kleiner Maastrichtschwindel. Das wird uns weiter nichts nutzen. Wir werden da sicherlich nicht mitstimmen und, naja, die Schulden werden wir alle zahlen müssen in den nächsten 30 Jahren. Danke! (Beifall von Abg. Mag. Lesjak und Abg. Ing. Hueter.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)
Holub

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich glaube, ich bin überzeugt davon, dass dieser Akt, der heute den Hohen Kärntner Landtag passiert, einer der brisan​testen Akte ist, die diesen Landtag wahrscheinlich je passiert haben. Auf jeden Fall ganz sicher der brisanteste der den Landtag je passiert hat, seitdem ich hier sitzen darf. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das sagt aber nichts!) Es wird beschlossen, dass die Lie​genschaften samt der Gebäude der Kärntner Krankenanstalten in Klagenfurt, in Villach, in Wolfsberg, in Laas und in Hermagor, an die KABEG verkauft werden. Und ich möchte jetzt doch ein bisschen ins Detail gehen, um zu analysieren, was denn da dahinter steckt. Klagenfurt hat einen Wert von 189.210.000,-- Euro; Villach von 103.270.000,-- Euro; Wolfsberg von 38.000.000,-- Euro; Laas von 9.000.000,-- Euro und Hermagor von 8,8 Millionen Euro. Das ergibt insgesamt 348.000.280,-- Millionen Euro! (LH-Stv. Dr. Ambrozy: Falsch gelesen!) Jetzt heute soll die erste … 348.280.000,-- Euro. Danke, damit auch der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Peter Ambrozy mit mir da d´accord geht.

Heute wollen wir beschließen, dass die ersten zwei Tranchen beschlossen werden und somit das erste Geld fließt, wobei jeder weiß, dass wir diesen Kredit ja als Ge​samtes aufnehmen müssen. Und ursprünglich sollte die Veräußerung zwischen 2005 und 2009 ja in 50 Millionen-Euro-Schritten an die LIG vonstatten gehen. Und ich habe mir jetzt gerade eben noch das Fiedlerpapier herausgesucht. Und ich kann mich noch erinnern, wie der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Peter Ambrozy hier sitzend bei der Debatte um diesen Krankenhausverkauf, mir aus der Bank zuge​rufen hat: „Ja, warum wir denn das über die LIG finanzieren?“ Ja, weil die LIG eine wesentlich bessere Bonität hätte als die KABEG und aus diesem Grund müssen wir die Krankenhäuser an die LIG verkaufen. Und der Herr Fiedler hat im Auftrag von Herrn Landeshauptmann-Stellvertreter Peter Ambrozy und dem Herrn Dr. Jörg Haider das analysiert und ist damals schon mit einer ausgezeichneten Bonität der LIG, im Hintergrund mit dem Land Kärnten, von 4,7 Prozent Zinsen ausgegangen.

Wenn ich mir den Akt ansehe und mir anschaue, dass da das Darlehen über 50 Jahre laufen soll, mit einem Fixzinssatz – im Gegensatz zur LIG – und mir durchrechne, was denn der Zinssatz wäre, mit dem man gerechnet hat, dann brauche ich nur die Rückzahlungen, die minutiös aufgelistet sind, zusammenzählen und abzinsen. Dann komme ich auf 3 %! Und allen Erkundigungen zum Trotz: Niemand – ich habe wirklich viele Experten angerufen -, nicht einer hat mir sagen können, dass so ein Kredit unter 4, 5, 6 % zu haben ist oder noch mehr, weil wir von einem Fixzinssatz ausgehen. Das bedeutet, dass die Belastung für diese 348 Millionen Euro beinahe das Doppelte sein wird. Beinahe das Doppelte! Wir müssen fast so viel, wie wir Geld ins Budget bekommen, ausschließlich an Zinsen zurückzahlen, meine Damen und Herren! Das ist schlichtweg – und ich muss mich aus der Aktuellen Stunde wiederholen – Raubbau an der Zukunft unseres Landes!

Jetzt müssen wir noch dazu das Tempo erhöhen, weil wir im Zuge der Recherchen erkannt haben oder Sie erkannt haben, dass es eine Nebenabrede von Maastricht gibt, die nach 2007 eine Maastricht-gemäße Verwendung nicht mehr möglich macht. Aus diesem Grund ändert sich das ganze System ein wenig. Deshalb nehmen wir halt nicht 50 Millionen auf pro Jahr, sondern nehmen gleich beim ersten Mal knappe 200 Millionen auf.

Abgesehen davon, dass der Regierungssitzungsakt schon zu spät eingebracht wurde und nicht mit Dringlichkeit beschlossen wurde, also die Rechtmäßigkeit dieses Aktes grundsätzlich in Frage zu stellen ist, abgesehen davon, dass der Herr Landeshauptmann Dr. Jörg Haider in der „Kleinen Zeitung“ vom 20. 9. 2005 diese Aktion bezeichnet hat, ich zitiere: „… als eine rein finanztechnische Transaktion, um Geld für das Budget zu lukrieren und dabei die Maastricht-Kriterien einzuhalten …“, finde ich das doch als etwas sonderbar, dass man jetzt hergeht und einen Kredit aufnimmt, den erst die nächste Generation zurückzahlen wird. Ich kann mich noch an die letzte Landtagssitzung erinnern, wo der Herr Landeshauptmann Dr. Jörg Haider sehr stolz den Herrn Pühringer zitiert hat und dass der Herr Pühringer ja das Vorbild sei, an wirtschaftlicher Kompetenz, als Landeshauptmann. (Lärm in der F-Fraktion) Der Herr Pühringer hat heute laut der „APA“ folgendes gesagt: „Es geht um die neue Spitalsfinanzierung, und die Maastricht-Kriterien.“ Im letzten Satz dieser „APA-Meldung“ steht Folgendes, ich zitiere: „Eine Transaktion wie in Kärnten lehnt Pühringer ab. Dort werden die Krankenhäuser an die landeseigene Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft veräußert. Diese zahlt dafür an das Land in zwei Raten vorerst 180 Millionen Euro und nimmt dafür einen Kredit auf, dessen Bedienung zur Gänze das Land übernimmt. Das ist am Anfang ein Geschäft – aber am Ende ist das Geld weg, und die Zinsen und die Annuitäten bleiben.“, argumentiert Pühringer heute in der „APA“.

Nachdem sich das Land Kärnten ja offensichtlich in Hochform befindet, wie wir heute Vormittag gehört haben, 160 Millionen Euro vom Bund her kriegen, wie wir heute in jeder Sitzung hören, 500 Millionen Euro über den Zukunftsfonds erhalten werden, weil wir ihn beleihen und weil wir die Hypobank verkaufen, frage ich mich: Wozu braucht diese Koalition noch 340.000 Euro?! (Abg. Lutschounig: 340 Millionen!) Ja, schaffen Sie es nicht, das Budget so zu sanieren? Schaffen Sie es nicht einmal, ausgabenseitig zu sanieren? Ich frage Sie: Warum wird dieses Geld nicht dafür verwendet, das LKH-neu zu bauen?! Das LKH Klagenfurt hat jährlich Abgänge, die vom Land bezahlt werden müssen. Die Gemeinden müssen schon ihre Zuschüsse über Darlehensfinanzierung aufnehmen! Insgesamt hat die KABEG einen derzeitigen Schuldenstand bei 900 Millionen Euro. Derzeitiger Schuldenstand! Und die Finanzierung des Krankenhauses-neu ist noch nicht gesichert! Sie ist noch nicht einmal erfunden. Niemand weiß: Wie wird man dieses Krankenhaus finanzieren? – Und jetzt wollen Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren von der FPÖ oder BZÖ und von der SPÖ – was mich ja sehr wundert! -, zusätzlich diesen Krankenanstalten eine Schuldenlast von 348 Millionen Euro aufhalsen und insgesamt knapp 700 Millionen Euro an Rückzahlungen, all unseren Bürgerinnen und Bürgern und vor allem den jungen Menschen. Vor kurzem war die SPÖ noch strikt dagegen! Und plötzlich ist sie dafür?! Wir haben heute in der Sitzung schon einmal gehört – ich glaube, es war Klubobmann Scheuch -: „Ober sticht Unter.“ In diesem Fall Dr. Jörg Haider den Dr. Peter Ambrozy. Anders kann ich mir das im Moment nicht erklären. (Lärm im Hause)

Weiters wundert es mich sehr, dass – oder nennen wir es anders: Heute ist das „News“ heraus gekommen. Nachdem wir ja wissen, dass diese 348 Millionen Euro ins reguläre Budget fließen sollen – nicht in irgendein investives Maßnahmenpaket, was Ihre geniale Koalition vielleicht erfunden hätte -, nein, es wird einfach verbraucht. Wir wissen ja, für was wir das Geld ausgeben. Sehr viel Geld davon geben wir aus für Werbung! Wenn ich mir anschaue, eine sechsseitige Werbung, großformatig, im „News“ (zeigt das Journal her), dann frage ich mich, was die kostet. Normalerweise sind Firmen, die sich eine sechsseitige Werbung im „News“ leisten, eher größer (Heiterkeit im Hause wegen Sex/sechs) ´- sechsseitige, ich möchte da keine Missinterpretationen haben – wie zum Beispiel Boeing, die für den Dreamliner da drinnen bewerben.

Noch ein Punkt zu diesem Regierungssitzungsakt, und zwar auf Seite 17 ein sehr interessanter Passus. Das muss ich nur kurz heraussuchen. Moment! – Es geht um das von der SPÖ so laut geforderte Belastungs- und Veräußerungsverbot. Seite 17, im 3. Absatz der 4. Satz, ich zitiere: „Da ein zwischen dem Land Kärnten und der Landeskrankenanstalten-Betriebsgesellschaft vereinbarte Veräußerungs- und Belastungsverbot auf Grund der zivilrechtlichen Rahmenbedingungen nicht verbüchert werden kann, räumt die KABEG dem Land zur Absicherung der schuldenrechtlichen Beschränkung ein unbefristetes Vor- und Wiederkaufsrecht auf Basis valorisierter Kaufpreis ein.“ Also ausschließlich ein Vorkaufsrecht! Und dann kommt noch ein Satz, der bemerkenswert ist: „Dadurch wird das Land so weit wie möglich gegenüber Dritten für den Fall abgesichert, dass die KABEG eine Weiterveräußerung unter Verstoß gegen vertragliche Verpflichtungen anstreben sollte.“ Diese „vertraglichen Verpflichtungen“, die möglicherweise gebrochen werden, von der KABEG, die extra zitiert ist in diesem Akt – es steht in der ersten Zeile dieses Absatzes, nämlich dass der Verkauf der KABEG einer Zustimmung des Landtages bedarf -, das bedeutet, wenn wir die Landeskrankenanstalten jetzt an die KABEG verkaufen, mittels dieses Kredits, dann sind sie im Besitz der KABEG. Und diese KABEG kann dann diese Landeskrankenanstalten auch wieder verkaufen. Natürlich werden Sie jetzt mir wahrscheinlich sofort entgegen halten: „Stimmt ja nicht, denn da sitzen ohnehin wir drinnen, weil der Aufsichtsrat fast ausschließlich aus Politikern besteht.“ – Aber ich frage Sie ganz real und ich frage die Menschen auf der Tribüne: Wie lange werden denn die Politiker im Aufsichtsrat sitzen, wenn plötzlich zu Tage kommt, dass es hinten und vorne nicht mehr geht, sich so ein aufgeblähtes Krankenanstaltensystem noch zu leisten?! Na, dann werden sich alle wieder verabschieden. Was werden wir dann tun? – Das, was wir immer machen, wenn Politiker nicht mehr weiter wissen: Sie ziehen sich zurück und schicken Experten rein. Na, was diese Experten, meine sehr geehrten Damen und Herren, danach für Maßnahmen vorschlagen werden, wenn sie Kapital brauchen, das können Sie sich vorstellen. (Abg. Warmuth: Was denn?!) Wir haben die neuen Krankenanstalten noch nicht finanziert. Na ja, sehr geehrte Frau Abgeordnete, wir werden sie verkaufen müssen, weil wir kein Geld mehr haben. Ganz einfach! Und Sie können das schönreden, so viel Sie wollen, (Abg. Trettenbrein: Wie der Schelm denkt, so ist er!) und Sie können mit finanzmathematischen Analysen kommen, so viel Sie wollen: Das ist eine ganz einfache, lineare Prozentrechnung. Sie können sich ausrechnen, welche Belastungen auf uns zukommen werden.

Eine Milliarde, fast 900 Millionen und noch etwas Schulden, derzeit bei der KABEG. Die Gemeinden finanzieren ihren Anteil bereits über Darlehen. Wir haben die Abgangsdeckung deckeln müssen, auf 197 Millionen. Und trotzdem schafft es die KABEG nicht, diese einzuhalten. Das LKH-neu ist noch nicht finanziert, und wir gehen her und nehmen diesen wahnsinnigen Kredit auf! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Denken Sie doch ein wenig weiter an die Zukunft und an die jungen Menschen in diesem Land! Das können wir nicht tun! Mit diesem Beschluss, heute hier im Haus, belasten Sie die Jugend in Kärnten auf eine Art und Weise, die es vorher überhaupt noch nie gegeben hat! Die hat es noch nicht gegeben! (Lärm im Hause)
Die nächste Sache an diesem wahnsinnigen Kredit – ich muss ihn wirklich als „wahnsinnig“ bezeichnen – ist ja, dass von Seiten der Regierung immer versprochen wurde: „Wir werden die Annuitäten für diesen Kredit nicht über die KABEG zurück zahlen, sondern über das Land.“ Und jetzt ist in der letzten Regierungssitzung am Dienstag plötzlich, ohne die Zustimmung des Aufsichtsrates – wir haben das bereits geklärt, es gibt keinen Beschluss des Aufsichtsrates dafür -, eine Investitionsfinanzierungserhöhung beschlossen worden: im Ausmaß von 80 Millionen Euro. Zufälligerweise machen die Annuitäten für diesen Deal im selben Zeitraum 76 Millionen Euro aus. Da frage ich Sie: Wie können Sie mir das erklären?! Vor allem: Wie werden Sie in Zukunft argumentieren? Wer wird in drei Jahren, in vier Jahren noch wissen, dass wir die KABEG mit 340 Millionen Euro belastet haben, die ins normale Budget gelaufen sind? In der nächsten Legislaturperiode werden alle Politiker bemüht sein, zu sagen: „Nein, nein, das Gesundheitssystem ist so teuer. Und wir müssen da etwas tun!“ Alle werden sich fragen, das ist schlimm, und niemand weiß, dass wir in Wahrheit nichts anderes als laufendes Budget versteckt haben; versteckt bei den Kranken, versteckt in den Krankenanstalten dieses Landes.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich weise Sie noch einmal darauf hin, dass dieser Akt, der heute hier beschlossen werden soll, absolut inakzeptabel für die jungen Menschen in diesem Land ist und absolut inakzeptabel für alle Bürgerinnen und Bürger ist, die Steuern zahlen müssen. Ich fordere Sie auf: Widmen Sie diese 348 Millionen für den Neubau der KABEG zweck! Das wäre doch kein Problem! Warum tun Sie es nicht?! Machen Sie eine Zweckwidmung dieser 348 Millionen Euro, und sagen Sie: „Jawohl, damit werden wir das Krankenhaus-neu finanzieren. Wir haben ein altes Krankenhaus. Verkaufen wir die wertvollen Liegenschaften, und finanzieren wir damit etwas Neues.“ Das würde jeder Unternehmer so machen, das würde jeder Bauer so machen, und jeder Häuselbesitzer würde das so machen. – Aber Sie machen es offensichtlich nicht.

Noch ein kleiner Aspekt zum Budget: Ich kann mich noch ganz genau erinnern, als mich der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Strutz darauf hingewiesen hat, was denn die Steiermark, ach, für ein schlechtes Budget hätte, und die Krankenhäuser in der Steiermark, denen ginge es genauso schlecht. Fakt ist, dass die Steirische Landesregierung die Gesamtschulden ihrer Krankenhäuser wieder ins Budget hinein genommen hat, um endlich eine Budgetwahrheit zu erhalten. Und was machen wir oder Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren von SPÖ und BZÖ – Sie gehen her und verlagern normale Budgetransaktionen in die KABEG, in die Krankenanstalten, also genau das Gegenteil! Im Sinne einer Budgetwahrheit, im Sinne eines sichtbaren Budgets, dass jeder Bürger in diesem Land erkennen kann: Wie steht es um mein Land?, ist das wohl die größte Verschleierungstaktik, die es überhaupt gibt. In diesem Zuge fordere ich Sie auch auf: Haben Sie doch den Mut – ich weiß, in den Regierungen, in den Gemeinden etc. arbeiten wir mit Kameralistik. Kameralistik ist in Wahrheit das, was der Würstl-Poldi im Heiligengeistplatz, der da draußen, 50 Meter Luftlinie, auch machen muss. Ja. Ich fordere Sie auf: Machen Sie doch freiwillig, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo greift sich an den Kopf. – Lärm im Hause.) freiwillig, freiwillig eine doppelte Buchführung für dieses Land, eine doppelte Buchführung, ob nach HGB oder International counting standard, ist mir relativ egal! Herr Kollege Gallo, ich weiß, dass Sie sehr gerne versuchen, mich misszuinterpretieren. Aber mit etwas Willen zum Verständnis werden Sie verstehen, was ich meine. Sie wissen, dass kein Unternehmer eine Kameralistik hat. Dass die BZÖ-Fraktion sehr gerne das absichtlich missversteht, weiß ich. (Lärm im Hause. – 3. Präs. Lobnig: Es ist ein Unterschied, ob ich eine Kameralistik habe oder eine Einnahmen- und Ausgabenrechnung!)

Zeigen Sie allen Bürgerinnen und Bürgern die Wahrheit über den Zustand des Kärntner Landes auf! Zeigen Sie: Wie steht es mit unseren Schulden, auch den außerbudgetären, damit jeder erkennen kann, wie es um unser Land steht. Wir werden auf keinen Fall – auf keinen Fall! – diesem Antrag unsere Zustimmung erteilen! Wir werden ganz im Gegenteil laut Geschäftsordnung eine namentliche Abstimmung verlangen, weil Sie sollen, jeder persönlich, in die Verantwortung genommen werden, vor den jungen Menschen dieses Landes, wer heute und hier diesem Antrag zugestimmt hat und wer nicht. Danke vielmals! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Arbeiter das Wort.)

Tauschitz

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Was ich jetzt über kaufmännische Aussagen gehört habe, vom Kollegen Tauschitz, das ist so wie die Jungsteinzeit, wo man nicht gewusst hat, was in der Bronzezeit passieren wird oder noch weiter zurück. Weil die Kameralistik ist die Staatsverrechnung, lieber Freund, und die Doppik, die du meinst, die der Würstl-Poldi macht, ist etwas völlig anderes. Ich habe sie selber gemacht, jahrelang, war ich in der Lage, weil ich Gott sei Dank damals dafür eingesetzt worden bin. Ich habe das Budget der Krankenanstalten in Grundzeiten gemacht. Und ich weiß, was die Kameralistik ist!

Aber du kannst gerne einmal vorbeikommen, ich gebe dir gerne einmal ein bißerl Nachhilfeunterricht. Danke, für die Einladung! (Beifall von der F-Fraktion.)
Und lieber Herr Tauschitz, welche ÖVP vertrittst du denn? Den beabsichtigten Nie​dergang der Krankenanstalten hat massiv die ÖVP betrieben seinerzeit, massiv be​trieben, dass es im 93iger Jahr zur Ausgliederung gekommen ist, … (Einwand aus der ÖVP-Fraktion.) natürlich auch mit der FPÖ damals, das wissen wir. Und im Endeffekt hat es da Gemeinsamkeiten gegeben, weil man nach langen Sitzungen in den verschiedenen Ausschüssen man doch zu einer Einigung gekommen ist, die das Krankenanstalten-Betriebsgesetz dann hier im Landtag gebracht hat. Und das Kran​kenanstalten-Betriebsgesetz in Kärnten, mit einigen Punkten, über die wir immer wieder diskutiert haben, ist österreichweit anerkannt noch immer das beste. Das nur zur Erinnerung. Aber nicht, weil unbedingt die ÖVP das damals gerne gehabt hätte, weil die ÖVP war damals der Ausgliederung deswegen dahinter, weil sie große Be​reiche der Krankenanstalten geglaubt hat, dann privat in irgendeiner Form und Weise zu bekommen. Es war damals so weit, dass Unternehmen, die ausschließlich der ÖVP gehört haben, schon fast Verträge abgeschlossen gehabt haben; - ob es die Zentralküche war, ob es die Zentralwäscherei war. (Abg. Lutschounig: Welche Unter​nehmen hat die ÖVP gehabt?) Ja, ich könnte dir das sogar namentlich sagen. (Abg. Lutschounig: Bitte!) Ich bin ja nicht so deppert, dass ich das sage und ihr dann zu den Firmen läufts, bittschön! (Es kommt zu mehreren Einwänden aus der ÖVP-Frak​tion. – Lärm im Hause.) Ja, selbstverständlich! Auch jetzt bittschön, gibt’s bereits Interessierte, die sich gerne an den Grundstücken beteiligen würden, wenn sie nicht tatsächlich verkauft werden würden. (Abg. Lutschounig: Ja, aber die ÖVP nicht! – Abg. Tauschitz: Nicht die ÖVP!) Nahestehende, - die ÖVP nicht! (Mehrere Zwischen​rufe aus der ÖVP-Fraktion.)

Naja, ich habe ja heute da unten in der Früh die Gelegenheit gehabt, Kollege Lut​schounig, einige der Herren beim Hereingehen zu sehen und habe danke gesagt, wie ich eine Zitrone gekriegt habe, nebenbei bemerkt. (Dies löst Heiterkeit in der SPÖ-Fraktion aus.) Nebenbei bemerkt! Die waren die Gleichen und sind immer die Gleichen, wobei ich das gar nicht verurteile, weil wenn irgendwo etwas herzugeben ist, das lukrativ ist, sind Unternehmer natürlich interessiert, gewisse Dinge zu ergat​tern.

Damals waren in der Gewerkschaft ÖVP-Vertreter, die für 65 Bereiche in den Kran​kenanstalten Interesse bekundet haben, zu privatisieren. Übriggeblieben, weil nach dem Vorschlag meiner Kollegen - es gibt noch einige die in Funktion sind - war die teure Intensivmedizin, die Geriatrie und interessanterweise auch die Psychiatrie. Alles andere war lukrativ, aber mit Vorstellungen – und jetzt ist ja gerade wieder einer in Öffentlichkeit, der jetzt das eigene Haus bauen wird oder ein Haus bauen für 60 Betten wird, der das Geld hat und sich das leisten kann, was legitim ist, - keine Frage. Der war auch dabei bei der Runde, bei der Runde die sich seinerzeit schon gute Stücke aus dem Bereich der Anstalten heraus gerne hätten; Zentrallabor zum Beispiel, Zentralröntgen zum Beispiel, Zentralsterilisation zum Beispiel und alle Dinge wo man sich ausrechnen hat können, na da gibt’s Cash, das man leicht ver​dient und teilweise so, dass man noch eine Ordination daneben hat und noch leichter verdient, weil die Sachen sollen dann in diesen Bereichen so gemacht werden und kassiert womöglich woanders. Das noch einmal einleitend.

Dass wir seitens des Betriebsrates keine Freude mit Verkaufen und so weiter haben, das habe ich oft genug dokumentiert. Gemäß dem Beschluss, nach dem wir an die LIG verkauft worden sind, sind wir damals gezwungenermaßen aufgetreten und haben damals eine Vereinbarung zwischen dem Land Kärnten und dem Zentralbe​triebsrat der Kärntner Krankenanstalten, Gott sei Dank, vernünftigerweise getroffen. Ich möchte mich noch herzlich dafür bedanken, dass die Regierungsmitglieder bereit waren, das auch mitzutragen, zu unterfertigen, das ich dir – vor allem dem Kollegen Tauschitz – gerne vorlesen möchte, obwohl ich sonst im Landtag eigentlich keine Lesungen mag, wie es bekannt ist.

Diese Vereinbarung garantiert die Sicherung der Standorte, ganz wesentlich. Nach​dem wir jetzt einen Rechnungshofbericht - der irgendwo kommen wird vom Bund - haben, wo wieder fünf oder sechs zugesperrt gehören, wo nur mehr eine Größenord​nung des LKH-Klagenfurt mit 500 bis 900 Betten gehört und alle Dinge, die wir seiner​zeit schon am Tisch gehabt haben. Und ich hoffe, dass der Kärntner Landtag, wenn der Bericht hier liegt, auch dementsprechend positiv darüber redet und diese Vorschläge nicht zur Kenntnis nehmen wird.

Der nächste Punkt, damit was weitergeht: Der Neu- und Ausbau der Kärntner Kran​ken​anstalten, sowie die Sicherung einer flächendeckenden und für alle leistbaren hochwertigen Gesundheitsversorgung in Kärnten. Geldmittel, die aus der Übertra​gung der Kärntner Krankenanstalten an die KABEG resultieren, fließen allein diesen Zwecken zu. Darüber hinaus wird für die Dienstverhältnisse eine Beschäftigungsga​rantie abgegeben, die auch viele stört. Die Beschäftigungsgarantie in den Kranken​anstalten stört viele, sowohl in den öffentlichen als vor allem auch in den privaten draußen, der Brief, der damals Gott sei Dank, von Regierungsmitgliedern abge​schlossen worden ist.

Dann haben wir weiters in dieser Vereinbarung festgehalten, dass nach Übertragung der Krankenanstalten in das Eigentum der Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft diese weiterhin zu 100 Prozent im Eigentum des Landes Kärnten verbleiben. Eine Änderung bedarf einer Zweidrittelmehrheit im Kärntner Landtag und die dafür not​wendige Gesetzesänderung wird im Kärntner Landtag beschlossen.

Zweitens: Allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in einem Dienstverhältnis stehen, wird der Bestand ihrer Dienstverhältnisse garantiert, unabhängig von Auswirkungen durch organisatorische Veränderungen im Kärntner Gesundheitswesen. Das ist ein ganz wesentlicher Punkt für die Arbeitnehmer, nach den unsicheren Themen, die wir täglich über Medien und so weiter erfahren.

Die Beschäftigten der Kärntner Krankenanstalten bleiben Landesbedienstete - das ist auch in diesem Gesetz formuliert - und unterliegen dem Landesvertragsbedienste​tengesetz. Eine etwaige Änderung wird zukünftig auch nur mit Zweidrittelmehrheit im Kärntner Landtag beschlossen werden können. Der Aufrechterhaltung von öffent​lichen Dienstleistungen ist der Vorzug vor Privatisierungsüberlegungen einzuräumen. Dieser Punkt wird wahrscheinlich der ÖVP nicht unbedingt gefallen. Die Drittelparität der Vertreter des Zentralbetriebsrates im Aufsichtsorgan der KABEG wird hergestellt. (Zwischenrufe aus der ÖVP-Fraktion.) Ja, wer hat denn das damals geändert? – Selbstverständlich die FPÖ – damals hat sie noch FPÖ geheißen - aber nur möglich gemeinsam mit der ÖVP! Und euer Klubobmann war derjenige, der das massiv be​trieben hat, dass man trotz Arbeitsverfassungsgesetz weitgehend von einer Drittel​parität spricht. Nur, man streitet: Ist es eine Gesellschaft, ist es keine Gesellschaft? Wie immer, das ja immerhin … (Abg. Lutschounig: Du glaubst, je mehr Betriebsräte drin sind, wird das finanzielle Desaster nicht mehr zuschlagen können oder was?) Ja, ich kann dir und deinen Freunden nur anraten, dass sie bei den anstehenden Be​triebsratswahlen sehr viele Mandate machen, dann sind sie vielleicht auch vertreten im KABEG-Aufsichtsrat! (Dies löst Heiterkeit bei der SPÖ-Fraktion aus.)

Aber liebe Freunde von der ÖVP! Liebe Freunde von der ÖVP, noch einmal! (Abg. Lutschounig: Das wird auch in Zukunft so bleiben! Das bleibt!) Wer hat denn damals verhindert, dass man über Alternativen im Aufsichtsrat geredet hat? Eure Vertreter im Aufsichtsrat, bittschön! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Sablatnig!) Wir haben keinen … das möchte ich gar nicht namentlich sagen, weil ich ihn sonst persönlich recht gerne mag, Kollege Gallo! Wer wollte damals, dass zu den bestehenden Ausbauplänen auch Alternativen eingebracht werden? Das wurde damals im Aufsichtsrat von eurer Fraktion massiv verhindert. Ein Jahr später, interessanterweise, ist aber dann auf einmal ein Konzept auf den Tisch gebracht worden, allerdings hintennach, und ein bisschen verspätet, über das man sogar – wenn es frühzeitig eingebracht worden wäre – diskutieren hätte können. (Abg. Lutschounig: Jetzt sage uns deinen Vor​schlag, wie man aus dieser Misere …) Warte ein bisschen, wart! Ich höre auch immer zu, wenn du redest! Und du redest sehr oft, lieber Freund! Die aus dem Ver​kaufserlös erzielten Mittel müssen langfristig in voller Höhe in den Gesundheitsbe​reich zurückfließen. Das ist ein offener Punkt, über den wir uns ganz sicher dement​sprechend auch im Aufsichtsrat unterhalten werden. Das einmal zu einem der Ge​setze, nämlich dem Krankenanstalten-Betriebsgesetz.

Was für mich ganz wesentlich ist da drin, ist auch die Novellierung des Rechnungs​hof​gesetzes, dass auch weiterhin bittschön die Kontrolle aller über gewisse Höhen hinausgehenden Gelder, die derzeitige Kontrolle und so weiter auch haben werden. Das einmal in diese Richtung. Ich glaube, dass ich noch gerne mitteilen würde, dass die jetzige Regierung – das, was die jetzt vorhat, unter Führung vieler schwarzer Minister – nämlich wieder den Privatisierungsgedanken einzubringen. Ich fahre Mor​gen nach Wien, weil ich eine Einladung von unserer Zentrale draußen habe, weil die zuständige Ministerin - locker auf ihre Art - einen Supervorschlag eingebracht hat. Nur als Beispiel, meine Kollegen von der ÖVP: Nämlich die Ambulanzen zu privati​sieren! Wir sind wieder beim alten Thema: Privatisieren! Wer wird denn bittschön jetzt diese Ambulanzen dann führen? Eure Leute, Lexer et cetera und so weiter viel​leicht, oder wer immer? (Abg. Lutschounig: Du hast gesagt, du nennst keine Namen!) Ja, das hat er sich selber geschrieben, deswegen kann ich das auch nennen, sonst tue ich das eigentlich nicht in diese Richtung.

Wie geht es weiter, bittschön? Wie geht es weiter? Was privatisieren wir als Näch​stes? Dass Ihr gerne die Betriebe schlucken täts, das wissen wir schon ungefähr 25 Jahre. Ich hoffe, dass das auch hier in diese Richtung, auch wenn das Krankenan​stalten-Betriebsgesetz jetzt beschlossen oder novelliert wird, halten wird. Die Über​tragung – jetzt sind wir wieder beim Kaufmännischen, lieber Kollege Tauschitz! Seit​dem die KABEG besteht, sind die Liegenschaften schon längst in den Bilanzen! Schon längst in den Bilanzen! Das weiß jeder von euch, deswegen ist es auch für mich eine Übertragung und kein Verkauf. Ob er das versteht oder nicht versteht ist eine andere Frage. Was mit dem Geld passieren wird? - da wird es eine sicher län​gerführende Diskussion geben. (Abg. Tauschitz: Es gibt noch drei andere Ausdrücke dafür. Fakt ist, dass wir einen Kredit aufnehmen müssen!) Schau, lieber Kollege Tau​schitz, dass es auch eine finanzielle Dringlichkeit ist, das wissen wir alle, das brau​chen wir nicht beschönigen, keiner. Nur, es wird eine gewisse Notwendigkeit. Wenn Gelder aus diesem Bereich dann dort landen, wo sie hingehören, werden wir das auch dementsprechend über die Bühne bringen.

Zur Krankenanstaltenordnung: Hier gibt es natürlich viele Umsetzungspunkte, die vom Bund gekommen sind. Also brauchen wir gar nicht so lange herumreden, und ich werde es mir hier nicht anmaßen, obwohl ich gerne über die Verkürzung der Aufent​haltsdauer und die ganzen Dinge, die es gibt, diskutieren würde, ich werde es aber nicht tun, weil ich möchte nicht so lange bleiben. Ich weiß nicht, wie weit die Wiener, die Bundesregierung, verkürzen will. Auf einen Tag oder auf zwei? Weil in allen Krankenanstalten, in den öffentlichen vor allem - über die privaten mögen andere dann reden – ist bereits die Aufenthaltsdauer so verkürzt worden, dass es teilweise schon fast unzumutbar dem Patienten und teilweise auch den Angehörigen gegen​über ist. Das möchte ich nur pauschal einmal in diese Richtung stehen lassen. Alle anderen Punkte könnte man zur Kenntnis nehmen und wir werden dem auch dem​entsprechend zustimmen. Wenn von Qualität gesprochen wird; wir hoffen, dass die Qualität bleibt, die medizinische Versorgung qualitativ so bleibt. Die Medizin ist sehr schnelllebig, die Technik kostet immer mehr, - gar keine Frage. Aber die Kärntner Bevölkerung hat ein Recht, dass sie auch in Zukunft die beste medizinische Versor​gung bekommen wird.

Kollege Ragger wird einen Abänderungsantrag einbringen, weil es auch hier die Dis​kussion über die EDV gegeben hat. Und ich glaube, dass die EDV ausschließlich kostengünstigst, nur zentral für alle Krankenanstalten für die Zukunft zur Verfügung gestellt werden sollte. Man arbeitet ja schon längst daran und es wäre ein Fehler, wenn man da eine Teilung in zwei Bereiche machen würde. Ich möchte das nur kurz erwähnen. Magister Ragger wird dann dementsprechend die Anträge einbringen. Danke fürs Zuhören! (Abg. Tauschitz: Bitte! - Beifall von der F- Fraktion und der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort.)
Arbeiter

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

(Abg. Schwager, die Pulthöhe einrichtend: Ich habe nicht gewusst, dass der Abge​ordnete Arbeiter so groß ist, gelt! – Dies löst Heiterkeit im Hause aus. – Es herrscht Heiterkeit und Lärm im Hause.) Danke! Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Land​tag! Mein Vorredner, Kollege Arbeiter, es freut mich für dich und die Belegschaft, dass du dich in großen Bereichen dieser anstehenden Gesetze durchgesetzt hast. Trotzdem kann ich dir leider nicht damit dienen, dass ich da in wesentlichen Be​reichen meine Zustimmung geben kann, aus etlichen Gründen, die ich noch ausfüh​ren werde. (LH-Stv. Dr. Ambrozy: Voriges Jahr hast mitgestimmt! Voriges Jahr hast mitgestimmt!) Ja, ja! Das kann schon sein. (Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion.) Das war auch nicht so eine Ho-Ruck-Aktion wie diese und ich hatte damals auch bessere Unterlagen, und es war mir leichter möglich, auch die Hintergründe zu eruieren, was jetzt nicht der Fall ist in der Kürze der Zeit.

Eingehen möchte ich aber noch auf das … (LH-Stv. Dr. Ambrozy: Wärst zu mir ge​kommen, Franz! – Abg. Lutschounig: Er stand unter Klubzwang!) Ja, sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, danke für dieses Angebot; werde ich in Zu​kunft wahrnehmen. So, die Steiermark wurde zitiert – mit der habe ich mich auch be​fasst. Bezüglich der Schuldenentwicklung in der Steiermark möchte ich bitten, auch die ÖVP, dort die Steiermark nicht unbedingt als Vorbild für Kärnten heranzuziehen, weil dort steht fest, dass allein in der Stadt Graz circa ein Schuldenberg von 800 Millionen Euro vorhanden ist und, dass das Land Steiermark mit circa 2 Milliarden Euro verschuldet ist. Das zieht sich so durch fast durch alle Bundesländer, … (Lärm im Hause.) sämtliche Bundesländer sind in keiner allzu rosigen Lage. Und da gehört grundsätzlich einmal geschaut, wie man die immer steigenden Aufgaben der Länder in Zukunft überhaupt finanzieren kann. Aber ganz schlecht ist, wenn man das durch allzu hohe Kreditaufnahmen macht, weil damit natürlich die Zukunft verbaut wird. Es ist absehbar, dass in wenigen Jahren tatsächlich - sowie es schon an die Wand ge​malt wurde - dann die Mittel und die Einnahmen des Landes nur mehr zur Schulden​tilgung und zur Tilgung von Zinsen herangezogen werden können.

Wir alle sind natürlich – da schließe ich überhaupt keinen aus – für leistungsfähige Krankenhäuser in Kärnten und für ein leistungsfähiges Krankenhauswesen, aber der Weg, den wir jetzt einschlagen, scheint mir nicht recht zielvoll, vor allem scheint mir nicht zielvoll, dass man hergeht und da in relativ kurzer Zeit sehr fragwürdige Ver​tragswerke mit sehr großer Wirkung ausarbeitet, im hunderten Millionenbereich. Es ist ja gesagt worden, dass da 348 Millionen Euro fließen sollten.

Das wird heute mit Zweidrittelmehrheit auf die Tagesordnung gegeben und ruck-zuck abgestimmt. Also dem kann ich natürlich keine Zustimmung geben! Noch dazu, wenn man sich das Landesbudget anschaut, das wir jetzt durchleuchten, wo wir im Ausschuss Auskunftspersonen geladen haben und jeder uns glaubwürdig sagt, Dr. Kreiner für die Verkehrsabteilung, dass das eh noch zu wenig ist, was er hat; er braucht noch 1,5 Millionen Euro mehr. Glaubwürdig! Die anderen, die gekommen sind, jeder uns berichtet: Nirgends geht etwas abzuzwicken, sodass uns nichts anderes übrig bleiben wird, als diesen Abgang von zirka 130 Millionen Euro zu schlucken und eine Neuverschuldung von 82 Millionen Euro in Kauf zu nehmen. Und so geht das weiter, sodass dann tatsächlich sich alle zusammensetzen sollen und wirklich das Notwendige machen sollten, wie einen richtigen Kassasturz. Nicht ein Durchleuchten von Kleinigkeiten, dass man vielleicht da 100.000 Euro wegzwickt und dort auch. Das wird es nicht bringen, weil es da um ganz gewaltige Summen geht!

Zu diesen Gesetzen möchte ich nur eines sagen. Ich werde mich zum Tagesordnungspunkt 22, der da extra behandelt wird, zum Gesundheitsfonds nicht extra zu Wort melden, aus zeitökonomischen Gründen, sondern ich sage gleich, dass ich diesem Gesundheitsfonds meine Zustimmung geben werden. Auch der Krankenanstaltenordnung werde ich meine Zustimmung geben – aber die zusammenhängenden Tagesordnungspunkte 19 und 20, Landeskrankenanstalten-Betriebsgesetz, werde ich keine Zustimmung geben und dem Verkauf an die KABEG, Tranchen und Haftungen werde ich auch keine Zustimmung geben. Danke schön! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen)

(Der Vorsitzende erteilt 3. Präs. Lobnig das Wort.)

Schwager

Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Im Vorfeld dieser heutigen Beschlussfassung hat es natürlich schon einige Diskussionen in den Medien vorab gegeben; schon Tage zuvor, auch schon vor der gesagten Regierungssitzung, die vorgestern stattgefunden hat. Ich meine schon, dass ich einige Punkte hier in diesem Hause nicht unwidersprochen lassen kann.

Zum Einen einmal, Kollege Abgeordneter Holub: Ich lasse mir gerne etwas vorrechnen. Wenn du meinst, Kärnten hat täglich einen Schuldenzuwachs von 600.000 Euro, dann hat bei Ihnen das Jahr entweder nur 138 Tage oder wir gehen von einer Neuverschuldung von 219 Millionen Euro pro Jahr aus. Ich rechne sie einmal mit 80 Millionen. Da lasse ich mir das hier gerne einmal vorrechnen. Ich bin ja auch sehr gelehrig. (Abg. Ing. Scheuch: Peinlich!)

Nun zu Ihnen, meine Herren von der ÖVP: Von der ÖVP wird ja gesagt – und auch Landesrat Martinz hat das in einer Presseaussendung gemeint: „Der KABEG-Deal kostet Kärnten 350 Millionen Euro.“ (Abg. Lutschounig: Dazu stehen wir. Ja!) Ich weiß nicht, hat er hier gerechnet auf Grund der Bonität der ÖVP oder der Bonität des Abgeordneten Tauschitz? Wenn ich die 350 Millionen Euro hernehme, bei einer Finanzierungslaufzeit von 25 Jahren, bei institutioneller Finanzierung, das heißt bei der Hypo, bei einer Institutionsbank, nicht bei einer kleinen Bank, die ja gar nicht mitbieten können wird, und das Land Kärnten weiterhin verpflichtet, Investitionsgarantien und Haftungen abzugeben, dann haben wir mit heutigem Tag einen Zinssatz von 2,15 %. Und bei institutioneller Kapitalaufnahme und Finanzierung liegen wir 0,5 % darüber! Das heißt, wir haben maximal 2,65 %. Und wenn man 3 % rechnet, auf 25 Jahre, dann stellt sich für mich noch die Frage: Zahlen wir vorschüssig oder nachschüssig? Das ist auch eine Unterscheidung. (Zwischenruf des Abg. Lutschounig) Dann habe ich bei 25 Jahren keine 315 Millionen Zinsen, sondern dann habe ich nicht einmal 100 Millionen Zinsen. Das möchte ich nur einmal klarstellen und einmal verdeutlichen! Sie lassen sich gerne eine neue Rechnung aufstellen. Das ist einmal zu diesem Punkt, meine lieben Damen und Herren! (Abg. Lutschounig: Das ist völlig falsch! – Beifall von der F-Fraktion. – Abg. Lutschounig: Die Bank möchte ich sehen, die 25 Jahre lang 3 % garantiert. Diese Bank gibt es nicht, die 25 Jahre lang 3 % garantiert!)

Der Herr Kollege Tauschitz ist ja da? – Herr Kollege Tauschitz, von Ihnen wird gemeint, (Lärm im Hause. – Vorsitzender: Am Wort ist Herr Präsident Lobnig, bitte!) die KABEG hat einen Mehraufwand von Investitionsplan von 80 Millionen. Ja, dann müsste ich fragen: Entweder ist Landesrat Martinz nie bei der Sitzung oder er ist dabei und weiß nicht, von was er redet oder was er hört. Es gibt bei der Aufsichtsratssitzung – ich war ja selbst bei einigen Sitzungen dabei, auch in Vertretung – vierteljährliche Aufsichtsratssitzungen, wo auch Informationen über die finanziellen Auswirkungen der Investitionspläne vorgetragen werden.

Es gibt auch halbjährlich Fortschreibungen der Investitionsprogramme mit genauen Darstellungen und Detailinformationen. Da müsste auch Landesrat Martinz wissen, dass es im Investitionsprogramm 2003 bis 2005 eine Minderung des Investitionsvolumens von 40 Millionen gegeben hat. Von 2005 bis 2008 80 Millionen ergibt in Summe 40 Millionen Steigerung und nicht 80 Millionen! Diese 40 Millionen sind aber begründet durch Detailprojekte, Zusatzprojekte! Das wird sicherlich der Vorsitzende oder auch Gesundheitsreferent, Dr. Ambrozy, bestätigen können, wie etwa die Investitionserweiterung Lymphklinik oder auch etwa durch Veränderungen im Ver- und Entsorgungszentrum. Das sind die Investitionen, die einen Mehrbetrag von Investitionen in der Höhe von 40 Millionen ausmachen.

Geschätzte Damen und Herren! Wir beschließen heute ja eine Vorgangsweise eines Verkaufs der Liegenschaftsteile an die KABEG. Ich glaube, der Sinn dahinter liegt wohl auch in mehreren Gründen. Zum einen, weil ich meine, dass es auch zweckmäßig und wirtschaftlich sein kann, die gesamte Projektabwicklung LKH-neu durch die KABEG als Liegenschaftseigentümer unmittelbar selbst durchzuführen und zu finanzieren. Darüber hinaus hat aber die KABEG auch die Möglichkeit, sich selbst eigener Finanzierungsinstrumente zu bedienen, wie etwa Leasing oder auch nicht Leasing, sondern auch selbst am Kapitalmarkt günstige Finanzierungsmittel bekommen kann. Darüber hinaus bleibt natürlich auch die Garantie des Landes Kärnten aufrecht, dass auch die Haftung und die Investitionszuschüsse, die das Land Kärnten dazugeben wird, aufrecht bleiben.

So gesehen, meine Damen und Herren, ist das eine Miesrederei der gesamten Budgetentwicklung und auch des Projektes LKH-neu, wo ich sagen kann: Wir als Freiheitliche werden dem nicht folgen, wie Sie es meinen. Wir werden diesem Antrag unsere Zustimmung geben! Danke! (Abg. Tauschitz: No na! - Beifall von der F-Fraktion.)

(Abg. Tauschitz: Zur tatsächlichen Berichtigung! Bitte, Mikro der ÖVP einschalten! – Abg. Ing. Scheuch: Geht nicht. Er ist nicht einmal selbst Betroffener! – Ich bin persönlich angesprochen, deshalb darf ich mich zur Geschäftsordnung melden!)

Lobnig

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Lesjak. (Abg. Tauschitz: Darf ich mich zur tatsächlichen Berichtigung melden! Herr Klubobmann Scheuch, bitte, tun wir nicht herum diskutieren! In zwei Minuten ist es vorbei. – Lärm im Hause. – Herr Präsident, ich bitte Sie, eine Minute, ganz kurz!) Vor der nächsten Wortmeldung! (Abg. Tauschitz: Vor der nächsten? – Das ist die nächste!) Vor der nächsten Wortmeldung; ich habe ja bereits das Wort erteilt! (Lärm im Hause. – Abg. Tauschitz: Die jetzige!)
Ferlitsch

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Präsident! Auch wir werden dem Krankenhausverkauf natürlich nicht zustimmen, weil wir der Meinung sind, dass diese Art der Finanzpolitik früher oder später – vielleicht eher früher – zu einem totalen Finanzkollaps führt. Wenn man immer nur Vermögen veräußert und veräußert, dann ist irgendwann einmal nichts mehr da. Das sagt einem der logische Hausverstand. Übrig bleiben die Schulden! Womit werden die Schulden zurückgezahlt, wenn es keine Einnahmen gibt?

Diese Finanzpolitik zielt darauf ab: auf Deregulierung, Privatisierung und auch auf einen Abbau des Sozialstaates. Das können wir nicht gutheißen! Der Verkauf der Krankenanstalten durch das Land Kärnten an die landeseigene KABEG führt dazu, dass in den Landesbudgets 2005 und 2006 Einnahmen von 90,8 Millionen bzw. für 2006 98,4 Millionen aufscheinen, die ja nur zu einer optischen Verringerung der Nettoneuverschuldung führen. Die Finanzierung dieses Kaufpreises durch die KABEG erfolgt durch die Aufnahme eines Darlehens, für das das Land Kärnten die Haftung und die Rückzahlungsverpflichtung übernimmt.

Nach meiner Rechnung schaut das also so aus: Für diese zwei Jahre wäre der Verkaufserlös insgesamt zirka 200 Millionen Euro, und die Darlehenstilgung, wenn man das auf zirka 30 Jahre rechnet und einen realistischen Zinssatz annimmt, dann wären das zirka 400 Millionen Euro, also zirka das Doppelte. Dann bleibt unterm Strich ein Minus von 200 Millionen Euro übrig. Wer finanziert diesen Verlust?! Wer wird diesen Verlust finanzieren? Es gibt zwar eine Rechnung, buchhalterisch, wie das verbucht wird, aber es gibt kein Konzept, das festlegt, woher die Einnahmen kommen, um diesen Verlust zu finanzieren. Das ist unvollständig und nicht nachhaltig! Das belastet die zukünftigen Generationen, unsere Kinder und Kindeskinder. Und die werden sich ganz schön anschauen, weil dies nicht mehr leistbar sein wird! Das sagt mir mein natürlicher Hausverstand. Wenn ich als Privater zum Beispiel einen Kredit von 100.000 Euro aufnehme, muss ich das Doppelte zurückzahlen. Aber ich werde keinen Kredit kriegen, wenn ich diesen Kredit nicht auch durch ein Vermögen besichern kann. Das Vermögen ist ja dann vom Land auch weg. Und übrig bleiben eigentlich die Schulden. Das ist zu kurz gedacht. Das greift zu kurz. Es ist eine Katastrophe, auf die wir zusteuern! Ich sage es noch einmal, in der Aktuellen Stunde habe ich das auch schon gesagt: Dieser Wagen fährt mit hoher Geschwindigkeit an die Wand, und dann wird es kleschen!

Was mich auch sehr bedenklich stimmt, das ist das Verhalten des BZÖ, weil in der Stadt Klagenfurt Sie dem Verkehr der Wohnungen aus Verantwortungsgründen nicht zugestimmt haben. Also dort handeln Sie anders als da. Wie ist denn das erklärbar?!

Abschließend sei noch gesagt, das ist auch schon erwähnt worden, dass es für das LKH-neu auch noch kein Finanzierungmodell gibt. Vielleicht gibt es ein Modell, aber es gibt keine Grundlage, kein Geld. Und die alten Mieten werden auch übrig bleiben. (Abg. Trettenbrein: Nur zahlen sie keine Miete!) Das halte ich für eine schwere Katastrophe, für einen Finanzkollaps. Das Land Kärnten müsste eigentlich Konkurs anmelden. Wenn es sich schon selbst als Unternehmen betrachtet, muss es auch so ehrlich sein und sagen: „Entschuldigung, aber das haben wir nicht mehr hingekriegt!“ Danke schön! (Beifall vom Abg. Holub. – KO Abg. Mag. Grilc klopft beifällig auf das Pult.)

Mag. Lesjak

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Zur tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Abgeordneter Tauschitz gemeldet. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Präsident! Ich wurde persönlich angesprochen, mit dem Zitat „falsche Zahlen“. Es ist mir einfach, darauf zu reagieren, weil Sie nur den Akt 4-FIN-B3714-2/5, Regierungssitzungsakt vom letzten Dienstag, herbei nehmen brauchen. Seite 2, ich zitiere: „Demgemäß sieht der aktuelle, vom Aufsichtsrat in seiner Sitzung vom 30. 5. zur Kenntnis genommene und gegenüber dem ursprünglichen Investitionsplan 2003 Abweichungen (+/- Millionen) Investitionsplan 2005 bis 2010 Investitionen vor: 2005 plus 9,7, 2006 plus 29,8, 2007 plus 19,2, 2008 plus 21,8.“ Das Zusammenzählen überlasse ich Ihnen! Danke! (Abg. Lutschounig: Ein Finanzbeamter kann halt nicht zusammenzählen!)

(Der Vorsitzende erteilt 2. LHStv. Dr. Ambrozy als Gesundheitsreferent das Wort.)

Tauschitz

Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy (SPÖ):

Dr. Ambrozy

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Das, was heute hier beschlossen wird, in seiner Umsetzung, ist ja im Landtag schon mehrfach diskutiert worden. Wir haben das im Zuge des Budgetprogramms bis 2009 diskutiert. Wir haben das im Zuge der Entscheidungen über das LKH-neu diskutiert und über die Investitionen, die dort vorgesehen waren, und wir haben das beginnend eigentlich ab dem Jahre 2003 in Regierung und Landtag diskutiert, als die Finanzierungsvereinbarungen zwischen dem Land Kärnten und der Krankenanstalten-Betriebsgesell​schaft zur Finanzierung des Projektes LKH-neu abgeschlossen worden sind. Ich frage mich, wer 2003 die Koalition in dem Lande gebildet hat … (Abg. Tauschitz: Finanzierung LKH-neu, bitte! – Heiterkeit in der SPÖ- und in der FPÖ-Fraktion.) Tauschitz, was glaubst du, was wir heute tun! Ich glaube, du bist bei der falschen Veranstaltung. (Heiterkeit im Hause) Am 9. 9. 2003 ist die erste Finanzierungsvereinbarung vom Kollegen Pfeifenberger damals und mir unterzeichnet worden. Sie ist auf Grund der geänderten Budgetplanung einmal abgeändert worden, unterzeichnet vom Herrn Landeshauptmann und von mir. Letztlich haben wir damals klar zum Ausdruck gebracht, dass wir das LKH-neu nur mit Fremdmitteln finanzieren können.

Das hat nie jemand abgestritten, das hat nie jemand bestritten oder verschleiert. Mag sein, dass es manchen nicht in den Kopf gegangen ist, Kollege Tauschitz, aber ich denke den Rest der Abgeordneten ist es in den Kopf gegangen. (Abg. Lutschounig: In den Kopf gestiegen!) Entschuldige, das hast du von dir gesagt, das will ich nicht bestreiten. Und daher muss ich sagen, wenn wir das heute beschließen, dann geht es letztlich darum, wie wir diese Fremdfinanzierung tatsächlich zustande bringen. Weil in der Finanzierungsvereinbarung des Landes mit der KABEG ist ja eindeutig festgelegt – in der ersten zumindest – dass das LKH Neu im Wege einer Leasingfi​nanzierungsvariante zu finanzieren ist und, dass das Land Kärnten letztlich die Lea​singraten übernimmt. Jetzt haben wir die Dinge in der Weise geändert, als dass wir Möglichkeiten anderer Finanzierungen auftun. Und jetzt sage ich es noch einmal: Es ist in Wahrheit nichts anderes als mit der Liegenschaft „Krankenanstalten“ maas​trichtkonform Fremdmittel aufzunehmen, die letztlich dazu herangezogen werden, um das große Investitionsprogramm im Krankenanstaltenbau auch finanzieren zu können.

Und ich bin nicht so ein „Finanzexperte“ wie der Kollege Tauschitz, aber auch ich habe mich erkundigt und derzeit ist für institutionelle Anleger, auch dieser Größen​ordnung, ein Kreditzinssatz, entweder floatend – wenn man es als Fremdwährungs​kredit aufnimmt – von 0,8 Prozent erzielbar, oder wenn man es fix verzinst aufnimmt mit 2,15 Euribor, (Abg. Tauschitz: Und die wissen, dass das 20 Jahre ist; zu denen gehe ich auch! – Mehrere Einwände aus der ÖVP-Fraktion.) also plus 0,5. Also ist die Grundlage … ja, okay, also den Häuslbauer der einen Kredit um 3 Prozent kriegt, den musst mir auch erst suchen, weil genau der kriegts nämlich nicht, Kollege Tau​schitz, sondern das kriegen nur die institutionellen Anleger. (Es folgen weitere Zwi​schenrufe aus der ÖVP-Fraktion. – Unaufmerksamkeit bei der ÖVP-Fraktion. – Es er​folgen Zwiegespräche von Abgeordneten der ÖVP-Fraktion mit Abgeordneten der

F-Fraktion. – Lärm im Hause.) Aber bleiben wir einmal bei dem. Ich meine, ich streite ja nicht mit dem, denn eines muss ich schon sagen. Wir haben genau die Kreditan​nahme, – und da muss ich sagen, der Herr Fiedler hat nicht immer gescheite Sachen gesagt als Rechnungshofpräsident; das haben wir oft kritisiert und in dem Fall irrt er auch - aber wir sind bei der Kreditannahme von einer sehr vorsichtigen Verzinsung ausgegangen, nämlich mit 3 Prozent. Und das ist eine durchaus realistische, vorsich​tige Rechnung. Und jetzt muss ich ganz ehrlich sagen: Wenn sich im Laufe der nächsten 20 Jahre Veränderungen am Kapitalmarkt ergeben, dann wird’s auf der an​deren Seite auch Veränderungen geben. (Mehrere Einwände aus der ÖVP-Fraktion.)
Das heißt, das kann heute niemand wirklich voraussagen, sondern wir können nur aufgrund von Expertenmeinungen – und jetzt muss ich ganz ehrlich sagen, unsere Finanzabteilung hat sich hier ganz gewissenhaft damit auseinandergesetzt, sagen - das sind die Annahmen, von denen wir ausgehen und das kostet es. Und jetzt sage ich Ihnen noch etwas, Kollege Tauschitz! Jetzt können'S sagen: Ja, bei den Liegen​schaften kostet das soviel. Wir sollen einen Kredit aufnehmen. Ja was soll sich denn da beim Zinssatz ändern? Erklären Sie mir das jetzt einmal! Wenn ich also diese 300 Millionen Euro, die ich jedenfalls brauchen werde, um das LKH Neu zu bauen, als Kredit aufnehme ohne diese Transaktion, dann bin ich erstens nicht maastrichtkon​form und ich garantiere Ihnen, dass wir nicht einmal ein hundertstel Prozent weniger an Zinsen zahlen müssen als so. (Zwischenruf von der F-Fraktion.) Aber geh, jetzt können'S sagen, das was Sie oder Ihre Fraktion, damals die FPÖ und SPÖ, gemein​sam beschlossen haben, nämlich, dass wir das Krankenhaus-Neu bauen und der KABEG eine Finanzierungsgarantie geben, dass das alles für die Fisch ist. Ja, wenn wir die Diskussion dort beginnen, dann kann ich ganz ehrlich sagen, dann muss ich sagen, für unsere Fraktion kann ich garantieren, dass wir zu dem, was wir da verein​bart haben für die Krankenanstalten stehen werden. Sie könnten ja eine gleiche Er​klärung abgeben, dann würde wahrscheinlich allen leichter sein nach Ihrer Rede. (Beifall von der F-Fraktion und der SPÖ-Fraktion.)

Und jetzt zum Investitionsprogramm. Ich bin in Wahrheit entsetzt – ich sage das jetzt ganz bewusst – emotional entsetzt, welche Panikmache die ÖVP mit der wichtigsten Investition des Landes Kärnten in die nächsten Jahrzehnte betreibt. Denn eines kann niemand hier behaupten, dass das, was an geplanten Investitionen beschlossen wurde, der ÖVP entgangen ist. Also, wer das behauptet, der sollte am besten seinen Sitz räumen und den Landtag verlassen. Ich sage das ganz offen! Weil wir haben im Laufe der letzten sechs Jahre – und ich bin Zeitzeuge – und da können'S, sage ich jetzt auch, den Kollegen Wurmitzer fragen und alle jene, die noch hier gesessen sind- - der Kollege Grilc weiß das, der Kollege Lutschounig weiß das – wir haben in diesen Jahren eine ständig transparente Politik hinsichtlich der Investitionsvorhaben ge​macht!

Und ich sage auch noch etwas. Die KABEG hat sogar euer "Perlenschnur-Projekt" und die Kosten, die da durch den ÖVP-Klub entstanden sind, bezahlt – damit wir das auch einmal da deutlich sagen! (Einwand aus der SPÖ-Fraktion.) Das hat niemand aufge​fordert. Und auch – das muss ich auch sagen – die Schließungsstudie von Köck und Ebner, von der heute offensichtlich niemand mehr was wissen will, ist auch über Zu​stimmung von ÖVP und FPÖ letztlich zwangsweise der KABEG aufoktruiert worden, wenn wir schon von Kosten reden. Aber die Investitionsplanung ist transparent ge​macht worden und wir haben im Jahre 2003 einen Investitionsplan bis zum Jahre 2008 gemacht. Der Herr Präsident Lobnig hat das ganz korrekt dargestellt und wir haben – das sage ich Ihnen jetzt auch noch dazu – in der Finanzierungsvereinbarung des Landes mit der KABEG auch eindeutig die Verpflichtung der KABEG auferlegt, dass in regelmäßigen Abständen die KABEG dem Land Kärnten – also der Landes​regierung – die Investitionspläne vorzulegen hat, insbesondere dann, wenn Änderun​gen erfolgen.

Und wir haben damals, als der erste Investitionsplan 2003 beschlossen wurde, zwei wesentliche Zusatzprojekte nicht drinnen gehabt. Das ist einmal der Bau der Lymph​klinik in Wolfsberg mit annähernd 10 Millionen Euro und das sind die Veränderungen aufgrund geänderter Aufgaben, die dem Ver- und Entsorgungszentrum im LKH-Kla​genfurt übertragen worden sind, einen Zusatzplan oder eine Zusatzinvestition in der Größenordnung von rund knapp 30 Millionen. Das sind 40 Millionen in Summe, 39 Komma noch etwas, die seit dem Investitionsplan 2003 mehr zur Finanzierung be​schlossen worden sind. Und jetzt sage ich das noch einmal, auch wenn irgendwelche Leute behaupten, sie waren nicht dabei! Die Lymphklinik Wolfsberg ist einstimmig beschlossen worden! Hier im Hause haben alle gesagt, das muss kommen und im Aufsichtsrat haben wir es beschlossen. Die geänderte Aufgabenstellung aufgrund der ökonomischen Berechnungen des Ver- und Entsorgungszentrums in Klagenfurt ist einstimmig – ich sage es noch einmal „einstimmig“! – im Aufsichtsrat der KABEG beschlossen worden. Also diese 40 Millionen mehr an Gesamtsumme gegenüber dem Investitionsplan 2003 sind außer Streit gestanden. Wer heute hier herausgeht und sagt, er hätte nichts davon gewusst, dem kann ich wirklich nur die Empfehlung abgeben, er sollte diesen, seinen Sitz räumen, weil er fügt dem Land Kärnten und einem seiner wichtigsten Investitionen größten Schaden zu. (Beifall von der F-Frak​tion und der SPÖ-Fraktion.)
Und jetzt sage ich noch etwas. Wenn jemand nichts davon versteht, wie man Investi​tionspläne fortschreibt und dann zwei Summen zusammenzählt, die nicht zusam​mengehören, dann sollte er sich einmal erkundigen, ob die Note in Mathematik in seinem Maturazeugnis noch stimmt. Ich sage das auch bewusst, denn wenn ich einen Investitionsplan erstelle und aufgrund von bestimmten Umständen Geldmittel, die in einem Jahr vorgesehen waren nicht ausgebe, weil das mit der Planung oder mit geänderten Bedingungen nicht geht, und ins nächste Jahr verschiebe, und dann den Investitionsplan insgesamt hinausschiebe, dann sind das nicht Mittel die doppelt verrechnet werden, sondern nur einmal. Und auch hier – ich kanns dem Kollegen Tauschitz zeigen – dieser Investitionsplan abgeändert gegenüber dem Investitions​plan 2003 bis 2008 auf 2005 bis 2010 und valorisiert – das muss man auch noch dazu sagen. Dieser Investitionsplan ist am 30. Mai heurigen Jahres im Aufsichtsrat der KABEG einstimmig zur Kenntnis genommen worden, ohne Wortmeldung. (Abg. Ing. Scheuch: Wo war denn da der Martinz!) Und da frage ich: Wo war der dabei? Wo war er dabei? Das ist im Detail per Powerpoint jedem Aufsichtsratsmitglied zur Kenntnis gebracht worden, im Vorfeld jedes einzelne Projekt durchleuchtet worden, das heißt, die Information ist transparent. Und das ist belegbar, das ist nachweisbar! (Zwischenruf aus der ÖVP-Fraktion.)
Meine Herren aus der Österreichischen Volkspartei! Sie betreiben hier bewusste Desinformationspolitik, bewusste Panikmache und das alles in vollem Bewusstsein, wie die Wahrheit wirklich aussieht! Und das ist verurteilenswert! (Beifall von der F-Fraktion und der SPÖ-Fraktion.) Weil ich muss Ihnen ehrlich sagen, und ich sage das einfach, weil ich in den letzten sechs Jahren hier eine ganz intensive Arbeit ge​leistet habe, damit das zustande gebracht wird. Wir bauen für die Kärntner Bevölke​rung derzeit das modernste Krankenanstaltenwesen Österreichs und wahrscheinlich darüber hinaus aus. Dazu hat sich dieser Landtag nach intensiver Diskussion – und die war nicht immer konfliktfrei – einstimmig entschieden. Und ich denke, dass wir jetzt die Verpflichtung haben, unserer Kärntner Bevölkerung zu sagen, was da pas​siert. Wenn Sie oder der Herr Martinz da hinausgehen und denen sagen, dass wir das Geld verschleudern, dass wir das Land an die Wand fahren, sozusagen wie der Crash-Pilot vom ÖAMTC, dann kann ich Ihnen nur sagen: Hier versündigen Sie sich an einer der wichtigsten Maßnahmen, die die Landespolitik gesetzt hat! Und ich würde bitten: Hören Sie auf damit! Denn wir haben jetzt die Aufgaben, den Men​schen draußen zu sagen, was mit diesen 350 Millionen geschieht, - nämlich die Finanzierung des modernsten Krankenanstaltenwesens in ganz Kärnten und darüber hinaus des modernsten Kran​kenhauses in Klagenfurt. Und ich denke, das ist unsere Aufgabe, die wir jetzt draußen haben. Und, wenn Sie heute hier nicht mitstim​men, dann müssen Sie sich selbst von der sogenannten, von Ihnen immer gern zi​tierten nachfolgenden Generation vorwerfen lassen, dass Sie an diesem großen Pro​jekt nicht mitgewirkt haben. (Beifall von der F-Fraktion und der SPÖ-Fraktion. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist ein Wahnsinn, dass die den absetzen wollen …!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trannacher das Wort.)
Dr. Ambrozy

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Verehrter Herr Präsident! Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Hohes Haus! Politik ist offensichtlich das einzige Feld an dem Logik völlig außer Kraft gesetzt ist. Denn, Kollege Tauschitz: Ja, es handelt sich bei der betreffenden Materie um eine finanz​technische Transaktion. Und ja, Kollege Holub, es handelt sich um ein Maastricht​schlupfloch. Aber ich frage Sie, was Sie dem Herrn Kollegen Zwick, zukünftiger Vize​bürgermeister der Landeshauptstadt Klagenfurt in diesem Zusammenhang erzählen möchten? Denn, und das ist ein ganz formaler und klarer und logischer Vorgang, die Gründung der Klagenfurter Immobiliengesellschaft ist ebenso ein finanztechnischer Vorgang, der ein Maastrichtschlupfloch ausnützt, um das Stadtbudget mit frischem Geld aufzufetten. (Abg. Tauschitz: Aber die Dimension!) Ich denke, wenn man sich die Dimensionen anschaut, lieber Stefan, dann weiß ich nicht, ob 50 Millionen Euro für die Stadt Klagenfurt nicht ebenso groß dimensioniert sind, wie das Geld, das das Land Kärnten aufgrund der Übertragung der Gebäude der Krankenanstalten an die KABEG lukriert. Aber offensichtlich ist es nicht dasselbe, wenn Zwei das Gleiche tun.

Was hat die Sozialdemokratie in diesen Causen gemacht, ja? In Klagenfurt war es der sozialdemokratische Ansatz zu sagen: Wir stehen dafür, dass die Mieter und Mieterinnen der Gemeindewohnungen, die übertragen werden sollen an diese Immo​biliengesellschaft, bestmöglich abgesichert werden. Wir stehen dafür, dass die Mieter und Mieterinnen, die sich die Wohnungskosten nicht mehr leisten können, endlich ein effektives Unterstützungssystem mit diesem Geld erhalten. Und wir stehen dafür, dass Mieter und Mieterinnen endlich auch ein Mitbestimmungsrecht bekommen.

Das haben wir gemeinsam mit der ÖVP in Klagenfurt beschlossen und werden es umsetzen.

Was haben wir im Land getan? – Auch da war die Sozialdemokratie dafür verantwortlich, dass die Gelder, die durch die Übertragung ins Landesbudget kommen, tatsächlich für die Investitionsvorhaben im Gesundheitssystem zweckgewidmet werden. Wir haben dafür gesorgt, dass die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Krankenanstalten abgesichert werden, dass sie Landesbedienstete bleiben. Wir haben vor allem – und das scheint mir der wichtigste Bereich zu sein! – dafür gesorgt, dass der Aufsichtsrat paritätisch zusammengesetzt wird und dass die Interessen der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen da, wo die Entscheidungen getroffen werden, tatsächlich verankert sind. Das sind die Tatbestände.

Ich denke, wir haben als Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen mit diesen rein finanztechnischen Transaktionen nicht wirklich eine Freude. Aber, die Budgetsituation des Landes ist eine, die uns andere Fraktionen eingebrockt haben. Angesichts der Budgetsituation ist es ein vernünftiger Schritt, zu schauen: Wie kann man tatsächlich ein hochwertiges Gesundheitssystem für die zukünftigen Generationen aufbauen, ausbauen und absichern, sodass wir tatsächlich das erreichen, was zutiefst sozialdemokratischer Grundsatz ist: ein solidarisches Gesundheitssystem auf höchstem Niveau, das allen Kärntnern und Kärntnerinnen zur Verfügung steht.

In diesem Sinne werden wir die Beschlüsse auch mittragen. Die Zukunft wird davon abhängen, wie wir sie auch hier im Landtag – und hier spreche ich jede einzelne Abgeordnete und jeden einzelnen Abgeordneten an - unsere Verantwortung wahrnehmen. Letztlich ist es laut Landesverfassung so, dass der Landtag die Budgethoheit und damit auch Einfluss auf die Mittelverwendung hat. Bauen wir da nachhaltige Strukturen, dass das Budget saniert wird, dass gleichzeitig aber die wichtigen Kernaufgaben der öffentlichen Hand, nämlich eine Absicherung des Sozial- und Gesundheitssystems, stattfinden kann! Danke! (Beifall von der SPÖ- und von der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Mag. Trannacher

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich danke dem Herrn Landesgesundheitsreferenten und ich bitte, ihm das zu überbringen, aufrichtig für die klarstellenden Aussagen. Denn ein Mitglied dieses Hauses, das einen Würstlstand mit Kameralistik gleichsetzt, hat jeden Anspruch, ernst genommen zu werden, verwirkt.

Wenn es um die Übertragung von Liegenschaften oder Rechten oder Anteilen geht, hat, offen gesagt, die ÖVP wenig Grund, zu polemisieren. Ich nenne die Beispiele BIG, LIG, ASFINAG, ÖSAG usw. – überall mit Federführung ÖVP. Viele Gemeinden, Städte tun da. Und die ÖVP schreit landauf, landab: „Weniger Staat, mehr privat!“ Das beginnt bei den Gemeindebauhöfen und endet irgendwo. Der Salto, den die ÖVP hier macht, ist nicht nachvollziehbar. - Aber was nachvollziehbar ist, das sage ich Ihnen auch: Das, was Sie hier heute betrieben haben, ist lupenreine Panikmache auf Kosten der Bediensteten der Krankenanstalten und auf Kosten der Patientinnen und Patienten. Lassen Sie sich das auch einmal gesagt sein! (Beifall von der F-Fraktion)

Ich sehe hier den ehemaligen Klubobmann Wutte noch vor mir. Bei jeder Gelegenheit hat er diese Art der Ausgliederung und Übertragung eingefordert. Der Herr Kollege Arbeiter hat zu Recht die Beispiele der versuchten Filetierung im Spitalsbereich hier sehr dezent angeschrieben. Im Sozialbereich war das nicht anders. Ich nenne das Ding auch beim Namen. Die Frau Scheucher mit ihrem Hilfswerk hat auch keine Gelegenheit ausgelassen, sich hier in Position zu bringen, um die Dinge an sich zu reißen, die gewinnversprechend sind.

Was wir gemacht haben, war ein anderer Weg. Wir haben im Einklang mit den Bediensteten, mit dem Betriebsrat, hier den Weg beschritten. Ich werde nachher auch noch einige Vorteile, die dabei auch zu lukrieren sind, anführen. Worum geht es denn? – Der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy hat das erwähnt. Es geht um Investitionen. Die kosten Geld. Jetzt ist es nicht anders als in der Privatwirtschaft. Man kann Geld für Investitionen ansparen. Wenn man das nicht kann, bleibt nur mehr der Weg über Fremdfinanzierung, Darlehen aufzunehmen. Das ist es! Das macht jeder. Ich würde dem Herrn Studenten raten, auch einmal bei sich zu beginnen. Denn ich bin 30 Jahre in der Wirtschaft tätig. Ich habe noch keinen Cent und vorher keinen Groschen an Fremdmitteln gebraucht und habe auch überlebt. Daher werde ich Ihnen noch kurz erwähnen, welche (Abg. Lutschounig: Das steht im Widerspruch zu dem, was du da herinnen machst. Ein Widerspruch!) Vorteile … Ich habe ja kein Landesvermögen, Herr Abgeordneter Lutschounig. (Abg. Lutschounig: Aber die Verantwortung!) Ja, ich habe die Verantwortung. Ich komme zur Verantwortung schon auch noch. Da sind wir dann wieder auseinander, wahrscheinlich. (Abg. Lutschounig: So ein Widerspruch, wie das ist. Der richtet sich von selber!)

Durch die jetzige Lösung wird es dem LKH-neu ermöglicht, Vorsteuerabzug geltend zu machen, das heißt hier geht es um den Gewinn von 20 % an Vorsteuern. Die Ausgliederung vorher, wie sie die ÖVP gewollt hat, hätte weitere Nachteile gebracht, denn damals war die Gesetzeslage so, dass Grunderwerbssteuer und auch Nebenkosten, wie beispielsweise eine Eintragungsgebühr angefallen wären.

Noch etwas zur Aufklärung: Hier wurde moniert, dass ein Belastungs- und Veräußerungsverbot nicht eingetragen wird und kritisiert, dass hier ein Vorkaufsrecht oder die Möglichkeit in Anspruch genommen wird. Lassen Sie sich sagen: Aus rechtlicher Sicht ist die Eintragung von Belastungs- und Veräußerungsverboten nur unter Familienmitgliedern möglich aber nicht zwischen Gesellschaften. Soviel zu Ihrem Herrn Studenten!

Jetzt komme ich ein wenig noch zu dem, was der Tagesordnungspunkt 1 enthält. Hier geht es darum, dass für bestimmte Dinge die wesentlichen … (Zwiegespräche zwischen Regierungsmitgliedern im F-Klub. – Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Das ist leider das Problem der ÖVP. Jetzt ist gerade wieder ein Antrag eingetroffen, der in die Möglichkeit der „sprachlichen Frühförderung“ fällt. So daneben ist das Ganze! Aber bitte, das nur nebenbei. (Heiterkeit und Beifall der F-Fraktion)
Die Punkte, die aus dem Tagesordnungspunkt 1 hier noch zu kommentieren sind, sind folgende: Es werden im Wesentlichen über Tatbestände, die im § 3 enthalten sind, als Erfordernis die Zweidrittelmehrheit angeführt. Das ist – das soll man schon auch sagen! – eine Zementierung der derzeitigen Verhältnisse. Das kann man als gut betrachten, wenn man an Sicherheit denkt. Das kann man als weniger gut betrachten, wenn man an die (vielleicht auch notwendige) Flexibilität und Beweglichkeit denkt. Aber das ist eine ähnliche Diskussion, ob wir beispielsweise in Kärnten besser mit einer Konzentrationsregierung fahren oder mit einer Mehrheitsregierung mit Opposition. Das ändert nichts!

Dann komme ich zu dem, was der Herr Abgeordnete Lutschounig eingeworfen hat. (Zwiegespräche in der ÖVP-Fraktion. - Vorsitzender, das Glockenzeichen gebend: Meine Damen und Herren! Bitte schenken Sie dem Redner mehr Aufmerksamkeit! – Abg. Lutschounig: Das fällt einem schon sehr schwer!) Entscheidend ist, wie weit jeder Einzelne bereit ist, Verantwortung zu übernehmen. Darum geht es! Und das ist der entscheidende Punkt! Wir sind bereit, diese Verantwortung zu übernehmen, denn es geht auch um einige andere Dinge, einige andere Positionen. So um die Zukunft der Ausbildung der Pflegehilfe, die jetzt das Land machen soll, während die KABEG weiter die Fort- und die Sonderausbildung machen soll. Es geht weiter um die Möglichkeit von Beteiligungen an Unternehmen.

Was ich noch erwähnen möchte: Es gibt einen Zusatzantrag, der auch Sinn macht, insofern, als damit sichergestellt werden soll, dass das krankenanstaltenübergreifende Informationssystem zentral im strategischen Bereich zusammenzufassen ist und die verschiedenen Anbieter, bei denen es auch natürlich um wirtschaftliche Interessen geht, damit gezwungen werden, für das System hier eine tolle, eine gute Informationsschiene aufzubauen.

Von freiheitlicher Seite werden wir all diesen drei Anträgen in Wahrnehmung unserer Verantwortung für die jetzige Generation, für die Kranken, für die Bediensten und für die zukünftigen Generationen zustimmen! (Abg. Warmuth: Bravo! - Beifall von der F-Fraktion.)

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Es liegt mir keine weitere Wortmeldung mehr zu den Tagesordnungspunkten 19 bis 21 vor. Ich darf den Berichterstatter zum Tagesordnungspunkt 19 ersuchen, sein Schlusswort zu halten! Bitte, Herr Berichterstatter!

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte.)
Die Spezialdebatte wurde beantragt. Wer damit einverstanden ist: Bitte um ein Handzeichen! – Danke, das ist mehrheitlich so beschlossen, gegen die Stimmen der Grünen und der ÖVP-Fraktion.

(Der Berichterstatter beantragt das ziffernmäßige und artikelmäßige Abstimmen.)

Wer damit einverstanden ist: Bitte um ein Handzeichen! – Danke, das ist wieder mehrheitlich so beschlossen. Ich bitte, fortzufahren!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Landesgesetz, mit dem die Kärntner Landesverfassung geändert wird

Die Kärntner Landesverfassung – K-LVG, LGBl. Nr. 85/1996, zuletzt in der Fassung des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 62/2005, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4.

Ich beantrage die Annahme von Artikel I.

(Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. – Berichterstatter:)

Artikel II

Änderung der Geschäftsordnung des Kärntner Landtages

Das Gesetz über die Geschäftsordnung des Kärntner Landtages (K-LTGO), LGBl. Nr. 87/1996, zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 12/2004, wird die folgt geändert:

§ 68a Abs. 3 lit. f lautet:

„f) die Änderung oder Aufhebung des Kärntner Nationalparkgesetzes (Art. 27 Abs. 2a K-LVG) sowie der §§ 3 Abs. 1, 14 Abs. 1, 27 Abs. 1, 35 Abs. 2 und 39 Abs. 4 des Kärntner Landeskrankenanstalten-Betriebsgesetzes (Art. 27 Abs. 3 K-LVG);“

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. – Berichterstatter:)

Artikel III

Änderung des Kärntner Landesrechnungshofgesetzes 1996

Das Kärntner Landesrechnungshofgesetz 1996 – K-LRHG, LGBl. Nr. 91/1996, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. ../2005, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6.

Ich beantrage die Annahme.

(Art. II wird mehrheitlich angenommen. – Berichterstatter:)

Artikel IV

Änderung des Kärntner Landeskrankenanstalten-Betriebsgesetzes

Das Kärntner Landeskrankenanstalten-Betriebsgesetzes – K-LKABG, LGBl. Nr. 44/1993, in der Fassung des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 86/1996, der Gesetze LGBl. Nr. 18/2001, 66/2001, 16/2002 und ../2005 sowie der Kundmachungen LGBl. Nr. 3/2001 und 4/2003, wird die folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4.

Ich beantrage die Annahme.

(Art. IV wird mehrheitlich angenommen. – Berichterstatter:)

Es liegt ein Zusatzantrag vor, um die lit. 4a einzufügen.

Der Zusatzantrag gemäß § 61 K-LTGO zur Ldtgs.Zl. 27-3/29, der Abgeordneten KO Scheuch, KO Markut, Ragger und Arbeiter betreffend dieses Gesetzes:

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Lit. 4a: Im § 3 Abs. 5 wird nach lit. b folgende lit. q angefügt:

„q: Das krankenanstaltenübergreifende Informationssystem ist zentral im strategischen Bereich zusammenzufassen.“

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird mehrheitlich, von SPÖ- und F-Klub, angenommen. – Berichterstatter:)

Ich fahre fort. Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16, Ziffer 17, Ziffer 18, Ziffer 19, Ziffer 20, Ziffer 21, Ziffer 22, Ziffer 23, Ziffer 24, Ziffer 25, Ziffer 26, Ziffer 27, Ziffer 28, Ziffer 29, Ziffer 30, Ziffer 31, Ziffer 32.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Ziffer 5 bis Ziffer 32 erfolgt mit Mehrheit. – Berichterstatter:)
Arikel V – Übergangsbestimmungen

Absatz 1, Absatz 2

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Absatz 1 und Absatz 2 erfolgt wiederum mit Mehrheit. – Der Vor​sitzende: Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)

Gesetz vom 29. September 2005 mit dem die Kärntner Landesverfassung, die Ge​schäfts​ordnung des Kärntner Landtages, das Kärntner Landesrechnungshofgesetz 1996 und das Kärnt​ner Landeskrankenanstalten-Betriebsgesetz ge​ändert werden

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt mit Mehrheit. – Der Vorsitzende: Dritte Lesung! – Berichterstatter:)
Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Landesverfassung, die Ge​schäfts​ordnung des Kärntner Landtages, das Kärntner Landesrechnungshofgesetz 1996 und das Kärntner Landeskrankenanstalten-Betriebsgesetz geändert werden, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt mit Mehrheit.)
Mag. Ragger

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Tagesordnungspunkt 20. Ldtgs.Zl. 246-3/29, - es liegt mir ebenfalls keine Wortmel​dung mehr vor – ich darf dem Berichterstatter das Schlusswort erteilen!

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mehrheitlich, mit den Stimmen der F-Fraktion und der SPÖ-Fraktion beschlossen.)
Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

A) Gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG stimmt der Kärntner Landtag der Übertragung der in der Anlage 1) ausgewiesenen und im Eigentum des Landes stehenden Liegenschaf​ten, Liegenschaftsteilen und Liegenschaftsrechten samt Gebäuden der Kärntner Lan​deskrankenanstalten, dies umfasst die Landeskrankenhäuser in Klagenfurt, Villach, Wolfsberg, Laas und Hermagor, an die Landeskrankenanstalten-Betriebsge​sellschaft (KABEG), mit dem Ziel einer Zusammenführung des bisherigen Nutzungs​rechtes mit dem Eigentumsrecht grundsätzlich zu. Die Übertragung soll in Tranchen erfolgen und bedarf jährlich einer gesonderten Beschlussfassung durch den Kärntner Landtag.

B) 1) Gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG wird die Kärntner Landesregierung ermächtigt, die in der Anlage 3) (bezeichnet als Tranche 1) angeführten und im Eigentum des Landes Kärntnen stehenden Liegenschaften, Liegenschaftsteile und Liegenschafts​rechte samt Gebäuden des Landeskrankenhauses Klagenfurt im Jahr 2005 auf der Basis eines den im Bericht angeführten Eckpunkten entsprechenden Kaufvertrages an die Landeskrankenanstalten-Betriebsgesellschaft (KABEG) zum Kaufpreis von

€ 90.820.000,-- zu veräußern.

2) Gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG wird die Kärntner Landesregierung ermächtigt, die in der Anlage 4) angeführten und im Eigentum des Landes Kärnten stehenden Liegen​schaften, Liegenschaftsteile und Liegenschaftsrechte samt Gebäuden des Landes​krankenhauses Klagenfurt im Februar 2006 auf der Basis eines den in Bericht ange​führten Eckpunkten entsprechenden Kaufvertrages an die Landeskrankenanstalten-Betriebsgesellschaft (KABEG) zum Kaufpreis von € 98.390.000,-- zu veräußern.

C) Gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG wird die Kärntner Landesregierung ermächtigt, für Anleihen, Darlehen und sonstige Verbindlichkeiten, die die Landeskrankenanstalten-Betriebsgesell​schaft im Zusammenhang mit dem Erwerb der 1. Tranche und 2. Tranche an Liegenschaften und Gebäuden des Landes Kärnten zeichnet, aufnimmt bzw. eingeht, Haftungen bzw. Garantien bis zu einem Gesamtbetrag von

€ 189.210.000,-- zu übernehmen.

Die Erteilung der Ermächtigung an die Kärntner Landesregierung gemäß Punkt B) und C) erfolgt vorbehaltlich des Inkrafttretens der notwendigen Änderungen der ge​setzlichen Bestimmungen des Kärntner Landeskrankenanstalten-Betriebs​geset​zes, die eine Übertragung der in Rede stehenden Liegenschaften erst ermöglichen.

Anlage 1), Anlage 2), Anlage 3), Anlage 4), Anlage 5)

Ich beantrage die Annahme.

Mag. Ragger

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Die Annahme wurde beantragt. Ich bitte die Damen und Herren Abgeordneten, die Plätze einzunehmen! Es liegt von den vier ÖVP-Abgeordneten ein Antrag um namentliche Abstimmung vor. Bitte, Herr Schriftführer!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß

Ich bitte laut mit Ja zu beantworten.

Abgeordneter Mag. Ebner: Ja! - Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag ist entschul​digt. – Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo: Ja! Abgeordneter Gritsch: Ja! Abgeordneter Gunzer: Ja! Abgeordneter Ing. Haas: Ja! Abgeordnete Mag. Knicek: Ja! Abgeord​neter Lobnig: Ja! Abgeordneter Mag. Ragger: Ja! Abgeordneter Ing. Scheuch: Ja! Abgeordneter Trettenbrein: Ja! Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl: Ja! Abgeordnete Warmuth: Ja! – Abgeordneter Willegger ist entschuldigt. – Abgeordneter Zellot: Ja!

Abgeordneter Arbeiter! – Ist nicht anwesend. Abgeordnete Mag. Cernic: Ja! Abgeord​neter Ferlitsch: Ja! Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser: Ja! Abgeordneter Köfer! – Ist auch nicht anwesend. Abgeordneter Markut: Ja! (Der aufgerufene Abgeordnete betritt ge​rade den Saal und gibt seine Stimme noch nicht am Platz befindlich ab.) Das geht bitte nur vom Platz aus; ganz streng! Abgeordneter Markut: Ja! Abgeordneter Mock: Ja! Abgeordnete Dr. Prettner: Ja! Abgeordneter Schlagholz: Ja! Abgeordneter Scho​ber: Ja! Abgeordneter Seiser: Ja! Abgeordneter Strauß: Ja! Abgeordnete Mag. Tran​nacher: Ja! Abgeordneter Vouk: Ja!

Abgeordneter Mag. Grilc: Nein! Abgeordneter Ing. Hueter: Nein! Abgeordneter Lut​schounig: Nein! Abgeordneter Tauschitz: Nein!

Abgeordneter Holub: Nein! Abgeordnete Mag. Lesjak: Nein!

Abgeordneter Schwager: Nein!

Mag. Weiß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

So, ich darf das Abstimmungsergebnis bekannt geben. Anwesend 33, 27 Stimmen: Ja! 6 Stimmen: Nein! Und nicht anwesend 3 Stimmen. Damit ist der Beschluss klar.

Wir kommen zum Punkt 21. Ich darf dem Berichterstatter Herrn Mag. Kaiser das Schlusswort erteilen!

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mit Mehrheit beschlossen. – Auch der An​trag des Berichterstatters auf ziffernmäßige Aufrufung wird einstimmig beschlossen.)
Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Der Landtag von Kärnten hat in Ausführung des Bundesgesetzes über Krankenan​stalten und Kuranstalten, BGBl.Nr. 1/1959, zuletzt geändert durch das BGBl. I Nr. 179/2004 beschlossen:

Artikel I

Die Kärntner Krankenanstaltenordnung 1999 – K-KAO, LGBl.Nr. 26, zuletzt geändert durch das LGBl.Nr. 56/2003 wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16, Ziffer 17, Ziffer 18, Ziffer 19, Ziffer 20, Ziffer 21, Ziffer 22, Ziffer 23, Ziffer 24, Ziffer 25, Ziffer 26, Ziffer 27, Ziffer 28, Ziffer 29, Ziffer 30, Ziffer 31, Ziffer 32, Ziffer 33, Ziffer 34, Ziffer 35, Ziffer 36, Ziffer 37.

Ich ersuche um Annahme von Arikel I.

(Die Annahme von Artikel I erfolgt einstimmig. – Berichterstatter:)
Artikel II

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3.

Ich ersuche um Annahme von Artikel II.

(Die Annahme von Artikel II erfolgt einstimmig. – Der Vorsitzende: Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)
Gesetz vom 29. September 2005 mit dem die Kärntner Krankenanstaltenordnung 1999 geändert wird:

Ich ersuche um Annahme von Kopf und Eingang!

(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt einstimmig. – Der Vorsitzende: Dritte Lesung! – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Krankenanstaltenordnung 1999 geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich ersuche um Annahme der 3. Lesung!

(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt einstimmig.)
Mag. Dr. Kaiser

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Ich komme zum Tagesordnungspunkt


22.
Ldtgs.Zl. 253-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volks​gruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Landesver​fassung geändert und ein Kärntner Gesundheitsfonds eingerichtet wird



./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser.

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten; Europa ist die 1. Lesung erfolgt.

Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke, Herr Präsident! Hoher Landtag! In aller Kürze, nachdem auch das hier aus​führlich in den zuständigen Ausschüssen und im Begutachtungsverfahren diskutiert wurde und man sich damit auseinandergesetzt hat. Es geht auch hier um eine 15a-Vereinbarung. Es geht darum, dass in Kärnten - ebenso wie in anderen Bundeslän​dern - ein Gesundheitsfonds und eine Gesundheitsplattform eingerichtet wird. Die Regelung dieser Einrichtungen, sowohl des Fonds als auch der Plattform, als auch daraus resultierender weiterer Gremien, ist in diesem Gesetz an und für sich fest​gehalten und die Zusammenfassung bzw. die Zusammensetzung der Organe befin​den sich ebenfalls darin.

Es wurde entsprechend des Artikel I, Absätze 2 und 4 der Vereinbarung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden, ebenso der Konsultationsmechanismus und ein künftiger Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften darum in Kenntnis gesetzt, durch​geführt und all diese Unterlagen waren die Entscheidungsgrundlage für den hohen Ausschuss des Kärntner Landtages.

Ich ersuche um Durchführung der Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt als Erster Abg. Warmuth das Wort.)
Mag. Dr. Kaiser

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren Abgeordnete! Als im Frühjahr 2004 die Arbeitskoalition zwischen Freiheitlichen und Sozialdemokraten vereinbart wurde, hat man sich gemeinsam das ehrgeizige Ziel gegeben, sich für eine leistbare, flä​chendeckende und hochwertige Gesundheitsversorgung einzusetzen.

Wenn wir heute hier im Landtag für einen Kärntner Gesundheitsfonds mit einer Ge​sundheitsplattform stimmen, dann schaffen wir uns jenes Fundament, welches zu einer besseren Kooperation zwischen den einzelnen Sektoren des Gesundheitswe​sens führen soll. Neben einer gezielten Abstimmung in der Planung und Steuerung sowie Finanzierung des gesamten Gesundheitswesens geht es insbesondere darum, dass die Kosten gedämpft werden, die Effizienz gesteuert wird, aber auch um die flächendeckende Sicherung und Verbesserung der Qualität. Künftig besonders wich​tig erscheint mir jedoch auch der Vorsorgeaspekt. Derzeit betreiben wir hauptsäch​lich „Reparaturmedizin“. Wir müssen auch verstärkt Präventionsprojekte über diese Gesundheitsplattform starten, welche auch die Eigenverantwortung zu mehr Gesund​heits​bewusstsein der Menschen unseres Landes stärkt.

Aus meiner Sicht muss künftig besonderes Augenmerk der Arbeitsplatzgesundheit gewidmet werden. Mobbing, Stress und Depressionen sind im Vordergrund und be​deuten volkswirtschaftliche Einbußen, sodass über dieses Thema verstärkt diskutiert werden muss und auch Lösungsansätze gefunden werden müssen. Ein Punkt der Zukunft wird auch sein, eine geriatrische Spezialmedizin zu schaffen, und die Ärzte verstärkt in diese Richtung im Bezug auf die zunehmende Überalterung der Bevölke​rung auch zu schulen und weiterzubilden.

Und ein dritter wichtiger Aspekt erscheint mir sehr wichtig, nämlich die Vorsorgeme​dizin, auch geschlechtsspezifisch zu formulieren. Beispielsweise war es bis vor Kur​zem überhaupt nicht erkennbar, dass auch Frauen Herzinfarkte haben und, dass man dementsprechend auch geschlechterspezifisch noch mehr in die Materie von Krankheiten und Gesundheitsvorsorge eindringen sollte. Mit ein Punkt der Zukunft ist aber auch die Stärkung der Regionalspitäler und auch der Neubau des LKH Klagen​furt. Das sind jene Schwerpunkte, die eine optimale Gesundheitsversorgung in allen Teilen Kärntens gewährleisten.

Daher bekennen wir uns alle zur Standortgarantie unserer Krankenhäuser. Ziel muss aber auch sein, das kleine Spitäler durch den Ausbau von Netzwerken, Kooperatio​nen und Nutzung von Synergieeffekten noch zu einer höheren Wirtschaftlichkeit ge​langen können, insbesondere sollte auch die Telemedizin in den kleinen Kranken​häusern in Verbindung mit den Zentralkrankenhäusern forciert werden.

Mit ein Punkt für die Zukunft eines florierenden Gesundheitswesens muss aber sein, den Mitarbeitern im Gesundheitswesen gute Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten zu gewähren, verbesserte Arbeitsbedingungen und ein faires Einkommen. Denn die Pflege ist der direkte Dienst am Menschen und bedeutet große Verantwortung.

Geschätzte Damen und Herren! Wenn wir heute die Zusammensetzung der Gesundheitsplattform beschließen, so können wir im Hinblick auf die Zusammensetzung dieses Gremiums sehr optimistisch sein. Immerhin präsentieren zwölf Mitglieder dieser künftigen Plattform eine paritätische Zusammensetzung an großer Sachkompetenz. Das Land Kärnten und die Sozialversicherungsträger entsenden die drei Mitglieder. Daneben werden jeweils ein Mitglied der Bundesregierung, des Gemeindebundes, der Landeskrankenanstalten-Betriebsgesellschaft, ein Vertreter von geistlichen Spitälern und der öffentlichen Krankenhäuser sowie der Ärztekammer und der Patientenanwaltschaft entsandt.

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Zustimmung zu dieser Verfassungsänderung bedeutet, für eine leistbare und hochwertige Gesundheitsversorgung einzutreten. Und das ist letzten Endes auch unser politischer Auftrag. Selbstverständlich werden wir dieser Verfassungsänderung unsere Zustimmung geben! (Beifall von der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Prettner das Wort.)

Warmuth

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Hoher Landtag! Die 15a-Vereinbarung zwischen Bund und Ländern ist mit 31. 12. 2004 aufgelöst worden, weil ausgelaufen. Es war notwendig, eine neue Vereinbarung zu treffen. Viel hat sich in Wahrheit nicht geändert. Es hat sich der Name geändert. Der „Krankenanstaltenfonds“ wird jetzt „Gesundheitsfonds“ genannt. Es wird bei dieser Veränderung jedoch erstmalig und offen über Kosten und Finanzierbarkeit des Gesundheitssystems gesprochen. Es gibt jetzt die Möglichkeit, dass Krankenanstalten, die sich nicht an ihre Aufgaben halten, die sich nicht an das Leistungsanbotsplanungskonzept halten, Sanktionsmöglichkeiten von Seiten des Gesundheitsfonds gegeben sind.

Das oberste Organ der Gesundheitsfonds ist die Gesundheitsplattform, wie es meine Vorrednerin schon gesagt hat, mit der magischen Zahl 13 besetzt. Die Aufgabe ist, die Organisation des Gesundheitswesens und die Finanzierung des Gesundheitswesens. In Erfüllung dieser Aufgaben ist darauf zu achten, dass eine qualitativ hochwertige, effektive, effiziente, allen zugängliche und gleichwertige Gesundheitsversorgung sichergestellt wird und die Finanzierbarkeit gegeben sein soll.

Wie auch bisher erfolgt die Abrechnung mit den Krankenanstalten nach dem LKF-Schema. Seitens der Kosten ist bereits durch die Leistungsanbotsplanung einiges geschehen. Es gibt die Unterteilung der Krankenhäuser in Zentralkrankenhäuser, Schwerpunktkrankenhäuser, fachlich-spezifische Schwerpunkte und regional-spezifische Schwerpunkte der Krankenanstalten. Die Kooperationen sollen regional und fachlich durchgeführt werden. Eine klare Festlegung: Wer macht was? Wenn sich einige Krankenanstalten nicht daran halten, dann gibt es Sanktionierungsmaßnahmen.

Doch – ich muss es sagen – gibt es auch Bereiche der Medizin, die mit diesem LKF-Schema nicht abgedeckt sind. Das sind Bereiche der Medizin, zum Beispiel die Palliativmedizin, zum Beispiel die Onkologie, die Intensivmedizin etc. Das sind Bereiche, die werden wir mit diesem Schema nicht finanzieren können. Das Sommerthema des heurigen Jahres war ja, dass ein verzweifelter renommierter Onkologe die Öffentlichkeit wach gerüttelt hat, dass es Probleme bei der Behandlung von Brustkrebspatientinnen gibt, in der Behandlung des Tumors mit einem ganz neuartigen Medikament, dass das, wenn sich dieses Medikament durchsetzt und regulär in der Therapie angewendet wird, nicht mehr finanzierbar sein wird.

Gleichzeitig mit dieser Angst, die dieser Onkologe geäußert hat, ist auch ein Buch erschienen: „Wirtschaftsfaktor Brustkrebs“. Das heißt, es wird eine Aufgabe sein, hier ein ausgewogenes Maß zu finden: Werden Frauen und ihre Ängste instrumentalisiert? Steht die Wirtschaft hinter solchem Panikmachen? Wie wirtschaftlich ist es, dieses Medikament einzusetzen?

Man darf nicht mit der Angst der Frauen spielen, weil es ein viel zu ernstes Thema ist! Frauen sind in einer ganz speziellen Notsituation, wenn sie an dieser Erkrankung leiden. Ich kann Ihnen garantieren: Bisher hat jede dieses Medikament in Österreich erhalten!

Es wird Aufgabe des Bundesministeriums sein – und ich fordere hier die Bundesministerin auf! -, dass diese Finanzierung des Medikaments auch in Zukunft gegeben sein wird, weil es sind hier nicht nur Frauen in Kärnten sondern auch Frauen in der Steiermark, in Wien und in Salzburg betroffen. Es ist auch so, dass die Gesundheitsministerin Verhandlungen führen wird müssen mit den Pharmafirmen, die dieses Medikament zu einem derzeit sehr, sehr hohen Preis anbieten - sie hat ja einen Kollegen, mit dem sie einen guten Vertreter in der Pharmaindustrie hat, der selbst in dieses Geschäft involviert ist -, dass die Pharmaindustrie dieses Medikament auch zu einem angemessenen Preis anbietet, damit es der Bevölkerung und den Betroffenen zugute kommt. Ich stehe dazu, dass unser Gesundheitssystem ein gutes Gesundheitssystem ist. Dieses Gesundheitssystem kommt allen gleichwertig zugute und basiert auf dem Solidaritätsprinzip. Dieses Solidaritätsprinzip sollte auch in Zukunft eingehalten werden! (Den Vorsitz übernimmt um 18.53 Uhr 3. Präs. Lobnig.)

Eine weitere Aufgabe, die ich in der Gesundheitsplattform und im Gesundheitsfonds sehe, ist – so wie es heute im „News“ getitelt wird -: „Ärzte am Limit. Es ist an der Tagesordnung, dass Spitalsärzte unter Dauerstress leiden. 90 Wochenstunden sind nicht die Ausnahme, 90 Wochenstunden sind die Regel.“ Also auch hier wird der Gesundheitsfonds gefordert sein, hier angemessene Arbeitszeiten für das Personal zu schaffen, im Sinne dass die Gesundheitsversorgung für uns alle gewährleistet sein wird. Ich glaube, dass wir dies den Menschen in unserem Lande schuldig sind. Danke! (Beifall von der SPÖ- und der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Dr. Prettner

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Die Grüne Fraktion wird diesem Antrag die Zustimmung erteilen. Der „Krankenanstaltenfonds“ heißt jetzt „Gesundheitsfonds“ und hat auch den extramuralen Bereich mit eingeschlossen. Es gibt auch eine Gesundheitsplattform, die angehalten ist, drei Arbeitsgruppen zu gründen: eine für den niedergelassenen Bereich, eine für den stationären Bereich und eine Koordinationsgruppe, die für Reformprojekte sorgt. Entscheidend wird es sein, dass auf Ebene der Gesundheitsplattform Qualitätsvorgaben des Bundes, die die Güte und Sicherheit der Versorgung betreffen, nicht aus finanziellen Überlegungen verwässert werden. Es muss auch sichergestellt werden, dass die Mitglieder der Plattform über ausreichende und wissenschaftlich relevante Informationen verfügen, ausreichend Zeit für diese Arbeit einberechnet wird und dass natürlich auch – was bei uns sehr wichtig ist – genügend Geld für notwendige Zuarbeit und Experten für die Gutachten vorhanden ist, dass die adäquate Sicherung der Patienteninteressen garantiert ist, dass es transparent ist und Mitsprachemöglichkeiten gibt.

Politisch sollten wir unser Augenmerk auf Versorgungslücken und –defizite legen, die behoben werden müssen, beispielsweise Vorsorge Arbeitsmedizin und Umweltmedizin, gesunde Schulen, Psychotherapie auf Krankenschein, Rehabilitation, Hospizmedizin und nieder​schwellige Betreuung von Risikogruppen. Was meine Vorrednerin schon angesprochen hat: Die Überlastung der Ärztinnen und Ärzte im Krankenhaus, da wird uns noch etwas einfallen müssen, weil wirklich 90 Stunden – wenn wir uns überlegen, dass wir heute wahrscheinlich zwölf Stunden da sein werden, und das machen Menschen, die andere Menschen operieren sollten, achtmal in der Woche, sogar zweimal in der Woche mit Nachtdienst? Da wird uns wirklich etwas einfallen müssen, weil sonst werden die uns wegbrechen, und wir werden dadurch nicht gesünder werden. Viel Glück der Gesundheitsplattform und dem Gesundheitsfonds! Danke! (Beifall von der Abg. Mag. Lesjak)

(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort.)

Holub

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Ich danke und mache vom Schlusswort nur insofern Gebrauch, als dass ich die letzten beiden Wortmeldungen verbunden mit dem Appell, dass wir auf jene Leute, für die wir hier vom Gesetz wegen als Regler nämlich für die im Gesundheitssystem Tätigen entsprechend den arbeitsrechtlichen Bestimmungen zu schauen haben. Ich verweise darauf, dass hier auch Handlungsbedarf immer wieder besteht.

Ich darf ersuchen, in die Spezialdebatte einzugehen.

Mag. Dr. Kaiser

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Die Spezialdebatte wurde beantragt. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Ich ersuche, auch über die ziffernmäßige, paragrafenmäßige und artikelmäßige Verlesung abzustimmen! Ich bitte noch einmal um ein Handzeichen! – Das ist ebenfalls einstimmig so beschlossen. Ich bitte, zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Artikel I

Landesverfassungsgesetz, mit dem die Kärntner Landesverfassung geändert wird

Die Kärntner Landesverfassung – K-LVG, LGBl. Nr. 85/1996, idF des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 7/2005, wird die folgt geändert:

1., 2., 3.

Ich darf ersuchen, über Artikel I abzustimmen.

(Der Art. I wird einstimmig angenommen. – Berichterstatter:)

Artikel II

Kärntner Gesundheitsfondsgesetz – K-GFG

§ 1 Kärntner Gesundheitsfonds

§ 2 Aufgaben des Fonds

§ 3 Mittel des Fonds

§ 4 Datenerfassung und -weitergabe, Erhebungen

§ 5 Organe des Fonds

§ 6 Gesundheitsplattform, Zusammensetzung

§ 7 Aufgaben der Gesundheitsplattform

§ 8 Vorsitzender der Gesundheitsplattform

§ 9 LKF-Gebührenersätze

§ 10 Geschäftsstelle, Geschäftsordnung

§ 11 Härtefall-Gremium

§ 12 Entschädigung in Härtefällen

§ 13 Aufsicht über den Fonds

§ 14 Abgabenbefreiung

§ 15 Übergangsbestimmungen

§ 16 Übergangsbestimmungen

Ich ersuche um Annahme des Artikels II.

(Art. II wird einstimmig angenommen. – Vorsitzender: Wir kommen zu Kopf und Eingang. – Berichterstatter:)

Kopf und Eingang:

Gesetz vom 29. September 2005, mit dem die Kärntner Landesverfassung geändert und ein Kärntner Gesundheitsfonds eingerichtet wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich ersuche um Annahme von Kopf und Eingang.

(Kopf und Eingang werden einstimmig angenommen. – Vorsitzender: Bitte, zur dritten Lesung. – Berichterstatter:)

Dritte Lesung:

Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Landesverfassung geändert und ein Kärntner Gesundheitsfonds eingerichtet wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich ersuche um Annahme der dritten Lesung.

(Der Gesetzentwurf wird in dritter Lesung einstimmig angenommen.)

Mag. Dr. Kaiser

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt:


23.
Ldtgs.Zl. 250-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Fremdenverkehrsabgabegesetz 1994 geändert wird

./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo. Ich weise darauf hin, dass in Übereinstimmung der Obmännerkonferenz die Generaldebatte zu den Tagesordnungspunkten 23 bis 30 gemeinsam abgeführt wird. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die erste Lesung erfolgt. Ich erteile nun dem Berichterstatter das Wort und bitte, zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Der Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa hat sich in seiner 17. Sitzung am 27. dieses Monats mit dieser Regierungsvorlage beschäftigt und durchwegs Entscheidungen mit Mehrheit von Freiheitlichen und SPÖ getroffen. Inhaltlich geht es bei dieser Novelle um eine stufenweise Anhebung des Abgabensatzes, um eine Änderung des Teilungsschlüssels zwischen dem Land und den Gemeinden, um die Einführung einer spezifischen Beistandspflicht der Finanzämter und der Dienststelle für Landesabgaben zweiter Instanz und um den Entfall der Zweckwidmung für den Gemeindeanteil. Dazu ist ausführen, dass es nach Meinung von bedeutenden Rechtsexperten die finanzverfassungsmäßige Widrigkeit dieser Zweckbindung gibt, dass aber – und das sei auch heraus gehoben – mittelbar diese Zweckwidmung weiterhin besteht, und zwar auf Grund des § 8 Abs. 5 des Fremdenverkehrsgesetzes 1992.

Für das Land und die Gemeinden sind Mehreinnahmen durch diese Neufassung des Gesetzes zu erwarten und ich bitte um Durchführung der Generaldebatte.

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Die Generaldebatte ist somit eröffnet und gleichzeitig wieder unterbrochen. Wir kom​men zum Tagesordnungspunkt


24.
Ldtgs.Zl. 252-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volks​gruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Gebrauchsabgaben​gesetz geändert wird



./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Köfer.

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die 1. Lesung erfolgt.

Ich erteile nun dem Berichterstatter das Wort und ersuche ihn zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Köfer (SPÖ):

Köfer

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Hohes Haus! Die gegenständliche Materie wurde in der 17. Sitzung des Ausschusses für Rechts-, Verfassung-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten am 27.9. dieses Jahres beraten und mit der Stimmenmehrheit beschlossen.

Der vorliegende Gesetzesentwurf sieht eine Änderung des Gebrauchsabgabenge​setzes in der Form vor, dass den Gemeinden die Möglichkeit von weiteren Finanzie​rungsquellen durch den Entfall der Abgabenbefreiung für Körperschaften öffentlichen Rechts, sowie Gas-, Elektrizitäts- und kommerzielle Wärmeversorgungsanlagen er​öffnet wird.

Es ist mir aber wichtig, hier festzustellen, dass Anlagen, die der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung und Wärmevorsorgung dienen, deren Betreiber die Vor​aussetzungen der Gemeinnützigkeit im Sinne der §§ 32 bis 46 der Kärntner Landes​abgabenordnung zutreffen, nicht von dieser Abgabe erfasst werden

Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.

Köfer

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Die Generaldebatte ist eröffnet, aber gleichzeitig wieder unterbrochen. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt


25.
Ldtgs.Zl. 251-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassung-, Volks​grup​pen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage be​treffend den Entwurf eines Kärntner Landesmusikschul-Förderbei​trags​​gesetzes



./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Ing. Kurt Scheuch. – Nein, das ist geändert worden. Entschuldigung! – Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Mag. Ragger.

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die 1. Lesung erfolgt.

Der vom Ausschuss gewählte Berichterstatter Ing. Kurt Scheuch hat mit Schreiben vom 27.9.2005 mitgeteilt, dass er die Berichterstattung zurücklege. Gemäß § 55 Abs. 5 Landtagsgeschäftsordnung ersuche ich den Obmann im Ausschuss Abgeordneten Mag. Ragger zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Bei ge​gen​ständ​lichem Gesetz geht es um die Anhebung des Förderungsbeitrages, der zweckgewidmet für die Landesmusikschulen verwendet werden soll. Die Einhebung des Förderbeitrages erfolgt über das GIS – Gebühreninfoservice GmbH. Weiters besteht die Möglichkeit, im Verzugsfalle erhöhte Zinsen einzuheben, wobei die Auf​sicht über die Einhebung dieser Beträge dem Land vorbehalten bleibt.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

Mag. Ragger

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Die Generaldebatte ist eröffnet und gleichzeitig unterbrochen. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt


26.
Ldtgs.Zl. 194-4/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volks​gruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Motorboot​abgabegesetz 1992 geändert wird
./. mit Gesetzentwurf
Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Mag. Dr. Kaiser.

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die 1. Lesung erfolgt.

Ich erteile dem Berichterstatter das Wort und ersuche ihn zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke, Herr Präsident! Hoher Landtag! Gegenständliches Gesetz wurde im Aus​schuss ausführlich behandelt. Es wurde dann mit Stimmenmehrheit vom Klub der Freiheitlichen und der SPÖ ebenso beschlossen. Es geht inhaltlich darum, dass die derzeitig bestehende Motorbootabgabe von monatlich 1,06 Euro pro Kilowatt An​triebsleistung auf 1,2 Euro pro Kilowatt Antriebsleistung erhöht wird und, dass die aufgehobene Zweckwidmung für den Ankauf von Seegrundstücken diesmal zu Gunsten des Bodenbeschaffungsfonds wieder eingesetzt wird.

Ich ersuche um Eröffnung der Generaldebatte.

Mag. Dr. Kaiser

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Die Generaldebatte ist eröffnet und gleichzeitg unterbrochen. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt


27.
Ldtgs.Zl. 141-6/29;

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volks​gruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Natur​schutzgesetz 2002 geändert wird



./. mit Gesetzentwurf

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten ist die 1. Lesung erfolgt.

Der vom Ausschuss gewählte Berichterstatter Klubobmann Ing. Kurt Scheuch hat ebenfalls mit Schreiben vom 27.9.2005 mitgeteilt, dass er die Berichterstattung zu​rücklege. Gemäß § 55 Abs. 5 der Landtagsgeschäftsordnung ist der Obmann des Ausschusses Abgeordneter Mag. Ragger Berichterstatter und ich ersuche ihn zu be​richten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Bei ge​genständlichem Gesetz geht es darum, dass für die Inanspruchnahme der Natur durch die Gewinnung von Bodenschätzen aus bewilligungspflichtigen Anlagen als auch bei der Gewinnung von in festem Zustand vorkommenden mineralischen Roh​stoffen eine Abgabe hinkünftig eingehoben werden soll.

Diese Abgabe ist unterteilt einerseits für abgebaute Bodenschätze, die definiert sind in der Änderung dieses Gesetzes mit 14,6 Cent pro Tonne festgelegt, als auch für den abgebauten Torf mit 29,1 Cent. Diese Abgabe ist eine Selbstbemessungsab​gabe bzw. wird sie auf dieser Basis eingehoben werden.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

Mag. Ragger

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Die Generaldebatte ist eröffnet und gleichzeitig unterbrochen. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt


28.
Ldtgs.Zl. 249-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volks​gruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Orts- und Nächti​gungstaxengesetz 1970 geändert wird



./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Klubobmann Markut.

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die 1. Lesung erfolgt.

(Wegen Abwesenheit des Berichterstatters übernimmt gemäß § 55 Abs 5 K-LTGO der Vorsitzende des Ausschusses, Abg. Mag. Ragger die Berichterstattung) 
Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Mag. Ragger. Ich erteile ihm das Wort und bitte ihn zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident! Bei gegenständ​lichem Gesetz, das Orts- und Nächtigungstaxengesetz, welches im Jahre 1970 erst​mals eingeführt wurde, geht es im Wesentlichen darum, dass einerseits eine Melde​pflicht, eine Kontrollpflicht eingeführt wird für die Abgabe dieser Orts- und Nächti​gungstaxe als auch, dass die Beträge der Orts- und Nächtigungstaxe aliquot ange​hoben werden.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

Mag. Ragger

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Die Generaldebatte ist eröffnet und gleichzeitig unterbrochen. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt


29.
Ldtgs.Zl. 248-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volks​gruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Landes-Vergnü​gungssteuergesetz geändert wird



./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo.

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die 1. Lesung erfolgt.

Ich erteile nun dem Berichterstatter das Wort!

Lobnig

Berichterstatster Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Die Geldspielapparate beschäftigen uns seit Jahren und in unterschiedlichen Fällen. Diesmal soll durch die vorliegende No​velle des Landesvergnügungssteuergesetzes die Höhe der Abgabe je Geldspielap​parat, im begonnenen Monat von 400,-- Euro auf 636,-- Euro angehoben werden. Aber auch soll gesetzlich verankert werden, dass der Ertrag der Abgabe auch zur teilweisen Bedeckung der Aufwendungen des Landes für die Suchtbekämpfung zu verwenden ist, denn derzeit findet nur eine teilweise Bedeckung der Landesaufwendungen für Jugendwohlfahrtsangelegenheiten statt. Des weiteren sind Regelungen vorgesehen, die auf die schlechte Zahlungsmoral, die Gründung von Scheinfirmen und so weiter, Rücksicht nehmen.

Ich bitte um Durchführung der Generaldebatte.

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Die Generaldebatte ist eröffnet und gleichzeitig unterbrochen. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt


30.
Ldtgs.Zl. 247-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volks​gruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes über die Erhebung einer Abgabe von Zweitwohnsitzen



./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Köfer.

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die 1. Lesung erfolgt.

Ich erteile nun dem Berichterstatter das Wort!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Köfer (SPÖ):

Köfer

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Die gegenständ​liche Materie wurde ebenfalls am 17.9. im Ausschuss für Rechts- und Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten und Europa beraten und mit einer Stimmenmehrheit beschlossen.

Der vorliegende Gesetzesentwurf sieht vor, dass die Gemeinden durch die Verord​nungen des Gemeinderates eine Abgabe von Zweitwohnsitzen einheben können. Diese Abgabe soll im Wesentlichen dazu dienen, die Kosten für die Schaffung und Erhaltung der infrastrukturellen Einrichtungen in den Gemeinden abzugelten. Im Ge​setz sind auch umfangreiche Ausnahmebestimmungen normiert.

Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.

Köfer

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Die Generaldebatte ist eröffnet, somit für die Tagesordnungspunkte 23 bis 30. Als Erster zu Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Lutschounig. Ich erteile ihm das Wort!

Lobnig

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Es ist be​grüßenswert, dass man diese Punkte, dieses Belastungspaket in Einem diskutiert, weil in Wahrheit ist es ja eine Grausamkeit nach der anderen, die wir hier zu disku​tieren haben. Und wir haben heute im Rahmen unserer Aktuellen Stunde ja schon sehr ausführlich über die einzelnen Dinge diskutiert, aber ich glaube, dass wir trotz​dem noch über einzelne Dinge durchaus noch ein bisschen einige Worte verlieren können und sollen, denn wir haben heute schon sehr viel über die Fremdenverkehrs​abgabe gesprochen, da sehr viele Betriebe betroffen sind und, dass eigentlich auch jene betroffen sind, die mit dem Fremdenverkehr unmittelbar nichts zu tun haben. Es sind ja 15.000 Betriebe, die die Fremdenverkehrsabgabe zu bezahlen haben. Auch sind es natürlich Landwirte die Direktvermarktung oder Buschenschänke machen und sind natürlich genauso betroffen wie andere Gewerbebetriebe, wie ein Frisör, wie eine Tischlerei oder eine Schlosserei, die ebenfalls von der gewaltigen Erhöhung betroffen sind.

Ich glaube, in einer Zeit, wo der Tourismus tatsächlich schwere Zeiten durchzu​machen hat, ist es nicht angebracht, dass man auf diese Art und Weise noch einmal den Tourismus belastet, wie gesagt, weil die Preise ja all-inklusiv-Preise sind und das heißt, es geht noch einmal auf Kosten der Spanne der ohnedies maroden Be​triebe die wir größtenteils, leider Gottes, in Kärnten und vor allem im Seengebiet haben und noch dazu heuer die katastrophale Situation mit dem Wetter. Und somit sind die Gäste auch ausgeblieben und wir haben ein kräftiges Minus vorne, das ja die Situation noch einmal dramatisiert.

Zum anderen gibt es natürlich auch die Motorbootabgabe. Dazu will ich ganz kurz etwas sagen. Ich bin sicherlich nicht Einer, der die Reichen hier zu verteidigen haben wird, weil es heißt ja auch: Das ist die „Reichensteuer“. Aber ich glaube, das ist ein Klientel von Gästen, das sich durchaus im Fünfsterne-Bereich angesiedelt hat. Und, wenn wir haben wollen, dass es Qualitätstourismus auch um den Wörthersee und, ich glaube, am Ossiachersee wo auch Motorboote gestattet sind von einer gewissen Größe gibt, dann darf man die nicht zu Tode schröpfen; denn – ich glaube – sie zahlen eh viel pro KW was sie jetzt zahlen. Und das Ganze, was die Erhöhung aus​macht, das ist 13 Prozent, macht in Wahrheit für das Steuersäckel 0,16 Millionen Euro aus. Also, es macht das Kraut – wie man so schön sagt – nicht mehr fett. Aber ich glaube, man sollte auch den Bogen nicht überspannen, wenn es darum geht, von Leuten, die wir eigentlich auf den See oder nach Kärnten locken wollen, dass wir die​sen Bogen überspannen und sie dann auch tatsächlich als Melkkuh betrachten sol​len. Soviel zu dem.

Zu der ganzen Orts- und Nächtigungstaxe. Ich glaube, dass eine Erhöhung von 38 Prozent im Bereich der Ortstaxe und eine Verdoppelung der Nächtigungstaxe eben​so die dramatische Situation im Fremdenverkehr noch einmal besonders anheizt. Zu der Zweitwohnsitzabgabe. Meine geschätzten Damen und Herren! Ich verstehe die Bürgermeister durchaus in jenen Gemeinden wo sehr viele Zweitwohnsitze da sind, wo die Kosten der Infrastruktur, die Erhaltung der Infrastruktur natürlich eine große Belastung darstellen. Aber wir müssen sagen, dass sind ja nicht nur die Reichen, die irgendwo aus Deutschland oder aus Italien, oder wo auch immer zu uns oder aus Wien gekommen sind, sondern das sind ja viele Klagenfurter, Villacher aus den Ballungszentren, unter Anführungszeichen, die irgendwo auf der Hochrindl, auf der Flattnitz oder irgendwo in einem Seebereich unter großer Entbehrung auch ein Häus​chen, ein Wochenendhäuschen gebaut haben.

Und, ich muss sagen, dafür; dass sie ihren Urlaub in Kärnten verbringen, sollte man sie auch nicht bestrafen. Andere fahren auf die Malediven, tragen das Geld hinaus: Jene, die hier bleiben in ihrem Haus oder ihre Wohnung hier in einem Urlaubsort in Kärnten errichtet haben, werden dadurch bestraft. Ich glaube, das ist sicherlich nicht auch der Weisheit letzter Schluss, dass man hier eine Geldbeschaffung für die Ge​meinden – wofür ich durchaus Verständnis habe, da wiederhole ich mich – dass die Gemeinden viel zu leisten haben, viel Infrastruktur zur Verfügung zu stellen haben, aber ich hoffe, dass es nicht zu einem Knieschuss kommt, nämlich insoferne, dass es dadurch zu einer Umgehung kommt und, dass es die Hauptanmeldung oder der Hauptwohnsitz auf einmal auf der Hochrindl, auf der Flattnitz und irgendwo im Gailtal dann sein wird und nicht in Villach oder in Klagenfurt und St. Veit. Und auf diese Art und Weise könnte man auch die Abgabe umgehen, was aber als Konsequenz hätte, dass im Rahmen des Finanzausgleiches natürlich der Bürger, wenn er nicht mehr in Klagenfurt wohnhaft ist und zählt, natürlich weniger - das wissen wir, das ist ja leider Gottes, der Finanzausgleich ist ja eine schwierige Situation - der Bürger in Klagenfurt de facto mehr wert ist, von den Erträgen her, und somit kommt weniger Geld nach Kärnten. Also, da müssen wir natürlich schon auch aufpassen. Ich hoffe, es wird nicht zu einer Flut von diesen Anmeldungen, von Hauptwohnsitzanmeldungen, dann kommen, um diese Zweitwohnsitzabgabe eben zu umgehen.

Es ist natürlich auf der anderen Seite auch die Novellierung des Naturschutzgesetzes mit der so genannten Schotterabgabe etwas, was eigentlich noch auch unser Landeshauptmann von der Wirtschaftskammerwahl lauthals verkündet hat: „Niemals wird es zur Einhebung der Schotterabgabe kommen!“. Das ist jetzt einige Monate her. Jetzt schaut alles wieder anders aus. Man sieht, was ein Wort des Landeshauptmannes wert ist. Und jetzt, heute, ist er überhaupt nicht da. Es interessiert ihn überhaupt nicht, dieses Belastungspaket. Er ist außer Landes. „Die sollen reden, was sie wollen, da drin im Kärntner Landtag; den ignoriere ich ja sowieso. Die sollen beschließen. Wir machen frisch-fröhlich unsere Politik weiter. Wir schalten sechs Seiten im ‚News’ und werden dann, natürlich, schon vielleicht als Gegenleistung schon einen anderen Kommentar abgeben dürfen.“ Das ist ja eine bezahlte Anzeige, die da drinnen stattfindet.

Weiters muss ich natürlich auch sagen, wegen des Vorwurfs auch des Herrn Landeshauptmannes, die Kammer sollte ihrerseits ihre geplante Umlagenerhöhung zurücknehmen, dann kann man auch über dieses Belastungspaket reden. So hat der Herr Landeshauptmann, in den Medien zumindest, das kundgetan. Die Kammer hat ihrerseits im touristischen Bereich in der Sektion jedenfalls von einer Erhöhung der Kammerumlage Abstand genommen. Was natürlich nicht stattgefunden hat, das ist, dass auf der anderen Seite im Gegenzug auch eine Veränderung dieses Abgabenpaketes von Seiten des Herrn Finanzreferenten erfolgt ist. Also hier die Kammer ihren Beitrag sehr wohl geleistet hat, aber der Herr Landesfinanzreferent ist nicht bereit, auch seinerseits Zugeständnisse zu machen. Das ist die Politik, die in Kärnten passiert, die in Kärnten gemacht wird: Es wird alles nur von einer Periode zur anderen gedacht. Es wird alles an Krediten aufgenommen; es wird alles mit endfälligen Krediten finanziert, das heißt, dass jetzt nur mehr die Zinsen zu zahlen sind. Der große Brocken kommt aber in zehn Jahren auf uns zu – wer immer dann die Verantwortung haben wird! Klar ist es, die BZÖ wird das nicht sein. Das getraue ich mich schon heute von hier aus zu sagen. Der wird jedenfalls einen Brocken, einen Finanzbrocken wegzuschaufeln haben, der mit einem Bagger nicht zu „derpacken“, geschweige denn, mit einer Schaufel! Ich wünsche denen, die das eingebrockt haben oder mitbeschlossen und mitgetragen haben, alles Gute für diese Aufgabe – aber ich glaube nicht, dass das eine zukunftsorientierte Finanzpolitik ist, die zur Zeit in Kärnten betrieben wird. Danke schön! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort.)

Lutschounig

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich sehe keine Veranlassung, diesem Maßnahmenpaket für die Freiheitliche Partei meine Zustimmung zu geben, weil es auf der einen Seite wieder so ist, dass da ruck-zuck binnen einer Woche die notwendigen Gesetze gefasst wurden, ohne das genau durchzusprechen, ohne noch einmal Verhandlungen mit der Wirtschaftskammer – wie versprochen wurde – durchzuführen. Und jetzt haben wir das Paket da.

Da möchte ich zu einzelnen Punkten Stellung nehmen. Einmal ist das natürlich kontraproduktiv gegenüber dem Bestreben des Landeshauptmannes, dass der Bund eine Steuerreform und eine Steuererleichterung durchführt, weil das Argument dann kommen wird: „Ja, aber in Kärnten habt ihr sämtliche Gebühren erhöht. Warum sollen wir beim Bund dann eine Steuerreform machen?!“ Das ist das eine.

Dann, auf den Punkt gebracht, kann ich mir nicht vorstellen, dass wir bei einem Rückgang des Tourismus – das war ja das, was wir früher immer kritisiert haben – dann die Nächtigungstaxe und die Ortstaxe anheben. Das ist für mich unverständlich. Ich selber habe auch eine große Freude, dass die Landesmusikschule so gut funktioniert, über das ganze Land gestreut. Da heben wir jetzt die Förderbeiträge der Eltern an?

Naturschutzgesetz: Da wurde auch gesagt, dass die Schotterabgabe schon des Öfteren, muss ich auch sagen, durch den Landtag gegeistert ist. Das Bestreben der Landesregierung gibt es ja schon seit 15 Jahren, eine Schotterabgabe einzuführen. Die haben wir verhindern können, aber jetzt ist sie da. Und heute wird sie von einer Mehrheit beschlossen.

Das Vergnügungssteuergesetz möchte ich auch noch anführen. Darüber haben wir auch gesprochen, dieses Kleine Glücksspiel, das es in Kärnten gibt, das gehört abgeschafft. Nicht, dass das Land am Elend der Spielsüchtigen noch mitverdient und sich bereichert! Das soll man nicht machen! Das Kleine Glücksspiel gehört in Kärnten wieder abgeschafft!

Wie ich gesagt habe, werden durch das ganze Maßnahmenpaket nicht nur der Tourismus, die Gewerbetreibenden und die Betriebe davon betroffen sein, sondern auch jeder Arbeiter, jeder Angestellte, selbst wenn einer selber kein Haus hat, dann wird er von der Schotterabgabe betroffen sein, weil sich dadurch die Mieten erhöhen werden. Jetzt wissen wir – und ich habe es eh schon in der Aktuellen Stunde gesagt -, dass nach dem Wirtschaftsbericht für Kärnten im Jahr 2005 keine Erhöhung der Einkommen zu erwarten ist: weder bei den Arbeitern und Angestellten und schon gar nicht bei den Pensionisten. Bei der Landwirtschaft wissen wir aus dem „Grünen Bericht“, dass sogar Einkommenseinbußen in Kärnten zu erwarten sind, und der Tourismus ist rückläufig. Ich meine, das ist auch der ungünstigste Zeitpunkt, um Erhöhungen hier in diesem Hause zu beschließen.

Zu den Gemeinden muss ich auch noch etwas sagen: Diese Erhöhungen, die die Gemeinden betreffen wie Fremdenverkehrsabgabegesetz, Nächtigungstaxengesetz, das muss ja erst in den Gemeinderäten wieder beschlossen werden. Vor Ort schaut das auch wieder ein bisserl anders aus: Da werden die Bürgermeister auch nicht gerade die größte Freude haben, mit diesen Beschlüssen zu den Erhöhungen, weil da gibt es dann irre Debatten in den Gemeinderäten. Es hat ja das der Gemeindebund auch angekündigt, dahingehend mit allen Bürgermeistern in Kärnten auch noch Gespräche zu führen. Es wäre interessant zu hören: Ist das durchgeführt worden? Ich kenne das Gutachten des Gemeindebundes, was schon zitiert worden ist, das ja einstimmig war. Auch die ÖVP-Vertreter im Gemeindebund wollten das haben. Aber ob das dann alle Bürgermeister, die draußen in den Tourismusgemeinden haben wollen? Dort spielt es sich ja anders ab. Dort kommen die Tourismusbetreiber zum Bürgermeister und feilschen mit ihm. Da schaut es ein bisserl anders aus als hier im Landtag, wo man das eher abgehoben dann beschließt.

Von mir gibt es zu den Punkten 23, 24, 25, 26, 27, 28, 29 und 30 keine Zustimmung! Aus zeitökonomischen Gründen werde ich mich dann zu den Punkten 31 und 32 nicht mehr zu Wort melden. Die Kärntner Bauvorschriften finden meine Zustimmung. Diese Grundstückstransaktion auf der Koralmstraße findet auch meine Zustimmung.

Ich danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall des Abg. Holub)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Schwager

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Um meinem Kollegen Franz Schwager zu folgen, aus zeitökonomischen Gründen werde ich Punkt 31 und 32 auch von hier aus schon die Zustimmung erteilen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Wenn das so einfach wäre!) Zu den Punkten 23 bis 30: Ja, wie schon oft besprochen, in der Aktuellen Stunde: Budgetkonsolidierung eher ausgabenseitig aufpassen, nicht einnahmenseitig die Kaufkraft der Bürgerinnen und Bürger schröpfen. Obwohl wir dem Belastungspaket durchaus ziemlich durchwachsen gegenüber stehen, so wie auch Franz Schwager, würde ich sagen: Automaten aus meiner Sicht überhaupt weg, dann brauchen wir das mit der Suchtbekämpfung gleich dazutun, dass gefällt mir ganz und gar nicht. Motorbootabgabe: Na ja, wird auch nicht Arme treffen und ist auch nicht so viel, würde ich sagen. Die Verwaltung macht fast gleich viel aus, wie man einnimmt, wenn es 0,16 Millionen Euro sind. 0,2 Euro pro Kilowatt, das ist nicht wirklich viel. Soviel wird jeder noch eingesteckt haben. Da können wir ruhig mitgehen. Teilweise auch, wenn es richtig gestaffelt ist, bei der Zweitwohnsitzabgabe.

Was ich nicht ganz verstehe, ist die Musikabgabe. Für die Musikschule ist mir schon klar, dass es dafür eine Abgabenanhebung geben soll, aber auch unmusikalische Menschen besitzen Fernsehapparate und Radioapparate. Warum die extra das alles mehr dazuzahlen sollen, ist mir relativ unverständlich. Bei der Gebrauchsabgabe: Hier zitiere ich die Arbeiterkammer, die das generell ablehnt, weil sie sagt, dass die Haushalte eh schon so belastet sind und dass man das nicht machen soll. Ist auch noch nicht erwähnt worden. Bei der Naturschutzabgabe wären wir generell dafür. Was uns eher stört, nach vielen, vielen Telefonaten mit dem Naturschutzbeirat und einigen Organisationen, wird ja das eingehobene Geld nicht dem Naturschutz direkt gewidmet sondern nur Zweckwidmung eingeschränkt auf Tätigkeiten des Landes als Privatrechtsträger. Da wäre es schon schön gewesen, wenn man es direkt dem Naturschutz gibt. Das ist nicht passiert, deswegen sind die Grünen nicht dabei. Danke schön! (Beifall der Abg. Mag. Lesjak und des Abg. Tauschitz)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Holub

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Verehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Viele Argumente sind in der Aktuellen Stunde ausgetauscht worden, daher werde ich mich kurz fassen und noch einmal kurz begründen, warum wir zu einigen Abgaben unsere Zustimmung nicht geben können, nämlich zur Orts- und Nächtigungstaxe, zur Fremdenverkehrsabgabe, zur Gebrauchsabgabe und zum Musikschulförderungsbeitragsgesetz.

Wir können hier nicht zustimmen, weil wir meinen, dass das eine Belastung ist, die Wirtschaft und private Haushalte übermäßig belastet und in der Folge auch sozusagen die Wirtschaft belastet und die Kaufkraft schwächt. Das kann ja wohl nicht die Intention des Gesetzgebers, des Landtages sein, hier Schwachstellen aufzumachen und Verlierersituationen zu produzieren.

Zustimmen werden wir zur Motorbootabgabe, weil das in der Tendenz eher die Reichen trifft. Die haben es auch, und dort kann man sich etwas abholen. Zur Vergnügungssteuer, die auch zweckgebunden ist, mit einer sinnvollen Zweckbindung und zur Zeitwohnsitzabgabe, weil das doch so gemacht wurde, dass das sozial abgefedert ist. In diesem Sinne können wir diesen drei Punkten zustimmen. Danke! (Beifall vom Abg. Holub)

(Der Vorsitzende erteilt 2. Präs. Ferlitsch das Wort.)

Mag. Lesjak

Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ich bitte um Verständnis, dass ich auch aus der Sicht der Gemeinden und des Gemeindebundes, der heute einige Male zitiert wurde, einige Worte dazu sage.

Grundsätzlich ist festzustellen, dass sehr, sehr viel über den ländlichen Raum gesprochen wird. Heute haben wir die Möglichkeit, die Finanzierung für den ländlichen Raum zu verbessern, für die Gemeinden zu verbessern und von den 48 Abgangsgemeinden mit diesen einzelnen Beschlüssen einige weg zu bekommen, um die Finanzierung sicherzustellen.

Ich habe großes Verständnis für die Aktionen der Wirtschaftskammer. Sie muss die Mitglieder vertreten. Ganz klar! Das ist auch ihre Aufgabe. Ich bitte umgekehrt aber auch, dass sie großes Verständnis haben muss, dass wir mit aller Kraft versuchen müssen, die Finanzierung der Gemeinden und des Landes sicherzustellen. Mit den einzelnen Beschlüssen ist das heute sicherlich möglich.

Ich darf dazu auch feststellen, dass dieses Geld, das wir dabei lukrieren, sicherlich nicht ins Ausland transferiert wird, sondern es bleibt wiederum bei der einheimischen Wirtschaft. Das ist einmal grundsätzlich festzustellen. Wenn wir davon ausgehen, dass der Bund uns in den letzten Jahren als Gemeinden sehr, sehr viel weg genommen hat, dann darf ich nur mit der Situation der Getränkesteuer beginnen. 500 Millionen Schilling – bis zum Jahr 2000 – haben die Gemeinden Kärntens im Plusbereich zu verbuchen gehabt, vor allem Tourismusgemeinden. Diese vielen, zig Millionen Schilling sind jetzt für die Tourismusgemeinden nicht mehr vorhanden. Die müssen eben schauen, wie sie zum Geld kommen. Wenn das eintritt, dass auch die Gemeinden die einzelnen Beschlüsse fassen werden, dann bin ich überzeugt davon, dass auch die Aufteilung 35:65 für die Gemeinden ohne Mitfinanzierung der großen Werbung des Landes sicherlich auch Früchte tragen wird und im Endeffekt bei den einzelnen Gemeinden mit rund 1,8 Millionen Euro zu Buche schlagen wird.

Die Körperschaftssteuer wurde ebenfalls von 34 auf 25 % reduziert. Das sind wiederum Einnahmenentfälle für die einzelnen Gemeinden.

Und da ist aber nicht der kleine Betrieb entlastet worden, da sind die großen Kon​zerne entlastet worden und sonst niemand. Und die Gemeinden haben einfach die​ses zu verkraften. Die Steuerreform, allein die letzte, hat den Gemeinden in Kärnten rund 275 Millionen Schillinge gekostet! Wenn wir jetzt ausgehen von der Steuer​reform, die wiederum den kleinen Mann nicht treffen – das KMU-Gewerbe, also Klein- und Mittelgewerbe nicht treffen – sondern wiederum den Großen getroffen haben, nämlich im positiven Sinn, dann muss ich eines sagen: Auch da sind wieder die Gemeinden zur Kasse gebeten worden und müssen das mitzahlen! Die Entwick​lung der einzelnen Treibstoffpreise in Kärnten und auch darüber hinaus in Österreich geben uns zu bedenken. Auch das sind Kostenentwicklungen bei den Gemeinden, die einfach dann höher sind. Die Energiesteuer, die eingeführt wurde, schlagen sich diese ebenfalls in einzelnen Bereichen nieder.

Ich glaube, dass es richtig ist, dass wir einige Erhöhungen durchführen, die jetzt über zwei Jahrzehnte gleich geblieben sind. Die verschiedenen Neueinführungen von Ab​gaben sind in vielen Bundesländern ja bereits durchgeführt und Kärnten zieht in die​sem Zusammenhang nur nach. Die Zweitwohnsitzabgabe haben wir ja bereits 1998 im Kärntner Landtag im Ausschuss bereits behandelt, es ist nicht durchgegangen und nunmehr sind wir soweit, dass wir die heute beschließen können. Andere Bun​desländer, wie zum Beispiel Vorarlberg, hat das damals 1999 auch durchgezogen. Ich muss ganz offen sagen, die Finanzierung der einzelnen Gemeinden soll uns alle berühren, denn wie ist's denn? Die Gemeinde sind die öffentlich höchsten Investoren insgesamt gesehen und zwar flächendeckend. In ganz Kärnten wird das Klein- und Mittelgewerbe damit unterstützt. Und das sichert die Arbeitsplätze bei den Klein- und Mittelbetrieben, verhindert auch die Abwanderung – bitte mitzubedenken! - bringt we​niger Pendler, die jetzt mit erhöhten Treibstoffpreisen praktisch kämpfen müssen. Ich sage daher, dass diese Finanzierungsmöglichkeiten, die heute zum Beschluss an​stehen, diese einzelnen Gesetze, sicherlich gerechtfertigt sind. Nur eines ist dazu zu sagen: Die Gemeinden und der Gemeindebund und auch der Städtebund hätten gerne bei der Aufteilung das eine oder andere eher höher ausfallen lassen für die Gemeinden. Das ist nicht gegangen, aber wir sind trotzdem einigermaßen zufrieden, dass die Gemeinden mit rund 9 Millionen Euro doch das Auslangen finden müssen, als erste Situation.

Und vielleicht noch einige Punkte, die mich berühren. Es ist nicht Tatsache, wie es in den Medien sehr sehr oft festgestellt wurde, dass die Gemeindeabgaben in Kärnten die höchsten österreichweit sind. Das stimmt nicht, bitte! Wir liegen an der 5. Stelle, -im positiven Sinn. Salzburg 417,-- Euro pro Person; 401,-- Euro Vorarlberg; Ober​österreich 380,--; Tirol 378,-- und Kärnten 358,--; niedriger ist nur die Steiermark, Niederösterreich und Burgenland. Und da wird sich auch nicht viel ändern in der Zu​kunft. Und daher glaube ich, müssen wir mit diesem Märchen aufräumen und been​den, sondern die Tatsache sagen: Die Gemeinden sind nicht die Gebührentreiber und wir haben auch nicht die höchsten Gebühren österreichweit! Und das, bitte ich, auf alle Fälle bei der Argumentation zu berücksichtigen.

Zum Kärntner Motorbootabgabegesetz wurde auch schon einiges gesagt. Auch das ist wichtig, dass wir gerade dieses Klientel irgendwo höher belasten, ist es doch so, dass diese Beträge der Erhöhung der Motorbootabgabe in den Kärntner Bodenbe​schaffungsfonds fließen und damit wertvolle Wasserversorgungsanlagen bzw. Quel​len angekauft werden können und vieles mehr, wie zum Beispiel Betriebsansiede​lungen. Die Naturschutzabgabe: Auch das ist ein Wunsch – und das sage ich ganz offen – vieler ÖVP-Bürgermeister und ich habe zahlreiche Briefe bekommen, dass diese endlich eingeführt werden sollte. Sicherlich hätten wir gerne mit einem höheren Prozentsatz mitpartizipiert, es ist uns nicht gelungen. Ursprünglich war null für die Gemeinden vorgesehen. Wir haben es erreicht, gemeinsam mit dem Gemeindere​ferenten und durch Verhandlungen der einzelnen Referenten, dass die Gemeinden mit 20 Prozent beteiligt werden bei der Zweitwohnsitzabgabe. Ich glaube, es ist eine gerechte Lösung, dass wir auch da im Sinne der Land- und Forstwirtschaft die Hütten nicht hineinge​nommen haben, sondern dass die ausgenommen wurden.

Bei der Gebrauchsabgabe ist es besonders wichtig zu sagen, dass aufgrund der Ver​handlungen mit Gemeindebund, mit den einzelnen Regierungsmitgliedern, es gelun​gen ist, dass wir Befreiungsbestimmungen im Bereich der Abwasserentsorgung, im Bereich der Wasserversorgung und vor allem bei der Wärmeversorung für öffentliche oder gemeinnützige Betreiber, die herausgenommen wurden, um so die Gebühren nicht zu erhöhen. Ich glaube, das sind Dinge, über die man nicht negativ sprechen sollte, sondern das ist eine positive Situation im Zusammenhang mit der Finanzie​rung der Gemeinden.

Wie wir alle wissen, ist vom Land Niederösterreich auch die Einführung der Handy​masten​abgabe vorgesehen; Burgenland, Salzburg und verschiedene andere Bun​desländer sind dabei, diese Gesetze auch zu beschließen. Und der Gemeindebund – und da verstecke ich mich nicht dahinter – ist ebenfalls der Meinung, in dieser Situa​tion des irrsinnigen Zuwachses an neuen Masten, die wir in Zukunft zu erwarten haben, die Gemeinde keinerlei Möglichkeit hat, einschreiten zu können, aber dieses Gesetz könnte lenkend wirken, um auch da die Möglichkeit zu schaffen, keine Masten zu vermehren, sondern die bestehenden Masten mehrheitlich zu nützen. Das wäre der richtige Weg.

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ich glaube, es gebe noch Vieles in die​sem Zusammenhang zu sagen. Ich darf mich dafür bedanken, bei allen die heute die Zustimmung erteilen werden, um damit die Finanzierungssicherheit in den Gemein​den zu verbessern. (Beifall von der F-Fraktion und der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende bedankt sich für die Wortmeldung und erteilt Abg. Vouk das Wort.)
Ferlitsch

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen! Die Zeit nicht über Gebühr beanspruchend möchte ich noch darauf hinweisen, dass wir heute in der Aktuellen Stunde schon ausführlich über die Situation im Tourismus diskutiert haben und ich denke, dass der Tourismus dringend Kapital braucht, frisches Geld braucht. Und ich denke, dass die Abgaben, die hier erhöht werden, die moderat er​höht werden, auch dieses frische Geld bringen werden, um auch Projekte, wie Schlechtwettereinrichtungen, Saisonverlängerung, finanzieren zu können.

Ich verwehre mich gegen den Ausdruck vom Kollegen Lutschounig – der wahr​scheinlich jetzt in die Mittagspause gegangen ist – dass es „marode“ Betriebe am Wörthersee gibt. Wir haben Toppbetriebe mit gut ausgebildeten, mit engagierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Natürlich gibt es einige Betriebe die zu kämpfen haben, aber diesen Ausdruck „marod“ weise ich da auf alle Fälle zurück. Wenn er dann gemeint hat, es gibt gewaltige Belastungen für den Tourismus aufgrund des Abgabenpaketes, so will ich nur zwei, drei Beispiele anführen. Die Fremdenverkehrs​abgabe ist ja umsatzorientiert. Wir haben hier einen Betrieb, der 2 Millionen Umsatz hat, das ist ein Betrieb mit über 200 Betten, der wird in Zukunft im Jahre 2006 759,-- Euro mehr bezahlen. Das geht dann herunter bis zum kleinen Tischler – ich möchte das jetzt nicht verniedlichen – der in Zukunft im Jahr 117,-- Euro mehr bezahlen wird. Ich denke, dass ist eine moderate Erhöhung.

Die Motorbootsteuer; - das ist in Ordnung. Ich denke, wir sollten uns nicht verteidi​gen. Wir werden auch keinen Motorbootbesitzer, Nummernbesitzer, abschrecken in Zukunft, - aufgrund dessen, dass die Motorbootabgabe moderat erhöht wird – nicht mehr mit dem Motorboot am See zu fahren. Ich denke, dass es sehr klug war vom Kärntner Landtag, auch hier die Zweckwidmung wieder einzuführen, Zweckwidmung für den Bodenbeschaffungs​fonds. Es wird uns gelingen, wir werden darauf achten, dass freie Seegrundstücke wieder angekauft werden. Kollege Holub, da wird's ihr uns ja wohl unterstützen, sowie ihr auch das beim Bad Saag gemacht habt, davon bin ich überzeugt.

Zweitwohnsitzabgabe; - ist in Ordnung. Schmerzlich natürlich für uns – das möchte ich schon auch anführen – ist natürlich der Aufteilungsschlüssel bei der Fremdenver​kehrsabgabe, wo vorher 80 : 20 war für die Gemeinden; jetzt 65 : 35. Leider natürlich auch jetzt für das Casino. Das muss ich hier natürlich als Standortbürgermeister sagen, dass auch das Casino Velden in Zukunft Fremdenverkehrsabgabe bezahlen wird müssen. Das ist ein Betrag von 80.000,-- Euro. Das wird neu eingeführt und ist sicherlich kein Rückenwind für die laufenden Investitionen, die hier getätigt werden. Ich kann Ihnen aber auch versprechen, dass die Orts- und Nächtigungstaxe von den Kärntner Gemeinden, von den Gemeinderäten, - das hat der Kollege Schwager ja richtig erkannt als alter Bürgermeister – nicht mit 1.1.2006 erhöht werden, weil da ist eigentlich der große Rahmen drinnen, der den Betrieben wirklich weh tun wird. Ich gehe davon aus, dass da sehr maßvoll damit umgegangen wird. Und weil natürlich schon die Angebote draußen sind für 2006, wird das – wenn es überhaupt Erhöhun​gen gibt – dann erst mit Jahresmitte 2006 sein wird, wenn überhaupt.

Ich fordere überhaupt für den Kärntner Tourismus klare Strukturen. Ich denke, dass auch personelle Besetzungen vorgenommen worden sind, wo es besser gewesen wäre, einen Konsens herbeizuführen. Der Landestourismusreferent ist gefordet und ich bin aber davon überzeugt, dass wir alle gemeinsam mit diesem Abgabenpaket in bessere Zeiten für den Kärntner Tourismus hineinsegeln werden. Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der F-Fraktion und der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)
Vouk

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ebenfalls wie mein Vorredner, die Zeit nicht über Gebühr strapazieren zu wollen, hat er mir aber das Stichwort schon ge​geben. Die Vergnügungssteuer – also, im Akt ist was drinnen gestanden von zusätz​lichem administratorischen Aufwand; da müssen neue EDV-Anlagen und so weiter gekauft werden – und es steht nicht dafür, diesen Aufwand zu betreiben, um diese Steuer einzuführen. Das ist selbstredend.

Was diese Vergnügungssteuer mit dem Finanzpaket für den ländlichen Raum zu tun haben sollte, entzieht sich nicht nur meiner Kenntnis, sondern auch der Kenntnis aller anderen, die diesen Akt gelesen haben. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das sagt nichts!) Den Versuch, diese Steuern mit dem Jugendschutz rechtzufertigen – ich meine, es ist ja eh harmlos ausgefallen, aber trotzdem – nur der Versuch ist schon etwas schwach, weil – ich möchte Ihnen schon sagen – bitte, wenn sie dem Jugendschutz helfen wollen beim Thema Glücksspiel, dann haben Sie den Mut und schaffen Sie das Kleine Glücksspiel doch bitte ab! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Man sollte die Jugend vor dir schützen!) Der Vorredner Vouk hat gesagt, das Casino Velden; es zahlt jetzt nicht nur die Fremdenverkehrsabgabe, sondern ebenfalls auch diese Vergnügungs​steuer und damit doppelt! Die Spielbanksteuer und die Vergnügungssteuer. Und, wenn Sie die Stellungnahme des Casinos gelesen haben, dann finde ich schon recht eigenartig, dass auf der einen Seite die Koalition oder hauptsächlich der Landes​hauptmann, sich regelmäßig vor diesem Casino ablichten lässt und sich darüber freut, wie toll dieses Casino denn als Frequenzbringer für diese Region ist, was es ja definitv ist, ja! Und auf der anderen Seite belasten wir dieses Casino jetzt, wo es ohnehin schon einzahlt, doppelt noch dazu! (Abg. Zellot: Die brauchen Dir nicht er​barmen!) Ich bin der Letzte, Herr Kollege, der sich um die armen Casinos Sorgen macht, aber wenn man konsequent Investitionen fördern will, dann soll man das auch tun. Und diese Casinosteuer mit dem Jugendschutz ebenfalls zu argumentieren ist insoferne unrichtig, als dass im Casino wirklich kein Jugendlicher spielsüchtig wer​den kann, weil ohne Reisepass kommt man dort gar nicht hinein. (Einwände aus der F-Fraktion.) – oder einem Führerschein.

Wir von der ÖVP sind für eine rigorose Kontrolle des Jugendschutzgesetzes und nicht durch eine – wie soll ich sagen – Erklärung über eine neue oder eine erhöhte Steuer. Diese Steuer bringt uns für den Jugendschutz auf jeden Fall nichts und es ist ihre Argumentation in dem Akt drinnen. Das Einzige wozu diese Steuer führt ist, dass die Casinobetreiber sich noch bessere Tricks überlegen werden, um den Jugend​lichen das Geld aus der Tasche zu ziehen. Aus diesem Grund lehnen wir diese Steuer ab und grundsätzlich das Abgabenpaket, das Sie heute beschließen wollen. Das haben wir aber obendrein eh schon ausgiebig in der Früh und in der Aktuellen Stunde debattiert.

Zum Landesmusikschul-Förderbeitrag, der ja jetzt erhöht werden soll – (Abg. Mag. Ragger der am Berichterstatterplatz sitzt: Du trinkst das Wasser vom Berichterstatter! – Das gehört mir! – Dies löst Heiterkeit in der F-Fraktion aus.) Das glaube ich weni​ger, dass das dir gehört, aber ich borg es dir gerne, wenn du es haben willst. Also, magst es? (Abg. Tauschitz bietet Abg. Mag. Ragger das Wasserglas an.) Die Musik​schulabgaben oder die Musikschulen sind wichtig und richtig. Ich glaube, das steht außer Frage, nur, die Finanzierung derselben sollte für ein Land, das sich in Höchst​form befindet, möglich sein und keine weiteren Probleme darstellen. Dafür eine Steuer zu erhöhen, zeigt entweder, dass die Werbung des Landes nicht wirklich stimmt oder eher als Durchhalteparolen zu verstehen sind. Dem Bürger für die Un​fähigkeit mit dem Budget umzugehen und genügend Geld aufzutreiben oder ausga​benseitig zu sparen, damit zu bestrafen, ihn wieder zu belasten – in dem Fall mit 1,2 Millionen Euro – lehnen wir auf jeden Fall ab und aus diesem Grund wird es auch für diese Steuer oder für diese Abgabe von uns auf keinen Fall die Zustimmung geben. Damit bin ich auch schon am Ende und ich hoffe, dass wir bald fertig sind. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Seiser das Wort.)
Tauschitz

Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Geschätzter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Am Ende dieses Tages der Zitrusfrucht bleiben mir eigentlich nur noch einige wenige Bemerkungen, die ich in Richtung der ÖVP zu machen habe, die heute in einer beispielhaften – oder eigentlich beispiellosen Aktion – ihre Liebe für den kleinen Mann entdeckt hat. Ich frage Sie nur: Wo waren Sie eigentlich, als es darum gegangen ist, die Steuerreform 2005 des Bundes zu bekämpfen oder zu kritisieren? (Abg. Tauschitz: Die größte Steuerentlastung, die es je gegeben hat … !) Wo … ich werde Ihnen sofort, Herr Kollege Tauschitz, in Zahlen vorlegen, welche Steuerentlastung das war. Ich rede jetzt zuerst über sämtliche Bundesländer. Es hat nämlich die Steuerreform des Bun​des des Jahres 2003 bzw. 2005 dazu geführt, dass die Ertragsanteile, jetzt öster​reichweit gesehen, für die Länder in der Höhe von 2.600.000.000,-- Euro zurückge​gangen sind und die Ertragsanteile nach § 22 Finanzausgleichsgesetz um 1.235.000.000,--.

Wenn Sie das als „größte Entlastung des Jahrhunderts“ bezeichnen, dann frage ich Sie wirklich, wie Sie rechnen, vor allem wie Sie das Ihren Wählerinnen und Wählern beibringen wollen.

Die Ausfälle der Ertragsanteile bei den Gemeinden in Gesamtösterreich belaufen sich für den Zeitraum von 2004 bis 2009 auf 2,208 Milliarden, Herr Kollege Tauschitz und geschätzte Kollegen der ÖVP! Für unser Bundesland bedeutet das einen Ausfall für Land und Gemeinden zusammen im gleichen Zeitraum in der Höhe von 416 Millionen Euro. Das heißt, geschätzter Herr Kollege Tauschitz, diese Aktion, die Sie heute hier vor dem Landtag und dann im Landtag abgeliefert haben, kann ja wohl nichts anderes sein als eine kosmetische Aktion oder eine Beschäftigungstherapie für Kammerfunktionäre. Etwas anders, geschätzter Herr Kollege Tauschitz, ist das nicht! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Zum Schluss kommend, Herr Kollege Tauschitz, darf ich Ihnen nur sagen: In der vergangenen Periode wurden ja einige, um das gelinde auszudrücken, budgetpolitische und wirtschaftspolitische Fehler auch unter der Mitwirkung Ihrer Regierungsmitglieder getätigt. Ich verweise auf den Verkauf der Wohnbauförderungsmittel, ich verweise auf den Verkauf der Liegenschaften etc. Sie werden in den nächsten Tagen oder in den nächsten Wochen merken, welche Auswirkungen das nämlich wirklich auf die kleine Frau und auf den kleinen Mann hat, wenn wir darangehen werden, das Wohnbauförderungsgesetz zu novellieren. Da wird man dann merken, welche Konsequenzen es hat, wenn es aus den Wohnbauförderungsdarlehen keine Rückflüsse mehr gibt. Und dann sprechen wir wieder über Ihre Hinwendung zum kleinen Mann!

Im Großen und Ganzen, geschätzte Damen und Herren – das wissen auch die Bürgermeister und die Gemeindemandatare, die hier herinnen sitzen, wenn wir jetzt über dieses Abgabenpaket im Fremdenverkehr diskutieren –, wissen wir, dass die Gemeinden über die zweckgewidmeten Mittel für den Tourismus hinaus ganz, ganz massiv die Tourismusbetriebe und die Fremdenverkehrsbetriebe unterstützen. Weil jede Investition oder beinahe jede Investition, die ja die Gemeinde trifft, indirekt dem Tourismus oder dem Gastgewerbe zugute kommt.

Das, meine sehr geschätzten Damen und Herren, im Zusammenhang mit einem Anpassungspaket, das ja heute schon mehr oder weniger diskutiert wurde, mit einem Anpassungspaket, das im Vergleich zu anderen Bundesländern und vor allem im Vergleich zum wirtschaftspolitischen und steuerpolitischen Kollateralschaden der Bundesregierung sich eher zart ausnimmt. Danke für Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Gunzer das Wort.)

Seiser

Abgeordneter Gunzer (F):

Gunzer

Herr Präsident! Hohes Haus! Wir haben heute Vormittag bereits ausführlich diskutiert, aber ich möchte trotzdem noch einige Anmerkungen machen, denn es sind hier Dinge behauptet worden, die man nicht so im Raum stehen lassen kann.

Ich möchte vorweg eines sagen: Es ist natürlich – da wiederhole ich, was ich am Vormittag gesagt habe – nicht angenehm, wenn man von „Anpassungen“ und „Erhöhungen“ sprechen muss. Das freut uns alle nicht! Aber ich sage auch ganz offen dazu: Wir müssen der Tatsache ins Auge schauen und in die Zukunft denken! Wir müssen anschauen: Wie hat sich unser Land Kärnten entwickelt, und wie stehen die Chancen unseres Landes gegenüber den anderen Regierungen? Wir müssen heute alle um unsere Gäste buhlen, denn wir brauchen neue Gäste, weil es zu Verschiebungen gekommen ist. Schauen wir uns an, wie Italien wirbt, wie Slowenien wirbt, wie Kroatien um die Gäste wirbt! Dann müssen auch wir die Aktivitäten verstärken. Wenn wir die Investitionen der letzten Jahre hernehmen, zum Beispiel in den Wintertourismus, dann können wir mit Zahlen aufwarten, wo wir im Spitzenfeld bei den Nächtigungen in Kärnten jetzt in den Wintertourismus liegen.

Was wollen wir? – Wir wissen, dass sich der Sommertourismus entwickelt hat, wie wir es alle wollen. Da ist es aber selbstverständlich dann unsere Aufgabe, dass wir dementsprechend die Rahmenbedingungen auch schaffen. Wir wollen eine Vorsaison, wir wollen eine Nachsaison. Wir haben nichts von einem Tourismusbetrieb, der nur mehr die Chance hat, im Jahr drei bis vier Monate aufzusperren – und den Rest hat er zugesperrt. Er möchte aber länger öffnen. Das heißt, wir brauchen neue Gästeschichten.

Letztendlich muss der Ganzjahrestourismus das Ziel sein. Wir wissen alle, dass das Geld kostet. Ich sehe es anhand meines eigenen Betriebes, den ich immerhin schon 22 Jahre, seit der Gründung, habe. Jedes Jahr ist eine neue Herausforderung. Wenn ein Jahr für das Unternehmen nicht unbedingt wirtschaftlich gut gelaufen ist, was muss ich dann machen? – Ich muss nachdenken: Wo kriege ich neue Kunden her?! Wie investiere ich? Gerade dann muss ich aber mehr investieren. Das ist der entscheidende Punkt! Deshalb halte ich nichts von diesen kleinkarierten Aussagen. Wenn ich das schon höre: Der Landeshauptmann lässt sich vor dem Casino ablichten. Wenn damit jemand ein Problem hat, dann soll er mir das sagen! Ich nehme ihn gerne mit, dann ist er auch auf dem Bild drauf. Aber ich glaube, es wird nicht das Bild entscheidend sein, sondern es werden die Strukturen, die wir schaffen, notwendig sein, dass wir sie auch dementsprechend zusammenbringen.

Ich nenne einige Zahlen: 52 Millionen Euro hat das Land Kärnten in der letzten Zeit in den Tourismus investiert. Die Fremdenverkehrsabgabe hat im Verhältnis dazu zirka 4,3 oder 4,5 Millionen ausgemacht. Mit dieser Anpassung werden wir auf 6 oder 6,5 Millionen hinkommen. Meine lieben Freunde! Das sind 10 bis 12 Prozent der Investitionen, was wir vom Land aus tun. Und diese Relation muss man gegenüberstellen. Wenn dann mehr Gäste hier sind, dann steigt automatisch die Kaufkraft. Und bitte, für jeden: Nicht nur für den Tourismusbetrieb, sondern auch für die Gastronomie, vor allem auch für den Handel und für das Gewerbe. Alle profitieren davon! Ich habe heute bei der Demonstration hier mit allen Unternehmern gesprochen. Letztendlich haben sie dann gesagt: „Eigentlich hast du Recht! Es tut uns jetzt einmal, im ersten Moment, wohl weh, aber wir verstehen auch dich, deine Argumentation, weil wenn ich hier keine Gäste mehr habe, dann nützt mir alles zusammen nichts mehr, wenn keiner mehr kommt und einkaufen geht.“ Das heißt, das sind die Dinge, wo wir sagen: Es ist unsere Aufgabe, dass wir hier auch diesen Weitblick haben und vor allem auch den Mut zu dieser Anpassung haben. Es ist leichter, heraus zu gehen und zu sagen: „Es darf nichts passieren!“ Aber dann, bitte schön, stellt euch auch den Unternehmern, wenn nächstes Jahr wieder nichts passiert und die Kurve weiter hinunter geht! Das ist der entscheidende Punkt, und wir müssen auf Jahre hinschauen. Eines sage ich hier auch ganz deutlich: Die Unternehmer haften auch mit ihrem persönlichen Eigentum, und hier haben wir die große Verantwortung (Beifall von der F-Fraktion), dementsprechend auch zu schauen, dass sie da wieder heraus kommen.

Zu den Investitionen, die wir vorhaben: Zum Beispiel Schwefelbad Bad St. Leonhard, eine Großinvestition, jahrzehntelang dahingedümpelt – nichts passiert. Das ganze obere Lavanttal wird davon profitieren. Therme Bad Bleiberg, Römerbad Bad Kleinkirchheim, um nur einige zu nennen. Das heißt, hier werden sinnvolle Investitionen getätigt. Ich bin überzeugt davon, dass letztendlich die Wirtschaft davon profitieren wird.

Ich muss schon sagen, auch mein Vorredner und Kollege hat das gesagt, er versteht auch die Interessenvertreter, meine Kollegen der Wirtschaftskammer, ich selbstverständlich ganz genauso, aber nur bis zu einem gewissen Bereich. Dass man dagegen auftritt und sagt: „Okay! Passt auf, das passt uns jetzt nicht hinein, weil die Saison nicht gut ist. Das passt mir alles nicht!“ Aber dann mit falschen Zahlen zu argumentieren und eine Panikmache zu machen, das kann ich nicht akzeptieren! Das ist eine grobe Fahrlässigkeit! (Beifall von der F-Fraktion) Wenn ich mir diese Broschüre da anschaue, wo draufsteht: „Still und heimlich“, dann muss ich das auf das schärfste zurück weisen, Denn das eigene Haus (die Wirtschaftskammer Kärnten) hat immerhin auch eine Stellungnahme abgegeben, bitte. Und da steht drinnen: „Laut Regierungsbeschluss vom 21. Juni heurigen Jahres …“. Jetzt frage ich mich: Wo ist da still und leise etwas passiert?! Das heißt, wir müssen die Diskussion fair und offen führen. Das ist der entscheidende Punkt.

In weiterer Folge muss ich es hier noch einmal sagen, weil der Kollege der ÖVP es angeschnitten hat, bezüglich der Grundumlagenerhöhung. Man muss sich das einmal vorstellen! Jetzt wird gegen ein Paket protestiert, wo man eine Anpassung durchführt, und das eigene Haus, die eigene Interessenvertretung geht dann her und macht in den Fachgruppen Grundumlagenerhöhungen. Jetzt bringe ich das in Erinnerung: Jeder Unternehmer zahlt Kammerumlage 1. Macht er mehr Umsatz, zahlt er mehr an die eigene Kammer. Kammerumlage 2: Beschäftigt er viele Unternehmer, zahlt er mehr an die eigene Interessenvertretung und dann noch zusätzlich an die Fachgruppe die Grundumlage. Und genau um diese Grundumlagen geht es, was bereits in den einzelnen Bereichen schon erhöht worden ist. Nicht überall noch, aber es gibt schon Beschlüsse, wo sie bereits durchgezogen worden sind. Auf Grund unserer Initiative, wo wir gesagt haben: „So nicht!“, wurde das jetzt in der Gastronomie einmal ausgesetzt – nicht aufgehoben. Das wurde einmal auf ein Jahr ausgesetzt, weil man auch dort der Hoffnung ist, es wird eh wieder alles zugerichtet, in einem Jahr. Und gleichzeitig argumentiert mein Kollege dort: „Na gut! Wenn wir nicht erhöhen können, können wir keine Projekte umsetzen.“ Ja, bitte, meine Herren, was ist denn dann da?! Wenn wir kein Geld haben, können wir keine Investitionen tätigen. Das ist genau dasselbe.

Ich verwehre mich dagegen, dass hier permanent Polemik betrieben wird, sondern es sind mir hier die Kärntner Unternehmer, die – wie ich schon gesagt habe – persönlich haften, zu wertvoll. Und die erwarten sich auch von uns, dass wir uns Gedanken machen und uns für die Zukunft einsetzen.

Ich sage abschließend noch, dass auch eine große Tourismusoffensive geplant ist. Diese große Tourismusoffensive beinhaltet dann das massive Bewerben, die Investitionen in den Ganzjahrestourismus, damit der Gast, wenn es hier einmal regnet, zufrieden ist. Wir können uns den Regen ja nicht aussuchen, aber es regnet überall. Es hat heuer in Südtirol – ich habe mit Südtirolern gesprochen – massive Umsatzrückgänge gegeben, wo sie keine Gäste mehr gehabt haben, weil es so viel geregnet hat. Wir wollen unser schönes Land dementsprechend so verkaufen können, dass die Gäste sagen, auch bei ein paar Tagen Regen ist es bei uns in Kärnten schön gewesen. Auf das müssen wir hin. Bei der Offensive werden alle eingebunden, weil ich stehe hier nicht, dass wir hier eine Parteipolitik machen. Ich sage es noch einmal: Es ist die Situation zu ernst, dass wir da hergehen und kleinkarierte Politik machen, sondern da ist mir schon wichtig, dass wir dementsprechend auch zusammenarbeiten.

Ich möchte aber dazu noch erwähnen, dass es selbstverständlich auch auf Grund unserer Diskussionen zu Entschärfungen gekommen ist, wo auch der Herr Landeshauptmann immer ein offenes Ohr hat. Das möchte ich hier noch einmal betonen. Wir haben heraus argumentieren können: die Wohnwägen, beispielsweise. Die sind nicht in dem Paket drinnen. Die Zweckbindung der Mittel, die die Unternehmer jetzt mehr aufbringen, fließt zu 90 % wiederum in die Unternehmen zurück, nämlich über die Regionalverbände. Ich finde es äußerst sinnvoll, wenn dort die Firmen, die vor Ort ansässig sind - weil die wissen genau: Was braucht die Region? Wo haben wir Chancen? -, auch dementsprechend die Mittel zur Verfügung haben. Und das muss man auch bei der Diskussion erwähnen! Man darf nicht immer nur die halbe Wahrheit sagen, sondern bleiben wir bei der ganzen Wahrheit! Dann werden wir uns in Zukunft wesentlich leichter tun, um unser schönes Land Kärnten weiter nach vorne zu bringen. Schauen wir uns die Kaufkraft an! Wir sind nicht mehr an letzter Stelle, sondern mittlerweile im Mittelfeld! Danke! (Beifall von der F-Fraktion)

Gunzer

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Es liegt mir jetzt keine Wortmeldung mehr vor. Ich erteile dem Berichterstatter zum Tagesordnungspunkt 23 das Schlusswort. Ich würde den Herrn Berichterstatter Dipl.-Ing. Gallo darum bitten! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo tritt in den Sitzungssaal.) Er ist schon hier im Hause.

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Geschätzter Herr Präsident! Ich teile Ihnen mit, dass ich auch Fremdenverkehrsabgabe zahle und einer der Wenigen hier bin, der seine eigene Fremdenverkehrsabgabe mit diesem Beschluss erhöht.

Ich bitte um Abstimmung über das Eingehen in die Spezialdebatte und bitte um die Abstimmung, dass in der Spezialdebatte ziffernmäßig aufgerufen wird.

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Ich lasse über das Eingehen in die Spezialdebatte abstimmt. Wer dem zustimmt: Bitte ein Handzeichen! – Das ist mehrheitlich von SPÖ und Freiheitlichen so beschlossen. Ich lasse jetzt über die ziffernmäßige, paragrafenmäßige und artikelmäßige Verlesung abstimmen. Wer dem zustimmt: Bitte noch einmal um ein Handzeichen! – Das ist ebenfalls mit Mehrheit so beschlossen.

Ich bitte, zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Artikel I

Das Fremdenverkehrsabgabegesetz 1994 K-FVAG 1959, idF der Gesetze LGBl. Nr. 85/1998 und 51/2002 sowie der Kundmachung LGBl. Nr. 87/1994 wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5: § 5 wird durch folgende §§ 5 bis 5 c ersetzt: § 5 Abgabepflichtiger Umsatz, § 5a Sonderfälle des abgabenpflichtigen Umsatzes, § 5b Umsatz bei Aufnahme einer abgabepflichtigen Tätigkeit, § 5c Umsatz bei Enden der abgabepflichtigen Tätigkeit; Ziffer 6: § 6 lautet: § 6 Höhe; Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10: Nach § 8 Abs. 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt; Ziffer 1: Nach § 9 wird folgender § 9a eingefügt: § 9a Vereinbarungen; Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15: Nach § 14 wird folgender 3. Abschnitt eingefügt: 3. Abschnitt § 15 Beistandsleistung; Ziffer 16 Verweisungen.

Artikel II.

Ich beantrage die Annahme von Artikel I und II.

(Art. I und II werden mehrheitlich angenommen. – Vorsitzender: Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)

Gesetz vom 29.9.2005 mit dem das Fremdenverkehrsabgabegesetz 1994 geändert wird.

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt mit Mehrheit. – Der Vorsitzende: Dritte Lesung! – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Fremdenverkehrsabgabegesetz 1994 ge​ändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt mit Mehrheit.)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Ich erteile nun zum Tagesordnungspunkt 24 dem Berichterstatter das Schlusswort!

(Die Sitzung wird um 20.00 Uhr wegen Abwesenheit des Berichterstatters um circa eine halbe Minute unterbrochen.)
Wir nehmen die unterbrochene Sitzung wieder auf und ich erteile dem Berichter​statter das Schlusswort!

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mit Mehrheit beschlossen. – Auch der An​trag des Berichterstatters über die ziffernmäßige Aufrufung wird mit Mehrheit be​schlossen.)
Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Köfer (SPÖ):

Köfer

Artikel I

Das Gebrauchsabgabengesetz – K-GAbg.G, LGBl.Nr. 42/1969, in der Fassung der Gesetze LGBl.Nr. 108/1994 und 135/2001, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6

Ich beantrage die Annahme von Artikel I.

(Die Annahme von Arikel I erfolgt mit Mehrheit. – Berichterstatter:)

Artikel II

Absatz 1 und Absatz 2

Ich beantrage die Annahme von Artikel II.

(Die Annahme von Artikel II erfolgt mit Mehrheit. – Der Vorsitzende: Kopf und Ein​gang! – Berichterstatter:)
Gesetz vom 29. September dieses Jahres, mit dem das Gebrauchsabgabengesetz geändert wird.

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt mit Mehrheit. – Der Vorsitzende: Wir kommen zur Dritten Lesung! – Berichterstatter:)
Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Gebrauchsabgabengesetz geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich ersuche um Annahme.

(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt mit Mehrheit.)
Köfer

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Ich erteile nun dem Berichterstatter zu Tagesordnungspunkt 25 das Schlusswort.

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mit Mehrheit angenommen. – Auch der An​trag des Berichterstatters über die paragraphenweise Abstimmung wird mit Mehrheit angenommen.)
Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

§ 1, § 2, § 3, § 4, § 5, § 6, § 7

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von § 1 bis § 7 erfolgt mit Mehrheit. – Der Vorsitzende: Kopf und Ein​gang! – Berichterstatter:)

Gesetz vom 29.9.2005 über den Förderungsbeitrag für den Musikschulaufwand im Lande (Kärntner Landesmusikschul-Förderungs​bei​trags​gesetz – K-LMFG)

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt mit Mehrheit. – Der Vorsitzende: Bitte, die 3. Lesung! – Berichterstatter:)
Dem Entwurf eines Kärntner Landesmusikschul-Förderbeitragsgesetzes, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt mit Mehrheit.)
Mag. Ragger

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Ich teile nun zum Tagesordnungspunkt 26 dem Berichterstatter das Schlusswort.

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und ersucht um das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird ohne die Stimmen der ÖVP-Fraktion so be​schlossen. – Auch der Antrag des Berichterstatters auf artikelmäßige Aufrufung wird mit den Stimmen der F-Fraktion, SPÖ-Fraktion und den Stimmen der Grünen, gegen die Stimmen der ÖVP-Fraktion und gegen die Stimme des Abg. Schwager so be​schlossen.)
Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Artikel I

Das Kärntner Motorbootabgabegesetz 1992 – K-MBAG, LGBl.Nr. 10/1993, in der Fassung der Gesetze LGBl.Nr. 13/1994, 63/1996, 31/1997 und 5/2001, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6 § 9 Mittelverwendungen

Artikel II

Absatz 1, Absatz 2

Ich ersuche um Annahme.

(Die Annahme von Artikel I und Artikel II wird mit Mehrheit beschlossen. – Der Vor​sitzende: Wir kommen zu Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)

Gesetz vom 29. September 2005, mit dem das Kärntner Motorbootabgabegesetz 1992 geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich ersuche um Annahme.

(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt mit Mehrheit. – Der Vorsitzende: Wir kommen zur 3. Lesung! – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Motorbootabgabegesetz 1992 geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich ersuche um Annahme.

(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt mit Mehrheit.)
Mag. Dr. Kaiser

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Ich erteile nun zu Tagesordnungspunkt 27 dem Berichterstatter das Schlusswort.

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mit den Stimmen der F-Fraktion und der SPÖ-Fraktion so beschlossen. – Auch der Antrag des Berichterstatters über die arti​kelmäßige Abstimmung erfolgt mit Mehrheit.)
Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Artikel I

Das Kärntner Naturschutzgesetz 2002 – K-NSG 2002, LGBl.Nr. 79, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl.Nr 63/2005, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3

Ich beantrage die Annahme von Artikel I.

(Die Annahme von Artikel I erfolgt mit Mehrheit. – Berichterstatter:)
Artikel II

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Artikel II erfolgt mit Mehrheit. – Der Vorsitzende: Kopf und Ein​gang! – Berichterstatter:)

Gesetz von 29.9.2005, mit dem das Kärntner Naturschutzgesetz 2002 geändert wird

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt mit Mehrheit. – Der Vorsitzende: Dritte Lesung! – Berichterstatter:)
Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Naturschutzgesetz 2002 geän​dert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt mit Mehrheit.)

Mag. Ragger

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Ich erteile nun zum Tagesordnungspunkt 28 dem Berichterstatter das Schlusswort.

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mit Stimmen der F-Fraktion und der SPÖ-Fraktion so beschlossen. – Auch der Antrag des Berichterstatters über die ziffern​mäßige Abstimmung erfolgt mit Mehrheit.)
Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Artikel I

Das Orts- und Nächtigungstaxengesetz 1970, K-ONTG, LGBl.Nr. 144, in der Fas​sung der Gesetze LGBl.Nr. 25/1979, 72/1981, 3/1986, 48/1988, 81/1992, 109/1994, 35/1998 und 112/2001, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 1a, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Artikel I erfolgt mit Mehrheit. – Berichterstatter:)

Artikel II

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Artikel II erfolgt mit Mehrheit. – Der Vorsitzende: Kopf und Ein​gang! – Berichterstatter:)
Gesetz vom 29.9.2005, mit dem das Orts- und Nächtigungstaxengesetz 1970 ge​ändert wird

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt mit Mehrheit . – Der Vorsitzende: Dritte Lesung! – Berichterstatter:)
Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Orts- und Nächtigungstaxengesetz 1970 geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt mit Mehrheit.)
Mag. Ragger

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Ich erteile nun zum Tagesordnungspunkt 29 dem Berichterstatter das Schlusswort.

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mit den Stimmen der F-Fraktion, der SPÖ-Fraktion und den Stimmen der Grünen so beschlossen. – Auch der Antrag des Be​richterstatters über die ziffernmäßige Aufrufung erfolgt mit Mehrheit.)
Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Arikel I

Das Landesvergnügungssteuergesetz (K-LVStG), LGBl.Nr. 70/1997, in der Fassung des Gesetzes LGBl.Nr. 91/2001, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2 – dem § 2 wird folgender Absatz (2) angefügt, Ziffer 3 § 3 Abs. 1 lautet, Ziffer 4, Ziffer 5, - § 5 Abs. 1 lautet, Ziffer 6, Ziffer 7; nach § 5 wird folgender

§ 5a eingefügt, § 5a Haftung

Artikel II

Ich beantrage die Annahme von Artikel I und Artikel II.

(Die Annahme von Artikel I und Artikel II erfolgt mit Mehrheit. – Der Vorsitzende: Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)
Gesetz vom 29. September 2005, mit dem das Landes-Vergnügungssteuergesetz geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt mit Mehrheit. – Der Vorsitzende: Bitte 3. Lesung! – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Landes-Vergnügungssteuergesetz geän​dert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt mit Mehrheit.)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Ich erteile nun zum Tagesordnungspunkt 30 dem Berichterstatter das Schlusswort.

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mit den Stimmen der F-Fraktion, der SPÖ-Fraktion und den Stimmen der Grünen beschlossen. – Auch der Antrag des Bericht​erstatters über die paragraphenweise Abstimmung erfolgt mit Mehrheit.)
Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Köfer (SPÖ):

Köfer

§ 1 Ermächtigung zur Ausschreibung der Abgaben, § 2 Abgabengegenstand, § 3 Ausnahme von der Abgabenpflicht, § 4 Abgabenschuldner und Haftung, § 5 Ent​stehen und Dauer der Abgabepflicht, § 6 Fälligkeit und Entrichtung der Abgabe, § 7 Bemessungsgrundlage und Höhe der Abgabe, § 8 Eigener Wirkungsbereich und § 9 Übergangs- und Schlussbestimmungen.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von § 1 bis § 9 erfolgt mit Mehrheit. – Der Vorsitzende: Kopf und Ein​gang! – Berichterstatter:)
Gesetz vom 29. September dieses Jahres über die Erhebung einer Abgabe von Zweitwohnsitzen (Kärntner Zweitwohnsitzabgabegesetz – K-ZWAG)

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme von Kopf und Eingang.

(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt mit Mehrheit. – Der Vorsitzende: Wir kommen zur 3. Lesung! – Berichterstatter:)
Dem Entwurf eines Gesetzes über die Erhebung einer Abgabe von Zweitwohnsitzen wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich ersuche um Annahme.

(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt mit Mehrheit.)
Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F)

Danke! Ich darf nun den Präsidenten Ferlitsch bitten, den Vorsitz zu übernehmen, damit ich zum Tagesordnungspunkt 31 den Bericht abgeben kann. (2. Präs. Ferlitsch übernimmt um 20.12 Uhr den Vorsitz.)
Köfer

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Tagesordnungspunkt 31


31.
Ldtgs.Zl. 224-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Bauvorschriften geändert werden



./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist Abgeordneter Präsident Lobnig.

Mit der Zuweisung dieser Materie in den Ausschuss für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen ist die 1. Lesung erfolgt.

Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Ferlitsch

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Sehr geschätzter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Wir haben diese Änderung der Kärntner Bauvorschriften im Ausschuss für Budget, Bauwesen behan​delt und diese auch einstimmig beschlossen zur Kenntnis genommen. Im Wesent​lichen geht es um Änderungen der Brandschutzeinrichtungen und der Brandschutz​ordnung.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet und schließt gleichzeitig wieder die Generaldebatte, da keine Wortmeldung vorliegt. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Auch der Antrag des Berichterstatters über die artikelmäßige Abstimmung wird ein​stimmig beschlossen. – Berichterstatter:)
Artikel I

Die Kärntner Bauvorschriften – K-BV, LGBl.Nr. 56/1985, zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl.Nr. 36/2003, werden wie folgt geändert:

§ 159 lautet: § 159

Arikel II

Ich beantrage die Annahme von Artikel I und Artikel II.

(Die Annahme von Artikel I und Artikel II erfolgt einstimmig – Der Vorsitzende: Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)
Gesetz vom 29. September 2005, mit dem die Kärntner Bauvorschriften geändert werden

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme von Kopf und Eingang.

(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt einstimmig. – Der Vorsitzende: Dritte Lesung! – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird gemäß Artikel 64 … (Der Vorsitzende: Nein! Dem Entwurf eines Gesetzes … Der Vorsitzende reicht dem Berichterstatter die fehlende Unterlage.)
Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Bauvorschriften geändert wer​den, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt einstimmig.)
(Den Vorsitz übernimmt um 20.15 Uhr 3. Präs. Lobnig.)

Lobnig

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Danke! Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 32:


32.
Ldtgs.Zl. 202-5/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend L 149 Koralmstraße, Veräußerung von Straßenteilflächen GB 77209 Hartelsberg im Gesamtausmaß von 8.736 m²

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Gritsch. Ich erteile ihm das Wort und ersuche ihn, zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! Dieser letzte Tagesordnungspunkt beinhaltet den Verkauf zweier der Koralmstraße zuzuordnenden Teilflächen. Aus ökonomischer Sicht und einem dementsprechenden Kaufpreis versehen, erscheint es zweckmäßig, diese Grundstücke zu veräußern. Dementsprechend liegen einstimmig gefasste Beschlüsse seitens der Landesregierung und auch des Ausschusses für Tourismus, Bauwesen und Budget bei.

Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte. – Es liegt keine Wortmeldung vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen. – Berichterstatter:)

Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird gemäß Art. 64 Abs. 1 der Kärntner Landesverfassung ermächtigt, aus der landeseigenen Liegenschaft EZ 103, GB 77209, zwei Teilflächen aus dem nachfolgend angeführten in der KG Hartelsberg liegenden Grundstück zu den nachgenannten Konditionen an den Kaufwerber Walter Töfferl, wohnhaft in 2700 Wiener Neustadt, Bösendorfergasse 2, zu veräußern: zwei Teilflächen aus Gst. Nr. 826 im Gesamtausmaß von 8.736 m².

Der auf diesen Kaufgegenstand entfallende Kaufpreis beträgt € 21.840,00 und ist binnen 14 Tagen nach Vertragsunterfertigung in bar zu entrichten, andernfalls gesetzliche Verzugszinsen zur Anrechnung kommen. Sämtliche mit dieser Grundtransaktion verbundenen anfallenden Kosten bis zur grundbücherlichen Einverleibung übernimmt der Kaufwerber.

Das Land Kärnten übernimmt keine Haftung für außerbücherliche Lasten, weiters hat der Käufer gegenüber dem Land Kärnten als Verkäufer ausdrücklich zu erklären, keinerlei Ansprüche welcher Art auch immer wegen einer Kontaminierung der Teilflächen des vertragsgegenständlichen Grundstückes geltend zu machen.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Gritsch

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Geschätzte Damen und Herren! Wir kommen somit zur Mitteilung des Einlaufes. 

Mitteilung des Einlaufes
(Fortsetzung)

Ich ersuche den Landtagsdirektor um die Mitteilung!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Der heutige Einlauf umfasst 12 Anträge, noch einen Dringlichkeitsantrag, 1 Dringlichkeitsanfrage, 4 schriftliche Anfrage und 2 Petitionen.

A. Dringlichkeitsanträge: (Fortsetzung)


3.
Ldtgs.Zl. 229-2/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des ÖVP-Landtagsklubs und der Interessengemeinschaft der Grünen betreffend Sanierung – Ölunfall Fürnitz mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, unverzüglich die derzeit angewandte Sanierungsmethode im Fall Fürnitz auf ihre Wirksamkeit und Umweltverträglichkeit zu überprüfen; die Anwendung von alternativen Sanierungsmaßnahmen zu überprüfen, die eine weitest mögliche Beseitigung des Heizöles aus dem Kontaminationsbereich gewährleisten sowie insbesondere die Möglichkeit der Anwendung von Substanzen, die biologische Abbauprozesse (Biotenside) von Öl bewirken, zu überprüfen.

Mag. Weiß

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Zur Dringlichkeit hat sich Herr Klubobmann Mag. Grilc gemeldet. Ich ersuche ihn, zu sprechen!

Lobnig

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist eine Initiative der Grünen – das sage ich in aller Deutlichkeit! -, die eigentlich schon eine Anfrage an den zuständigen Referenten, Rohr, gestellt haben, eine Antwort bekamen und mit dieser Antwort noch das Umweltbundesamt kontaktierten. Es geht im Konkreten darum, dass in Fürnitz oben nach einem Ölunfall derzeit zwar durch eine Absaugungsanlage die leicht flüchtigen Kohlenwasserstoffe abgesaugt werden, es aber durchaus Methoden gibt und gäbe, mit denen auch tatsächlich das Öl aus dem Boden heraus geholt werden könnte, und zwar mit eben neuartigen Sanierungsmethoden. Es ist durchaus im Sinne der Umwelt, wenn man eine derartige Methode zur Anwendung bringt, damit eben auch das Öl aus dem Boden entfernt wird und nicht nur sozusagen die Kohlenwasserstoffe abgesaugt werden.

Aus diesem Grund, weil es eben hier den Bedarf gibt, rasch zu handeln, ersuche ich um Zustimmung zur Dringlichkeit und in weiterer Folge natürlich auch zum Inhalt dieses Antrages!

(Der Vorsitzende erteilt zur Dringlichkeit Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Mag. Grilc

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Die Antragsteller begründen diesen Antrag mit Behauptungen – die können stimmen, die müssen nicht stimmen. Das Ganze ruft nach Vertiefung! (Heiterkeit im Hause)
Ich weiß, dass eine Sanierung erfolgt. Es ist so, dass diese Sanierung nicht von allen goutiert wird. Das stimmt auch. Aber was dahinter steckt, wissen wir nicht, denn nicht alles, was hier in der Begründung steht und jetzt wiederholt worden ist, ist nachvollziehbar.

Das bisherige Verfahren hat den Vorteil, dass es nicht nur die Umwelt im Auge hat sondern auch die Kosten, weil ein schrittweises Vorgehen geplant ist. Der Antrag selbst ist, offen gesagt, mit Verlaub, ein bisschen halbherzig formuliert – aber das macht nichts. Wir werden nämlich keine Dringlichkeit gewähren. Ich bitte die Frau Ausschussvorsitzende, nachdem ich annehme, dass er dem Ausschuss für Umwelt, Gemeinden und Energie zugewiesen werden wird, die Sitzung sehr bald anzusetzen, damit wir auch die zweite Seite hören können. Ich glaube, das ist ein korrekter, ein konstruktiver Weg. Ich bitte daher um Verständnis, dass wir der Dringlichkeit hier nicht zustimmen! (Beifall von der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)

Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke, Herr Präsident! Hoher Landtag, auch in aller Kürze: Ich schließe mich dieser Bitte des Verständnisses, dass wir das sehr fundiert im Ausschuss der Kollegin Cernic behandeln werden, an. Ich möchte nur auch nach Rücksprache mit dem zuständigen Referenten, Rohr, sagen, dass derzeit alles unternommen worden ist, um diesen Stand zu minimieren, dass die Methode, die angewandt wird, eine weltweit anerkannte ist, dass auch der Güterverkehr als solcher gesichert ist. Ansonsten: Bei einer Wiederaufnahme und anderen Umstrukturierung würde ein enormer volkswirtschaftlicher Schaden dadurch entstehen, dass wir – entgegen sonstigen Prämissen – einer Verlagerung von der Schiene auf die Straße das Wort reden müssten. Damit alles noch zusätzlich seine Genauigkeit hat: Es gibt ständige Kontrollmessungen, die sicherstellen sollen, dass das Grundwasser in diesem Bereich auf alle Fälle sauber bleibt.

Daher dieselbe Argumentation, die mein Kollege Gallo, noch dazu technisch unterstützt, gemacht hat. Wir werden seitens der SPÖ die Dringlichkeit nicht zuerkennen, sind gerne bereit, im zuständigen Ausschuss ausführlich darüber zu reden! (Beifall von der SPÖ- und der F-Fraktion)

Mag. Dr. Kaiser

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Es liegt mir keine weitere Wortmeldung zur Dringlichkeit vor. Ich lasse nun über die Dringlichkeit abstimmen. Es ist die Zweidrittelmehrheit erforderlich. Wer dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennt, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit. Ich weise diesen Antrag dem Ausschuss für Gemeinden, Föderalismus und Umwelt zu und ersuche nun den Landtagsdirektor um den weiteren Bericht des Einlaufes!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

B. Dringlichkeitsanfragen:


1.
Ldtgs.Zl. 203-4/29:

Dringlichkeitsanfrage von Abgeordneten des ÖVP-Klubs an Landesrat Gerhard Dörfler mit folgender Frage:

Erfolgte der Auftrag zur Planung der Umfahrung von Bad St. Leonhard entsprechend der Grundlage und Zielvorgabe des dem Land Kärnten vorliegenden Gemeinderatsbeschlusses der Stadtgemeinde Bad St. Leonhard vom 19. 12. 2003?

Mag. Weiß

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Sie haben diese Dringlichkeitsanfrage gehört. Ich lasse vor Eingehen in eine Debatte über die Dringlichkeit abstimmen. Wer diesem Antrag die Dringlichkeit gibt, den bitte ich um ein Handzeichen. Die einfache Mehrheit genügt. – Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Diese Anfrage wird dem Befragten zugemittelt werden.

Ich ersuche nun den Landtagsdirektor um die Mitteilung des weiteren Einlaufes!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Wir kommen zu den Anträgen:

C. Anträge von Abgeordneten:

1. 
Ldtgs.Zl. 189-2/29:

Antrag des Freiheitlichen Landtagsklubs betreffend Adaptierung des Klagenfurter Künstlerhauses anlässlich 100-Jahr-Jubiläum Kunstverein Kärnten mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, gemeinsam mit der Stadt Klagenfurt und in Verhandlungen mit der Bundesregierung dafür Sorge zu tragen, dass das Künstlerhaus Klagenfurt bis zur Eröffnung der Ausstellung „Kärntner Kunst nach 1945“ im Jahr 2007 dem Anlass entsprechend adaptiert wird.

Zuweisung: Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule


2.
Ldtgs.Zl. 119-17/29:

Antrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Volksschulunterricht in Apriach, Ingolsthal und Kamp ab dem Schuljahr 2006/07 mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass in Apriach, Ingolsthal und Kamp – wie im Schuljahr 2004/05 – auch im Schuljahr 2006/07 der Volksschulunterricht zumindest in Expositurklassen an diesen Standorten wieder durchgeführt wird.

Zuweisung: Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule


3.
Ldtgs.Zl. 256-1/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Änderung des Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetzes mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, an die Bundesregierung mit dem Ersuchen heranzutreten, eine Änderung des Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetzes 1982 in der Form vorzunehmen, dass bei Importen von kleineren Händlern bis zu 600.000 Liter pro Monat eine Befreiung von der Notbevorratungspflicht eingeführt wird.

Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr


4.
Ldtgs.Zl. 182-4/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Verhinderung der EU-Dienstleistungsrichtlinie mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert,


1.
an die Bundesregierung mit dem Ersuchen heranzutreten, bei den Verhandlungen des Rates auf EU-Ebene den vorliegenden Vorschlag der Kommission betreffend eine Richtlinie über die Dienstleistungen im Binnenmarkt in der vorliegenden Form abzulehnen,


2.
die schrankenlose Einführung des Herkunftslandprinzips zu Lasten der Bürger/innen bzw. kleiner- und mittlerer Unternehmen abzulehnen und stattdessen Maßnahmen zur Koordinierung und Harmonisierung der Standards auf hohem Niveau zu setzen und


3.
auf die Mitglieder des Europäischen Parlaments einzuwirken, die Intentionen dieses Antrages zu unterstützen.

Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa


5.
Ldtgs.Zl. 204-5/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend keine gesundheitliche Beeinträchtigung durch elektromagnetische Strahlung (verursacht u. a. durch Mobiltelefone) mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag möge beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, geeignete Maßnahmen (z. B. Verhandlungen mit den Netzbetreibern, Durchführung von Messungen, Überprüfung der Einhaltung von Grenzwerten, Kennzeichnung der Mobilfunktelefone betreffend SAR-Wert etc.) zu ergreifen, um eine gesundheitliche Beeinträchtigung durch elektromagnetische Strahlung zu verhindern.

Zuweisung: Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt


6.
Ldtgs.Zl. 166-2/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend mehr finanzielle Mittel für die Krebsmedizin mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, sich in Verhandlungen mit der Bundesregierung für eine bundesweite Sonderfinanzierung für die Krebspatienten/innen in Österreich einzusetzen.

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport


7.
Ldtgs.Zl. 166-3/29:

Antrag von Abgeordneten des Freiheitlichen Landtagsklubs betreffend Therapie für Überlebenschancen bei Brustkrebspatientinnen mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit den Krankenanstalten, den Sozialversicherungsträgern, der Ärztekammer und dem Gesundheitsministerium sicherzustellen, dass Herceptin als effiziente Therapie bei Brustkrebspatienten für alle Bevölkerungsschichten leistbar ist.

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport


8.
Ldtgs.Zl. 140-6/29:

Antrag von Abgeordneten des Freiheitlichen Landtagsklubs betreffend Anerkennung Rettungshundebrigade als Rettungsorganisation mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, die Österreichische Rettungshundebrigade (ÖRHB), Landesgruppe Kärnten, nach den Bestimmungen des Kärntner Rettungsdienstförderungsgesetzes als Rettungsorganisation anzuerkennen.

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport


9.
Ldtgs.Zl. 120-4/29:

Antrag von Abgeordneten des Freiheitlichen Landtagsklubs betreffend Anschaffung einer Hubrettungsbühne mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit den Oberkärntner Gemeinden und dem Landesfeuerwehrverband zu erreichen, dass für die Freiwilligen Feuerwehren des Mölltales und Oberen Drautales eine Teleskop-Hubrettungsbühne angeschafft wird.

Zuweisung: Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt


10.
Ldtgs.Zl. 217-2/29:

Antrag von Abgeordneten des Freiheitlichen Landtagsklubs betreffend Errichtung eines neuen Parkdecks in Wolfsberg mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, die Finanzierung und Errichtung eines neuen Parkdecks in Wolfsberg/Rathausparkplatz zu ermöglichen.

Zuweisung: Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt


11.
Ldtgs.Zl. 166-4/29:

Antrag von Abgeordneten des Freiheitlichen Landtagsklubs betreffend Gebühren in Krankenhäusern mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, dass die Kärntner Landesspitäler den Elternteilen, welche ihren Kindern während einer Behandlung auf den Kinderabteilungen im LKH Klagenfurt (Interne und Chirurgie) und im LKH Villach (Interne) beistehen, keine Gebühren verrechnen.

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport


12.
Ldtgs.Zl. 257-1/29:

Antrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Sanierung der Landesgedächtnisstätte am Kreuzbergl – finanzielle Unterstützung durch das Land mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, den Verein der „Freunde der Landesgedächtnisstätte am Kreuzbergl“ finanziell bei der dringend notwendigen Generalsanierung dieser Landesgedächtnisstätte, welche kärntenweite Bedeutung hat, zu unterstützen.

Zuweisung: Ausschuss für Budget, Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen

D. Schriftliche Anfragen:


1.
Ldtgs.Zl. 203-5/29:

Schriftliche Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak an Landesrat Dörfler betreffend Umfahrung Bad St. Leonhard im Lavanttal


2.
Ldtgs.Zl. 255-1/29:

Schriftliche Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak an Landeshauptmann Dr. Haider betreffend Personalbesetzungen



3.
Ldtgs.Zl. 65-7/29:

Schriftliche Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak an Landesrat Dörfler betreffend Kinderbetreuungseinrichtungen


4.
Ldtgs.Zl. 119-16/29:

Schriftliche Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak an Landesrat Dörfler betreffend sprachliche Frühförderung

E) Petitionen:


1.
Ldtgs.Zl. 46-2/29:

P e t i t i o n   vom 29.9.2005 betreffend lebenswertes Thörl-Maglern über​reicht durch Abgeordneten Holub

Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr


2.
Ldtgs.Zl. 258-1/29:

P e t i t i o n   vom 29.9.2005 betreffend Kärntner Schulstartgeld überreicht durch Abgeordneten Schwager

Zuweisung: Ausschuss für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen

Mag. Weiß

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Nun, meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten, wir sind somit nach einer sehr umfangreichen Tagesordnung am Ende dieser Sitzung angelangt. Eine umfangreiche Sitzung, weil es einfach sehr interessante Themen zu behandeln ge​geben hat, darüber hinaus aber auch weitreichende Beschlüsse. Ich danke für die konstruktive Arbeit, für die Beschlussfassung, schließe die Sitzung und wünsche noch einen schönen Abend.

Lobnig

Ende der Sitzung: 20.31 Uhr

